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Einleitung ‘ 1 ‘

1 Einleitung

Nachdem am 28. Juni 2019 der Flachenentwick-
lungsplan 2019 (FEP 2019) nach den Bestim-
mungen des Gesetzes zur Entwicklung und For-
derung der Windenergie auf See (WindSeeG)
veroffentlicht wurde, ist aufgrund von Gesetzes-
anderungen und insbesondere aufgrund der No-
velle des WindSeeG?, die einen erhthten Aus-
baupfad von 20 Gigawatt fur Windenergie auf
See bis 2030 vorsieht, die Fortschreibung und
Anderung des FEP 2019 erforderlich. Die Geset-
zesanderung sieht zudem ein Langfristziel von
40 GW bis 2040 vor.

Die Erhéhung des Ausbauziels auf 20 GW bis
zum Jahr 2030 geht auf das ausfihrliche Klima-
schutzprogramm 2030 der Bundesregierung zu-
ruck.

Die am 11. Mai 2020 zwischen dem Bund, den
Kistenbundeslandern und den Ubertragungs-
netzbetreibern 50Hertz, Amprion und TenneT
unterzeichnete Vereinbarung zur Umsetzung
von 20 GW Windenergie auf See bis 2030 sieht
ebenfalls vor, den FEP bis Ende 2020 fortzu-
schreiben (Bundesministerium fur Wirtschaft
und Energie, 2020). Dies soll unter Berlcksichti-
gung der Raumordnungsplane fiir die aus-
schlie3liche Wirtschaftszone, die gegenwaértig
fortgeschrieben werden, sowie der Raumord-
nungsplane der Kustenlander erfolgen. Im Rah-
men dieser Fortschreibung erfolgen daher Fest-
legungen von Flachen zur Umsetzung von 20
GW bis 2030.

1.1 Das zentrale Modell

Das Jahr 2017 markiert einen Systemwechsel im
Bereich der Windenergie auf See. Das Bundes-
amt fur Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
nimmt auf der Grundlage des Gesetzes zur Ent-
wicklung und Foérderung der Windenergie auf

1 Gesetz vom 13. Oktober 2016, BGBI. | S. 2258, 2310, zu-
letzt geéandert durch Artikel 1 G zur And. des Windenergie-

See (Windenergie-auf-See-Gesetz — Wind-
SeeG) die Aufgabe der zentralen Entwicklung
und im Auftrag der Bundesnetzagentur (BNetzA)
die Voruntersuchung von Flachen fur die Errich-
tung und den Betrieb von Windenergieanlagen
(WEA) auf See wabhr.

Das zentrale Modell bezeichnet einen gestuften
Planungs- und Ausschreibungsprozess. Im ers-
ten Schritt werden fur Flachen fir Windenergie
auf See im Flachenentwicklungsplan (FEP)
raumliche und zeitliche Vorgaben festgelegt. Der
nachste Schritt ist die Voruntersuchung der Fl&-
chen, die im FEP festgelegt wurden. Nach
Durchfuihrung der Voruntersuchung werden die
Flachen in einem wettbewerblichen Verfahren
versteigert, in dem den Bietern die Informationen
aus der Voruntersuchung zur Verfiigung gestellt
werden.

Der Bieter, der einen Zuschlag erhalten hat,
kann nach Durchlaufen des Zulassungsverfah-
rens auf der Flache WEA errichten, hat An-
spruch auf die Marktpramie und darf die Anbin-
dungskapazitat nutzen.

Das zentrale Modell gilt fiir Inbetriebnahmen von
WEA auf See ab dem Jahr 2026.

Der FEP ist somit im zentralen Modell das steu-
ernde Planungsinstrument fir den synchronen
Ausbau der Windenergie und deren Netzanbin-
dungen auf See.

Der bisherige Bundesfachplan Offshore (BFO)
des BSH fur die ausschlie3liche Wirtschaftszone
(AWZ) der Nord- und Ostsee und Teile des bis-
herigen von der BNetzA bestatigten Offshore-
Netzentwicklungsplans (O-NEP) gehen im FEP
auf. Der Bedarf an Offshore-Anbindungsleitun-
gen wird auf der Basis von Festlegungen des
FEP im landseitigen Netzentwicklungsplan
(NEP) ermittelt.

auf-See-Gesetzes und anderer Vorschriften

03.12.2020, BGBI. 2682.

vom
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1.2 Gesetzliche Grundlagen des Fla-
chenentwicklungsplans

Nach 88§ 4ff. WindSeeG erstellt das BSH im Ein-
vernehmen mit der Bundesnetzagentur
(BNetzA) und in Abstimmung mit dem Bundes-
amt flr Naturschutz (BfN), der Generaldirektion
WasserstralRen und Schifffahrt (GDWS) und den
Kistenlandern einen FEP.

Erganzend gelten vor allem Regelungen des
Gesetzes fur den Ausbau erneuerbarer Ener-
gien (Erneuerbare-Energien-Gesetz — EEG
2017?) und des Gesetzes Uber die Umweltver-
traglichkeitsprifung (UVPG3).

1.3 Zweck und Ziele des Flachenent-
wicklungsplans

Nach § 4 Abs. 1 WindSeeG ist Zweck des FEP,
fachplanerische Festlegungen fir die AWZ der
Bundesrepublik Deutschland zu treffen. Er kann
nach Mal3gabe einer Verwaltungsvereinbarung
zwischen dem Bund, vertreten durch das BSH,
und dem zustandigen Land auch fachplaneri-
sche Festlegungen fiir das Kiistenmeer treffen.

8 4 Abs. 2 WindSeeG regelt, dass fur den Aus-
bau von WEA auf See und der hierfur erforderli-
chen Offshore-Anbindungsleitungen der FEP
Festlegungen mit dem Ziel trifft,

o die Ausbauziele nach § 1 Abs. 2 S. 1 Wind-
SeeG zu erreichen, wobei die bis zum Jahr
2030 installierte Leistung 20 Gigawatt tber-
schreiten darf (§ 4 Absatz 2 Nr. 1 WindSeeG

)
o die Stromerzeugung aus WEA auf See

raumlich geordnet und flachensparsam aus-
zubauen und

2 Gesetz vom 21. Juli 2014, BGBI. | S. 1066, zuletzt gean-
dert durch Artikel 6 KohleausstiegsG vom 8.8.2020, BGBI.
1818.

e eine geordnete und effiziente Nutzung und
Auslastung der Offshore-Anbindungsleitun-
gen zu gewabhrleisten und Offshore-Anbin-
dungsleitungen im Gleichlauf mit dem Aus-
bau der Stromerzeugung aus WEA auf See
zu planen, zu errichten, in Betrieb zu neh-
men und zu nutzen.

Nach 8§ 4 Abs. 3 WindSeeG kann der FEP fur
WEA auf See und sonstige Energiegewinnungs-
anlagen, die jeweils nicht an das Netz ange-
schlossen werden, Festlegungen mit dem Ziel
treffen, die praktische Erprobung und Umset-
zung von innovativen Konzepten fir nicht an das
Netz angeschlossene Energiegewinnung raum-
lich geordnet und flachensparsam zu ermdgli-
chen.

Der FEP dient in erster Linie der Umsetzung des
Zwecks des WindSeeG.

Im Hinblick auf den Ausbau von Windenergie auf
See besteht nach 8 1 Abs. 2 WindSeeG das Ziel,
die installierte Leistung von WEA auf See, die an
das Netz angeschlossen werden, auf insgesamt
20 Gigawatt bis zum Jahr 2030 und auf insge-
samt 40 Gigawatt bis zum Jahr 2040 zu steigern,
wobei die bis zum Jahr 2030 installierte Leistung
20 Gigawatt Gberschreiten darf.

3 Gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 24.
Februar 2010, BGBI. | S. 94, zuletzt geandert durch Artikel
117 Elfte ZustandigkeitsanpassungsVO vom 19.6.2020,
BGBI. 1328.
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1.4 Gegenstand des Flachenent-

wicklungsplans

Der FEP enthalt nach dem gesetzlichen Auftrag
des § 5 Abs. 1 WindSeeG fir den Zeitraum ab
dem Jahr 2026 bis mindestens zum Jahr 2030
fur die deutsche AWZ und nach Maligabe der
folgenden Bestimmungen fur das Kustenmeer
Festlegungen uber:

1.

Gebiete; im Kustenmeer kdnnen Gebiete
nur festgelegt werden, wenn das zustan-
dige Land die Gebiete als méglichen Ge-
genstand des FEP ausgewiesen hat,

Flachen in den nach Nummer 1 festge-
legten Gebieten; im Kistenmeer kbnnen
Flachen nur festgelegt werden, wenn
das zustéandige Land die Flachen als
maoglichen Gegenstand des Flachenent-
wicklungsplans ausgewiesen hat

die zeitliche Reihenfolge, in der die fest-
gelegten Flachen zur Ausschreibung
nach Teil 3 Abschnitt 2 WindSeeG kom-
men sollen, einschliel3lich der Benen-
nung der jeweiligen Kalenderjahre,

die Kalenderjahre einschliel3lich des
Quartals im jeweiligen Kalenderjahr, in
denen auf den festgelegten Flachen je-
weils die bezuschlagten WEA auf See
und die entsprechende Offshore-Anbin-
dungsleitung in Betrieb genommen wer-
den sollen, sowie die Quartale im jeweili-
gen Kalenderjahr, in welchen der Kabel-
einzug der Innerparkverkabelung der be-
zuschlagten Windenergieanlagen auf
See an die Konverter- oder Umspann-
plattform erfolgen soll,*

4 Darlber hinaus kann der FEP gemaR § 5 Abs. 1 Nr. 4 Satz
2 WindSeeG wesentliche Zwischenschritte fiir den gemein-
samen Realisierungsfahrplan nach 8§ 17d Abs. 2 EnWG vor-

geben.

5. die in den festgelegten Gebieten und auf
den festgelegten Flachen jeweils voraus-
sichtlich zu installierende Leistung von
WEA auf See,

6. Standorte von Konverterplattformen,
Sammelplattformen und, soweit wie
maoglich, Umspannanlagen,

7. Trassen oder Trassenkorridore fur Offs-
hore-Anbindungsleitungen,

8. Orte, an denen die Offshore-Anbin-
dungsleitungen die Grenze zwischen der
ausschlie3lichen Wirtschaftszone und
dem Kistenmeer Uberschreiten,

9. Trassen oder Trassenkorridore fur
grenziberschreitende Stromleitungen,

10. Trassen oder Trassenkorridore fur mogli-
che Verbindungen der in den Nummern
1, 2, 6, 7 und 9 genannten Anlagen,
Trassen oder Trassenkorridore unterei-
nander und

11. standardisierte Technikgrundsatze und
Planungsgrundsatze.

Der FEP kann ferner nach § 5 Abs. 2 WindSeeG
Folgendes festlegen:

kustennah auRRerhalb von Gebieten Testfel-
der fur insgesamt hochstens 40 Quadratki-
lometer; Testfelder kbnnen im Kistenmeer
nur festgelegt werden, wenn das Land den
Bereich als moglichen Gegenstand des FEP
und zumindest teilweise zu Testzwecken
ausgewiesen hat; wird ein Testfeld tatsach-
lich nicht oder in nur unwesentlichem Um-
fang genutzt, kann ein spaterer FEP die
Festlegung des Testfeldes aufheben und
stattdessen Gebiete und Flachen festlegen,



‘ 4 Einleitung

o die Kalenderjahre, in denen auf den festge-
legten Testfeldern jeweils erstmals Pilot-
windenergieanlagen auf See und die ent-
sprechende Testfeld-Anbindungsleitung in
Betrieb genommen werden sollen, und

o die Kapazitat der entsprechenden Testfeld-
Anbindungsleitung;

o fUr Gebiete in der ausschliel3lichen Wirt-
schaftszone und im Kistenmeer verfligbare
Netzanbindungskapazitaten auf vorhande-
nen oder in den folgenden Jahren noch fer-
tigzustellenden Offshore-Anbindungsleitun-
gen ausweisen, die nach § 70 Absatz 2 Pi-
lotwindenergieanlagen auf See zugewiesen
werden kénnen.

Daruber hinaus kdnnen nach § 5 Abs. 2a Satz 1
WindSeeG sonstige Energiegewinnungsberei-
che auf3erhalb von Gebieten fur insgesamt 25
bis 70 Quadratkilometer festgelegt und raumli-
che sowie technische Vorgaben fir sonstige
Energiegewinnungsanlagen fir Leitungen oder
Kabel, die Energie oder Energietrager aus die-
sen abfiihren, gemacht werden oder bei einer
Knappheit der Trassen solche Leitungen oder
Kabel ausschliel3en.

Fachplanerische Festlegungen fur das Kisten-
meer konnen nach 8§ 4 Abs. 1 Satz 2 WindSeeG
fur Gebiete, Flachen, die zeitliche Reihenfolge
der Ausschreibungen der Flachen, die Kalender-
jahre der Inbetriebnahmen und die voraussicht-
lich zu installierende Leistung sowie flr Testfel-
der und sonstige Energiegewinnungsbereiche
getroffen werden. Nach MaRgabe einer Verwal-
tungsvereinbarung zwischen dem Bund, vertre-
ten durch das Bundesamt fur Seeschifffahrt und
Hydrographie, und dem zustandigen Land wer-
den die einzelnen Festlegungen flr das Kisten-
meer naher bestimmt.
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2 Verfahren zum Ausbau der
Windenergie auf See

Mit dem WindSeeG wurde fur WEA auf See, die
ab 2026 in Betrieb gehen, ein neues Verfahren
fur den Ausbau der Windenergie auf See einge-
fuhrt. Von der Ubergeordneten Entwicklung der
Flachen bis zum Zulassungsverfahren fur die
WEA und Anbindungsleitungen sind verschie-
dene Kaskaden zu durchlaufen.

Zunachst werden durch den FEP nach den
§ 4 ff. WindSeeG fachplanerische Festlegungen
fur den Ausbau von WEA auf See und Offshore-
Anbindungsleitungen in der AWZ getroffen.

Ziel der Festlegung der zeitlichen Realisierungs-
reihenfolge der Flachen ist, dass ab dem Jahr
2026 WEA auf See auf diesen Flachen in Betrieb
genommen und gleichzeitig die zur Anbindung
dieser Flachen jeweils erforderlichen Offshore-
Anbindungsleitungen fertiggestellt werden, so
dass die jeweils vorhandenen Offshore-Anbin-
dungsleitungen effizient genutzt und ausgelastet
werden.

Auf der nachsten Stufe werden die Flachen nach
88 9 ff. WindSeeG voruntersucht. Dies betrifft
Untersuchungen zur Meeresumwelt, die Vorer-
kundung des Baugrunds sowie die Wind- und
ozeanografischen Verhaltnisse fiir die vorzuun-
tersuchende Flache.

So soll das spatere Planfeststellungsverfahren
fur WEA auf See auf diesen Flachen beschleu-
nigt werden.

Aufbauend auf den Ergebnissen der Voruntersu-
chung wird sodann die Eignung der Flachen fur
die Ausschreibung gepriift.

Falls die Eignung festgestellt wird, werden die In-
formationen inklusive der Untersuchungsergeb-
nisse sowie die Festlegung der zu installieren-
den Leistung durch Rechtsverordnung festge-
stellt und an die BNetzA weitergegeben.

Diese schreibt die Flachen nun zur wettbewerb-
lichen Bestimmung der Marktprdmie aus und

veroffentlicht die im Rahmen der Voruntersu-
chungen ermittelten Untersuchungsergebnisse
und Informationen (vgl. 88 14 ff. WindSeeG).
Nur der bezuschlagte Bieter kann spater einen
Antrag auf Planfeststellung zur Errichtung und
zum Betrieb von WEA auf See auf der jeweiligen
Flache stellen. Mit dem Zuschlag verbunden ist
aulRerdem ein Anspruch auf den Anschluss der
WEA an die im FEP festgelegte Offshore-Anbin-
dungsleitung und die zugewiesene Netzanbin-
dungskapazitat auf der Anbindungsleitung.

Nach der Erteilung des Zuschlags in der Aus-
schreibung kann der bezuschlagte Bieter bzw.
der entsprechend Berechtigte einen Antrag auf
Planfeststellung nach den 88 44 ff. WindSeeG
stellen. Auf dieser Ebene der Planungskaskade
prift das BSH bezogen auf ein bestimmtes Vor-
haben, ob dieses zulassungsféahig ist. Das Ver-
fahren schliel3t bei Vorliegen aller Voraussetzun-
gen und einem positiven Prifungsergebnis mit
der Erteilung des Planfeststellungsbeschlusses
ab.

Raumordnung (AWZ)

Flachenentwicklungsplan

Voruntersuchung von Flachen (AWZ)

Feststellung der Eignung von Fldchen (AW.

BSH
Planfeststellung fiir Vorhaben (AWZ)

Abbildung 1: Der Flachenentwicklungsplan im Gesamtsystem des
zentralen Modells fur den Bereich der deutschen AWZ der Nord-
und Ostsee

Hinsichtlich des Kistenmeers wird auf Kapitel
5.4 verwiesen.
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2.1 Flachenentwicklungsplan

8§ 6 WindSeeG regelt das Verfahren zur Aufstel-
lung des FEP von der Bekanntmachung der Ein-
leitung des Verfahrens bis hin zur Bekanntma-
chung des fertig gestellten Plans.

2.1.1 Zustandigkeit

Fir die Erstellung des FEP ist nach § 6 Wind-
SeeG das BSH zustandig.

2.1.2 Erstaufstellung

Das BSH stellte in den Jahren 2018 und 2019
erstmalig den FEP auf und fuhrte eine Strategi-
sche Umweltprifung durch. Der FEP 2019
wurde am 28. Juni 2019 o6ffentlich bekanntge-
macht.

2.1.3 Fortschreibung/Anderung

Der FEP kann gemal 8§ 8 Abs. 1 WindSeeG auf
Vorschlag des BSH oder der BNetzA geéndert
oder fortgeschrieben werden, wobei die Ent-
scheidung Uber den Zeitpunkt und Umfang eines
Verfahrens zur Anderung oder Fortschreibung
im gegenseitigen Einvernehmen des BSH mit
der BNetzA getroffen wird.

Der FEP wird nach MaRgabe von § 5 WindSeeG
geandert oder fortgeschrieben, wenn zur Errei-
chung der Ziele nach § 4 WindSeeG die Festle-
gung anderer oder weiterer Gebiete und Flachen
oder eine Anderung der zeitlichen Reihenfolge
der Voruntersuchung der Flachen erforderlich
ist, weil beispielsweise untersuchte Flachen als
nicht geeignet festgestellt wurden.

Er wird jedoch mindestens alle vier Jahre fortge-
schrieben (vgl. 8§ 8 Abs. 2 S. 1 WindSeeG).

Diese Fortschreibung/Anderung des FEP be-
stand aus den folgenden Verfahrensschritten:

Als ersten Schritt in diesem Prozess hat das
BSH im Einvernehmen mit der BNetzA am 19.
Juni 2020 die Einleitung der Fortschreibung und
Anderung des FEPs (FEP 2020) sowie den vo-
raussichtlichen Umfang der Fortschreibung und
Anderung offentlich bekannt gemacht. Zudem

wurden ein Vorentwurf fir den FEP 2020 und die
Entwirfe fur die Untersuchungsrahmen (Nord-
und Ostsee) im Rahmen der Strategischen Um-
weltprifung erstellt.

Es bestand fir Behorden und die Offentlichkeit
die Gelegenheit, bis zum 20. Juli 2020 zu den
Konsultationsdokumenten Stellung zu nehmen.

Daruber hinaus fand am 11. August 2020 ein 0f-
fentlicher Anhdrungstermin zum Vorentwurf des
Flachenentwicklungsplans 2020, zu den Entwiir-
fen des Untersuchungsrahmens und zur Stel-
lungnahme der Ubertragungsnetzbetreiber statt.

Am 1. September 2020 wurden die Untersu-
chungsrahmen fiir die Umweltberichte im Rah-
men der Strategischen Umweltprifung festge-
stellt.

Auf Grundlage der Ergebnisse der Konsultation
und des Anhodrungstermins wurden der Entwurf
des FEP 2020 und die Entwirfe der Umweltbe-
richte erarbeitet und am 4. September 2020 ver-
offentlicht.

Behdrden, deren Aufgabenbereich berlhrt ist,
hatten bis zum 8. Oktober 2020 die Gelegenheit,
Stellung zu den Entwurfsdokumenten zu neh-
men; die Offentlichkeit hatte die Gelegenheit,
sich bis zum 5. November 2020 zu diesen zu au-
Bern.

Am 18. November 2020 fand ein Erérterungster-
min zu den Entwurfsdokumenten, den Stellung-
nahmen und AuRerungen statt.

Die Nord- und Ostseeanrainerstaaten wurden
mit Schreiben vom 18. September 2020 Uber
den Beginn, den Ablauf und den vrs. Abschluss
des Verfahrens informiert.

Sie hatten insbesondere Gelegenheit, sich in der
Zeit vom 13. Oktober 2020 bis zum 10. Dezem-
ber 2020 zu den Entwurfsdokumenten bzw. der
Zusammenfassung in der jeweilig erforderlichen
Amtssprache zu aufRern und Stellung zu neh-
men.
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Die Abstimmung nach 88 8 Abs. 4, 6 Abs. 7
WindSeeG mit den Kistenbundeslandern, dem
BfN und der GDWS ist erfolgt.

Die BNetzA hat mit Schreiben vom 16. Dezem-
ber 2020 das nach 8§ 8 Abs. 4, 6 Abs. 7 Wind-
SeeG erforderliche Einvernehmen zum FEP er-
teilt.

Der FEP 2020 und die Umweltberichte fir Nord-
und Ostsee im Rahmen der Strategischen Um-
weltprifung wurden am 18. Dezember 2020 ver-
oOffentlicht.

Die folgende Zusammenfassung stellt die ein-
zelnen Verfahrensschritte der Fortschreibung
des FEP dar.

Ubersicht zu den Verfahrensschritten

e Bekanntgabe der Einleitung, des vrs. Um-
fangs sowie des vrs. Abschlusses des
Verfahrens

e Erstellung des Vorentwurfs und Entwurf
des Untersuchungsrahmens

e Behorden- und Offentlichkeitsbeteiligung

e Benachrichtigung der Nord- und Ostsee-
anrainerstaaten

e Abgabe der gemeinsamen Stellung-
nahme der UNB

e Anhorungstermin, ggf. gemaf 8 5 Abs. 6
PlanSiG

o Festlegung des Untersuchungsrahmens

e Erstellung des Entwurfs des FEP und
Entwurf des Umweltberichts

e Behorden- und Offentlichkeitsbeteiligung
(national und international)

e Erdrterungstermin, ggf. gemaf 8 5 Abs. 1
PlanSiG

e Uberpriifung des Umweltberichts unter
Berucksichtigung der nationalen und in-
ternationalen Stellungnahmen

e Beruicksichtigung der Uberpriifung im Ent-
wurf des FEP

Abstimmung mit dem BfN, der GDWS
und den Kistenlandern

o Herstellung des Einvernehmens mit der
BNetzA

e Bekanntmachung des FEP und der Um-
weltberichte bis Ende 2020

e Ubersendung einer zusammenfassenden
Erklarung an die beteiligten Nord- und
Ostseeanrainerstaaten

2.1.4 Abstimmungserfordernisse

Gemal 88 8 Abs. 4 Satz 2, 6 Abs. 7 WindSeeG
findet die Fortschreibung des FEP in Abstim-
mung mit dem BfN, der GDWS und den Kisten-
landern statt.

2.1.5 Einvernehmenserfordernis

Der FEP wird geméalR 88 8 Abs. 4 Satz 2,6
Abs. 7 WindSeeG im Einvernehmen mit der
BNetzA fortgeschrieben.

2.2 Voruntersuchung von Flachen

Zustandig fur die Voruntersuchung von Flachen
istnach 8 11 Abs. 1 S. 1 WindSeeG die BNetzA.
Sie lasst die Voruntersuchung bei Flachen in der
AWZ nach Mal3gabe der Verwaltungsvereinba-
rung zwischen dem BMVI, BSH, BMWi und
BNetzA entsprechend 8§11 Abs.1 S.2 Nr. 1
WindSeeG im Auftrag durch das BSH wahrneh-
men. Das BSH nimmt somit nach § 11 Abs. 2
S. 1 WindSeeG die Aufgaben der fir die Vorun-
tersuchung zusténdigen Stelle im Sinne des Ge-
setzes fur Flachen in der deutschen AWZ wabhr.

Bei Flachen im Kistenmeer lasst die BNetzA ge-
maflk 8§ 11 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 WindSeeG die Vor-
untersuchungen nach Mal3gabe einer Verwal-
tungsvereinbarung im Auftrag von der nach Lan-
desrecht zusténdigen Behdrde wahrnehmen.

Die Voruntersuchung von Flachen erfolgt mit
dem Ziel, dass die BNetzA die geeigneten Fla-
chen nach 88 16 ff. WindSeeG ausschreibt. Der
bezuschlagte Bieter muss anschlieBend ein
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Planfeststellungsverfahren zur Errichtung und
zum Betrieb von WEA auf See nach 88 44 ff.
WindSeeG beim BSH fihren.

Nach § 9 Abs. 1 WindSeeG erfolgt die Vorunter-
suchung mit dem Ziel, fir die Ausschreibungen
der Flachen

e den Bietern die Informationen zur Verfu-
gung zu stellen, die eine wettbewerbliche
Bestimmung der Marktpramie nach § 22d
EEG ermdglichen und

o die Eignung der Flachen festzustellen und

e einzelne Untersuchungsgegenstande vorab
zu prifen, um das anschlieRende Planfest-
stellungsverfahren auf diesen Flachen zu
beschleunigen. Das Verfahren zur Durch-
fuhrung der Voruntersuchung einschlieBlich
der Eignungsprifung von im FEP festgeleg-
ten Flachen richtet sich nach § 12 Wind-
SeeG.

Hierbei ist auch eine Strategische Umweltpri-
fung (SUP) durchzufihren.

Die Voruntersuchung von Flachen ist nach § 9
Abs. 3WindSeeG grundsatzlich so auszuftihren,
dass vor der Bekanntmachung der Ausschrei-
bung die Voruntersuchung mindestens derjeni-
gen Flachen abgeschlossen ist, die nach dem
FEP in diesem Kalenderjahr zur Ausschreibung
kommen sollen. Soweit moglich, soll vor der Be-
kanntmachung der Ausschreibung in einem Ka-
lenderjahr nach § 19 die Voruntersuchung auch
derjenigen Flachen abgeschlossen sein, die
nach dem FEP im darauffolgenden Kalenderjahr
zur Ausschreibung kommen sollen. Soweit dies
zur Einhaltung der Vorgaben erforderlich ist,
kann die Voruntersuchung von Flachen bereits
auf Grundlage eines Entwurfs des FEP nach 8§ 6
Abs. 4 S. 2 WindSeeG begonnen werden (8 9
Absatz 3 Satz 2 WindSeeG).

Im Einzelnen sind gesetzlich folgende Schritte
vorgesehen:

Zusammenfassung der Verfahrensschritte

e Bekanntgabe der Einleitung des Verfah-
rens

e Anho6rungstermin
e Festlegung des Untersuchungsrahmens

e Erstellung der Informationen zur Mee-
resumwelt, zur Vorerkundung des Bau-
grunds sowie zu den Wind- und ozeano-
graphischen Verhaltnissen

e Eignungsprufung und Bestimmung der zu
installierenden Leistung

e Feststellung der Eignung durch eine
Rechtsverordnung

e Auslegung der Unterlagen nach § 44 Abs.
2 UVPG

e Ubermittlung der Informationen an die
BNetzA

2.3 Ausschreibung von Flachen

Fiar Flachen, die als geeignet festgestellt wur-
den, ermittelt die BNetzA in einer Ausschreibung
den anzulegenden Wert fur die Marktprdmie und
den jeweiligen Anspruchsberechtigten hierfir.
Hierflr ist die BNetzA nach 88 16 ff. WindSeeG
zustandig.

GemaR 8§17 Satz1l WindSeeG schreibt die
BNetzA ab dem Jahr 2021 jahrlich zum Gebots-
termin 1. September aus. Hierbei dirfen nicht
mehr als die im FEP festgelegten Mengen aus-
geschrieben werden. Das Ausschreibungsvolu-
men wird auf jene voruntersuchten Flachen, die
nach dem FEP in dem jeweiligen Kalenderjahr
zur Ausschreibung kommen sollen, verteilt, so-
fern im FEP mehrere Flachen zur Ausschreibung
in einem Jahr vorgesehen sind und die auf ihnen
voraussichtlich zu installierende Leistung in
Summe das Ausschreibungsvolumen bildet. Da-
bei bestimmt sich der Anteil einer Flache am
Ausschreibungsvolumen nach dem FEP und der
in der Voruntersuchung festgestellten zu instal-
lierenden Leistung auf den Flachen.
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Sechs Monate vor dem Gebotstermin macht die
BNetzA die Ausschreibung nach § 19 Wind-
SeeG einschlielilich der jeweiligen durch das
BSH zur Verfigung zu stellenden Informationen
und Unterlagen nach 8 10 Abs. 1 WindSeeG mit
den weiteren gesetzlich vorgesehenen Angaben
auf ihrer Internetseite bekannt. Diese Informati-
onen und Unterlagen sind sodann o&ffentlich zu-
ganglich.

Die Bundesnetzagentur erteilt auf jeder ausge-
schriebenen Flache dem Gebot mit dem nied-
rigsten Gebotswert den Zuschlag. Der anzule-
gende Wert ist der Gebotswert des bezuschlag-
ten Gebots.

Mit der Erteilung des Zuschlags nach § 23 Wind-
SeeG hat der bezuschlagte Bieter das aus-
schlieB3liche Recht zur Durchfiihrung eines Plan-
feststellungsverfahrens auf der jeweiligen Fla-
che, wobei die Informationen und die Eignungs-
feststellung der Voruntersuchung dem bezu-
schlagten Bieter zugutekommen.

Weiterhin hat er einen Anspruch auf die Markt-
prdmie nach 8 19 EEG im Umfang der bezu-
schlagten Gebotsmenge auf der jeweiligen Fla-
che, solange und soweit die weiteren Vorausset-
zungen fir den Anspruch nach § 19 des EEG er-
fullt sind. Darliber hinaus hat er im Umfang der
bezuschlagten Gebotsmenge Anspruch auf An-
schluss der WEA auf der jeweiligen Flache an
die im FEP festgelegte Offshore-Anbindungslei-
tung ab dem verbindlichen Fertigstellungstermin
und die zugewiesene Netzanbindungskapazitat
auf der im FEP festgelegten Offshore-Anbin-
dungsleitung ab dem verbindlichen Fertigstel-
lungstermin nach § 17d Abs. 2 S. 9 Energiewirt-
schaftsgesetz (EnWG).®

® Gesetz vom 7. Juli 2005, BGBI. | S. 1970, 3621, zuletzt
geandert durch Artikel 4 KohleausstiegsG vom 8.8.2020,
BGBI. 1818..

6 in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
2003, BGBI. | S. 102, zuletzt geandert durch Artikel 5 Abs.
25 Gesetz zur Einfiihrung einer Karte fur Unionsbirger und

2.4 Planfeststellung von Windener-
gieanlagen auf See, die an das
Netz angeschlossen werden

Mit dem Zuschlag der BNetzA aus den Aus-
schreibungen kénnen gemal § 46 Abs. 1 Wind-
SeeG Antrage auf Planfeststellung fir die Fla-
che gestellt werden, auf die sich der Plan be-
zieht. Nach § 45 Abs. 2 WindSeeG ist das BSH
die zustandige Behorde fir das Anhorungs-,
Planfeststellungs- und Plangenehmigungsver-
fahren.

Der Plan muss zusatzlich zu den gesetzlichen
Vorgaben des 8 73 Abs. 1 S. 2 Verwaltungsver-
fahrensgesetz (VWVfG)® die in § 47 Abs. 1 Wind-
SeeG enthaltenen Angaben umfassen.

Das BSH kann nach § 48 Abs. 3 WindSeeG im
Planfeststellungsbeschluss zur Sicherstellung
einer zigigen Errichtung und Inbetriebnahme
des Vorhabens unter Berlicksichtigung des vom
Trager des Vorhabens vorgelegten Zeit- und
MalRnahmenplans Malinahmen bestimmen und
Fristen vorgeben, bis zu deren Ablauf die Maf3-
nahmen erflllt sein missen.

Der Plan darf nur unter bestimmten, in § 48
Abs. 4 WindSeeG aufgezahlten Voraussetzun-
gen festgestellt werden. Hierzu gehdrt, dass die
Meeresumwelt nicht gefahrdet wird, die Sicher-
heit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht beein-
trachtigt wird, die Sicherheit der Landes- und
Biindnisverteidigung nicht beeintrachtigt wird,
der Plan mit vorrangigen bergrechtlichen Aktivi-
taten vereinbar ist, er mit bestehenden und ge-
planten Kabel-, Offshore-Anbindungs-, Rohr-
und sonstigen Leitungen vereinbar ist, er mit be-
stehenden und geplanten Standorten von Kon-

Angehdrige des Européischen Wirtschaftsraums mit Funk-
tion zum elektronischen ldentitatsnachweis sowie zur And.
des PersonalausweisG und weiterer Vorschriften vom
21.6.2019 (BGBI. I S. BGBL Jahr 2019 | Seite 846, geand.
durch G v. 20.11.2019, BGBI. | S. BGBL Jahr 2019 | Seite
1626).
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verterplattformen oder Umspannanlagen verein-
bar ist, die Verpflichtung nach § 66 Abs. 2 Wind-
SeeG wirksam erklart wurde und andere Anfor-
derungen nach dem WindSeeG und sonstige 6f-
fentlich-rechtliche Bestimmungen eingehalten
werden.

Ein Planfeststellungsbeschluss oder eine Plan-
genehmigung fur eine Windenergieanlage auf
See werden befristet auf 25 Jahre erteilt. Eine
nachtragliche Verlangerung der Befristung um
hdchstens funf Jahre ist einmalig moglich, wenn
der FEP keine unmittelbar anschlieBende Nach-
nutzung nach 88 Abs. 3 WindSeeG vorsieht
(vgl. 8 48 Abs. 7 WindSeeG).

Die Planfeststellung oder Plangenehmigung be-
durfen des Einvernehmens der Wasserstraf3en-
und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (8 50
WindSeeG).

Wenn der Planfeststellungsbeschluss oder die
Plangenehmigung unwirksam werden, sind die
Einrichtungen nach 8 58 Abs. 1 WindSeeG in
dem Umfang zu beseitigen, wie dies die oben
genannten Belange erfordern.

Bezuschlagte Bieter miissen gemal WindSeeG

¢ innerhalb von zwo6lf Monaten nach Erteilung
der Zuschlage die zur Durchfuihrung des An-
horungsverfahrens tiber den Plan erforderli-
chen Unterlagen beim BSH einreichen,

e spatestens 24 Monate vor dem verbindli-
chen Fertigstellungstermin gegentber der
BNetzA den Nachweis Uber eine beste-
hende Finanzierung fir die Errichtung von
WEA in dem Umfang der bezuschlagten Ge-
botsmenge erbringen,

e spatestens sechs Monate vor dem verbind-
lichen Fertigstellungstermin gegenuber der
BNetzA den Nachweis erbringen, dass mit
der Errichtung der WEA begonnen worden
ist,

e spatestens zum verbindlichen Fertigstel-
lungstermin gegenliber der Bundesnetza-
gentur den Nachweis erbringen, dass die

technische Betriebsbereitschaft mindestens
einer Windenergieanlage auf See ein-
schlieBlich der zugehdrigen parkinternen
Verkabelung hergestellt worden ist,

¢ undinnerhalb von sechs Monaten nach dem
verbindlichen Fertigstellungstermin gegen-
Uber der BNetzA den Nachweis erbringen,
dass die technische Betriebsbereitschaft
insgesamt hergestellt worden ist (vgl. § 59
Abs. 2 WindSeeG).

e Auf Zuschlage nach § 34 sind die Realisie-
rungsfristen des § 59 Abs. 2 S. 1 WindSeeG
in der am 9. Dezember 2020 geltenden Fas-
sung anzuwenden.

Grundsatzlich muss bei einem Verstol3 gegen
die Fristen eine finanzielle Sanktion geleistet
werden.

2.5 Schnittstellen mit anderen In-
strumenten der Netzplanung

Mit dem Umstieg auf die erneuerbaren Energien
und damit auch mit dem Ausbau der Windener-
gie auf See ist ein bundesweit erforderlicher
Netzausbau verbunden. Zur Ermittlung des
Netzausbaubedarfs wird in einem gesetzlich
festgelegten Verfahren, bestehend aus mehre-
ren Instrumenten, unter Beteiligung der Offent-
lichkeit der bundesweite Ausbaubedarf fur Uber-
tragungsnetze gepruft und festgelegt.

Im Folgenden werden die Schnittstellen mit den
anderen Instrumenten der Netzplanung mit Be-
zug zum FEP dargestellt.

2.5.1 Szenariorahmen

Die UNB erarbeiten nach § 12a EnWG alle zwei
Jahre, in jedem geraden Kalenderjahr, einen ge-
meinsamen Szenariorahmen, der die wahr-
scheinlichen Entwicklungen des deutschen
Elektrizitatsversorgungssystems beschreibt. Der
Szenariorahmen umfasst mindestens drei Ent-
wicklungspfade (sog. Szenarien), die fur die min-
destens nachsten zehn und héchstens 15 Jahre
die Bandbreite wahrscheinlicher Entwicklungen
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im Rahmen der mittel- und langfristigen energie-
politischen Ziele der Bundesregierung abde-
cken. Eines der Szenarien muss die wahrschein-
liche Entwicklung fir mindestens die nachsten
15 und hochstens die nachsten 20 Jahre darstel-
len. Der Szenariorahmen ist Grundlage fiir die
Erarbeitung des NEP nach 8 12b EnWG zur Er-
mittlung des Ausbaubedarfs im Ubertragungs-
netz und wird nach Durchfiihrung einer Konsul-
tation und Priafung gemaf 8§ 12a Abs. 3 EnWG
durch die BNetzA genehmigt.

2.5.2 Netzentwicklungsplan

Die UNB legen der Regulierungsbehérde auf der
Grundlage des Szenariorahmens in jedem gera-
den Kalenderjahr einen gemeinsamen nationa-
len NEP gemal § 12b EnWG zur Bestéatigung
vor, der u.a. alle wirksamen MalRnahmen zur be-
darfsgerechten Optimierung, Verstarkung und
zum Ausbau des Netzes enthalten muss, die
spatestens zum Ende des Betrachtungszeit-
raums im Sinne des Szenariorahmens nach
§ 12a Abs. 1 S. 2 EnWG fir einen sicheren und
zuverlassigen Netzbetrieb erforderlich sind.

Der NEP bertcksichtigt den gemeinschaftswei-
ten Netzentwicklungsplan (Ten-Year Network
Development Plan, kurz TYNDP, siehe Kapitel
2.5.4).

Beginnend mit der Vorlage des ersten Entwurfs
des NEP im Jahr 2019 enthalt dieser auch alle
wirksamen MaRnahmen zur bedarfsgerechten
Optimierung, Verstarkung und zum Ausbau der
Offshore-Anbindungsleitungen in der aus-
schlie3lichen Wirtschaftszone und im Kisten-
meer einschliel3lich der Netzanknipfungspunkte
an Land, die bis zum Ende des Betrachtungs-
zeitraums nach § 12a Abs. 1 S. 2 EnWG fir ei-
nen schrittweisen, bedarfsgerechten und wirt-
schaftlichen Ausbau sowie einen sicheren und
zuverlassigen Betrieb der Offshore-Anbindungs-
leitungen sowie zum Weitertransport des auf
See erzeugten Stroms erforderlich sind. Unter
Zugrundelegung der Festlegungen des zuletzt

bekannt gemachten FEP werden fir diese Mal3-
nahmen im NEP auch Angaben zum geplanten
Zeitpunkt der Fertigstellung vorgesehen.

Gemal § 12c Abs. 4 EnWG soll die BNetzA den
NEP spatestens bis zum 31. Dezember eines je-
den ungeraden Kalenderjahres unter Berlck-
sichtigung der Ergebnisse der Behotrden- und
Offentlichkeitsbeteiligung bestatigen.

Ab dem 1. Januar 2019 haben die UNB gemaR
§ 17d Abs. 1 EnWG die Offshore-Anbindungslei-
tungen entsprechend den Vorgaben des NEP
und des FEP zu errichten und zu betreiben. Die
UNB haben mit der Umsetzung der Netzanbin-
dungen von WEA auf See entsprechend den
Vorgaben des NEP und des FEP zu beginnen
und die Errichtung der Netzanbindungen von
WEA auf See zligig voranzutreiben.

Im Rahmen der Aufstellung des FEP 2019 wurde
in einigen Stellungnahmen eine Berucksichti-
gung des am 22. Dezember 2017 durch die
BNetzA genehmigten O-NEP gefordert. Zum ei-
nen wird auf § 17c Abs. 1 Satz 2 EnWG verwie-
sen, wonach die Bestatigung des O-NEP fir
Offshore-Anbindungsleitungen, deren geplanter
Zeitpunkt der Fertigstellung nach dem Jahr 2025
liegt, unter dem Vorbehalt der entsprechenden
Festlegung der jeweiligen Offshore-Anbindungs-
leitung im FEP erfolgt. Entsprechend steht die
Bestéatigung des O-NEP 2017-2030 sowie die
Beauftragung der dort bestatigten Anbindungs-
systeme unter dem Vorbehalt der entsprechen-
den Bestéatigung im NEP 2019-2030 auf der
Grundlage der Festlegungen des FEP nach
§ 12c Abs. 4 S. 1 EnWG in Verbindung mit § 12b
Abs. 1 S. 4 Nr. 7 EnWG. Dieser Vorbehalt gilt
nicht mehr fur die Bestatigung und Beauftragung
der Anbindungssysteme OST-2-1, OST-2-2 und
OST-2-3, da auf dem jeweiligen Anbindungssys-
tem mindestens ein bestehendes Windparkpro-
jekt gem. § 37 Abs. 1 Nr. 2 WindSeeG im Wege
eines Zuschlags im Rahmen des zweiten Ge-
botstermins nach 8 26 Abs. 1 WindSeeG Kapa-
zitat erhalten hat. Zum anderen wird darauf hin-
gewiesen, dass sich die Kriterien des O-NEP fir
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die zeitliche Abfolge der Umsetzung der Offs-
hore-Anbindungsleitungen gemaf § 17b Abs. 2
S. 3 EnWG von den Kriterien des FEP fir die
Festlegung der Flachen und die zeitliche Rei-
henfolge ihrer Ausschreibung gemaf 8 5 Abs. 4
S. 2 WindSeeG unterscheiden und sich zudem
auf unterschiedliche Festlegungen beziehen, so-
dass es grundsatzlich zu voneinander abwei-
chenden Zeitpunkten der Fertigstellung von
Offshore-Anbindungsleitungen kommen kann.
Folglich kann die Bestéatigung des O-NEP 2017-
2030 im FEP fur Offshore-Anbindungsleitungen
nach 2025 keine Beriicksichtigung finden.

2.5.3 Bundesbedarfsplan

Fur bestimmte Ho6chstspannungsleitungs-Vor-
haben, die der Anpassung, Entwicklung und
dem Ausbau der Ubertragungsnetze zur Einbin-
dung von Elektrizitat aus erneuerbaren Energie-
quellen, zur Interoperabilitdt der Elektrizitats-
netze innerhalb der Européischen Union, zum
Anschluss neuer Kraftwerke oder zur Vermei-
dung struktureller Engpasse im Ubertragungs-
netz dienen, werden nach 8 1 Abs. 1 Bundesbe-
darfsplangesetz (BBPIG)’ die energiewirtschaft-
liche Notwendigkeit und der vordringliche Bedarf
zur Gewahrleistung eines sicheren und zuver-
lassigen Netzbetriebs als Bundesbedarfsplan
gemal § 12e EnWG festgestellt.

Hierfir Gbermittelt die Regulierungsbehérde
BNetzA der Bundesregierung gemal § 12e
EnWG mindestens alle vier Jahre den jeweils ak-
tuellen NEP als Entwurf fir einen Bundesbedarf-
splan (BBP), den die Bundesregierung ihrerseits
Bundestag und Bundesrat vorlegt. Die Regulie-
rungsbehdorde kann in ihrem Entwurf die |&nder-
Ubergreifenden und grenziiberschreitenden

7 Gesetz vom 23. Juli 2013, BGBI. | S. 2543; 2014 | S. 148,
271, zuletzt geéndert durch Artikel 3 Gesetz zur Beschleu-
nigung des Energieleitungsausbaus vom 13.5.2019, BGBI.
| S. 706.

Hoéchstspannungsleitungen sowie die Anbin-
dungsleitungen von den OWP-Umspannwerken
zu den NVP an Land besonders kennzeichnen.

Mit Verabschiedung des Bundesbedarfsplans
durch den Bundesgesetzgeber werden die ener-
giewirtschaftliche Notwendigkeit und der vor-
dringliche Bedarf fir die im BBP enthaltenen
Vorhaben verbindlich festgestellt.

Den ersten BBP haben Bundestag und Bundes-
rat auf Basis des NEP 2012 Mitte 2013 verab-
schiedet. Das aktuelle Bundesbedarfsplange-
setz ist am 17. Mai 2019 in Kraft getreten.

Im derzeitigen Bundesbedarfsplangesetz sind
Offshore-Anbindungsleitungen nicht enthalten
bzw. besonders gekennzeichnet.

Auf die derzeitige Novellierung des Bundesbe-
darfsplangesetzes wird hingewiesen. Diese war
zum Zeitpunkt der Drucklegung des FEP noch
nicht abgeschlossen.

2.5.4 Ten-Year Network Development Plan

Nach Artikel 8 Abs. 3 b) der Verordnung EG
714/2009 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 13. Juli 2009 uber die Netzzu-
gangsbedingungen fur den grenziberschreiten-
den Stromhandel und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1228/20038 verabschieden die
europaischen Ubertragungsnetzbetreiber  fiir
Strom (ENTSO-E) alle zwei Jahre einen nicht
bindenden gemeinschaftsweiten zehnjahrigen
Netzentwicklungsplan (,gemeinschaftsweiter
Netzentwicklungsplan®) einschlief3lich einer eu-
ropaischen Prognose zur Angemessenheit der
Stromerzeugung.

In diesem Kontext haben die europaischen UNB
ENTSO-E am 28. November 2018 einen sog.
Ten-Year Network Development Plan (TYNDP
2018) in der konsultierten und finalen Fassung

8 ABI 211/15, 14. August 2009.
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an die Agency for the Cooperation of Energy Re-
gulators (ACER) tUibergeben und publiziert.

Dieser enthalt Uberregionale und internationale
Ausbaumalnahmen, die fur den grenziber-
schreitenden europaischen Stromtransport von
Bedeutung sind. Die auf nationaler Ebene im
NEP entwickelten Ergebnisse finden Eingang in
den jeweils relevanten TYNDP.

2.5.5 Bundesnetzplan

Gemall 817 Netzausbaubeschleunigungsge-
setz Ubertragungsnetz (NABEG)® werden die
durch die Bundesfachplanung bestimmten Tras-
senkorridore und die fur die Anbindungsleitun-
gen und grenziberschreitenden Stromleitungen
im jeweils aktuellen BFO und ab dem 1. Januar
2019 im jeweils aktuellen FEP ausgewiesenen
Trassen oder Trassenkorridore nachrichtlich in
den Bundesnetzplan aufgenommen.

So mundet die Bundesfachplanung in den Bun-
desnetzplan. Hier werden die durch die Bundes-
fachplanung festgelegten Trassenkorridore do-
kumentiert und stellen die Grundlage fir die
nachfolgenden Zulassungsverfahren dar.

Der Bundesnetzplan wird bei der BNetzA gefihrt
und ist einmal pro Kalenderjahr im Bundesanzei-
ger zu veroffentlichen. Er dient insbesondere zu
Informationszwecken.

2.5.6 Weitere Schnittstellen mit Instrumen-
ten der Netzplanung

Des Weiteren wird auf die folgenden Schnittstel-
len mit Instrumenten der Netzplanung hingewie-
sen:

- EU-Verordnung 2016/631 zur Festlegung
eines Netzkodex mit Netzanschlussbestim-
mungen flr Stromerzeuger

9 Gesetz vom 28. Juli 2011, BGBI. | S. 1690, zuletzt gean-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Mai 2019, BGBI.
|1 S. 706.

- EU-Verordnung 2016/1447 zur Festlegung
eines Netzkodex mit Netzanschlussbestim-
mungen fir Hochspannungs-Gleichstrom-
Ubertragungssysteme und nichtsynchrone
Stromerzeugungsanlagen mit Gleichstrom-
anbindung

- VDE-Anwendungsregelung VDE-AR-N
4130, ,Technische Regeln fir den An-
schluss von Kundenanlagen an das Hochst-
spannungsnetz und deren Betrieb"

- VDE-Anwendungsregelung VDE-AR-N
4131, ,Technische Regeln fir den An-
schluss von HGU-Systemen und tiber HGU-
Systeme angeschlossene Erzeugungsanla-
gen‘.

2.6 Bestehende Raumordnung und
Fachplanung

In Deutschland besteht zur Koordinierung aller in
einem Raum auftretenden Raumansprtiche und
Belange ein gestuftes Planungssystem der
Raumordnung durch die Bundesraumordnung
sowie der Landes- und Regionalplanung, mit der
nach 8§ 1 Abs. 1 S. 2 Raumordnungsgesetz
(ROG) unterschiedliche Anforderungen an den
Raum aufeinander abgestimmt werden, um auf
der jeweiligen Planungsebene auftretende Kon-
flikte auszugleichen sowie Vorsorge fur einzelne
Nutzungen und Funktionen des Raums zu tref-
fen.

Durch das gestufte System werden die Planun-
gen von den nachfolgenden Planungsebenen
weiter konkretisiert. Die Entwicklung, Ordnung
und Sicherung der Teilraume soll sich hierbei
nach 8 1 Abs. 3 ROG in die Gegebenheiten und
Erfordernisse des Gesamtraums einfiigen und
die Entwicklung, Ordnung und Sicherung des
Gesamtraums soll die Gegebenheiten und Erfor-
dernisse seiner TeilrAume beriicksichtigen.
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Fur die Raumordnung auf Bundesebene in der
AWZ ist nunmehr das Bundesministerium des
Inneren, fir Bau und Heimat (BMI) zustandig.

Hingegen ist fur die Landesplanung das jeweils
zustandige Bundesland fir den Gesamtraum
des Landes einschliel3lich des jeweiligen Kis-
tenmeers zustandig. Fir die Regionalplanung
bestehen bundeslandspezifische Zustandigkei-
ten.

Neben der Raumordnung flr die jeweiligen Zu-
standigkeitsbereiche bestehen Fachplanungen
auf Grundlage von Fachgesetzen fir bestimmte
spezielle Planungsbereiche. Fachplane dienen
der Festlegung von Details fir den jeweiligen
Sektor unter Beachtung der Erfordernisse der
Raumordnung.

2.6.1 AusschlieRRliche Wirtschaftszone

Seit 2004 besteht die gesetzliche Grundlage fiir
die Aufstellung von maritimen Raumordnungs-
planen fur die deutsche AWZ (siehe Kapitel
2.6.1.2).

Im Zuge der Beschlisse zur Energiewende im
Juni 2011 und den damit einhergehenden Ge-
setzesanderungen bekam das BSH die Auf-
gabe, einen Fachplan fiir Offshore-Stromnetze
in der deutschen AWZ, den Bundesfachplan
Offshore, aufzustellen und regelmafig fortzu-
schreiben (siehe Kapitel 2.6.1.1).

26.1.1

Die Aufgabe der Bundesfachplanung wird nun-
mehr mit zusatzlichen Aufgaben vor allem in Hin-
blick auf die Festlegung der zeitlichen Realisie-
rungsreihenfolge der Flachen fur WEA auf See
und Offshore-Anbindungsleitungen durch den
FEP wahrgenommen. Auf die Kapitel 2.1 und 2.5
wird verwiesen.

Bundesfachplane Offshore

Der erste Bundesfachplan Offshore fiir die AWZ
der Nordsee 2012 wurde am 22. Februar 2013
vertffentlicht. Der erste Bundesfachplan Off-
shore fiir die AWZ der Ostsee 2013 folgte am 7.
Mérz 2014. Beide Plane wurden zuletzt fiir die

Jahre 2016/2017 fortgeschrieben. Die Festle-
gungen der beiden Plane gelten fir Vorhaben im
sog. Ubergangssystem. Dies sind Vorhaben mit
bis zum Jahr 2026 in Betrieb gehenden WEA,
die nach den Bestimmungen des WindSeeG im
Rahmen der Ausschreibungen fiir bestehende
Projekte einen Zuschlag erhalten haben.

2.6.1.2

Fir eine nachhaltige Raumentwicklung in der
deutschen AWZ der Nord- und Ostsee fiihrt das
BSH im Auftrag des BMI die vorbereitenden
Schritte fir die Fortschreibung der Raumord-
nungsplane, die in Form von Rechtsverordnun-
gen des BMI in Kraft treten, durch. Bereits im
Jahr 2009 stellte das BSH im Auftrag des dama-
ligen Bundesministeriums fur Verkehr, Bau und
Stadtentwicklung (BMVBS) die Raumordnungs-
plane (ROP 2009) fur die deutsche AWZ der
Nord- und Ostsee auf.

Die Verordnung des BMVBS Uber die Raumord-
nung in der deutschen AWZ in der Nordsee vom
21. September 2009 (BGBI. | S. 3107) ist am 26.
September 2009 in Kraft getreten. Am 19. De-
zember 2009 ist dann die Verordnung des
BMVBS uUber die Raumordnung in der deut-
schen AWZ in der Ostsee vom 10. Dezember
2009 (BGBI I S. 3861) in Kraft getreten.

Raumordnungsplane

Bei der Meeresraumordnung sind insbesondere
die internationalen Vorgaben des Seerechts-
ubereinkommens (SRU) zu beachten. Neben
der wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Nut-
zung der Meere sind vor allem die Belange der
Schifffahrt und des Naturschutzes relevant. In
Bezug auf die Windenergie auf See beinhalten
beide Raumordnungsplane u. a. Ziele und
Grundsatze der Raumordnung fir Windenergie
auf See (3.5) und Seekabel (3.3).

Im Verfahren der Erarbeitung der Raumord-
nungsplane wurde auch eine Strategische Um-
weltprifung durchgefiihrt, um die vrs. erhebli-
chen Umweltauswirkungen auf die Schutzguter
zu ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten.
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Die bestehenden Plane befinden sich derzeit im
Fortschreibungsverfahren (siehe nachfolgende
Hintergrundinformationen).

Hintergrundinformationen: Status des Fortschreibungsverfahrens der Raumordnungs-
plane fur die deutsche AWZ in der Nord- und Ostsee

Mit der Unterrichtung der Offentlichkeit und den in ihren Belangen beriihrten 6ffentlichen Stellen
von der Fortschreibung der Raumordnungspléane nach § 9 Abs. 1 ROG durch das Bundesministe-
rium des Inneren im Sommer 2019 begann die Fortschreibung der Raumordnungsplane fir die
deutsche AWZ in der Nord- und Ostsee. Offentliche Stellen hatten die Gelegenheit, Aufschluss
Uber die von ihnen beabsichtigten oder bereits eingeleiteten Planungen und MalRnahmen sowie
Uber deren zeitliche Abwicklung zu geben sowie relevante Informationen zur Verfigung zu stellen.

Im Herbst 2019 folgten Fachgesprache und Workshops zu relevanten Sektoren und Schutzinte-
ressen. Im Januar 2020 wurde die Konzeption zur Weiterentwicklung der Raumordnungspléne
veroffentlicht, welche durch drei Planungsmaglichkeiten mit unterschiedlicher Schwerpunktset-
zung denkbare Losungsmaglichkeiten aufspannte. Dadurch sollte eine friihzeitige Beteiligung und
ein Austausch Uber Anforderungen, mogliche Konflikte, aber auch Synergien und Losungsanséatze
ermdglicht werden — als Grundlage fur die Erarbeitung eines umfassenden Planentwurfs. Die Ver-
offentlichung des ersten Planentwurfs fir die Raumordnungspléne erfolgte am 25. September
2020 (ROP-E 2021). Es bestand fir die in ihren Belangen berihrten 6ffentlichen Stellen und die
Offentlichkeit die Gelegenheit, bis einschlielich zum 5. November 2020 zu den Entwurfsdoku-
menten Stellung zu nehmen. Die Entwurfsdokumente wurden am 24. und 25. November 2020
erdrtert. Ein Abschluss des Fortschreibungsverfahrens ist fir das Jahr 2021 geplant.

Aufgrund der Parallelitat der Fortschreibungsverfahren der Raumordnungspléane und des FEP fin-
det eine Verzahnung der Prozesse statt, um die Konsistenz der Festlegungen des jeweiligen Plans
in dem jeweils gesetzten Rahmen sicherzustellen. Ein wesentlicher Inhalt des Entwurfs des Raum-
ordnungsplans ist die Anpassung des Vorranggebietes sowie des ursprunglichen Vorbehaltsge-
bietes Schifffahrt (Schifffahrtsroute 10) an den realen Schiffsverkehr, da dadurch eine Erweiterung
der Gebiete N-9 bis N-13 in nordwestliche Richtung um etwa 7,5 km bis etwa 8,5 km mdglich ist.

Weitergehende Informationen befinden sich auf der Internetseite® des BSH.

10 vgl. https://www.bsh.de/DE/THEMEN/Offshore/Meeres-
raumplanung/Fortschreibung/fortschreibung-raumord-
nung_node.html
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2.6.2 Niedersachsen

Den Raumordnungsplan fur das Land Nieder-
sachsen einschlie3lich des niederséchsischen
Kistenmeers stellt das Landes-Raumordnungs-
programm (LROP) dar. Fur seine Aufstellung
und Anderung ist das Niederséchsische Ministe-
rium fur Erndhrung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz als oberste Landesplanungsbehdrde
federflhrend zustandig; die abschlieRende Be-
schlussfassung zum LROP obliegt der Landes-
regierung.

Das LROP basiert auf einer Verordnung aus
dem Jahre 1994 und wurde seitdem mehrfach
fortgeschrieben, zuletzt 2017.

Hinsichtlich der Windenergie auf See trifft An-
lage 1, Abschnitt 4.2 der Verordnung Uber das
LROP Niedersachsen in der Fassung vom 26.
September 2017 u. a. Regelungen zur Wind-
energienutzung auf See fur das Kistenmeer
Niedersachsens sowie zur Netzanbindung von
Anlagen zur Windenergienutzung aus OWP in
der ausschlie3lichen Wirtschaftszone.

Die Niedersachsische Landesregierung beab-
sichtigt, das LROP fortzuschreiben. Gemalf3 der
Allgemeinen Planungsabsichten vom
27.11.2019 ist zwar beabsichtigt, dass die Aus-
schopfung der Kapazitdten der Vorranggebiete
Kabeltrasse flir die Netzanbindung vor der Nut-
zung der neuen Kabeltrassen weiterhin das Ziel
bleiben soll. Sofern dies zur Erreichung der Aus-
bauziele fir die Offshore-Windenergie nicht aus-
reicht, soll jedoch ausnahmsweise eine parallele
Nutzung der neuen und alten Trassenkorridore
maoglich sein.

Geplant ist zudem die Durchfiihrung eines
Raumordnungsverfahrens zur Identifikation ei-
nes oder mehrerer zukinftiger Korridore fur Off-
shore-Anbindungsleitungen im niedersachsi-
schen Kistenmeer. Hierzu fand am 19.11.2019
eine Antragskonferenz statt. Am 30.04.2020
wurde der Untersuchungsrahmen festgelegt.
Nach derzeitigem Stand der Planung soll, das
Raumordnungsverfahren fir die ergebnisoffene

Suche nach weiteren Leitungskorridoren Anfang
2021 eingeleitet werden.

2.6.3 Schleswig-Holstein

In Schleswig-Holstein ist der Landesentwick-
lungsplan (LEP S-H) die Grundlage fir die raum-
liche Entwicklung des Landes. Fir seine Aufstel-
lung und Anderung ist das Ministerium fiir Inne-
res, landliche Raume, Integration und Gleich-
stellung des Landes Schleswig-Holstein zustan-
dig.

Der aktuelle LEP S-H 2010 ist Grundlage fur die
raumliche Entwicklung des Landes bis zum Jahr
2025.

Unter 3.5.2 des LEP S-H 2010 werden Grund-
satze und Ziele fur Windenergie, hier auch fir
Seekabelsysteme im Kistenmeer zur Anbin-
dung von OWP in der AWZ, festgelegt.

Das Land Schleswig-Holstein hat das Verfahren
fur eine Fortschreibung des LEP S-H 2010 ein-
geleitet und fuhrte 2019 ein Beteiligungsverfah-
ren durch. Vom 8. Dezember 2020 bis zum 22.
Februar 2021 findet ein Beteiligungsverfahren
zum zweiten Entwurf zur Fortschreibung des
LEP S-H 2010 statt, welches auf die Anderungen
gegenlber dem ersten Entwurf der Fortschrei-
bung beschréankt ist. Es ist geplant, das Verfah-
ren bis Herbst 2021 abzuschlieen. Im zweiten
Entwurf zur Fortschreibung des LEP S-H 2010
finden sich die Regelungen zu Seekabelsyste-
men im Kistenmeer in den Zielen 9 und 10 des
Kapitels 4.5.5 wieder. Offshore Windparks im
Kustenmeer sind nicht vorgesehen.

2.6.4 Mecklenburg-Vorpommern

Fur das Land Mecklenburg-Vorpommern ist die
oberste Landesplanungsbehérde das Ministe-
rium fur Energie, Infrastruktur und Digitalisierung
Mecklenburg-Vorpommern. Dieses ist zustandig
fur die Raumordnungsplanung auf Landesebene
einschliel3lich des Kustenmeers.

Das aktuelle Landesraumentwicklungspro-
gramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V)
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trat am 9. Juni 2016 in Kraft. In dessen Kapitel
5.3 ,Energie* werden Festlegungen u.a. zum
Ausbau erneuerbarer Energien sowie zur Nut-
zung und zum Ausbau von Stromnetzen getrof-
fen. Hinsichtlich der Windenergie auf See enthalt
das Kapitel 8 ,Raumordnung im Kistenmeer
und Integriertes Kiistenzonenmanagement” u.a.
Festlegungen betreffend zu WEA und Leitun-
gen.

Fir das Vorhaben ,DIGITAL OCEAN LAB | und
II (DOL)* wurde mit der Durchfihrung eines
Raumordnungsverfahrens begonnen.



‘ 18 | Ausgangslage

3 Ausgangslage

3.1 Derzeitiger Stand des Ausbaus

Seit 2009 werden im deutschen Klstenmeer so-
wie in der deutschen ausschliel3lichen Wirt-
schaftszone der Nord- und Ostsee OWPs mit
den dazugehérigen Anbindungsleitungen errich-
tet und betrieben.

Mit Stand Ende 2020 sind Windenergieanlagen
auf See mit einer Leistung von insgesamt ca.
7,7 GW errichtet und in Betrieb genommen wor-
den.

Der Ausbau der Windenergie auf See war und
ist eng an die jeweiligen Rahmenbedingungen
geknupft. Bis Ende 2025 werden Windenergie-
anlagen auf See mit einer installierten Kapazitat
von ca. 10,8 GW am Netz sein. Diese Vorhaben
verfigen entweder Uber unbedingte Netzan-
schlusszusagen nach alter Rechtslage (nach
§ 118 Abs. 12 EnWG a. F.), Kapazitatszuwei-
sungen (nach 8§ 17d Abs. 3 oder § 118 Abs. 19
EnWG) oder Zuschlage (nach § 34 WindSeeG)
durch die BNetzA.

Bis Ende des Jahres 2020 wurden Anbindungs-
leitungen von OWP-Vorhaben mit einer Uber-
tragungskapazitat von ca. 8,2 GW errichtet und
betrieben. Davon liegen zwdlf Anbindungsleitun-
gen in der Nordsee und fiinf in der Ostsee.

Der in Tabelle 1 dargestellte Stand des Ausbaus
von Offshore-Anbindungsleitungen  umfasst
samtliche Netzanbindungssysteme fir OWP-
Vorhaben, die zur Erfilllung eines individuellen
Anspruchs auf Netzanschluss eines Windpark-
betreibers beauftragt wurden.

Bis Ende 2025 werden demnach 15 Anbin-
dungsleitungen in der Nordsee und acht Anbin-
dungsleitungen in der Ostsee errichtet werden.

Die raumliche Nahe zur Kiste hat flr verschie-
dene Festlegungen des FEP eine Bedeutung.
Als Grundlage fiur die Bewertung der rAumlichen
N&he zur Kuste wird das Vorgehen im O-NEP fur
die Bereiche der Nord- und Ostsee — eine Auf-
teilung in Entfernungszonen — tbernommen. Die
Zonen weisen eine raumliche Tiefe von etwa 50
bis 100 km auf. Das Kustenmeer und die deut-
sche AWZ der Nordsee werden in funf Zonen
eingeteilt. Die raumliche Tiefe der Zone 1 in der
Nord- und Ostsee liegt dergestalt miteinander im
Einklang, dass bei Ubertragung der raumlichen
Ausdehnung der Zone 1 der Nordsee die ge-
samte Flache des Kistenmeers und der AWZ
der Ostsee abgedeckt werden. Im Ergebnis lie-
gen damit das Kistenmeer und die deutsche
AWZ der Ostsee vollstandig in der Entfernungs-
zone 1 des O-NEP (siehe Abbildung 2 und Ab-
bildung 3).
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Tabelle 1: Ubersicht Offshore-Anbindungsleitungen bis Ende 2025 und angebundene Offshore-Windparkvorhaben

Anbindungsleitungen Ubertragungs-  Bis Ende 2025 angebundene Offshore-Windparkvor-

bis Ende 2025 kapazitat haben

Nordsee

NOR-0-1 (Riffgat) 113 MW  Riffgat

NOR-0-2 (Nordergrunde) 111 MW  Nordergriinde

NOR-1-1 (DolWin5/epsilon) 900 MW | Borkum Riffgrund West Il, OWP West, Borkum Riffgrund West |
NOR-2-1 (alpha ventus) 62 MW | alpha ventus

NOR-2-2 (DolWinl/alpha) 800 MW = Borkum Riffgrund 1, Trianel Windpark Borkum
NOR-2-3 (DolWin3/gamma) 900 MW | Borkum Riffgrund 2, Merkur Offshore
NOR-3-1 (DolWin2/beta) 916 MW  Gode Wind 01, Gode Wind 02, Nordsee One
NOR-3-3 (DolWin6/kappa) 900 MW = Gode Wind Ill, Gode Wind 04

NOR-4-1 (HelWinl/alpha) 576 MW  Meerwind Sid/Ost, Nordsee Ost

NOR-4-2 (HelWin2/beta) 690 MW  Amrumbank West, KASKASI ||

NOR-5-1 (Sylwinl/alpha) 864 MW = Butendiek, Dan Tysk, Sandbank

NOR-6-1 (BorWinl/alpha) 400 MW = BARD Offshore 1

NOR-6-2 (BorWin2/beta) 800 MW  Albatros, Deutsche Bucht, Veja Mate
NOR-7-1 (BorWin5/epsilon) 900 MW  EnBW He Dreiht

NOR-8-1 (BorWin3/gamma) 900 MW  EnBW Hohe See, Global Tech |

Ostsee

OST-3-1 (Baltic1)** 51 MW EnBW Balticl, EnBW Baltic 2, GICON-SOF
OST-3-2 (Baltic2)* 339 MW

OST-1-1 (Ostwind 1) 250 MW  Arkona-Becken Siidost, Wikinger, Wikinger Stid
OST-1-2 (Ostwind 1) 250 MW

OST-1-3 (Ostwind 1) 250 MW

OST-2-1 (Ostwind 2) 250 MW  ARCADIS Ost |

OST-2-2 (Ostwind 2) 250 MW  Baltic Eagle

OST-2-3 (Ostwind 2) 250 MW

11 Das Anbindungssystem OST-3-2 baut auf das Anbindungssystem OST-3-1 auf, sodass die angegebene Ubertragungs-
kapazitatin Hohe von 339 MW die Gesamtiibertragungskapazitat beider Anbindungssysteme umfasst (siehe O-NEP 2030,
Version 2017, S. 30, Fuf3note 16).
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Abbildung 3: Offshore-Windparks in der deutschen AWZ der Ostsee, die voraussichtlich bis Ende 2025 in Betrieb sein werden sowie

Grenzkorridore zum Kiistenmeer und die Zoneneinteilung des O-NEP fir die Ostsee.
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3.2 Gesetzlicher Ausbaupfad der
Windenergie auf See

Bereits nach der Klimaschutzstrategie der Bun-
desregierung zum Ausbau der Windenergienut-
zung auf See aus dem Jahre 2002 kam Offs-
hore-Windenergie eine besondere Bedeutung
Zu.

Nach der jingsten Reform des WindSeeG ist es
nach § 1 Abs. 2 WindSeeG das Ziel, die instal-
lierte Leistung von Windenergieanlagen auf See,
die an das Netz angeschlossen werden, auf ins-
gesamt 20 Gigawatt bis zum Jahr 2030 und auf
insgesamt 40 Gigawatt bis zum Jahr 2040 zu
steigern.
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4 Leitlinien und Grundsatze

4.1 Einfihrung

Die strategische Planung des Ausbaus der
Windenergie auf See sowie der zugehdrigen
Netztopologie fur die Ubertragung von Elektrizi-
tat ist von enormer Bedeutung fur die Versor-
gung mit erneuerbaren Energien. Mit Zunahme
der unterschiedlichen Nutzungen in der deut-
schen AWZ wird der fur kiinftige Nutzungen und
Infrastrukturen zur Verfigung stehende Raum
stetig knapper.

Im Sinne einer systematischen und effizienten
Planung erhielt das BSH den gesetzlichen Auf-
trag, Gebiete und Flachen fir Windenergie auf
See sowie entsprechende Trassen und Stand-
orte fur die erforderliche Netztopologie vorzuse-
hen. Als Ergebnis dieses koordinierten Prozes-
ses werden die MalRnahmen in der deutschen
AWZ raumlich und zeitlich verbindlich festgelegt.

Die Festlegung von Planungsgrundsatzen und
standardisierten Technikgrundsatzen fur die
AWZ der Nord- und Ostsee ist zwingende Vo-
raussetzung fir die konkrete Ermittlung des
Raumbedarfs der gesamten Netztopologie im
Rahmen des FEP. Ziel der Festlegung standar-
disierter Technikgrundsétze und Planungs-
grundsatze ist es, eine Grundlage fir eine syste-
matische und koordinierte Gesamtplanung zu
schaffen. Andernfalls lieRe sich der bendétigte
Raumbedarf nicht mit der erforderlichen Préazi-
sion fur eine moglichst platzsparende Planung
ermitteln. Neben der moglichst prazisen Ermitt-
lung des Raumbedarfs dienen standardisierte
Technikgrundsatze auch der Kosteneffizienz
und dem bedarfsgerechten Ausbau von Anbin-
dungsleitungen, was im volkswirtschaftlichen In-
teresse liegt.

Als Ausgangspunkt fur die Festlegung der stan-
dardisierten Technikgrundsatze (4.3) dient das
technische Netzanbindungskonzept, dessen
weitere Einzelheiten in Kapitel 4.2 beschrieben
werden.

Die Planungsgrundsatze bauen auf den Zielen
und Grundséatzen der Raumordnungsplane fur
die AWZ der Nord- und Ostsee auf. Im Rahmen
der Aufstellung der Raumordnungspléane 2009
ist bereits eine Gesamtabwagung der Nutzun-
gen untereinander erfolgt. Die Raumordnungs-
plane fir die ausschliel3liche Wirtschaftszone
werden aktuell fortgeschrieben. Die in diesem
Rahmen getroffenen Festlegungen werden bei
der Fortschreibung des FEP beachtet bzw. be-
ricksichtigt. Zum aktuellen Stand der Fortschrei-
bung der Raumordnungsplane in der deutschen
AWZ wird auf Kapitel 2.6 verwiesen. Die relevan-
ten Ziele und Grundsatze auf der Ebene der
Raumordnung werden uberwiegend als Pla-
nungsgrundsétze in den FEP Gbernommen und
hinsichtlich der Anwendbarkeit bezlglich der im
FEP angesprochenen Regelungsgegenstande
anhand der vorgetragenen Belange und Rechte
Uberprift, konkretisiert und untereinander in ih-
rer Bedeutung gewichtet.

Der Festlegung von standardisierten Technik-
grundsatzen und Planungsgrundsétzen liegt be-
reits eine Abwagung maoglicherweise betroffener
offentlicher Belange und Rechtspositionen (vgl.
Begriindung der einzelnen Vorgaben und
Grundsatze) zugrunde, so dass die Festlegung
von standardisierten Technikgrundséatzen und
Planungsgrundsatzen zudem bereits eine ,Vor-
prifung” moglicher Alternativen beinhaltet.

4.2 Anbindungskonzepte

Nach § 17d Abs. 1 S. 1 EnWG hat der zustan-
dige UNB die Netzanbindung von OWPs sicher-
zustellen bzw. nach den Vorgaben des NEP und
des FEP gemal 8 5 WindSeeG zu errichten und
zu betreiben. Aufgabe dieses Plans ist es, die
notwendigen Trassen und Standorte fur die ge-
samte Netztopologie in der deutschen AWZ bis
zur Grenze der 12 sm-Zone im Rahmen der be-
stehenden Rahmenbedingungen r&umlich und
im Hinblick auf die Kalenderjahre der Inbetrieb-
nahme zeitlich festzulegen.
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Zentral fur die Ermittlung und Sicherung der fir
das Netz zur Anbindung der WEA auf See not-
wendigen Raume ist vor allem die Festlegung
des Anbindungskonzepts. Fiir die Komponenten
der Anbindungssysteme erfolgt dann auf Grund-
lage von standardisierten Technikgrundsatzen
(4.3) und Planungsgrundsatzen (4.4) die raumli-
che Planung.

Bereits im Rahmen des Erstaufstellungsverfah-
rens des BFO wurde deutlich, dass die Festle-
gung standardisierter Technikvorgaben uner-
lassliche Voraussetzung fir die rdumliche Pla-
nung der Netzanbindungen ist, um den bendgtig-
ten Raumbedarf mit der erforderlichen Prazision
fur eine moglichst platzsparende Raumplanung
zu ermitteln. Nach 8 5 Abs. 1 Nr. 11 WindSeeG
sind standardisierte Technikgrundsatze zum
Zwecke der Planung im FEP festzulegen. Neben
dem wesentlichen Ziel der Festlegung, durch
standardisierende Vorgaben eine Vereinheitli-
chung bei der Planung der Anlagen zu erreichen,
um den Raum im Gebiet moglichst effizient zu
nutzen und Planungssicherheit fir Netz- und
Windparkbetreiber sowie Zulieferer zu schaffen,
sollen dartiber hinaus die Kosten so weit wie
mdoglich gesenkt werden.

Hinsichtlich der technischen Anbindungskon-
zepte wird im FEP zwischen Nord- und Ostsee
unterschieden.

4.2.1 Standardkonzept Nordsee: Gleich-
stromsystem

Das Standardkonzept in der Nordsee ist ein
Gleichstromsystem. Auf Kapitel 4.3.1 wird ver-
wiesen.

Als maf3geblich fir die Wahl der geeigneten
Ubertragungstechnologie fiir den Netzanschluss
von OWP erscheint grundsatzlich die Trassen-
lange zur Anbindung einer Flache bzw. eines
Gebietes an den Netzverknipfungspunkt (NVP)
an Land. Bei Trassenlangen von mehr als
100 km sind bei Drehstromanschlissen regel-
malRig zusatzliche Einrichtungen zur Blindleis-

tungskompensation vorzusehen. Die Ubertra-
gungsverluste steigen zudem mit der Lange des
Kabelsystems an. Diese fallen bei der HGU
deutlich geringer aus. Fir die AWZ der Nordsee
sind kunftig Trassenlangen von mehr als
100 km, mit steigender Klstenentfernung auch
deutlich dartiber, zu erwarten.

Beim Einsatz der HGU koénnen aufgrund der re-
lativ hohen Systemleistung der Sammelanbin-
dung mit einem HGU-Netzanbindungssystem —
bestehend aus einer Konverterplattform und ei-
nem Gleichstrom-Seekabelsystem — grundsétz-
lich mehrere OWP angeschlossen werden. Hier-
durch wird gegenuber einer Anbindung mittels
Drehstromtechnologie eine deutlich geringere
Anzahl von Kabelsystemen benétigt und somit
der fur die Kabelsysteme bendétigte Raum redu-
Ziert.

Die Netzanbindungen von OWP in der AWZ der
Nordsee werden somit standardmaRig in HGU
ausgefuhrt, es wird auf die zusammenfassende
Darstellung des Anbindungskonzepts in Abbil-
dung 4 verwiesen.

4.2.1.1 Gleichstromsystem: Verbindung
zwischen Konverterplattform und
Offshore-Windparks: Standardkon-

zept 66 kV

Beim 66 kV-Direktanbindungskonzept werden
die Leitungen zur Verbindung der Konverter-
plattform mit den Offshore-WEA (sog. parkin-
terne Verkabelung) auf Basis der Drehstrom-
technologie mit einer Spannung von 66 kV aus-
gefuhrt. Dadurch entfallen die Umspannplatt-
form sowie die 155 kV oder 220 kV Zwischen-
spannungsebene zwischen Umspann- und Kon-
verterplattform. Von der Konverterplattform aus
wird mittels Gleichstromiibertragung eine Anbin-
dung zum NVP an Land geftihrt. Trotz des mdg-
lichen Verzichts auf eine Umspannplattform ist
jedoch ggf. eine separate Plattform fir War-
tungs- und Unterkunftszwecke der OWP erfor-
derlich.
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Die geeignete Ubertragungstechnologie fiir die
Verbindungen zwischen Konverterplattform und
OWP hangt grundsatzlich von der Trassenlénge
zwischen der Konverterplattform und den anzu-
schlieBenden WEA ab. Fir die AWZ sind dabei
bislang haufig Trassenlangen von etwa 20 km
zu beobachten. Bei groReren Entfernungen und
dadurch bedingten gréReren Kabelldngen stei-
gen die Verluste und der Blindleistungskompen-
sationsbedarf. Hinzu kommt ein mit der Lange
des Kabelsystems steigender Platzbedarf auf
der Konverterplattform durch die notwendige
Blindleistungskompensation. In Verbindung mit
den laut NEP 2019-2030 angegebenen Kosten-
unterschieden zwischen Gleichstrom- (DC) und
Drehstrom (AC)-Kabelsystemen ist demnach ein
zentraler Standort der Konverterplattform mit
moglichst kurzen Drehstromleitungen anzustre-
ben.

Mit Blick auf die ab dem Jahr 2026 in Betracht
kommenden Gebiete (siehe Kapitel 5.1) und den
in diesen Gebieten nah beieinander liegenden
Flachen erscheint das 66 kV-Direktanbindungs-
konzept aus rdumlichen sowie umwelt- und na-
turschutzfachlichen Gesichtspunkten vorteilhaft
gegenliber dem Anbindungskonzept mit Um-
spannplattform. Zudem konnte in einer von den
UNB beauftragten Studie gezeigt werden, dass
das 66 kV-Direktanbindungskonzept als Ge-
samtkonzept kosteneffizienter als das Anbin-
dungskonzept mit Umspannplattform (bei einer
Spannung von 155 kV) ist.

Langfristig denkbar erscheint eine Anhebung der
Spannungsebene beim Direktanbindungskon-
zept, beispielsweise auf 110 kV. Insbesondere
bei grof3en zusammenh&ngenden Flachen in
Kombination mit der Standardibertragungsleis-
tung von 2.000 MW und kiinftigen WEA mit ent-
sprechend groRRerer Nennleistung erscheint eine
Reduktion der erforderlichen Seekabelsysteme
zielfihrend. Der hierzu jedoch erforderliche Di-
rektanschluss von WEA mit einer Spannung gro-
Rer als 66 kV wére zu prufen. Der FEP wird

diese Fragestellung begleiten und ggf. in einer
weiteren Fortschreibung erneut aufgreifen.

4.2.1.2 Gleichstromsystem: Verbindung
zwischen Konverterplattform und
Offshore-Windparks: Alternativ-

konzept 220 kV

Sofern in einem Gebiet mindestens zwei anzu-
bindende Flachen raumlich weit voneinander
entfernt liegen, kann das Anbindungskonzept
mit Umspannplattform des BFO-N 16/17 vorteil-
haft sein, da eine geringere Anzahl an Seekabel-
systemen erforderlich ist und durch die erhdhte
Spannung weniger Ubertragungsverluste anfal-
len als beim 66 kV-Direktanbindungskonzept.
Um die Ubertragungsverluste und die Anzahl der
erforderlichen Seekabel weiter zu reduzieren,
wird jedoch als Alternative zum 66 kV-Direktan-
bindungskonzept eine Anbindung unter Nutzung
der Spannungsebene 220 kV festgelegt. Dieses
Anbindungskonzept entspricht grundséatzlich
dem aus dem BFO-N 16/17 bekannten 155 kV-
Anbindungskonzept mit Umspannplattform, die
Ubertragungsspannung wird jedoch aus den ge-
nannten Grinden auf 220 kV angehoben.

Fir einzelne Gebiete kann demnach bei Vorlie-
gen entsprechender raumlicher Gegebenheiten
vom Standardkonzept abgewichen und ein An-
bindungskonzept mit Umspannplattformen fest-
gelegt werden. Auf die Festlegungen in Ab-
schnitt 5.2.1 wird verwiesen.

4.2.1.3 Gleichstromsystem: Schnittstelle
zwischen UNB und OWP-Vorha-

benstrager

Die Zustandigkeit fir die Anbindung der WEA
an die Konverterplattform liegt bei dem OWP-
Vorhabenstrager. Die primére Schnittstelle
bzw. Eigentumsgrenze zwischen UNB und
OWP-Vorhabenstrager ist der Eingang der
66 kV Seekabelsysteme auf der Konverter-
plattform (Kabelendverschluss der 66 kV
Seekabel).
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Der Einzug der 66 kV Seekabelsysteme auf
der Plattform erfolgt nach dem Direktein-
zugsverfahren (Direct-Pull-In  Konzept)*?,,
nach dem die Seekabelsysteme durch den
OWP-Vorhabenstrager bis zur gasisolierten
Schaltanlage (GIS) geflihrt werden.

Zur Anbindung des 66 kV Seekabels gewéhr-
leistet der OWP-Vorhabenstréger eine freie
nutzbare Lange (ab Cable Hang-Off) des See-
kabels nach Direkteinzug auf der Plattform
von maximal 15 m. Die Bemessung der im
Einzelfall erforderlichen freien nutzbaren
Lange des Seekabels erfolgt je nach Anfor-
derung des UNB.

Optional kann der UNB als Ergebnis des Platt-
form-Designs die Schnittstelle an einer Steck-
verbindung festlegen. In diesem Fall werden die
66 kV Seekabelsysteme bis zu einer auf der
Plattform vorinstallierten Steckverbindung ge-
fuhrt, die auch die Eigentumsgrenze darstellt.
Die Steckverbindung bildet dann den Uber-
gangspunkt zwischen dem parkinternen Seeka-
belsystem und einer vorinstallierten Plattform-
Kabelverbindung, die bis zur GIS flhrt. Der
OWP-Vorhabenstrager fihrt dabei den Seeka-
beleinzug und die Terminierung mit passendem
Stecker fur die vorinstallierte Steckverbindung
auf der Plattform durch. Auch hier gilt die Festle-
gung der freien nutzbaren Lange (ab Cable
Hang-Off) von maximal 15 m bis zur Steckver-
bindung. Die Bekanntgabe des Konzepts erfolgt
durch den UNB vor der Ausschreibung der jewei-
ligen Flachen.

Es ist absehbar, dass bei dem 66 kV-Direktan-
bindungskonzept ein erhdhter Abstimmungsbe-
darf bei der Vorbereitung und Durchfuhrung der
jeweiligen Einzelzulassungsverfahren besteht.
Durch die Mitnutzung der Konverterplattform
aufgrund der Schnittstelle zwischen UNB und

2 Das Direkteinzugsverfahren ist definiert als direkter
Einzug des Kabels auf die Plattform bis zur GIS oder
zur vorinstallierten Steckverbindung.

OWP-Vorhabenstrdger am Eingang der 66 kV
Seekabelsysteme bedarf es bei Planung, Errich-
tung, Betrieb, Wartungs- und Instandhaltungen,
dem moglichen Reparaturfall und dem Riickbau
zwischen UNB und OWP-Vorhabenstragern so-
wie ggf. zwischen verschiedenen OWP-Vorha-
benstragern, die ihre Offshore-WEA an dieselbe
Konverterplattform anbinden, einer engen Ab-
stimmung und einer klaren Aufgabenzustandig-
keit. Fur die Beteiligten besteht die uneinge-
schrankte Notwendigkeit einer kooperativen Zu-
sammenarbeit. Dies gilt insbesondere fur den In-
formationsaustausch Uber Projekttermine, die
gegenseitige Ubergabe notwendiger Informatio-
nen und Details zu der Plattform und der darauf
einzubringenden Komponenten. In allen Phasen
haben sich beide Seiten lber projektrelevante
Entwicklungen zu informieren und Termine ab-
zustimmen. Auf den Realisierungsfahrplan ge-
maf 8§ 17d Abs. 2 EnWG wird verwiesen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Mitnut-
zung der Konverterplattform durch den OWP-
Vorhabenstrager nur die aufgrund der techni-
schen Schnittstelle auf der Konverterplattform
notwendige Mitnutzung umfasst. Der OWP-Vor-
habenstrager muss demnach in der Lage sein,
die fur den Netzanschluss erforderlichen Malf3-
nahmen auf der Konverterplattform rechtzeitig
durchzufiihren. Der UNB hat andererseits die
zur Vorbereitung des Netzanschlusses erforder-
lichen MaRnahmen friihzeitig mit dem OWP-Vor-
habenstrager abzustimmen und durchzufihren.
Eine separate Plattform des OWP-Vorhabens-
tragers zu Wohn- und Wartungszwecken kdnnte
aufgrund dessen erforderlich sein.

Hinsichtlich des dargestellten Alternativkonzepts
mit Umspannplattform entspricht die Festlegung
der Schnittstelle der Festlegung im BFO-N
16/17.
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Zusammenfassung

e Festlegung des 66 kV-Anbindungskon-
zepts als Standard fur die AWZ der Nord-
see

e Beiraumlichen Erfordernissen in einem
Gebiet Abweichung vom Standardkon-
zept moglich

e Sofern Abweichung erforderlich ist, Fest-
legung des Anbindungskonzepts des
BFO-N 16/17 mit einer Ubertragungs-
spannung von 220 kV

e Kabelendverschluss der 66 kV Seekabel-
systeme dient als Schnittstelle zwischen
Ubertragungsnetzbetreiber und OWP-
Vorhabenstrager

4.2.2 Standardkonzept Ostsee: Dreh-
stromsystem

Der zum Netzanschluss der OWP in der Ostsee
verpflichtete UNB verfolgt bislang ein Anbin-
dungskonzept auf Basis der Drehstromtechnolo-
gie. Bei Einsatz der Drehstromtechnologie er-
folgt die Netzanbindung von OWPs, indem der
von den einzelnen WEA eines oder mehrerer
Parks erzeugte Strom an einer Umspannplatt-
form zusammengefihrt und von hier aus tber
ein Drehstrom-Seekabelsystem direkt an Land
und weiter zum NVP gefihrt wird. Hierdurch ist
im Gegensatz zum Standardkonzept in der
Nordsee (HGU) keine eigene Konverterplattform
fir den Netzanschluss an sich notwendig. Zur
Abflhrung einer gegebenen Leistung ist beim
Einsatz der Drehstromtechnologie jedoch auf-
grund der geringeren Ubertragungskapazitat der
Drehstrom-Seekabelsysteme eine hohere An-
zahl von Kabelsystemen notwendig. Aufgrund
der fur Inbetriebnahmen ab 2026 im Vergleich
zur Kapazitat eines HGU-Systems erwarteten
geringen Windparkleistung in der deutschen
AWZ der Ostsee wirde eine Anbindung mittels
Gleichstromsystem voraussichtlich zu dauerhaf-
ten Leerstanden fuhren. Somit werden Offshore-
Anbindungsleitungen in der Ostsee nach dem

aus dem BFO-O 16/17 bekannten Anbindungs-
konzept auf Basis der Drehstromtechnologie
ausgefuhrt. Es wird auf die zusammenfassende
Darstellung des Anbindungskonzepts in Abbil-
dung 5 verwiesen.

Im Unterschied zum BFO-O 16/17 erfolgt die
Planung und Errichtung der Umspannplattform
nicht durch den OWP-Vorhabenstrager bzw.
durch den auf einer Flache erfolgreichen Bieter,
sondern durch den anbindungsverpflichteten
UNB. Die Zustandigkeit fir die Anbindung der
WEA an die Umspannplattform liegt bei dem
OWP-Vorhabenstrager.

4.2.2.1 Drehstromsystem: Verbindung
zwischen Umspannplattform und
Offshore-Windparks: Standardkon-

zept 66 kV

Beim Drehstrom-Anbindungskonzept in der Ost-
see werden die Leitungen zur Verbindung der
Umspannplattform mit den Offshore-WEA (sog.
parkinterne Verkabelung) auf Basis der Dreh-
stromtechnologie mit einer Spannung von 66 kV
ausgefuhrt. Von der Umspannplattform aus wird
mittels Drehstromubertragung eine Anbindung
zum NVP an Land gefihrt.

Langfristig denkbar erscheint eine Anhebung der
Spannungsebene, beispielsweise auf 110 kV.
Der hierzu jedoch erforderliche Direktanschluss
von WEA mit einer Spannung grof3er als 66 kV
ware zu prufen. Der FEP wird diese Fragestel-
lung begleiten und ggf. in einer weiteren Fort-
schreibung erneut aufgreifen.
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4.2.2.2 Drehstromsystem: Schnittstelle
zwischen UNB und OWP-Vorha-

benstrager

Die Zustandigkeit fir die Anbindung der WEA
an die Umspannplattform liegt bei dem OWP-
Vorhabenstrager. Die priméare Schnittstelle
bzw. Eigentumsgrenze zwischen UNB und
OWP-Vorhabenstrager ist der Eingang der 66
kV Seekabelsysteme auf der Umspannplatt-
form (Kabelendverschluss der 66 kV Seeka-
bel).

Der Einzug der 66 kV Seekabelsysteme auf
der Plattform erfolgt nach dem Direktein-
zugsverfahren (Direct-Pull-In Konzept)?3,
nach dem die Seekabelsysteme durch den
OWP-Vorhabenstrager bis zur gasisolierten
Schaltanlage (GIS) gefiihrt werden.

Zur Anbindung des 66 kV Seekabels gewéahr-
leistet der OWP-Vorhabenstréager eine freie
nutzbare Lange (ab Cable Hang-Off) des See-
kabels nach Direkteinzug auf der Plattform
von maximal 15 m. Die Bemessung der im
Einzelfall erforderlichen freien nutzbaren
Lange des Seekabels erfolgt je nach Anfor-
derung des UNB.

Optional kann der UNB als Ergebnis des Platt-
form-Designs die Schnittstelle an einer Steck-
verbindung festlegen. In diesem Fall werden die
66 kV Seekabelsysteme bis zu einer auf der
Plattform vorinstallierten Steckverbindung ge-
fuhrt, die auch die Eigentumsgrenze darstellt.
Die Steckverbindung bildet dann den Uber-
gangspunkt zwischen dem parkinternen Seeka-
belsystem und einer vorinstallierten Plattform-
Kabelverbindung, die bis zur GIS fihrt. Der
OWP-Vorhabenstrager fiihrt dabei den Seeka-
beleinzug und die Terminierung mit passendem
Stecker fur die vorinstallierte Steckverbindung

13 Das Direkteinzugsverfahren ist definiert als direkter
Einzug des Kabels auf die Plattform bis zur GIS oder
zur vorinstallierten Steckverbindung.

auf der Plattform durch. Auch hier gilt die Festle-
gung der freien nutzbaren Lange (ab Cable
Hang-Off) von maximal 15 m bis zur Steckver-
bindung. Die Bekanntgabe des Konzepts erfolgt
durch den UNB vor der Ausschreibung der jewei-
ligen Flachen. Es ist absehbar, dass bei diesem
Anbindungskonzept ein erhéhter Abstimmungs-
bedarf bei der Vorbereitung und Durchfiihrung
der jeweiligen Einzelzulassungsverfahren be-
steht. Durch die Mitnutzung der Umspannplatt-
form aufgrund der Schnittstelle zwischen UNB
und OWP-Vorhabenstrager am Eingang der
parkinternen Seekabelsysteme bedarf es bei
Planung, Errichtung, Betrieb, Wartungs- und In-
standhaltungen, dem moglichen Reparaturfall
und dem Ruckbau zwischen UNB und OWP-
Vorhabenstragern sowie ggf. zwischen verschie-
denen OWP-Vorhabenstragern, die ihre Offs-
hore-WEA an dieselbe Umspannplattform anbin-
den, einer engen Abstimmung und einer klaren
Aufgabenzustandigkeit. Fur die Beteiligten be-
steht die uneingeschréankte Notwendigkeit einer
kooperativen Zusammenarbeit. Dies gilt insbe-
sondere fur den Informationsaustausch Uber
Projekttermine, die gegenseitige Ubergabe not-
wendiger Informationen und Details zu der Platt-
form und der darauf einzubringenden Kompo-
nenten. In allen Phasen haben sich beide Seiten
Uber projektrelevante Entwicklungen zu infor-
mieren und Termine abzustimmen. Auf den Re-
alisierungsfahrplan geman 8 17d Abs. 2 EnWG
wird verwiesen.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Mitnut-
zung der Umspannplattform durch den OWP-
Vorhabenstrager nur die aufgrund der techni-
schen Schnittstelle auf der Umspannplattform
notwendige Mithutzung umfasst. Der OWP-Vor-
habenstrdger muss demnach in der Lage sein,
die fur den Netzanschluss erforderlichen Malf3-
nahmen auf der Umspannplattform rechtzeitig
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durchzufiihren. Der UNB hat andererseits die
zur Vorbereitung des Netzanschlusses erforder-
lichen MaRnahmen frihzeitig mit dem OWP-Vor-
habenstrager abzustimmen und durchzufihren.

Aufgrund der Planung und Errichtung der Um-
spannplattform durch den UNB ist es erforder-
lich, dass die Spannungsebene der auf der Um-
spannplattform eingehenden parkinternen See-
kabelsysteme des OWP-Vorhabenstragers frih-
zeitig bekannt ist. Aus diesem Grund wird — wie
in der Nordsee auch — die Spannungsebene der
parkinternen Seekabelsysteme auf 66 kV fest-
gelegt.

Zusammenfassung

e Festlegung des Drehstromanbindungs-
konzepts als Standard fur die AWZ der
Ostsee

e Zustandigkeit fur Planung, Errichtung und
Betrieb der Umspannplattform und des
Seekabelsystems beim Ubertragungs-
netzbetreiber

e Kabelendverschluss der 66 kV Seekabel-
systeme dient als Schnittstelle zwischen
Ubertragungsnetzbetreiber und OWP-
Vorhabenstrager; Spannungsebene der
parkinternen Seekabelsysteme 66 kV

4.3 Standardisierte Technikgrund-

satze

4.3.1 Gleichstromsystem Nordsee

Zum Netzanschluss der OWP in der Nordsee fur
den Bereich der AWZ wird analog der bisherigen
Netzanschlisse ein Anbindungskonzept auf Ba-
sis der HGU verwendet, auf Kapitel 5.2.1 wird
verwiesen.

4.3.1.1 Gleichstromsystem: Selbstge-

fuhrte Technologie

Die bestehenden und im Rahmen des FEP
geplanten Netzanschlusssysteme in der
Nordsee werden in selbstgefiihrter (soge-
nannte VSC — voltage sourced converter)
Technologie ausgefihrt.

Bereits im BFO-N wurde diese Variante als Stan-
dard festgelegt und kann als etabliert bezeichnet
werden.

Die selbstgefiihrte HGU kann im Gegensatz zur
klassischen, netzgefiihrten Technologie ein Netz
wiederaufbauen, ohne dass Blindleistung aus
dem angeschlossenen Drehstromsystem bereit-
gestellt werden muss. Diese Eigenschaft ist not-
wendig, um die Ubertragung nach einem Netz-
fehler selbststandig wieder aufzubauen, im Nor-
malbetrieb zu steuern und das umliegende
Drehstromnetz zu stabilisieren. Fir die weitere
Begriindung zur Festlegung der selbstgeflihrten
Technologie wird auf Abschnitt 5.1.2.2 des BFO-
N 16/17 verwiesen.

4.3.1.2 Gleichstromsystem: Ubertra-
gungsspannung +/- 320 kV fir
Zone 1 und 2; Ubertragungsspan-

nung +/- 525 kV flr Zone 3

Die bestehenden und im Rahmen des FEP
geplanten Netzanschlusssysteme in Zone 1
und 2 der Nordsee werden mit einer Ubertra-
gungsspannung von +/- 320 kV ausgefihrt.
Fur kinftige Netzanschlusssysteme fir die
kistenfernen Flachen in Zone 3 wird begin-
nend mit dem Gebiet N-9 eine Ubertragungs-
spannung von +/- 525 kV festgelegt.

Die Festlegung einer einheitlichen Spannungs-
ebene fir Gleichstromsysteme (bestehend aus
dem Umrichter auf der Konverterplattform, dem
Gleichstrom-Seekabelsystem sowie dem Um-
richter an Land) dient der Schaffung eines Stan-
dards fir die Anschlusssysteme, speziell auch
fur die Konverterplattform. Aufbauend auf der
Festlegung von Rahmenparametern koénnen
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Hersteller und Netzbetreiber standardisierte L6-
sungen entwickeln und perspektivisch die Pla-
nungen frihzeitig — ggf. auch standortunabhan-
gig — vorantreiben. Ziel ist, durch standardisie-
rende Vorgaben eine gewisse Vereinheitlichung
bei der Planung der Anlagen zu erreichen und so
das Planungsverfahren zu beschleunigen, Pla-
nungssicherheit fir Netz- und Windparkbetreiber
sowie Zulieferer zu erreichen und Kosten zu sen-
ken. Eine einheitliche Spannungsebene bereitet
zudem eine mdogliche Verbindung der Offshore-
Anbindungsleitungen untereinander vor.

Um eine moglichst raumvertragliche Planung
und Umsetzung von Verbindungen der Offshore-
Anbindungsleitungen untereinander zu ermogli-
chen, werden eine mdglichst hohe Leistung des
Gleichstromsystems und daher auch eine mdg-
lichst hohe Systemspannung angestrebt. Bis-
lang hat sich am Markt dabei ein herstellerunab-
hangiger Standard der Ubertragungsspannung
von +/- 320 kV entwickelt. Beschrankungen der
Leistung ergeben sich vor allem aus der verflig-
baren Kabeltechnologie sowie dem Platzbedarf
der Konverterplattform.

Aufgrund der Mdoglichkeit, mit einer erhohten
Spannungsebene auch die zu Ubertragende
Leistung anzuheben und damit Anschlusssys-
teme effizienter zu gestalten, ist es mit Blick auf
grolRe zusammenhangende Flachen in Zone 3
der AWZ der Nordsee und die starken r&umli-
chen Restriktionen bei der Fihrung von Anbin-
dungsleitungen an Land erforderlich, die Anzahl
der Systeme mdglichst zu reduzieren und ihre
jeweilige Ubertragungsleistung zu maximieren.

In den Konsultationen zum Aufstellungsverfah-
ren des FEP 2019 wurde die Frage der Techno-
logieverfiigbarkeit von Offshore-Netzanschluss-
systemen mit einer Ubertragungsspannung von
+/- 525 kV adressiert. Zusammenfassend kann
aus den eingegangenen AuRerungen entnom-
men werden, dass eine Verflugbarkeit der Tech-
nologie ab ca. 2030 erwartet wird. Zu einem ver-
gleichbaren Ergebnis kommt auch der 3. Zwi-

schenbericht des den FEP bis Ende 2020 beglei-
tenden Forschungsauftrags. Die UNB wiesen
zunéchst in ihrer gemeinsamen Stellungnahme
zum zweiten Entwurf des FEP 2019 darauf hin,
dass eine Realisierung im Jahr 2029 ,nicht um-
setzbar und eine Realisierung im Jahr 2030 ,kri-
tisch“ sei. Im Rahmen der Bestatigung des NEP
2019-2030 hat sich jedoch gezeigt, dass dies
maoglich und zur Erreichung des Ausbauziels von
20 GW bis 2030 erforderlich ist. In einer zwi-
schen dem Bund, den Kistenbundeslandern
und den Ubertragungsnetzbetreibern 50Hertz,
Amprion und TenneT unterzeichneten Vereinba-
rung zur Umsetzung von 20 GW Windenergie
auf See bis 2030 wird es zudem als erforderlich
angesehen, im Jahr 2029 das erste Offshore-
Netzanbindungssystem mit einer Ubertragungs-
spannung von +/- 525 kV in Betrieb zu nehmen
(Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie,
2020).

4.3.1.3 Gleichstromsystem: Standardleis-
tung 900 MW fiir Zone 1 und 2;
Standardleistung 2.000 MW far

Zone 3

Fiir die HGU-Systeme in der Zone 1 und 2 der
AWZ der Nordsee wird eine Standardiber-
tragungsleistung von 900 MW festgelegt. In
Zone 3 der AWZ der Nordsee wird fur die
Offshore-Anbindungssysteme eine Standar-
dubertragungsleistung von 2.000 MW festge-
legt.

Die Festlegung einer standardisierten Ubertra-
gungsleistung der Gleichstrom-Anbindungssys-
teme bildete im BFO-N die zentrale Grundlage
fur die raumliche Planung. Aufbauend auf einer
Standardleistung von 900 MW erfolgte die Er-
mittlung des Raumbedarfs fur die Abfihrung der
installierten Windenergieleistung.

Auch im FEP wird eine Standardleistung fir
HGU-Systeme in der Nordsee festgelegt. Aller-
dings zeigt sich insbesondere fir die Zonen 1
und 2 ein heterogenes Bild der Verfugbarkeit von
Flachen, was fur diese Gebiete teilweise zu einer
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individuellen Festlegung der Ubertragungsleis-
tung eines Anbindungssystems fiihren kann. Da-
bei ist jedoch von einer Standardibertragungs-
leistung in H6he von 900 MW pro Anbindungs-
system auszugehen, die nicht unterschritten
werden darf. Mit Blick auf die Gebiete und Fl&-
chen in Zone 3 erscheint jedoch die Festlegung
einer moglichst hohen Standardleistung sinnvaoll,
um die Anzahl und damit den Raum fir Konver-
terplattformen und Trassen zur Abfuihrung der
Windenergieleistung zu minimieren.

Das Ziel der Erhéhung der Standardleistung im
Vergleich zum BFO-N 16/17 ist es, die Anzahl
und damit den Raumbedarf fiir Konverterplattfor-
men und Trassen zur Abfihrung der Windener-
gieleistung zu minimieren. Aufbauend auf dieser
Vorgabe von Rahmenparametern kénnen Her-
steller und Netzbetreiber standardisierte Losun-
gen entwickeln und perspektivisch die Planun-
gen frihzeitig — ggf. auch standortunabhangig —
vorantreiben.

Im Aufstellungsverfahren zum FEP 2019 wurden
seitens der UNB Hinweise vorgebracht, dass un-
ter Einhaltung der maximal zulassigen Sedi-
menterwarmung (2 K-Kriterium, vgl. Planungs-
grundsatz 4.4.4.8) die Ubertragungskapazitét
von +/- 525 kV HGU-Anbindungssystemen auf
unter 2.000 MW begrenzt ist. Eine entspre-
chende Uberpriifung mit Erwarmungsberech-
nungen wurde im Rahmen eines begleitenden
Forschungsauftrags des BSH vorgenommen.
Demnach erscheint die Ubertragung von
2.000 MW mit bereits heute eingesetzten Kabel-
guerschnitten in der AWZ unter Einhaltung des
2 K-Kriteriums mdglich zu sein. Aufgrund erhoh-
ter naturschutzfachlicher Anforderungen im Kiis-
tenmeer der Nordsee sind in diesen Bereichen
ggf. weitere Mal3nahmen zur Einhaltung des 2
K-Kriteriums erforderlich (Bundesministerium fr
Wirtschaft und Energie, 2020). Eine Ubertra-
gung von 2.000 MW unter Einhaltung des 2 K-
Kriteriums ist jedoch auch in Kistenmeerberei-
chen gegeben. Auf die erwéhnte Vereinbarung
vom 11. Mai 2020 wird diesbeziiglich verwiesen

(Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie,
2020).

4.3.1.4 Gleichstromsystem +/- 525 kV:
Ausfuhrung mit metallischem

Ruckleiter

HGU-Systeme mit der Ubertragungsspan-
nung +/- 525 kV und einer Ubertragungsleis-
tung von 2.000 MW sind zum Zwecke der Er-
héhung der Ausfallsicherheit sowie einer
besseren Regelbarkeit als Bipol mit metalli-
schem Ruckleiter auszufuhren.

Mit Hilfe dieser Ausfiihrung kann bei Ausfall oder
Nichtverfigbarkeit eines Pols das System mit
dem verbleibenden Pol als Monopol betrieben
werden, was zumindest eine Ubertragung von
maximal 50 % der Ubertragungsleistung erlaubt.
Bei der Ausfuhrung als Bipol mit metallischem
Ruckleiter ist im Gegensatz zu den bislang in der
AWZ der Nordsee verlegten Gleichstromanbin-
dungssystemen ein weiteres Kabel erforderlich,
sodass drei Kabelsysteme im Biindel zu verle-
gen sind.

Sofern im Rahmen von technischen Weiterent-
wicklungen die Ausfuhrung mit metallischem
Ruckleiter nicht weiter vorgesehen werden
sollte, kann dies im Rahmen einer Fortschrei-
bung des FEP eingebracht werden.

4.3.1.5 Gleichstromsystem +/- 320 kV: An-
schluss auf der Konverterplattform

/ vorzuhaltende Schaltfelder

Fur eine Anschlussleistung von 900 MW bis
1.000 MW sind jeweils 14 Schaltfelder und J-
Tubes vorzusehen und durch den Ubertra-
gungsnetzbetreiber zur Verfiigung zu stellen.

Zum Anschluss von Offshore-Windparks an ei-
ner Konverterplattform sind durch den zustandi-
gen Ubertragungsnetzbetreiber Schaltfelder und
J-Tubes vorzusehen. Die Anzahl der Schaltfel-
der und J-Tubes wird in Abhangigkeit der An-
schlussleistung festgelegt. Pro Konverterplatt-
form mit einer Ubertragungsspannung von +/-
320 kV ergeben sich damit entsprechend der
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festgelegten Standardleistung 14 Schaltfelder
und J-Tubes, die dem Anschluss von Offshore-
Windparks dienen.

Die Anzahl der fir den Anschluss von Offshore-
Windparks an einer Konverterplattform vorhan-
denen J-Tubes und Schaltfelder sind haufig Ge-
genstand der Abstimmung zwischen OWP-Vor-
habenstrager und dem zustandigen Ubertra-
gungsnetzbetreiber. Im Sinne einer langfristigen
Standardisierung sowie zum Zwecke der Gleich-
behandlung ist es zielfiihrend, die fiir eine be-
stimmte Anschlussleistung zur Verflgung ste-
henden J-Tubes und Schaltfelder frihzeitig im
FEP festzulegen. Hinsichtlich der Festlegung
der Schaltfelder und J-Tubes fir einzelne Platt-
formen sowie der Aufteilung auf die jeweils an-
zuschlieBenden Flachen wird auf Kapitel 5.6.2
verwiesen.

4.3.1.6 Gleichstromsystem +/- 525 kV: An-
schluss auf der Konverterplattform

/ vorzuhaltende Schaltfelder

Fur eine Anschlussleistung von 1.000 MW
sind jeweils 14 Schaltfelder und J-Tubes vor-
zusehen und durch den Ubertragungsnetz-
betreiber zur Verfiigung zu stellen.

Zum Anschluss von Offshore-Windparks an ei-
ner Konverterplattform sind durch den zustandi-
gen Ubertragungsnetzbetreiber Schaltfelder und
J-Tubes vorzusehen. Die Anzahl der Schaltfel-
der und J-Tubes wird in Abhangigkeit der An-
schlussleistung festgelegt. Pro Konverterplatt-
form mit einer Ubertragungsspannung von
+/- 525 kV ergeben sich damit entsprechend der
festgelegten Standardleistung 28 Schaltfelder
und J-Tubes, die dem Anschluss von Offshore-
Windparks dienen.

Die Anzahl der fir den Anschluss von Offshore-
Windparks an einer Konverterplattform vorhan-
denen J-Tubes und Schaltfelder sind haufig Ge-
genstand der Abstimmung zwischen OWP-Vor-
habenstrager und dem zustandigen Ubertra-
gungsnetzbetreiber. Im Sinne einer langfristigen

Standardisierung sowie zum Zwecke der Gleich-
behandlung ist es zielfihrend, die fir eine be-
stimmte Anschlussleistung zur Verfigung ste-
henden J-Tubes und Schaltfelder frihzeitig im
FEP festzulegen. Hinsichtlich der Festlegung
der Schaltfelder und J-Tubes fur einzelne Platt-
formen sowie der Aufteilung auf die jeweils an-
zuschlielBenden Flachen wird auf Kapitel 5.6.2
verwiesen.

4.3.1.7 Gleichstromsystem +/- 525 kV: Vo-
raussetzungen fur Verbindungen
untereinander / vorzuhaltende

Schaltfelder

Zur Gewahrleistung einer méglichen Dreh-
stromverbindung zwischen Plattformen sind
grundsatzlich auf jeder Konverterplattform
mit der Ubertragungsspannung +/-525KkV
zwei Schaltfelder auf jeder Plattform vorzu-
halten.

Der FEP trifft raumliche Festlegungen fiir Verbin-
dungen zwischen Konverterplattformen, auf Ka-
pitel 5.11 wird verwiesen.

Verbindungen untereinander kénnen zur Ge-
wahrleistung der Systemsicherheit beitragen.
Grundsatzlich kommt eine Verbindung der An-
bindungsleitungen durch Drehstrom- oder durch
Gleichstromsysteme in Frage, derzeit kann fur
die Verbindungen jedoch nur die Drehstromtech-
nologie eingesetzt werden. Die notwendigen
Komponenten zur Gleichstromverbindung unter-
einander stehen noch nicht zur Verfligung.

Schaltfelder dienen zum Anschluss der Dreh-
strom-Seekabelsysteme von den OWP oder der
Drehstromverbindung von Anbindungsleitungen
untereinander. Diese Schaltfelder missen, ins-
besondere in Bezug auf die ggf. notwendige
Blindleistungskompensation, auf den jeweiligen
Einsatzfall ausgelegt werden und die techni-
schen Voraussetzungen fur Verbindungen zwi-
schen Plattformen vorhalten.

Um diese Schaltfelder nutzen und zugehdérige
Seekabel auf der Konverterplattform einziehen
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zu konnen, sind die entsprechenden techni-
schen Voraussetzungen zu schaffen (insbeson-
dere ausreichend J-Tubes).

4.3.1.8 Gleichstromsystem: 66 kV-Direkt-

anbindungskonzept

Wie in Kapitel 4.2.1.1 ausgefihrt, wird fur die
Verbindung von Offshore-WEA mit der Kon-
verterplattform das 66 kV-Direktanbindungs-
konzept als Standardanbindungskonzept
festgelegt. Dabei werden die Anschllisse in
Drehstromtechnologie mit einer Ubertra-
gungsspannung von 66 kV ausgefihrt.

Da es sich bei dem Konzept um einen Direktan-
schluss von Offshore-WEA an die Konverter-
plattform ohne dazwischenliegende Umspann-
plattform handelt, missen die Offshore-WEA die
Voraussetzungen zum Anschluss an die Konver-
terplattform erfiillen, etwa indem sie eine Aus-
gangsspannung von 66 kV aufweisen. Fur die
weiteren technischen Anschlussvoraussetzun-
gen wird auf die Offshore-Netzanschlussregeln
des VDE (VDE-AR-N 4131) verwiesen.

Zusammenfassung

e Ausfiihrung der HGU-Systeme in selbst-
gefuhrter VSC-Technologie

e Standardubertragungsspannung: +/-
320 kV in Zone 1 und 2; +/- 525 kV in
Zone 3

e Standardubertragungsleistung: 900 MW
in Zone 1 und 2; 2.000 MW in Zone 3

e Ausfuhrung der Gleichstromsysteme
+/- 525 kV mit metallischem Riickleiter

e Gleichstromsystem: Vorhaltung von je-
weils 14 Schaltfeldern und J-Tubes pro
900 MW bis 1.000 MW OWP-Anschluss-
leistung

e Gleichstromsystem +/- 525 kV: Voraus-
setzungen fur Verbindungen untereinan-
der durch Vorhaltung von zwei Schaltfel-
dern pro Plattform schaffen

e Anbindung von Offshore-Windenergiean-
lagen an die Konverterplattform in 66 kV
Drehstromtechnologie

4.3.2 Drehstromsystem Ostsee

Zum Netzanschluss der OWP in der Ostsee fur
den Bereich der AWZ wird analog zur Ausfuh-
rung der bisherigen Netzanschlisse ein Anbin-
dungskonzept auf Basis der Drehstromtechnolo-
gie verwendet, auf Kapitel 4.2.2 wird verwiesen.

4.3.2.1 Drehstromsystem: Ubertragungs-

spannung 220 kV

Die bestehenden und im Rahmen des FEP
geplanten Netzanschlusssysteme in der Ost-
see werden mit einer Ubertragungsspannung
von 220 kV in Drehstromtechnologie ausge-
fuhrt.

Bereits im BFO-O 16/17 wurde diese Variante
als Standard festgelegt und kann als etabliert be-
zeichnet werden (vgl. Abschnitt 4.2.2).

Die Festlegung einer einheitlichen Spannungs-
ebene fir das Drehstromsystem dient sowohl
bezogen auf die Komponenten der Umspann-
plattform als auch auf die Seekabelsysteme zur
Schaffung eines Standards fur die Anschluss-
systeme. Zudem ergibt sich auch fir die Vorha-
benstradger von OWP eine klare Planungsgrund-
lage. Hierdurch sollen Planungsverfahren be-
schleunigt, Planungssicherheit flr Netz- und
Windparkbetreiber sowie Zulieferer erreicht und
— auch im Sinne der Verbraucher — Kosten ge-
senkt werden.

Zwei der im Bereich der Ostsee durch den UNB
bereits umgesetzten Netzanbindungssysteme
zum Anschluss von Offshore-Windenergievor-
haben im Bereich des Clusters 3 des BFO-
O 16/17 sowie im Kustenmeer beruhen auf einer
Ubertragungsspannung von 150 kV. Fir die wei-
teren drei realisierten Systeme zur Anbindung
von OWP-Vorhaben im Bereich von Gebiet O-1
wurde eine Steigerung der Ubertragungsspan-
nung auf 220 kV umgesetzt.
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Durch die Auslegung auf eine Spannungsebene
von 220 kV kann eine — fur die Drehstromanbin-
dung — moglichst hohe Ubertragungsleistung je
Kabelsystem realisiert und die Ubertragungsauf-
gabe mit mdglichst wenigen Kabelsystemen er-
fullt werden.

4.3.2.2 Drehstromsystem: Standardleis-

tung 300 MW

Fur die Drehstromsysteme in der Ostsee wird
eine Standardleistung in Hohe von 300 MW fest-
gelegt.

Aktuell in Betrieb und Bau befindliche Dreh-
stromsysteme in der Ostsee verfigen Uber eine
Ubertragungsleistung in Héhe von 250 MW bei
einer Ubertragungsspannung von 220 kV. Im
Rahmen der Konsultationen zum Vorentwurf
und Entwurf des FEP 2019 wurde einerseits vor-
gebracht, dass international bereits Projekte mit
Ubertragungsleistungen von 350 MW  bis
400 MW bei gleicher Ubertragungsspannung re-
alisiert wurden. Andererseits weist der fur die
Ostsee zustandige UNB darauf hin, dass fir
diese Leistungsbereiche keine Betriebserfahrun-
gen vorlagen und zudem planungsrechtliche
Restriktionen wie das sog. 2 K-Kriterium (vgl.
Planungsgrundsatz 4.4.4.8) insbesondere bei
den in der Ostsee vorherrschenden heterogenen

Bodenverhaltnissen  berlcksichtigt  werden
mussten.
4.3.2.3 Drehstromsystem: Anschluss auf

der Umspannplattform / vorzuhal-
tende Schaltfelder

Fur eine Anschlussleistung von 300 MW sind
jeweils 5 Schaltfelder und J-Tubes, die dem
Anschluss von Offshore-Windparks dienen,
vorzusehen und durch den Ubertragungs-
netzbetreiber zur Verfiigung zu stellen.

Zum Anschluss von Offshore-Windparks an ei-
ner Umspannplattform sind durch den zustandi-
gen Ubertragungsnetzbetreiber Schaltfelder und

J-Tubes vorzusehen. Die Anzahl der Schaltfel-
der und J-Tubes wird in Abh&ngigkeit der An-
schlussleistung festgelegt.

Die Anzahl der fur den Anschluss von Offshore-
Windparks an einer Umspannplattform vorhan-
denen J-Tubes und Schaltfelder sind haufig Ge-
genstand der Abstimmung zwischen OWP-Vor-
habenstrager und dem zustandigen Ubertra-
gungsnetzbetreiber. Im Sinne einer langfristigen
Standardisierung sowie zum Zwecke der Gleich-
behandlung ist es zielfihrend, die fur eine be-
stimmte Anschlussleistung zur Verfigung ste-
henden J-Tubes und Schaltfelder frihzeitig im
FEP festzulegen. Hinsichtlich der Festlegung
der Schaltfelder und J-Tubes fur einzelne Platt-
formen sowie der Aufteilung auf die jeweils an-
zuschlieBenden Flachen wird auf Kapitel 5.6 ver-
wiesen.

Zusammenfassung

e Standardibertragungsspannung 220 kV
e Standardubertragungsleistung 300 MW

e Vorhaltung von jeweils 5 Schaltfeldern
und J-Tubes pro 300 MW OWP-An-
schlussleistung

4.3.3 Grenzuberschreitende Seekabelsys-
teme

4.3.3.1 Geblndeltes Gleichstrom-Seeka-

belsystem

Grenziiberschreitende Seekabelsysteme
sind in HGU zu realisieren. Aufgrund des be-
grenzt zur Verfiugung stehenden Raums sind
grenziberschreitende Seekabelsysteme dar-
uber hinaus mit einer moglichst hohen Uber-
tragungskapazitat auszufiuhren. Die Verbin-
dungen sind jeweils mit Hin- und Ruckleiter
auszufuhren, die gebindelt verlegt werden,
damit sich die magnetischen Felder der Lei-
ter zum grof3en Teil kompensieren.

Aufgrund der deutlich geringeren Verluste und
der gegenuber der Ausfiihrung als Drehstrom-
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Seekabelsystem entfallenden Notwendigkeit ei-
ner Blindleistungskompensation werden alle be-
kannten Projekte zu grenziiberschreitenden
Seekabelverbindungen durch die deutsche AWZ
der Nordsee bereits als Gleichstromverbindung
geplant.

Durch die gebindelte Verlegung von Hin- und
Ruckleiter kann im Allgemeinen eine magneti-
sche Flussdichte erreicht werden, die deutlich
unterhalb der durchschnittlichen Starke des Erd-
magnetfelds liegt und erhebliche Auswirkungen
auf Schutzguter ausschlief3t. Bedingt durch die
Entwicklung der Offshore-Windenergie werden
neben  klassischen® grenziiberschreitenden
Seekabelsystemen, die terrestrische Netze ver-
binden, nun zusatzlich auch grenziiberschrei-
tende Verbindungen zwischen OWP wie die
.Kriegers Flak Combined Grid Solution* errich-
tet. Diese Verbindungen kénnen aufgrund der
geringeren Trassenlange sowie der Erforderlich-
keit des Ubereinstimmenden Anbindungskon-
zepts (vgl. Kapitel 4.2.1 und 4.2.2) als Dreh-
stromverbindung umgesetzt werden und sind
daher von der gegenstandlichen Vorgabe nicht
umfasst.

4.3.3.2

Die Planung und Errichtung von grenziber-
schreitenden Seekabelsystemen hat die ver-
schiedenen Festlegungen dieses Plans, ins-
besondere fir die Netzanbindung von OWPs,
zu berlicksichtigen.

Beriicksichtigung Gesamtsystem

Dazu ist fur grenziiberschreitende Seekabelsys-
teme im Zulassungsverfahren darzulegen, wie
sie sich in die Netzplanungen einbeziehen las-
sen, ohne die Ausbauziele fir Offshore-Wind-
energie nachteilig zu beeintrachtigen. Unter die-
sem Aspekt ist eine Prifung im Einzelfall sinn-
voll, ob und inwieweit grenziberschreitende
Seekabel OWPs anschliel3en kdnnen. Daher
muss inshesondere die eingesetzte Technologie
geprift und in ihrer Kompatibilitdt mit dem Ge-
samtnetz gegeniber anderen Vorteilen (wie z.B.
hohere Ubertragungsleistung) abgewogen wer-
den.

Im Verlauf der weiteren Fortschreibung des FEP
wird die Entwicklung eines internationalen Off-
shore-Netzes unter Einbeziehung sowohl der
grenziiberschreitenden Seekabelsysteme als
auch der Anbindungsleitungen fir Offshore-
Windenergie weiter begleitet werden. Vor einer
etwaigen Integration der grenziiberschreitenden
Kabelsysteme in ein vermaschtes Offshore-Netz
waren zusatzlich zur Frage der Wirtschaftlichkeit
auch technische sowie regulatorische Fragestel-
lungen zu klaren.
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Tabelle 2: Ubersicht der standardisierten Technikgrundsatze

Standardisierte Technikgrundsatze Nordsee Ostsee

Netzanbindungssystem

Standardanbindungskonzept Gleichstrom (DC) Gleichstrom (DC) Drehstrom (AC)

Konvertertechnologie Selbstgefihrt (VSC- Selbstgefihrt (VSC- _

Konverter) Konverter)
Standardubertragungsspannung +/- 320 kV DC +/- 525 kv DC 220 kV AC
Standardibertragungsleistung 900 MW 2.000 MW 300 MW

mit metallischem Riick-

Ausfiihrung des Gleichstromsystems Nicht anwendbar? Nicht anwendbar?

leiter
Anzahl vorzuhaltender Schaltfelder und ‘Irgo%o&vl\cw bis 2;0 2.000 Mw: gro 300 Mw:
J-Tubes nach OWP-Anschlussleistung 1'4 )
Anzahl vorzuhaltender Schaltfelder pro | . 1 . 1
Verbindung Nicht anwendbar 2 Nicht anwendbar
Verlegung Gebiindelte Verlegung  Geblndelte Verlegung @ Gebilindelte Verlegung

Anbindung Offshore-Windpark

Direktanbindung ohne | Direktanbindung ohne

Standardanbindungskonzept Umspannplattform (AC) Umspannplattform (AC)

Direktanbindung (AC)

Standardubertragungsspannung 66 kV 66 kV 66 kV

Anbindung tGiber Um- Anbindung tGber Um-

Nicht anwendbar
spannplattform spannplattform

Alternativkonzept

Ubertragungsspannung Alternativkon-

zept 220 kv 220 kV Nicht anwendbar

Grenziuberschreitende Seekabelsysteme
Ubertragungstechnologie Gleichstrom (DC)

Verlegung Gebiindelte Verlegung

1 Da sich die betreffende Festlegung nur auf das Gleichstromsystem +/- 525 kV bezieht, ist diese in Zone 1 und 2 der
Nordsee sowie in der Ostsee nicht anwendbar.
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900 MW bei +/- 320 kV
2.000 MW bei +/- 525 kV

Konverterstation

Abbildung 4: Schematische Darstellung des Anbindungskonzepts fur die Nordsee

ittstelle OWPV/UNB

Umspannwerk

Abbildung 5: Schematische Darstellung des Anbindungskonzepts fur die Ostsee.
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4.4 Planungsgrundséatze

Gemal 8 5 Abs. 1 Nr. 11 WindSeeG enthélt der
FEP Festlegungen Uber Planungsgrundsatze.

Die Planungsgrundsétze gelten fur den Bereich
der deutschen AWZ und bauen auf den Zielen
sowie Grundsatzen der Raumordnungsplane fir
die deutsche AWZ auf. Diese werden aktuell fort-
geschrieben. Die in diesem Rahmen getroffenen
Festlegungen werden bei der Fortschreibung
des FEP beachtet bzw. bericksichtigt. Zum ak-
tuellen Stand der Fortschreibung der Raumord-
nungsplane fur die deutsche AWZ wird auf Kapi-
tel 2.6 verwiesen.

Im Folgenden werden zunéchst allgemeine Pla-
nungsgrundsétze festgelegt.

4.4.1 Allgemeine Grundsatze

Im Folgenden werden Planungsgrundsatze fir
WEA auf See, Plattformen, Seekabelsysteme
und sonstige Energiegewinnungsanlagen aufge-
fuhrt.

Zusammenfassung

e Zeitliche Gesamtkoordinierung der Errich-
tungs- und Verlegearbeiten

e Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsver-
kehrs darf nicht beeintrachtigt werden

e Sicherheit und Leichtigkeit des Luftver-
kehrs darf nicht beeintrachtigt werden

e Sicherheit der Landes- und Bindnisver-
teidigung darf nicht beeintrachtigt werden

e Ruckbaupflicht und Sicherheitsleistung

e Berucksichtigung aller bestehenden, ge-
nehmigten und festgelegten Nutzungen

e Berucksichtigung von Kulturgitern
e Schallminderung

e Minimierung von Kolk- und Kabelschutz-
maf3nahmen

e Berticksichtigung von behérdlichen Stan-
dards, Vorgaben bzw. Konzepten

e Emissionsminderung

e Berucksichtigung von Fundstellen von
Kampfmitteln

e Installation von Sonartranspondern

4.4.1.1 Zeitliche Gesamtkoordinierung der

Errichtungs- und Verlegearbeiten

Zur Vermeidung bzw. Verminderung kumula-
tiver Auswirkungen soll unter Bertcksichti-
gung der projektspezifischen Rahmenbedin-
gungen eine zeitliche Gesamtkoordination
der Errichtungs- bzw. Verlegearbeiten vorge-
sehen werden.

Die Festlegung entspricht dem Grundsatz der
Raumordnung 3.3.1 (11) (Ostsee) bzw. 3.3.1
(13) (Nordsee), nach dem zur Vermeidung bzw.
Verminderung kumulativer Auswirkungen eine
zeitliche Gesamtkoordination der Verlegearbei-
ten von Seekabeln zur Ableitung in der AWZ er-
zeugter Energie vorgesehen werden soll. Zudem
sind Vorgaben zur zeitlichen Gesamtkoordina-
tion im Grundsatz 2.2.3 (8) des Entwurfs zur
Fortschreibung der Raumordnungsplane (ROP-
E 2021) vorgesehen.

Fur die Verlegearbeiten von Kabelsystemen, die
in rAumlicher Nahe zueinander liegen, soll eine
zeitliche Gesamtkoordination angestrebt wer-
den. Auf diese Weise kann die Anzahl der Ein-
griffe reduziert und maogliche kumulative Auswir-
kungen vermieden bzw. vermindert werden.

Zur Minderung der Auswirkungen auf die Mee-
resumwelt ist auch fur die Errichtungsarbeiten
von Windenergieanlagen, Plattformen, Seeka-
belsystemen sowie sonstigen Energiegewin-
nungsanlagen in raumlicher N&he zueinander in
gleicher Weise eine zeitliche Gesamtkoordinie-
rung anzustreben.
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Dies beinhaltet auch die Reduzierung des
Schiffsverkehrs fur Bau und Betrieb und der da-
mit verbundenen akustischen und visuellen Be-
eintrachtigungen auf ein Mindestmal3 durch op-
timale Bau- und Zeitplanung.

4.4.1.2 Keine Beeintrachtigung der Sicher-
heit und Leichtigkeit des Schiffs-

verkehrs

Durch die Errichtung und den Betrieb von
Windenergieanlagen auf See, Plattformen,
Seekabeln und sonstigen Energiegewin-
nungsanlagen darf die Sicherheit und Leich-
tigkeit des Schiffsverkehrs nicht beeintrach-
tigt werden.

Diese Festlegung leitet sich aus dem Ziel der
Raumordnung 3.5.1 (2) ab, nach dem durch die
Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur
Energiegewinnung in Vorranggebieten fir Wind-
energie die Sicherheit des Verkehrs nicht beein-
trachtigt werden darf, sowie aus dem Grundsatz
der Raumordnung 3.5.1 (6) (Ostsee) bzw. 3.5.1
(7) (Nordsee), nach dem auch auf3erhalb von
Vorranggebieten fiir Windenergie die Sicherheit
und Leichtigkeit des Verkehrs durch die Energie-
gewinnung nicht beeintrachtigt werden soll. Die
Regelungen zur Schifffahrt finden sich auch im
Grundsatz 2.2.1(4) des ROP-E 2021 wieder.

Zur Gewahrleistung der Sicherheit der Schiff-
fahrt, aber auch zur Integritat der Anlagen, wer-
den nach 8 53 WindSeeG - insbesondere bei
angrenzenden Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebie-
ten fur die Schifffahrt — um die Anlagen Sicher-
heitszonen eingerichtet, in der Regel 500 m um
die Windenergieanlage, Plattform bzw. sonstige
Energiegewinnungsanlage. Innerhalb der fest-
gelegten Gebiete ist die Sicherheitszone so fest-
zulegen, dass diese zusammenhangend ist und
Lucken vermieden werden. Die Sicherheitszone
ist auBerhalb der Vorrang- und Vorbehaltsge-
biete Schifffahrt (Raumordnungsplan AWZ Ost-
bzw. Nordsee) einzurichten.

Die Sicherheitszone bewirkt einerseits, dass in
diesen Bereichen gewerbliche Schifffahrt nicht

stattfindet und andererseits eine ordnungsge-
mafie und nach den Regeln der guten Seemann-
schaft betriebene Schifffahrt auch weiterhin ge-
nerell gefahrlos mdglich ist. Die jeweilige Sicher-
heitszone der WEA auf See und Plattformen wird
regelmaflig gemeinsam eingerichtet. Auf die
diesbezigliche Zustandigkeit der GDWS fiir die
Einrichtung von Sicherheitszonen sowie fur das
Aufstellen von etwaigen Befahrensregeln wird
verwiesen. Dies entspricht auch der Wertung
des Erfordernisses 2.2.2 (4) des sich in Aufstel-
lung befindenden ROP-E 2021.

Die bauliche Anlage muss in einer Weise kon-
struiert sein oder errichtet werden, dass im Fall
der Schiffskollision der Schiffskdrper so wenig
wie mdglich beschéadigt wird; dies schliel3t die
bei Errichtung und Betrieb eingesetzten Arbeits-
fahrzeuge mit ein. Dabei sind die Anforderungen
des Standards Konstruktion zu bertcksichtigen.

Die Errichtung von Plattformen am Rand eines
Gebietes sowie die Bebauung der Flache sollen
sich in das Gesamtensemble der Bebauung des
Gebiets, in dem die Plattform bzw. die Flache
liegt, integrieren und zusammenhangend erfol-
gen.

Zudem werden im Zuge der Konfliktminimierung
bei der Wahl der Streckenfiihrung von Seekabel-
systemen die Belange der Schifffahrt (insbeson-
dere in Bezug auf Vorrang- und Vorbehaltsge-
biete) bertcksichtigt. Die Streckenfiihrungen
verlaufen moglichst abseits der Hauptschiff-
fahrtsrouten. Bei ausreichender Einbringtiefe
wird jedoch auch eine Planung am Rande jener
Vorbehaltsgebiete, die an die anzuschlieRenden
OWP-Vorhaben angrenzen, in Betracht gezo-
gen, soweit durch die Verlegung der Seekabel-
systeme keine negative Auswirkung auf die Rou-
ten zu erwarten ist.

Wahrend der Installations- und Betriebsphase
sind geeignete MaRnahmen zur Gewahrleistung
der Sicherheit des Schiffsverkehrs zu treffen,
diese umfassen beispielsweise:
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e SicherungsmalBnahmen wahrend der Bau-
phase einschl. behelfsméaRiger Kennzeich-
nung, Betonnung und optisch-mobiler Ver-
kehrssicherung (Verkehrssicherungsschiff)

¢ visuelle und funktechnische Kennzeichnung
einschliellich fachgerechter Umsetzung

e Seeraumbeobachtung

e ggf. Gestellung zuséatzlicher Schleppkapazi-
tat

Auf die Planungsgrundsatze 4.4.1.6, 4.4.1.10
und 4.4.3.1 wird hingewiesen.

4.4.1.3 Keine Beeintrachtigung der Sicher-
heit und Leichtigkeit des Luftver-

kehrs

Durch die Errichtung, den Betrieb und den
Ruckbau von Windenergieanlagen auf See,
Plattformen, Seekabeln und sonstigen Ener-
giegewinnungsanlagen darf die Sicherheit
und Leichtigkeit des Luftverkehrs nicht be-
eintrachtigt werden.

Dieser Grundsatz entspricht 8§ 5 Abs. 3 Satz 2
Nr. 3 WindSeeG und der Wertung des Erforder-
nisses 2.5.2 (1) des sich in Aufstellung befinden-
den ROP-E 2021.

Fur eine Offshore-Plattform sind mindestens
zwei voneinander unabhangige und fur den
Zweck der Flucht und Rettung geeignete Zu- und
Abgangsmadoglichkeiten vorzusehen, die unter-
schiedliche Verkehrssysteme (Schiff und Hub-
schrauber) nutzen sollen.

Auf Offshore-Plattformen kdnnen Windenbe-
triebsflachen fur Notfalle (Rettungsflachen) ein-
gerichtet werden. lhre Nutzung ist ausschlief3lich
auf die Abwehr von Gefahren fir Leib und Leben
von Personen beschrénkt; ein Regelzugang des
Personals mittels Hubschrauberwindenbetrieb
ist nicht gestattet. Auf den Planungsgrundsatz
4.4.1.13 wird hingewiesen.

14 Sind die primér, insbesondere nachts, innerhalb eines
OWP zu nutzenden Flugwege zu und von einem HSLD, die
einen sicheren An- und Abflug gewéhrleisten sollen. Dies

Der Vorhabenstrager hat zu verhindern, dass
bereits bestehende und/oder geplante Hub-
schrauberlandedecks auf Offshore-Plattformen
im Windpark-Gebiet des Vorhabens oder sonsti-
gen Energiegewinnungsbereich durch die Er-
richtung von Luftfahrthindernissen und die damit
im Zusammenhang stehenden Maflinhahmen un-
benutzbar werden.

Hierzu sind An- und Abflugkorridore# einzurich-
ten. Diese sollen grundsatzlich auf ihrer gesam-
ten Lange oberhalb der Wasseroberflache nicht
bebaut werden.

Der Vorhabenstrager hat bei der Planung von
An- und Abflugkorridoren darauf zu achten, dass
AWZ-Grenzen nicht berthrt und fremde Korri-
dore nicht gekreuzt werden. Zudem sind diese
S0 auszurichten, dass ein sicheres Durchstarten
gewabhrleistet ist sowie Querwindeinfliisse mini-
miert und Rickenwindbedingungen vermieden
werden.

Entlang der Flugkorridore einer Offshore-Platt-
form mit HSLD ist zu gewé&hrleisten, dass ausrei-
chend Freiflache fir die Austibung eines im Not-
fall erforderlichen Flugmanédvers vorhanden ist.
Die Gewahrleistung dieser Freiflache kann zu
Einschréankungen in der Schifffahrt fihren. Inner-
halb der Sicherheitszone eines OWP sind daher
zur Vermeidung von Kollisionen zwischen
Schiffs- und Luftverkehr entsprechende Maf3-
nahmen bzw. Regelungen ndétig. Gleiches gilt fur
die Sicherheitszone einer Offshore-Plattform mit
HSLD auferhalb eines OWP. Hiervon ausge-
nommen sind die der Errichtung, der Versor-
gung, dem Betrieb und dem Riickbau der Platt-
form bzw. des OWP dienenden Schiffe, Behor-
denfahrzeuge sowie im Not- bzw. Ubungsfall
das Einsatzgerat von Such- und Rettungskraf-
ten.

ist sinngemaR auch fiir Offshore-Plattformen, die nur Gber
eine Rettungsflache verfligen, anzuwenden.
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Die WEA entlang der Flugkorridore sind mit einer
Turmanstrahlung durch den OWP-Vorhabens-
trdger gemal der TF11 der WSV-Rahmenvorga-
ben zur Kennzeichnung von Offshore-Anlagen in
der derzeit geltenden Fassung vom 1. Juli 2019
zu versehen.

4414 Keine Beeintrachtigung der Sicher-
heit der Landes- und Bundnisver-
teidigung

Durch die Errichtung und den Betrieb von
Windenergieanlagen auf See, Plattformen,
Seekabelsystemen und sonstigen Energie-
gewinnungsanlagen darf die Sicherheit der
Landes- und Bundnisverteidigung nicht be-
eintrachtigt werden.

Die Festlegung entspricht 8 5 Abs. 3 Satz 2 Nr.
4 WindSeeG und entspricht den Wertungen des
in Aufstellung befindlichen ROP-E 2021 (siehe
dort etwa Erfordernisse 2.2.1 (6), 2.2.2 (5.1),
2.2.2 (5.2) und 2.2.3 (7).

Im Zuge der Konfliktiminimierung sollten bei der
Wahl von Standorten fur WEA auf See sowie
Plattformen und sonstigen Energiegewinnungs-
anlagen bzw. der Streckenfiihrung von Seeka-
belsystemen die Belange der Landesverteidi-
gung- und der Bundnisverpflichtung bertcksich-
tigt werden.

Eine Ausweisung von Gebieten, Flachen, Platt-
formen und sonstigen Energiegewinnungsanla-
gen innerhalb militarischer Ubungsgebiete fiir
schwimmende Einheiten bzw. Flugibungsge-
biete, die auf Hohe des Meeresspiegels begin-
nen, ist zu vermeiden. Soweit die spezifischen
Ubungsprozedere durch die Ausweisung nicht
eingeschrankt werden, ist im Einzelfall eine Aus-
weisung in diesen Gebieten nicht ausgeschlos-
sen. Eine Streckenflihrung von Seekabelsyste-
men ist auRerhalb der militarischen Ubungsge-
biete fur schwimmende Einheiten anzustreben.

Sofern die Errichtungs- oder Betriebsarbeiten
militarische Ubungs- oder Sperrgebiete beriih-

ren, oder der Einsatz von akustischen, opti-
schen, optronischen, magnetsensorischen,
elektrischen, elektronischen, elektromagneti-
schen oder seismischen Messgeraten sowie un-
bemannten Unterwasserfahrzeugen geplant ist,
ist dies im Regelfall mindestens 20 Werktage im
Vorhinein dem Marinekommando unter Angabe
der Koordinaten des jeweiligen Einsatzgebietes
sowie des Einsatzzeitraums mitzuteilen. Der
Einsatz von Messgeréaten ist zudem auf das er-
forderliche Mal3 zu beschranken.

4.4.1.5 Riuckbaupflicht und Sicherheits-

leistung

Nach der dauerhaften Aufgabe der Nutzung
sind Windenergieanlagen auf See, Plattfor-
men, Seekabelsysteme und sonstige Ener-
giegewinnungsanlagen zurtickzubauen. Bei
einem Ruckbau ist nach Mdglichkeit eine
Wiederverwendung der Komponenten vor ei-
nem Recycling und dieses vor einer energe-
tischen Verwertung anzustreben oder an-
sonsten deren — nachweislich —ordnungsge-
malRe Entsorgung an Land umzusetzen. Zur
Absicherung der Erfillung der Ruckbau-
pflicht ist vor Baubeginn und bis zum endgdil-
tigen Rickbau der Anlagen eine Sicherheits-
leistung zu erbringen.

Die Festlegung zum Rilckbau setzt zum einen
das Ziel der Raumordnung 3.5.1 (4) (Ostsee)
bzw. 3.5.1 (5) (Nordsee) um, nach dem nach
Aufgabe der Nutzung WEA auf See grundsatz-
lich zurickzubauen sind. Zum anderen setzt die
Festlegung das Ziel der Raumordnung 3.3.1 (3)
(Ostsee) bzw. 3.3.1 (5) (Nordsee) um, nach dem
Rohrleitungen und Seekabel nach Aufgabe der
Nutzung grundsatzlich zurickzubauen sind. Auf
§ 58 Abs. 1 und 2 WindSeeG wird verwiesen.

Entsprechend der raumordnerischen Leitlinie,
dass ortsfeste Nutzungen reversibel sein mus-
sen, d. h. nur voribergehend und zeitlich be-
grenzt stattfinden durfen, sind auch WEA auf
See, Plattformen, Seekabelsysteme und sons-
tige Energiegewinnungsanlagen nach Aufgabe
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der Nutzung zurlickzubauen, soweit dies tech-
nisch maoglich ist.

Ob eine vollstandige Entfernung der Funda-
mente zu erfolgen hat, ist zum Zeitpunkt des
Ruckbaus zu prufen. Dabei ist auf den dann gel-
tenden Stand der Technik abzustellen und es ist
insbesondere zu betrachten, inwieweit eine Ent-
fernung aus Grinden der Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs und mit Blick auf die Auswir-
kungen auf die Meeresumwelt erforderlich bzw.
geboten ist. Jedoch muss der Rickbau in der
Regel mindestens so weit erfolgen, dass die
Oberkante des verbleibenden Fundaments dau-
erhaft unterhalb der beweglichen Sedimentun-
terkante und unterhalb des Eingriffsbereichs von
Fischereigeraten liegt. Dies ist je nach Ortlichkeit
fir eine angemessene Zeit zu Uberprifen, so-
dass sichergestellt ist, dass kein Hindernis fir
Schifffahrt und Fischerei entsteht. Die beim
Ruckbau entstehenden Baugruben sind mit dem
vor Ort natirlicherweise vorkommenden Mate-
rial zu verfillen, Steinschittungen sind zu ver-
meiden. Hinsichtlich Seekabelsystemen ist der
Ruckbau auch dann erforderlich, wenn mit den
Seekabelsystemen toxische Stoffe in wirkungs-
relevanter Art und Weise oder Menge in der
Meeresumwelt verbleiben wirden. Bei einem
Verbleib sollte zudem im Sinne einer nachwir-
kenden Verpflichtung seitens des Betreibers
durch geeignete UberwachungsmafRnahmen si-
chergestellt werden, dass auch kunftig mit kei-
nen Gefahrdungen anderer Nutzungen durch die
verbliebenen Seekabelsysteme zu rechnen ist.
So sollten beispielsweise die Lage und die aus-
reichende Uberdeckung regelmaRig Uberpruft
werden. Diese Festlegung steht im Einklang mit
internationalen und nationalen Regelungen, wie
insbesondere Artikel 79 Absatz 4 SRU, wonach
der Kustenstaat Bedingungen fir Kabel oder
Rohrleitungen festlegen kann, die in sein Ho-
heitsgebiet oder Kistenmeer fihren.

Durch die Riickbaupflicht sollen langfristige Op-
tionen der Flachennutzung offengehalten wer-
den, da Nachnutzungen ermdglicht werden und

somit ein Beitrag zur Nachhaltigkeit geleistet
wird.

Uberdies dient sie dem Schutz der Meeresum-
welt. Die genauen Festlegungen zum Rickbau
bleiben dem Einzelverfahren vorbehalten, um
die Anforderungen u. a. an den entsprechenden
Standort anzupassen.

Die Sicherheitsleistung dient der Sicherstellung
der Ruckbauverpflichtung nach 8§58 Abs. 1
WindSeeG. Die Anforderungen an die Sicher-
heitsleistungen ergeben sich aus der Anlage
zum WindSeeG.

4.4.1.6 Berucksichtigung aller bestehen-
den, genehmigten und festgeleg-

ten Nutzungen

Auf bestehende und genehmigte Rohrleitun-
gen sowie bestehende, genehmigte und im
Rahmen dieses Plans festgelegte Seekabel,
Offshore-Windparks, Offshore-Plattformen
und genehmigte sonstige Bauten ist gebuh-
rend Ricksicht zu nehmen, indem regelméa-
Big ein Abstand von 500 m einzuhalten ist,
soweit die Baugrundverhaltnisse nicht gro-
Rere Abstande erfordern. Bei der konkreten
Wahl von Standorten von Windenergieanla-
gen auf See und Plattformen, der Strecken-
fihrung von Seekabelsystemen und sonsti-
gen Energiegewinnungsanlagen wird Rick-
sicht auf bestehende und genehmigte Nut-
zungen, Nutzungsrechte und weitere schit-
zenswerte Belange genommen.

Die Planung, Errichtung und der Betrieb der
Windenergieanlagen auf See, Plattformen
und Seekabelsysteme sind in enger Abstim-
mung zwischen dem Ubertragungsnetzbe-
treiber und den Offshore-Windpark-n durch-
zufuhren.

Die Festlegung setzt das Ziel der Raumordnung
3.5.1(10) (Nordsee) bzw. 3.5.1. (9) (Ostsee) um,
nach dem bei MaRnahmen zur Energiegewin-
nung auf vorhandene Rohrleitungen und Seeka-
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bel gebiihrend Riicksicht zu nehmen und ein an-
gemessener Abstand einzuhalten ist. Zudem lei-
tet sich diese Festlegung ebenfalls aus unter
3.3.1 (6) und 3.3.1 (7) (Nordsee) bzw. 3.3.1 (5)
(Ostsee) festgelegten Grundséatzen und Zielen
der Raumordnung ab. Dieser Planungsgrund-
satz entspricht auch den Wertungen im ROP-E
2021, u.a. in den Erfordernissen 2.2.1 (1),
2.2.1(5), 2.2(3), 2.2.2 (4) und 2.2.5(3).

Im Zuge der Konfliktminimierung sollten bei der
Wahl von Standorten fir WEA auf See sowie
Plattformen bzw. der Streckenfiihrung von See-
kabelsystemen und sonstigen Energiegewin-
nungsanlagen maglichst frihzeitig die Belange
der Schifffahrt (vgl. Planungsgrundsatz 4.4.1.2)
Landesverteidigungs- und Bindnisverpflich-
tungsbelange (vgl. Planungsgrundsatz 4.4.1.4)
sowie bestehende und genehmigte Nutzungen /
Nutzungsrechte (u. a. OWP) beriicksichtigt wer-
den. Eine Streckenfihrung au3erhalb dieser Ge-
biete ist anzustreben, soweit durch die Verle-
gung der Seekabelsysteme eine negative Aus-
wirkung auf die zuvor genannten Nutzungen zu
erwarten ist. Auch auf die Belange der Fischerei
sollte frihzeitig Ricksicht genommen werden.
Das Fischen Uber Seekabelsystemen aul3erhalb
der Sicherheitszonen wird i.d.R. durch eine aus-
reichende Tiefenlage der Kabel sowie entspre-
chende Auflagen in den Einzelverfahren ermdg-
licht, auf die Vorgaben des Grundsatzes 4.4.4.7
wird verwiesen. Regelungen innerhalb von
OWP-Flachen entsprechend des Grundsatzes
2.2.2 (4) sowie des Grundsatzes 2.2.5 (3) des
ROP-E 2021 sind im Einzelfall zu klaren.

Um das Risiko der Beschadigung wahrend der
Bau- und Betriebsphase der Plattformen zu re-
duzieren und um die Mdéglichkeiten der erforder-
lichen Instandhaltung- und Wartungsarbeiten
nicht zu beeintrachtigen, ist bei zukiinftig geplan-
ten Plattformen auf vorhandene und genehmigte
Strukturen gebihrend Ricksicht zu nehmen. Es
ist ein angemessener Abstand zu diesen einzu-
halten. Der einzuhaltende Abstand ist u. a. von
der Lage der Plattform im Raum, im Verhéltnis

zu baulichen Strukturen vor Ort, den Baugrund-
verhéltnissen sowie von der Wassertiefe abhén-
gig. Im Regelfall ist zwischen der Plattform und
der Infrastruktur Dritter ein Abstand von 500 m
einzuhalten. Auf den Planungsgrundsatz 4.4.3.2
wird hingewiesen. Darlber hinaus ist ein st6-
rungsfreier Betrieb von bestehenden Anlagen (z.
B. Funk- oder Radaranlagen) zu gewahrleisten.

Um das Risiko der Beschadigung bereits vor-
handener Rohrleitungen zu reduzieren und um
die Mdglichkeiten der Reparatur nicht zu beein-
trachtigen, ist bei der Wahl der Streckenfuhrung
neuer Seekabelsysteme auf bereits vorhandene
Strukturen gebuhrend Rucksicht zu nehmen und
in diesen Bereichen ein Abstand von 500 m ein-
zuhalten, soweit die Baugrundverhaltnisse nicht
grolRere Abstande erfordern. Auf den Planungs-
grundsatz 4.4.4.2 wird hingewiesen. Dies ent-
spricht bei Rohrleitungen den im Raumord-
nungsplan festgelegten Vorrang- bzw. Vorbe-
haltsgebieten. Bereits vorhandene Seekabel
sind bei der Planung und Verlegung ebenfalls zu
bericksichtigen. Mit diesem Abstand wird bei
den im beplanten Bereich geringeren Wassertie-
fen von bis zu 45 m ein im Vergleich zu entspre-
chenden international abgestimmten Industrie-
richtlinien, die etwa fir Wassertiefen von bis zu
75 m gelten, geringerer Abstand festgelegt.

Der Abstand von 500 m zwischen Seekabelsys-
temen und WEA ist erforderlich, damit wahrend
des laufenden Betriebs des OWP an den Seeka-
belsystemen des UNB gearbeitet werden kann.
Auch fur den Fall, dass gleichzeitig an Kabelsys-
temen und dem Windpark gearbeitet wird, muss
genigend Raum fur das Bauschiff der Wind-
energieanlage und das Verlegeschiff zur Verfii-
gung stehen. Auch die internationalen Richtli-
nien fordern einen Mindestabstand von 500 m
zu WEA und weisen darauf hin, dass fur Verle-
gung und Reparatur grol3ere Abstdnde bendtigt
werden. Auf die Ausfiihrungen unter 4.4.4.2 wird
verwiesen. Durch eine Reduzierung dieses Ab-
standes wirden die Reparaturméglichkeiten auf
bestimmte Schiffstypen eingeschrankt und damit
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gof. verzogert. Zudem waren die Reparaturen
nicht bei laufendem Betrieb der Windparks mog-
lich. Wegen der hohen Bedeutung der Anbin-
dungssysteme fur die  Stromversorgung
Deutschlands ist eine grundsatzliche Reduzie-
rung der Abstande nicht angemessen.

Bei WEA, deren Energie mit einem 155 kV- oder
220 kV-Drehstrom-Seekabelsystem  zwischen
Umspann- und Konverterplattform abgefuhrt
wird, ist ein Abstand von mind. 350 m zwischen
WEA und diesem Seekabelsystem einzuhalten.
Dabei sind die parkinterne Verkabelung und die
Jack-up-Zonen zur Errichtung und Wartung der
WEA auf der der Anbindungsleitung abgewand-
ten Seite zu planen, so dass seitens Windpark-
betreiber keine Arbeiten im Kabelkorridor der
Anbindungsleitungen erfolgen. Zwar ist es bei ei-
nem Abstand unter 500 m zur Reduzierung
maoglicher Gefahren notwendig, dass sich Wind-
parkbetreiber und Kabeleigentiimerin abstim-
men sowie die WEA entlang der Trasse der
stromabflihrenden Kabelsysteme auszuschalten
und aus der Trasse zu drehen sind, soweit die
Eigentimerin der Kabelsysteme im Einflussbe-
reich der jeweiligen Windenergieanlage erfor-
derliche Arbeiten durchzufiihren hat. Jedoch er-
scheinen diese erforderlichen Abstimmungen
angemessen, insbesondere im Hinblick auf eine
sparsame und schonende Inanspruchnahme
von Flachen im Sinne des § 4 Abs. 2 Nr. 2 Wind-
SeeG.

Im Bereich der Umspann- bzw. Konverterplatt-
form ist aufgrund des Einzugs einer Vielzahl von
Kabelsystemen sicherzustellen, dass ausrei-
chend Raum fir die Fihrung der Gleichstrom-
und Drehstrom-Seekabelsysteme des UNB zur
Verfigung steht. Daher ist in dem Bereich, in
dem die Seekabelsysteme zur Umspann- bzw.
Konverterplattform gefuihrt werden, ein Abstand
von mind. 500 m zwischen der Plattform und den
nachstgelegenen WEA einzuhalten.

Sollte zwischen 155 kV- oder 220 kV-Dreh-
strom-Seekabelsystem und WEA, deren Energie
mit diesem Seekabelsystem abgefuhrt wird, ein

Abstand von weniger als 500 m vorgesehen wer-
den, ist bei dem zu den WEA gelegenen Dreh-
strom-Seekabelsystem zu dem néachstgelege-
nen Drehstrom-Seekabelsystem ein Abstand
von 200 m vorzusehen, um die Reparatur der
Kabelsysteme in diesem Zwischenraum zu er-
moglichen. Dies bedeutet z. B. fiir den Bereich
innerhalb eines Windparks, dass bei zwei Dreh-
strom-Seekabelsystemen ein Korridor von
900 m, bei drei Seekabelsystemen von 1.100 m,
bei vier Drehstrom-Seekabelsystemen von
1.200 m und bei funf Drehstrom-Seekabelsyste-
men von 1.400 m freizuhalten ist.

Aufgrund der raumlichen Nahe zwischen OWP-
Vorhaben und den Anbindungsleitungen ein-
schlieRlich der Plattformen des UNB erwé&chst
ein hoher Abstimmungsbedarf zwischen dem
OWP-Vorhabenstrager und dem UNB. Dement-
sprechend ist es zwingend erforderlich, dass be-
reits zu einem sehr frilhen Zeitpunkt der Vorha-
ben eine enge Abstimmung zwischen UNB und
dem OWP-Vorhabenstrager stattfindet. Fir den
Windpark-Vorhabenstrager und den UNB be-
steht beiderseits die uneingeschrénkte Notwen-
digkeit einer kooperativen Zusammenarbeit.
Dies gilt im Besonderen fur den Informations-
austausch Uber Projekttermine, die gegenseitige
Ubergabe notwendiger Informationen und De-
tails zu Planung, Errichtung sowie Inbetrieb-
nahme der Plattform sowie der Seekabelsys-
teme, aber auch im Betrieb, bei etwaigen Repa-
ratur— und Wartungsarbeiten und wahrend des
Ruckbaus. Insbesondere die Errichtung ist in
gutnachbarschaftlicher Zusammenarbeit frih-
zeitig abzustimmen und zu optimieren.

In jedem Fall ist bei Unterschreitungen der Min-
destabstande in der Planungsphase im Zulas-
sungsverfahren eine Anndherungsvereinbarung
einzureichen, die auch die Tragung von Mehr-
kosten, verursacht durch Abstande von weniger
als 500 m bzw. 350 m, enthélt.

Hinsichtlich der Abstande zwischen Flachen zu-
einander bzw. zu WEA wird auf den Planungs-
grundsatz 4.4.2.3 verwiesen.
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4.4.1.7 Berucksichtigung von Kulturgi-

tern

Bei der Standort- bzw. Trassenwahl sollen
bekannte Fundstellen von Kulturgitern be-
ricksichtigt werden. Sollten bei der Planung
oder Errichtung der Windenergieanlagen,
Plattformen bzw. Seekabelsysteme und
sonstigen Energiegewinnungsanlagen bis-
her nicht bekannte im Meeresboden befindli-
che Kulturguter aufgefunden werden, mus-
sen entsprechende MalRnahmen zur Siche-
rung des Kulturgutes getroffen werden.

Diese Festlegung entspricht den Grundséatzen
der Raumordnung 3.3.1 (7) und 3.5.1 (12) (Ost-
see) bzw. 3.3.1 (9) und 3.5.1 (13) (Nordsee),
nach denen bei der Standortwahl fir Offshore-
Windenergieparks und bei der Trassenwahl fir
die Verlegung von Rohrleitungen und Seekabeln
bekannte Fundstellen von Kulturgitern bertick-
sichtigt werden und entsprechende Mal3nahmen
zur Sicherung des Kulturgutes getroffen werden
sollen, falls bei der Planung oder Errichtung/Ver-
legung bisher nicht bekannte im Meeresboden
befindliche Kulturgiter aufgefunden werden.
Dieser Planungsgrundsatz entspricht auch den
Wertungen des Erfordernisses 2.2.1 (7) des
ROP-E 2021.

Im Meeresboden kénnen sich Kulturgiter von
archaologischem Wert befinden, wie z. B. Bo-
dendenkmale, Siedlungsreste oder historische
Schiffswracks. Gemal Artikel 149 Seerechts-
ubereinkommen der Vereinten Nationen (SRU)
sind gefundene Gegenstande archaologischer
oder historischer Art zum Nutzen der gesamten
Menschheit zu bewahren oder zu verwenden.

Eine groRRe Anzahl solcher Schiffswracks ist be-
kannt und in der Unterwasserdatenbank des
BSH verzeichnet. Die bei den zustandigen Stel-
len vorhandenen Informationen sollten bei der
Auswahl von Standorten fir die Errichtung von
WEA und Plattformen bzw. der konkreten Tras-
senfuihrung fur Seekabelsysteme bericksichtigt
werden. Zur Berlcksichtigung im Rahmen die-

ses Plans wurden bei der Planung von Plattfor-
men und Seekabelsystemen alle bekannten
Wracks an die Denkmalamter mit der Bitte um
Prifung und Einschatzung der erforderlichen
Abstande tbermittelt. Diese Einschatzungen der
einzelfallbezogenen Prifung wurden fiur die Pla-
nung herangezogen. Es ist allerdings nicht aus-
zuschlieBen, dass bei der néheren Untersu-
chung geplanter Standorte oder einer geeigne-
ten Trasse bzw. bei der Errichtung bisher nicht
bekannte Kulturgiter aufgefunden werden. Um
diese nicht zu beschadigen, missen in diesem
Falle in Absprache mit der zustandigen Behorde
(unter Einbindung von Denkmalschutz- und
Denkmalfachbehdrden der Lander Niedersach-
sen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vor-
pommern) geeignete Sicherungsmaflinahmen
durchgefiihrt werden. Die Funde sind wissen-
schaftlich zu untersuchen und zu dokumentie-
ren. Gegenstande archaologischer oder histori-
scher Art sollen entweder an Ort und Stelle oder
durch Bergung erhalten und bewahrt werden
kénnen. Die Vorgabe der Erhaltung des kulturel-
len Erbes fallt unter die sonstigen offentlich-
rechtliche Bestimmungen, die einzuhalten sind.

4.4.1.8

Zur Schallminderung ist die Verwendung von
alternativen, schallarmen Grindungsformen
zu prufen. Wenn Windenergieanlagen bzw.
Plattformen und sonstige Energiegewin-
nungsanlagen mit Pfahlgrindungen instal-
liert werden, so ist wahrend der Rammung
der Fundamente der Einsatz einer wirksamen
technischen Schallminderung nach Stand
von Wissenschaft und Technik vorzusehen.
Das Schallschutzkonzept eines planfestge-
stellten Vorhabens ist frihzeitig im Rahmen
des Designs der Grindungskonstruktion zu
integrieren. Das Schallschutzkonzept Nord-
see des BMU ist dabei zu beachten.

Schallminderung

Dies entspricht auch der Wertung des Erforder-
nisses 2.2.2 (6) des sich in Aufstellung befinden-
den ROP-E 2021.
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Wahrend der Rammarbeiten fir Fundamente
von WEA bzw. Plattformen und sonstigen Ener-
giegewinnungsanlagen ist zur Wahrung arten-
schutz- und gebietsschutzrechtlicher Belange
der Einsatz von wirksamen technischen Schall-
minderungssystemen vorzusehen. In den Ein-
zelzulassungsverfahren werden regelmafig ein
maximaler Schallereignispegel von 160 dB re
1pPa? s und ein maximaler Spitzenschalldruck-
pegel von 190 dB re 1puPaz in 750 m Entfernung
zur Rammstelle festgelegt. Bei Rammarbeiten
ist die Dauer des Rammvorgangs einschlief3lich
der Vergramung auf ein Mindestmalf3 zu begren-
zen. Sprengungen fir Griindungen sind nicht
gestattet. MaBhahmen zum Schallschutz, die
u.a. technische Schallminderung, Vergramung
und Uberwachung der Effektivitat miteinschlie-
3en, werden standortspezifisch und bezogen auf
die eingesetzte Griindungskonstruktion im Ein-
zelfall konkretisiert. Dies erfolgt projektspezifisch
im Rahmen der Zulassungsverfahren. Dabei ist
das jeweils beste verfiigbare Verfahren oder
eine Kombination der besten verfligbaren Ver-
fahren nach Stand der Wissenschaft und Tech-
nik zur Verminderung des Eintrags von Unter-
wasserschall zur Einhaltung geltender Larm-
schutzwerte wahrend der Installation von Griin-
dungspfahlen, wie z. B. GroRRer Blasenschleier,
Hullrohr oder Hydroschalldampfer, zu verwen-
den. Bei der Konzeptionierung von geeigneten
Schallminderungssystemen sind die jeweiligen
Baugrundverhaltnisse zu berlcksichtigen. Ne-
ben dem eigentlichen Schallminderungssystem
ist der Einsatz weiterer umfangreicher schall-
schiitzender MalRnahmen und Uberwachungs-
maflnahmen, insbesondere durch Erfassung
des Unterwasserschalleintrags wahrend der In-
stallation von Fundamenten, erforderlich.

Sollten Sprengungen zur Beseitigung von nicht
transportfahiger Munition unvermeidbar sein, ist
dem BSH ein Schallschutzkonzept rechtzeitig
vorher vorzulegen.

Zur Minderung von moglichen erheblichen Aus-
wirkungen auf die Meeresumwelt durch Schiffe

wahrend des Baus und Betriebs und der damit
verbundenen akustischen Beeintrachtigungen
ist durch optimale Bau- und Zeitplanung deren
Einsatz auf ein Mindestmafd zu reduzieren. Auf
den Planungsgrundsatz 4.4.1.1 wird verwiesen.

Die Strategische Umweltprifung kommt zu dem
Ergebnis, dass nur bei Einhaltung von geltenden
Larmschutzwerten und unter Umsetzung der
Vorgaben des Schallschutzkonzeptes Nordsee
des BMU nach aktuellem Kenntnisstand mit der
erforderlichen Sicherheit gewéhrleistet ist, dass
die Anforderungen an den Artenschutz eingehal-
ten und Naturschutzgebiete in ihren fur den
Schutzzweck mafgeblichen Bestandteilen nicht
erheblich beeintrachtigt werden.

4419 Minimierung von Kolk- und Kabel-

schutzmalRnahmen

Kolk- und KabelschutzmafRnahmen sind auf
ein Mindestmal zu reduzieren.

Fur die dauerhafte Stand- bzw. Positionssicher-
heit von Bauwerken auf dem Meeresboden sind
in bestimmten Gebieten MalRhahmen zur Ver-
meidung von Kolkbildungen erforderlich.

Bei jeglichen Kolkschutzmalinahmen ist dabei
das Einbringen von Hartsubstrat auf ein Min-
destmald zu reduzieren, um den Eingriff in die
Meeresumwelt so gering wie moglich zu halten.

Als Kolkschutz sind ausschlie3lich Schittungen
aus Natursteinen oder inerten und nattrlichen
Materialien einzusetzen. Der Einsatz von Alter-
nativen, die auf Kunststoff oder kunststoffahnli-
chen Materialien (z.B. geotextile Sandcontainer,
mit Natursteinen beflllte Netze aus (recyceltem)
Kunststoff, mit Kunststoff iberzogene Betonmat-
ten) basieren, ist zu unterlassen.

Als Kabelschutz sind grundsatzlich Schittungen
aus Natursteinen oder inerten und natirlichen
Materialien einzusetzen. Der Einsatz von Kunst-
stoff enthaltenden Kabelschutzsystemen ist, so-
fern technisch mdglich, auf ein Mindestmal® zu
begrenzen.
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4.4.1.10 Berucksichtigung von behérdli-
chen Standards, Vorgaben bzw.
Konzepten

Bei der Planung, der Errichtung und dem Be-
trieb von Windenergieanlagen, Plattformen,
Seekabelsystemen und sonstigen Energie-
gewinnungsanlagen sind behérdliche Stan-
dards, Vorgaben und Konzepte in ihrer je-
weils geltenden Fassung zu bertcksichtigen.

Dies umfasst insbesondere

¢ den Standard Untersuchung der Auswirkun-
gen von Offshore-WEA auf die Meeresum-
welt (StUK),

e den Standard Baugrunderkundungen, Min-
destanforderungen an die Baugrunderkun-
dung und —untersuchung fir Offshore-Wind-
energieanlagen, Offshore-Stationen und
Stromkabel,

e den Standard Konstruktion, Mindestanforde-
rungen an die konstruktive Ausfihrung von
Offshore-Bauwerken in der AWZ,

e die Teile 1 bis 3 des VGB/BAW- Standard,
Korrosionsschutz von Offshore-Bauwerken
zur Nutzung der Windenergie,

e die ,WSV-Rahmenvorgaben Kennzeichnung
Offshore-Anlagen®,

e die Durchfiihrungsrichtlinie  Seeraumbe-

obachtung des BMVI,

e die Richtlinie ,Offshore-Anlagen zur Gewahr-
leistung der Sicherheit und Leichtigkeit des
Schiffsverkehrs",

e die Empfehlungen O-139 und A-126 der In-
ternational Association of Marine Aids to
Navigation and Lighthouse Authorities,

e das Offshore Windenergie-Sicherheitsrah-
menkonzept,

e das Rahmenkonzept Abfall- und Betriebs-
stoffe fir OWP und deren Netzanbindungs-
systeme in der deutschen AWZ,

e die deutschen Vorschriften zu Sicherheit und
Gesundheit bei der Arbeit,

e das Konzept fur den Schutz der Schweins-
wale vor Schallbelastungen bei der Errich-
tung von OWP in der deutschen Nordsee
und

¢ die BfN-Kartieranleitungen fir gesetzlich ge-
schitzte Biotoptypen.

4.4.1.11 Emissionsminderung

Emissionen sind soweit wie moéglich zu ver-
meiden oder soweit diese unvermeidlich
sind, zu vermindern.

Das Vermeidungs- und Verminderungsgebot
stellt sicher, dass die Errichtung und der Betrieb
von Offshore-Anlagen nicht zu einer ,Ver-
schmutzung der Meeresumwelt* im Sinne des
Artikel 1 Absatz 1 Nummer 4 des Seerechts-
Ubereinkommens und einer Gefahrdung der
Meeresumwelt geméall § 5 Abs. 3 Satz 2 Nr.
2,48 Absatz4 Satz1l Nummer 1 lit. a Wind-
SeeG fiihrt. Ergédnzend missen die Vorgaben
der Verordnung Uber das umweltgerechte Ver-
halten in der Seeschifffahrt eingehalten werden.

Die bauliche Anlage muss in einer Weise kon-
struiert sein, dass

e weder bei der Errichtung noch bei dem Be-
trieb nach dem Stand der Technik vermeid-
bare Emissionen von Schadstoffen, Schall
und Licht in die Meeresumwelt eintreten oder
— soweit diese durch Sicherheitsanforderun-
gen des Schiffs- und Luftverkehrs geboten
und unvermeidlich sind — mdglichst geringe
Beeintrachtigungen hervorgerufen werden;
dies schlie3t bei Errichtung und Betrieb ein-
gesetzte Fahrzeuge mit ein;

o keine elektromagnetischen Wellen erzeugt
werden, die geeignet sind, Ubliche Navigati-
ons- und Kommunikationssysteme sowie
Frequenzbereiche der Korrektursignale in ih-
rer Funktionsfahigkeit zu storen.
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Die standige Zulassungspraxis fur OWP-Vorha-
ben sowie Anlagen zur Ubertragung von Strom
aus diesen Vorhaben in der AWZ beinhaltet zur
Vermeidung von Verschmutzungen und Geféhr-
dungen der Meeresumwelt die verbindliche Re-
gelung, dass bei Bau, Betrieb und Wartung der
Anlagen grundsatzlich keine Stoffe in das Meer
eingebracht werden durfen. Insbesondere dir-
fen keine schadstoffhaltigen Abwasser unbe-
handelt in das Meer gelangen, soweit dies nicht
mit sicherheitsrelevanten Vorgaben vereinbar
ist. Sollten aus technischen Grunden anlagen-
spezifische Emissionen in die Meeresumwelt un-
vermeidbar sein, so ist dies unter Vorlage einer
umweltfachlichen Einschatzung beim BSH zu
beantragen und zu begriinden. Anlagenspezifi-
sche Alternativenprifungen sind dabei durchzu-
fuhren.

Die Erstellung einer Emissionsstudie zur Erfas-
sung der durch die jeweilige Konstruktions- und
Ausriistungsvariante auftretenden Emissionen
bzw. deren Vermeidung ist verbindlich. Eine Vor-
studie dazu ist bereits als Teil der Antragsunter-
lagen einzureichen. In der Vorstudie hat sich die
TdV mit mdglichst konkreten und vorhabensbe-
zogenen Emissionen, den mdglichen und ange-
wendeten Vermeidungs- und Verminderungs-
mafnahmen sowie den kumulativen Wirkungen
der Anlage(n) auseinanderzusetzen. Die im Voll-
zugsverfahren konkretisierte Emissionsstudie
stellt die Grundlage fur das im Rahmen des
Schutz- und Sicherheitskonzepts zu erstellende
Abfall- und Betriebsstoffkonzept dar. Zur Erar-
beitung des Abfall- und Betriebsstoffkonzepts
sind die Mindestvorgaben des vom BSH verof-
fentlichten ,Rahmenkonzept Abfall- und Be-
triebsstoffe fur OWP und deren Netzanbin-
dungssysteme in der deutschen AWZ" in seiner
jeweils gultigen Fassung zu berilcksichtigen. Es
sind Notfallplane aufzustellen, u. a. fir Unfalle
mit wassergefahrdenden Stoffen wahrend der
Bau- und Betriebsphase sowie sonstige uner-
wartete Ereignisse, die eine Verschmutzung der
Meeresumwelt besorgen lassen.

Umweltvertrdglichkeit von Betriebsstoffen

Die Umweltvertraglichkeit der auf den Anlagen
eingesetzten Betriebsstoffe muss durch umfas-
sende Alternativenprifungen sichergestellt sein.
Biologisch abbaubare Betriebsstoffe (u.a. Ole,
Schmierfette) sind, soweit verfligbar, einzuset-
zen.

Bauliche/betriebliche Vorsichts- und Sicherheits-
mafllnahmen

Samtliche auf den WEA, Plattformen und sonsti-
gen Energiegewinnungsanlagen installierten
technischen Anlagen mussen durch bauliche Si-
cherheitssysteme und —mafRnahmen nach dem
Stand der Technik so abgesichert sein und tber-
wacht werden, dass Schadstoffunfalle und Um-
welteintrage vermieden werden (z.B. Einhau-
sungen, Doppelwandigkeit, Raum/ Tursille, Auf-
fangwannen, Drainagesysteme, Sammeltanks,
Leckage- und Fernuiberwachung). Dies gilt ins-
besondere fir Anlagen, die gréRere Mengen an
Betriebsstoffen und/oder wassergefdhrdenden
Stoffen enthalten oder fuhren (z.B. Dieseltanks,
Rohrleitungen). Fehlausldsungen der Brand-
schutzanlagen auf Hubschrauberlandedecks
sind unbedingt zu vermeiden.

Da im Offshore-Bereich von Betriebsstoffwech-
seln und Betankungsmaf3nahmen ein erhéhtes
Gefahrdungspotential ausgeht, sind bei diesen
Aktivitditen besondere organisatorische und
technische Vorsichtsmanahmen zu treffen
(z.B. Erstellung von Method Statements, Vor-
sichtsmalRlnahmen bei Kranarbeiten, selbstver-
schlielende Abrisskupplungen (Nottrennkupp-
lungen), Trockenkupplungen, Auffangwannen,
Uberfull-Sicherungen, Spillkits).

Umagang mit Abfall

Das Einbringen und Einleiten von Abfall in die
Meeresumwelt ist verboten. Er ist an Land zu
verbringen und dort nach den geltenden abfall-
rechtlichen Bestimmungen zu entsorgen.
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Kathodischer Korrosionsschutz (KKS), Be-

schichtungen

Der Korrosionsschutz muss mdglichst schad-
stofffrei und emissionsarm sein.

Fremdstromsysteme sind als KKS an Grln-
dungsstrukturen anzustreben. Der Einsatz von
galvanischen Anoden (Opferanoden), typischer-
weise bestehend aus Legierungen aus Alumi-
nium-Zink-Indium, ist nur in Kombination mit
KKS-geeigneten Beschichtungen zulassig (vgl.
BSH-Standard Konstruktion).

Bei der Auswahl der galvanischen Anoden dir-
fen nur Legierungen eingesetzt werden, deren
produktionsbedingte Gehalte an besonders um-
weltkritischen Nebenbestandteilen (insbeson-
dere Cadmium, Blei, Kupfer, Quecksilber) auf
ein Mindestmal? reduziert sind. Der zur Funktio-
nalitat der Anoden erforderliche Zinkanteil ist zu-
dem auf ein technisch notweniges Mindestmalf3
Zu begrenzen.

Das KKS-System muss derartig bemessen wer-
den, dass der Einsatz von galvanischen Anoden
auf ein notwendiges Mindestmald begrenzt wird.

Der Einsatz von Zinkanoden (im Sinne von Zink
als Hauptbestandteil der Anoden) ist untersagt.
Sofern notwendig, sollten in den Innenbereichen
der Grindungsstrukturen Fremdstromsysteme
als KKS-System zum Einsatz kommen.

Die Mindestanforderungen fir den Korrosions-
schutz im Standard Konstruktion sind einzuhal-
ten. Der VGB/BAW Standard Korrosionsschutz
ist in Bezug auf die Teile 1-3 als technische Er-
ganzung zum BSH Standard Konstruktion einge-
fuhrt worden und ist im Vollzug zu bericksichti-
gen. Die Verwendung von TBT (Tributylzinn) so-
wie anderweitigen Anti-Fouling-Mitteln bzw. Bio-
ziden ist untersagt. Die (Unterwasser-) Kon-
struktion ist im Bereich der Spritzwasserzone mit
olabweisenden Anstrichen zu versehen; ein re-
gelmafiges Entfernen von marinem Bewuchs
wird in diesem Zusammenhang nicht gefordert.
Die Losungsmittelfreiheit fur Beschichtungsma-
terialien ist anzustreben.

Der AuRenanstrich ist unbeschadet der Rege-
lung zur Luft- und Schifffahrtskennzeichnung
mdglichst blendfrei auszufiihren.

(Seewasser-) Kihlsysteme

Zur Anlagenkihlung sind geschlossene Kihl-
systeme zu bevorzugen (u.a. fir die Kiihlung von
Transformatoren auf Plattformen), bei denen es
nicht zu Kiihlwassereinleitungen und/oder sons-
tigen stofflichen Einleitungen (Anti-Fouling-Mittel
bzw. Biozide) kommt. Seewasserkihlsysteme
mit Einleitungen im regularen Betrieb sind nur in
begrindeten Ausnahmeféllen zulassig (z.B.
wenn die bendtigte Kihlleistung mit geschlosse-
nen Systemen/Systemvarianten nachweislich
nicht erreicht werden kann). Der Einsatz von
Anti-Fouling-Mitteln bzw. Bioziden in Seewas-
serkuhlsystemen zur Sicherung des kontinuierli-
chen Betriebs ist auf ein Mindestmalf3 zu begren-
zen und bedarf vorab einer umfassenden um-
weltfachlichen Bewertung.

Grau- und Schwarzwasser, Abwasserreini-

gungsanlagen

Die fachgerechte Sammlung von Abwasser
(Grau- und Schwarzwasser), einschliel3lich des
Abtransports an Land und der ordnungsgema-
Ren Entsorgung sind gegentber der Aufberei-
tung auf Plattformen zu bevorzugen. Abwasser-
reinigungsanlagen auf unbemannten oder nur
wahrend Wartungsarbeiten bemannten Plattfor-
men sind grundsatzlich nicht genehmigungsfa-
hig. Fur diese Falle sind entsprechend dimensi-
onierte Sammeltanks vorzuhalten bzw. kann auf
anderweitige Losungen zurtickgegriffen werden
(z.B. ,Verbrennungstoiletten“). Der Nachweis,
dass eine Abwasserreinigungsanlage zwingend
notwendig ist, ist von dem Vorhabenstrager zu
fuhren. Fur dauerhaft bemannte Plattformen ist
nur eine Abwasserreinigungsanlage nach aktu-
ellem Stand der Technik inkl. Reduktion von
Stickstoff- und Phosphorverbindungen (z.B. min-
destens nach MARPOL MEPC.227(64)) zulas-
sig. Sollten diese Anlagentypen aufgrund zu ge-
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ringer prognostizierter anfallender Abwasser-
mengen nicht am Markt verfligbar sein, kann auf
zertifizierte Anlagen ohne Eliminierung von
Stickstoff- und Phosphorverbindungen zurick-
gegriffen werden (z.B. MARPOL
MEPC.227(64)). Der Nachweis fur die Nichtver-
fugbarkeit ist von der Antragstellerin zu erbrin-
gen. Die Chlorierung von Abwéassern (z.B. durch
Natriumhypochlorit) zur Erreichung des MEPC
,coliform-Standards” sind nicht genehmigungs-
fahig, da durch Chlorierungsprozesse umweltbe-
denkliche Sekundarverbindungen entstehen.
Daher mussen anderweitige Techniken verwen-
det werden, die nachweislich umweltfreundlicher
sind (z.B. UV-Systeme).

Es sind an Abwasserreinigungsanlagen der
Plattformen an Zu- und Ablauf geeignete Probe-
nahmestellen vorzusehen, sodass eine Proben-
ahme und nachgehende Analyse des Abwas-
sers zur Sicherstellung des ordnungsgemalien
Betriebs/ Uberprufung der Einleitwerte und Rei-
nigungsleistung in der Betriebsphase durchge-
fuhrt werden kdnnen.

Drainagesysteme und Olabscheider

Auf Plattformen installierte und betriebene Olab-
scheider mussen sicherstellen, dass der (")Ige-
halt des Drainagewassers einen Grenzwert von
5 ppm nicht Uberschreitet. Daher sind Sensoren
zur Uberwachung des Olgehalts im Ablauf ver-
bindlich (inkl. Ferniberwachung) vorzusehen,
um einen ordnungsgemalen Betrieb sicherstel-
len zu konnen. Bei Uberschreiten des Grenz-
werts von 5 ppm ist Uber entsprechende Ventile
sicherzustellen, dass das Drainagewasser nicht
ins Meer geleitet wird (z.B. Gber Sammeltanks,
Rezirkulation). An Hubschrauberlandedecks an-
geschlossene Drainagesysteme / Olabscheider
missen zudem entsprechende By-pass Sys-
teme besitzen, damit der bei Aktivierung der
Brandbekampfungsanlage anfallende umwelt-
gefadhrdende Lo&schschaum direkt, d.h. ohne
Passieren des Olabscheiders, in einen Sammel-
tank abgeleitet wird.

Loschschdume auf Hubschrauberlandedecks

Aufgrund der umweltkritischen Eigenschaften
von per- und polyfluorierten Substanzen (PFC)
durfen auf Hubschrauberlandedecks nur noch
Jfluorfreie® (d.h. PFC-freie) Léschschaume ein-
gesetzt werden. Brandschutz- und luftfahrtbezo-
gene Vorgaben sind bei der Produktauswahl
zwingend zu beachten und einzuhalten (Eignung
fur den Offshore Gebrauch, Alkohol- und Frost-
bestandigkeit, Mindestleistungsstufe ICAO B).
Feuerldschibungen sind ausschliel3lich mit
Wasser durchzuftihren.

Fluorierte Treibhausgase in Schaltanlagen,
Kihl- und Klimasystemen und Brandschutzanla-

gen

Die Vorgaben der Verordnung 517/2014 des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates vom 16.
April 2014 (ber fluorierte Treibhausgase sind
einzuhalten. Diese MalRnahmen sind gemarf Art.
3 der Verordnung grundsatzlich die Vermeidung
und Begrenzung von Emissionen der fluorierten
Treibhausgase. Dartiber hinaus miissen die Vor-
gaben hinsichtlich der Dichtigkeitskontrollen von
technischen Anlagen, ggf. durch Leckageerken-
nungssysteme, betreiberseitig beachtet, durch-
gefuhrt bzw. dokumentiert werden (Art. 4-6).

Netzersatzanlagen, Dieselgeneratoren, Diesel-
kraftstoff

Auf baulichen Anlagen eingesetzte Dieselgene-
ratoren missen bzgl. der Emissionswerte nach
MARPOL Anhang VI, Tier Il oder nachweislich
mindestens einem gleichwertigen Emissions-
standard zertifiziert sein. Maf3geblich sind dabei
die Emissionswerte des jeweiligen Dieselgene-
ratortyps. Sollten die einschlagigen IMO Regeln
des Anhangs VI aufgrund zu geringer Leistung
der Generatoren nicht anwendbar sein (z.B. fir
temporare Dieselgeneratoren auf WEA), so
muissen anderweitig geltende Emissionsstan-
dards herangezogen werden (z.B. EU-Norm
97/68/EG und dessen Novellierungen, dort:
stage llI/IV). Die Installation dauerhafter Diesel-
generatoren zum Notbetrieb einzelner WEA ist
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nicht zulassig, da folglich umfangreiche Betan-
kungsmaflinahmen und dadurch bedingt eine
starkere Umweltgefahrdung durch etwaige Olun-
félle vorliegt. Daher sollten zur voriibergehenden
Versorgung der WEA im Rahmen der Sicherstel-
lung der allgemeinen Betriebssicherheit die Die-
selgeneratoren (Netzersatzanlagen) der jeweili-
gen Umspannplattform oder andere Sicherheits-
systeme genutzt werden.

Um die Emissionen von SO; auf ein Mindestmalf3
zu reduzieren, muss unter Bertcksichtigung der
Lagerfahigkeit des jeweiligen Produkts mog-
lichst schwefelarmer Kraftstoff verwendet wer-
den (z.B. schwefelarmes Heizdl nach DIN
51603-1 bzw. Diesel nach DIN EN 590 (,Land-
diesel”)). Dies gqilt fur temporére Generatoren
wahrend der Installationsarbeiten auf WEA und
Plattformen sowie fir dauerhafte Dieselgenera-
toren (Netzersatzanlagen) auf Plattformen. Bei
der Auswahl der entsprechenden Dieselgenera-
toren ist eine Eignung fur den jeweiligen Kraft-
stofftyp rechtzeitig sicherzustellen.

Groutverfahren und Groutmaterial

Soweit Groutverfahren eingesetzt werden sol-
len, muss das Groutmaterial mdglichst schad-
stofffrei sein. Es sind entsprechende Techniken
und Vorrichtungen fir den Groutvorgang (Instal-
lationsphase) einzusetzen, die einen Eintrag von
Groutmaterial in die Meeresumwelt weitestge-
hend verhindern.

Lichtemissionen

Es ist eine mdglichst naturvertragliche Beleuch-
tung wéahrend des Betriebs der WEA und Kon-
verterplattformen zur weitestgehenden Reduzie-
rung von Anlockeffekten unter Berlcksichtigung
der Anforderungen eines sicheren Schiffs- und
Luftverkehrs und der Arbeitssicherheit vorzuse-
hen, z. B. ein bedarfsgerechtes An- und Ab-
schalten der Hindernisbefeuerung, die Wahl ge-
eigneter Lichtintensitdten und -spektren oder
Beleuchtungsintervalle.

4.4.1.12 Berucksichtigung von Fundstellen
von Kampfmitteln

Bei der Standort- bzw. Trassenwahl sollen
bekannte Fundstellen von Kampfmitteln be-
riacksichtigt werden. Sollten bei der Planung
oder Errichtung der Windenergieanlagen,
Plattformen bzw. Seekabelsysteme und
sonstigen Energiegewinnungsanlagen bis-
her nicht bekannte im Meeresboden befindli-
che Kampfmittel aufgefunden werden, sind
entsprechende SchutzmalRnahmen zu ergrei-
fen.

Im Jahr 2011 wurde von einer Bund-Lander-Ar-
beitsgruppe ein Grundlagenbericht zur Muniti-
onsbelastung der deutschen Meeresgewasser
veroffentlicht, der jahrlich fortgeschrieben wird.
Nach derzeitigem Kenntnisstand wird die
Kampfmittelbelastung der deutschen Ostsee auf
bis zu 0,3 Mio. t und deutschen Nordsee auf bis
zu 1,3 Mio. t geschatzt. Es wird insgesamt auf
eine unzureichende Datenlage hingewiesen, so
dass davon auszugehen ist, dass auch im Be-
reich der deutschen AWZ Kampfmittelvorkom-
men zu erwarten sind (z.B. Uberbleibsel von Mi-
nensperren und Kampfhandlungen). Die Lage
der bekannten Munitionsversenkungsgebiete
sind den offiziellen Seekarten sowie dem Bericht
aus 2011 (dort ergdnzend auch Verdachtsfla-
chen fur munitionsbelastete Gebiete) zu entneh-
men (Bottcher, et al., 2011). Die Berichte der
Bund-Lander-Arbeitsgruppe sind unter www.mu-
nition-im-meer.de verfugbar.

Es wird empfohlen, im Rahmen der konkreten
Planung eines Vorhabens eine eingehende his-
torische Recherche zum etwaigen Vorhanden-
sein von Kampfmitteln durchzufthren. Die ent-
sprechenden Einzelheiten zu ggf. erforderlich
werdenden Schutzmaflinahmen werden in den
einzelnen Zulassungsverfahren geregelt.

Der jeweilige Vorhabenstrager ist sowohl fir die
Ermittlung und Erkundung von Kampfmitteln als
auch fur alle daraus resultierenden Schutzmalf3-
nahmen verantwortlich. Sofern keine eigenen
Handlungsanweisungen vorliegen, kann auf den
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Qualitatsleitfaden Offshore-Kampfmittelbeseiti-
gung der Universitat Leipzig zurickgegriffen
werden. Die Auffindung ist unverziglich zu do-
kumentieren und dem BSH zu melden. Im Falle
des Aufnehmens von Kampfmitteln ist der Vor-
habenstrager auch fur die Bergung bzw. Beseiti-
gung verantwortlich. Munitionsfunde und der
weitere Umgang damit sind zudem dem Mariti-
men Sicherheitszentrum Cuxhaven (Gemein-
same Leitstelle der Wasserschutzpolizeien der
Kustenlander, Zentrale Meldestelle flr Munition
im Meer) zu melden. Sprengungen sind zu un-
terlassen. Sollten Sprengungen zur Munitions-
beseitigung (nicht transportfahige Munition) un-
vermeidlich sein, ist dem BSH ein Schallschutz-
konzept rechtzeitig vorher vorzulegen. Auf den
Planungsgrundsatz 4.4.1.8 wird hingewiesen.

Transportfahige Kampfmittel durfen nach einer
Bergung nicht wieder verklappt werden, sondern
sind in Absprache mit den zustandigen Kampf-
mittelraumdiensten der Lander ordnungsgemar
an Land zu entsorgen. Der Kampfmittelraum-
dienst Ubernimmt samtliche ihm angediente
Kampfmittel im nachstgelegenen Hafen, um sie
einer fachgerechten Entsorgung zuzufihren.

4.4.1.13 Installation von Sonartranspon-

dern

An geeigneten Eckpositionen der Windparks,
Plattformen und sonstigen Energiegewin-
nungsanlagen sind Sonartransponder zu in-
stallieren.

Die Anordnung und Spezifikation der Sonar-
transponder ist den Anforderungen des Bundes-
amtes fir Infrastruktur, Umweltschutz und
Dienstleistungen der Bundeswehr (BAIUDBw) /
Marinekommando hinsichtlich der Funktionalit&t
anzupassen.

Bei Ubungen zum Zwecke der Landes- und
Bindnisverteidigung soll die Installation von So-
nartranspondern Gefahrenquellen durch Kollisi-
onen von U-Booten mit baulichen Anlagen durch
akustische Signale vermeiden. Auf den Grund-
satz 4.4.1.4 wird verwiesen.

4.4.2 Flachen und Windenergieanlagen auf
See sowie sonstige Energiegewin-
nungsbereiche und -anlagen

Im Folgenden werden Planungsgrundsatze fiir
Flachen, vornehmlich fir die Errichtung und den
Betrieb von WEA auf See sowie sonstige Ener-
giegewinnungsbereiche und -anlagen, aufge-
fuhrt. Auf Kapitel 4.4.3, in dem Planungsgrund-
séatze fur Plattformen, wie auch fir Umspann-
und Wohnplattformen, festgelegt werden, wird
verwiesen. Planungsgrundsatz 4.4.2.4 ist nicht
auf sonstige Energiegewinnungsbereiche an-
wendbar.

Zusammenfassung

e Beachtung von Naturschutzgebieten und
Berlcksichtigung gesetzlich geschutzter
Biotope

e Sparsame Flacheninanspruchnahme

e Abstande zwischen Flachen zueinander
und zu WEA

e Abweichung der tatsachlich installierten
Leistung von der zugewiesenen Netzan-
bindungskapazitat
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4.4.2.1 Beachtung von Naturschutzgebie-
ten und Berlicksichtigung gesetz-

lich geschutzter Biotope

Bekannte Vorkommen gesetzlich geschitz-
ter Biotope nach § 30 BNatSchG sind bei der
Errichtung von Windenergieanlagen und
sonstigen Energiegewinnungsanlagen zu
vermeiden.

Auf § 45a Gesetz zur Ordnung des Wasser-
haushalts (WHG)*® wird hingewiesen, die
beste Umweltpraxis (,best environmental
practice”) gemdaR Helsinki- bzw. OSPAR-
Ubereinkommen sowie der jeweilige Stand
der Technik sind zu berticksichtigen und im
Einzelverfahren zu konkretisieren.

Zur Sicherstellung gebietsschutzrechtlicher Vor-
gaben koénnen bei der Planung und Errichtung
von WEA und sonstigen Energiegewinnungsan-
lagen auf See in rdumlicher Nahe zu Natur-
schutzgebieten projektspezifisch Vermeidungs-
und Verminderungsmafl3nahmen erforderlich
werden. Diese Malinahmen, z.B. Schallminde-
rungsmal3nahmen zum Schutz larmempfindli-
cher Meeresséauger, werden auf Vorhabenebene
unter Bericksichtigung der Besonderheiten des
Projektgebiets und der Umsténde des Einzelfalls
projektbezogen festgelegt.

Je nach Standort und Griindungskonstruktion
der Windenergieanlage auf See und sonstigen
Energiegewinnungsanlage sowie je nach
Schutzzweck des Naturschutzgebietes kénnen
weitergehende Uberlegungen im Einzelfall zu
groReren Abstanden filhren; insbesondere kon-
nen zusatzliche SchutzmafRhahmen erforderlich
werden. Die im Rahmen der strategischen Um-
weltprifung durchgefiihrte Vertraglichkeitspri-
fung kommt zu dem Ergebnis, dass die Errich-
tung der WEA und sonstigen Energiegewin-
nungsanlagen unter strenger Einhaltung der im

15 Gesetz vom 31. Juli 2009, BGBI. | S. 2585, zuletzt gean-
dert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2020, BGBI.
|1 S. 1408

Rahmen der konkreten Zulassungsverfahren an-
zuordnenden Vermeidungs- und Verminde-
rungsmal3nahmen nach derzeitigem Stand zu
keinen erheblichen Beeintrachtigungen der
Schutzzwecke der Naturschutzgebiete in der
AWZ fuhren wird.

Sollten Vorkommen von in § 30 BNatSchG ge-
nannten Strukturen bei naheren Untersuchun-
gen im konkreten Zulassungsverfahren aufge-
funden werden, sind diese zu analysieren und
bei der Entscheidungsfindung zu bertcksichti-
gen. Jedoch ist zum jetzigen Zeitpunkt keine
konkrete raumliche Zuordnung der genannten
Strukturen maglich.

4422 Sparsame Fldcheninanspruch-

nahme

Die einzelnen Windenergieanlagen und sons-
tigen Energiegewinnungsanlagen sollen
maoglichst flachensparend angeordnet wer-
den.

Diese Festlegung setzt zum einen den Grund-
satz des 8§ 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG um. Fur die lang-
fristige Sicherung und Nutzung der Potenziale
der AWZ ist ein sparsamer Umgang mit Flachen
anzustreben. Dieses entspricht auch der Leitvor-
stellung einer nachhaltigen Raumentwicklung.
Zudem werden die Grundsatze der Raumord-
nung 3.5.1 (6) Nordsee und 3.5.1 (5) Ostsee um-
gesetzt, wonach die einzelnen WEA in den ent-
sprechenden Windenergieparks mdglichst fla-
chensparend angeordnet werden sollen.

Dies entspricht auch der Wertung der Erforder-
nisse 2.2.1 (2) und 2.4.1 (5) des sich in Aufstel-
lung befindenden ROP-E 2021.

Fir die im FEP zentrale Vorentwicklung von Fla-
chen ist nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 WindSeeG vor al-
lem das Ziel der geordneten und flachensparsa-
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men Stromerzeugung aus WEA auf See rele-
vant. Diese Zielvorgabe sollte sich nicht nur auf
die groRrdumlichen Festsetzungen insgesamt
beziehen, sondern sich auch bei der Planung in-
nerhalb der Flachen widerspiegeln.

Die gewachsene Bedeutung einer sparsamen
Flacheninanspruchnahme spiegelt sich auch im
UVPG wider, das im Rahmen der Reform im
Jahr 2017 nunmehr das Schutzgut Flache auf-
genommen hat.

4.4.2.3 Absténde zwischen Flachen zuei-
nander und zu Windenergieanla-

gen

Windenergieanlagen und sonstige Energie-
gewinnungsanlagen haben einen Abstand
von mindestens dem flinffachen Rotordurch-
messer zu Windenergieanlagen benachbar-
ter Flachen einzuhalten.

Der Abstand zwischen den im FEP festgelegten
Flachen oder sonstigen Energiegewinnungsbe-
reichen zueinander sowie zu den WEA geneh-
migter und bestehender OWP betragt grund-
séatzlich mindestens 750 Meter.

Eine Errichtung von WEA ist nur innerhalb der
festgelegten Flachen und von sonstigen Ener-
giegewinnungsanlagen nur in sonstigen Ener-
giegewinnungsbereichen mdoglich. Zur Begren-
zung von Abschattungseffekten und zur Ge-
wahrleistung der Standsicherheit ist zuséatzlich
ein Mindestabstand in Hohe des funffachen Ro-
tordurchmessers der neu zu errichtenden An-
lage zu WEA des benachbarten OWP-Vorha-
bens einzuhalten (Mindestabstand zwischen
den Mittelpunkten der Anlagen, dabei ist der
groflite Rotordurchmesser zu Grunde zu legen).
Die Vorgaben zu Mindestabstdnden gelten nur
in Bezug auf Anlagen benachbarter OWP. Fur
die Abstande der WEA innerhalb einer Flache
findet dieser Planungsgrundsatz keine Anwen-
dung. Gleiches gilt auch fir den Fall von dem
gleichen Vorhabenstrager bei zwei nebeneinan-
der liegenden Flachen.

Hinsichtlich zwei nebeneinander liegenden Fla-
chen, die im gleichen Jahr durch die Bundes-
netzagentur ausgeschrieben werden und daher
die Planung durch die jeweiligen Vorhabenstra-
ger im gleichen Zeitraum erfolgt, ist in gutnach-
barschaftlicher Zusammenarbeit eine frihzeitige
enge Abstimmung zwischen den Vorhabenstra-
gern hinsichtlich der Anlagenstandorte und Ab-
stande unter Berlcksichtigung der Rotordurch-
messer erforderlich. Daher wird als Vorausset-
zung flr das jeweilige Einzelzulassungsverfah-
ren die Vorlage eines Nachweises uber die Ab-
stimmung festgelegt.

Fir den Fall, dass eine Flache neben einer be-
reits ausgeschriebenen, jedoch noch nicht ge-
nehmigten Flache liegt, so ist es aufgrund der
zeitlich unterschiedlichen Planungsfortschritte
dem sich bereits im Zulassungsverfahren befind-
lichen Vorhaben nicht mdglich, auf die Planun-
gen der zeitlich spater ausgeschriebenen Flache
Rucksicht zu nehmen. Grundvoraussetzung fur
die Erstellung der Planfeststellungsunterlagen
der zeitlich spateren Flache sind daher die Uber-
mittlung der Planungen der friher ausgeschrie-
benen Flache, insb. zu Anlagenstandorten und
Abstanden unter Berlcksichtigung der Rotor-
durchmesser, sowie eine sofortige Information
bei Anderungen.

4424 Abweichung der tatsachlich instal-
lierten Leistung von der zugewie-

senen Netzanbindungskapazitat

Bei einer Abweichung der tatsachlich instal-
lierten Leistung von der zugewiesenen Netz-
anbindungskapazitat darf die maximal zulas-
sige Erwédrmung des Sediments durch See-
kabelsysteme nicht Uberschritten werden.
Sofern der Umfang der Erhéhung der instal-
lierten Leistung einen Anteil von 10 % der zu-
gewiesenen Netzanbindungskapazitat nicht
Uberschreitet, ist durch den bezuschlagten
Bieter kein zuséatzlicher Nachweis zur Einhal-
tung des 2 K-Kriteriums fir den Bereich der
Anbindungsleitung des UNB erforderlich.
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Nach der Gesetzesbegriindung zu § 24 Abs. 1
Nr. 2 WindSeeG besteht fir den bezuschlagten
Bieter die Moglichkeit, zusatzliche WEA Uber die
zugewiesene Netzanbindungskapazitat hinaus
zu installieren, sofern dies der Planfeststellungs-
beschluss zuldsst. Eine Uberschiel3ende Ein-
speisung Uber die zugewiesene Netzanbin-
dungskapazitat hinaus ist jedoch zu keinem Zeit-
punkt zuldssig.

Die Bestimmung der Anzahl der auf der Flache
zu installierenden WEA und ggf. einer tber die
zugewiesene Netzanbindungskapazitat hinaus-
gehenden Erzeugungsleistung erfolgt im Rah-
men des Planfeststellungsverfahrens.

Bei einer Abweichung der tatsachlich installier-
ten Leistung von der zugewiesenen Netzanbin-
dungskapazitat darf die maximal zulassige Er-
warmung des Sediments (vgl. Planungsgrund-
satz 4.4.4.8) nicht tGiberschritten werden. Im Rah-
men der Antragsstellung zum Planfeststellungs-
verfahren ist durch den bezuschlagten Bieter
darzulegen, ob und in welchem Mal3e zusatzli-
che Anlagen uber die zugewiesene Netzanbin-
dungskapazitat hinaus installiert werden sollen.

Die Erhdhung der installierten Leistung tber die
zugewiesene Netzanbindungskapazitat hinaus
dient dem Ausgleich von elektrischen Verlusten
und der Nichtverfligbarkeit einzelner WEA. Beim
Nachweis der Einhaltung des 2 K-Kriteriums
durch den zustandigen UNB erfolgt grundsétz-
lich keine Berlicksichtigung der Nichtverfigbar-
keit einzelner WEA, der Netzanbindung oder von
MalRnahmen durch Einspeisemanagement so-
wie der elektrischen Verluste der parkinternen
Verkabelung. Durch den konservativen Ansatz
des Nachweisverfahrens sind damit Mal3nah-
men zur Erhéhung der installierten Leistung tber
die zugewiesene Netzanbindungskapazitat hin-
aus innerhalb eines gewissen Rahmens abge-
deckt. Sofern der Umfang der Erhéhung der in-
stallierten Leistung einen Anteil von 10 % der zu-
gewiesenen Netzanbindungskapazitat nicht
Uberschreitet, ist durch den bezuschlagten Bie-
ter kein zuséatzlicher Nachweis zur Einhaltung

des 2 K-Kriteriums im Bereich des gesamten
Netzanbindungssystems erforderlich.

Die Einhaltung des 2 K-Kriteriums im laufenden
Betrieb des Anbindungssystems soll unter Ver-
wendung modellhafter Verfahren (z. B. TCM II)
insbesondere bei einer Erhéhung der tatsachlich
installierten Leistung (ber die zugewiesene
Netzanbindungskapazitat hinaus durch den
UNB (berpruft werden.

Fir den Bereich der parkinternen Verkabelung
ist durch den bezuschlagten Bieter weiterhin ein
Erwarmungsgutachten unter Berucksichtigung
der zusatzlich installierten Leistung einzu-
reichen.

Die zusétzlichen WEA sind raumlich innerhalb
der bezuschlagten Flache zu errichten.

4.4.3 Plattformen

Im Folgenden werden Planungsgrundsatze fir
Plattformen aufgefihrt. Plattformen umfassen
i.d.R. Konverterplattformen, Sammelplattfor-
men, Umspannplattformen, Wohnplattformen
sowie sonstige Plattformen, die in Gebieten oder
sonstigen Energiegewinnungsbereichen liegen.

Zusammenfassung

e Beachtung von Naturschutzgebieten und
Berlcksichtigung gesetzlich geschutzter
Biotope

e Flachenbedarf sowie zusatzlich Ma-
noévrierraum

e Auslegung der Plattformen soll Bedarf fur
provisorische Unterkinfte beriicksichti-
gen; keine Nutzung Uber drei Jahre hin-
aus
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4.4.3.1 Beachtung von Naturschutzgebie-
ten und Bertlicksichtigung gesetz-

lich geschutzter Biotope

Bekannte Vorkommen gesetzlich geschitz-
ter Biotope nach § 30 BNatSchG sind bei der
Errichtung von Plattformen zu vermeiden.

Auf 8§ 45a WHG wird hingewiesen, die beste
Umweltpraxis (,best environmental prac-
tice*) gemaR Helsinki- bzw. OSPAR-Uberein-
kommen sowie der jeweilige Stand der Tech-
nik sind zu bertcksichtigen und im Einzelver-
fahren zu konkretisieren.

Die Festlegung beruht auf § 5 Abs. 3 Satz 2 Nr.
5 WindSeeG. In den Naturschutzgebieten ist die
Errichtung von Plattformen unzuldssig. Dies
dient der Wahrung der Schutzzwecke der Natur-
schutzgebiete, insbesondere im Hinblick auf po-
tentielle nachteilige Auswirkungen auf den ge-
schitzten Lebensraum oder geschiitzte Arten.

Zur Sicherstellung gebietsschutzrechtlicher Vor-
gaben konnen bei der Planung und Errichtung
von Plattformen in raumlicher Nahe zu Natur-
schutzgebieten projektspezifisch Vermeidungs-
und Verminderungsmal3nahmen erforderlich
werden. Diese MalRnahmen, z.B. Schallminde-
rungsmaf3nahmen zum Schutz larmempfindli-
cher Meeressauger, werden auf Vorhabenebene
unter Beriicksichtigung der Besonderheiten des
Projektgebiets und der Umsténde des Einzelfalls
projektbezogen festgelegt.

Je nach Standort und Grindungskonstruktion
der Plattformen sowie je nach Schutzzweck des
Naturschutzgebietes kdnnen weitergehende
Uberlegungen im Einzelfall zu gréReren Abstan-
den fihren; insbesondere konnen zusatzlich
SchutzmalBnahmen erforderlich werden. Die im
Rahmen der strategischen Umweltprifung
durchgefiihrte Vertraglichkeitsprifung kommt zu
dem Ergebnis, dass die Errichtung der geplan-
ten Plattformen unter strenger Einhaltung der im
Rahmen der konkreten Zulassungsverfahren an-
zuordnenden Vermeidungs- und Verminde-
rungsmafRhahmen nach derzeitigem Stand zu

keinen erheblichen Auswirkungen auf die
Schutzzwecke der Naturschutzgebiete in der
AWZ fuhren wird.

Sollten Vorkommen von in § 30 BNatSchG ge-
nannten Strukturen bei naheren Untersuchun-
gen im konkreten Zulassungsverfahren aufge-
funden werden, sind diese zu analysieren und
bei der Entscheidungsfindung zu bertcksichti-
gen. Jedoch ist zum jetzigen Zeitpunkt keine
konkrete raumliche Zuordnung der genannten
Strukturen mdaglich.

Gemal § 2 Abs. 2 Nr. 6 ROG ist der Raum in
seiner Bedeutung fiur die Funktionsfahigkeit der
Boden, des Wasserhaushalts, der Tier- und
Pflanzenwelt sowie des Klimas einschlief3lich
der jeweiligen Wechselwirkungen zu entwickeln,
zu sichern oder, soweit erforderlich, méglich und
angemessen, wiederherzustellen. Die Bedeu-
tung des Raums fir die Funktionsfahigkeit der
Boden, des Wasserhaushalts, der Tier- und
Pflanzenwelt sowie des Klimas einschlieflich
der jeweiligen Wechselwirkungen mit den Erfor-
dernissen des Biotopverbundsystems ist zu er-
halten. So soll sichergestellt werden, dass die
Ausbreitungsvorgange und weitraumigen 6kolo-
gischen Wechselbeziehungen der Arten und ih-
rer Lebensrdume berlicksichtigt werden.

4.4.3.2

Fur eine Konverterplattform der Spannungs-
ebene 320 kV ist eine Flache von 100 m x
200 m vorzusehen, fur Plattformen der Span-
nungsebene 525 kV eine Flache von 150 m x
250 m. Fur die Umspannplattform ist eine Fla-
che von 100 m x 100 m vorzusehen. Bei ne-
beneinander angeordneten Plattformen ist
zusatzlicher Mand6vrierraum vorzusehen. Um
die Plattformen herum ist ausreichend Platz
zum Heranfihren und zum Einzug der Kabel-
systeme vorzusehen.

Flachenbedarf

Nach den bisherigen Erkenntnissen ist davon
auszugehen, dass fur eine Konverterplattform
bezliglich einer sicheren Errichtung und eines
verlasslichen Betriebs eine Grundflache von
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100 m x 200 m bei einer Spannungsebene von
bis zu 320 kV erforderlich ist. Fir Konverterplatt-
formen der Spannungsebene 525 kV wird mit ei-
ner Grundflache von ca. 150 m bis 250 m ge-
rechnet. FUr Umspannplattformen ist bezlglich
einer sicheren Errichtung und eines verlassli-
chen Betriebs eine Grundflache von bis zu
100 m x 100 m erforderlich. Dies ist erforderlich,
da im FEP nur Flachen fur Plattformstandorte
vorgesehen werden, jedoch keine genaue Un-
tersuchung des Standorts erfolgt. Neben der
Plattform sind Flachen zur Errichtung der Platt-
form und fir Reparaturarbeiten (Jack-up Zonen)
dauerhaft freizuhalten, welche voraussichtlich
ca. 40 m breit sind. Je nach Bauschiff kann dar-
Uber hinaus Raum fir Ankerketten etc. bendtigt
werden.

Bei Konverterplattformen mit 66 kV-Technologie
ist zum Heranflihren der Kabelsysteme eine von
weiteren Hochbauten freizuhaltende Flache von
1.000 m um die Konverterplattform einzuplanen.
Innerhalb dieser Zone durfen Arbeiten nur im
Einvernehmen mit dem zustandigen UNB erfol-
gen.

4.4.3.3 Unterkiunfte auf Plattformen

Die Unterbringung von Personal auf Plattfor-
men soll in daflr bereits bei der Planung der
Plattform vorgesehenen Unterkiinften erfol-
gen: Bei der Planung und Auslegung der
Plattform sind insbesondere die bauliche Si-
cherheit, Ver- und Entsorgung einschlief3lich
der Bereitstellung von Trinkwasser, die Ab-
wasserbehandlung sowie die Belange des
Arbeitsschutzes einschliel3lich von Ret-
tungswegen und —mitteln zu bertcksichti-
gen.

Die Einhaltung dieses Planungsgrundsatzes ist
im Einzelzulassungsverfahren in einem Konzept
darzulegen.

Die Anforderungen des Planungsgrundsatzes
4.4.1.11 (Emissionsminderung) sind insbeson-
dere in Bezug auf die Ver- und Entsorgung sowie
die Abwasserbehandlung einzuhalten.

Die nachtragliche Installation von Wohneinhei-
ten, welche nicht in dem Konzept hinsichtlich der
bereits bei der Planung der Plattform beriick-
sichtigten Wohneinheiten vorgesehen wurden,
ist zu vermeiden.

4.4.4 Seekabelsysteme

Im Folgenden werden Planungsgrundsatze fir
Seekabelsysteme aufgefiihrt, worunter im Sinne
dieses Plans Stromkabelsysteme zu verstehen
sind wie Offshore-Anbindungsleitungen, grenz-
Uberschreitende Seekabelsysteme, Verbindun-
gen untereinander und Seekabelsysteme flr
sonstige Energiegewinnungsanlagen. Fir See-
kabelsysteme der parkinternen Verkabelung
auch von sonstigen Energiegewinnungsberei-
chen gelten die nachfolgenden Planungsgrund-
satze 4.4.4.5, 4.4.4.6, 4.4.4.8 und 4.4.4.9.

Zusammenfassung

e GroRtmogliche Blindelung im Sinne einer
Parallelfiihrung

e Abstand bei Parallelverlegung: 100 m;
nach jedem zweiten Kabelsystem 200 m

e FlUhrung durch Grenzkorridore

e Rechtwinklige Kreuzung der Vorrang- und
Vorbehaltsgebiete Schifffahrt

e Kreuzungen vermeiden, wenn zwingend
erforderlich, dann maoglichst rechtwinklig;

e Schonendes Verlegeverfahren
e Uberdeckung

e Verminderung der Sedimenterwarmung
(Einhaltung 2 K-Kriterium)

e Bertcksichtigung von Naturschutzgebie-
ten und gesetzlich geschitzten Biotopen
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4441

Bei der Verlegung von Seekabelsystemen ist
eine grofRtmogliche Bindelung im Sinne ei-
ner Parallelfihrung zueinander anzustreben.
Zudem soll die Trassenfuhrung mdoglichst
parallel zu bestehenden Strukturen gewahlt
werden.

Bindelung

Diese Festlegung setzt den Grundsatz der
Raumordnung 3.3.1 (5) (Ostsee) bzw. 3.3.1 (7)
(Nordsee) um, nach dem bei der Verlegung von
Seekabeln eine gréRtmogliche Bindelung im
Sinne einer Parallelverlegung anzustreben ist.
Zudem soll die Trassenfuhrung maoglichst paral-
lel zu vorhandenen Strukturen und baulichen
Anlagen gewahlt werden.

Dies entspricht auch der Wertung des Erforder-
nisses 2.2.3 (5) des sich in Aufstellung befinden-
den ROP-E 2021.

Um Auswirkungen auf andere Nutzungen und
den Koordinierungsbedarf untereinander sowie
mit anderen Nutzungen zu minimieren und mog-
lichst wenig Zwangspunkte fir kinftige Nutzun-
gen zu schaffen, sollen Seekabelsysteme mdog-
lichst gebiundelt werden. Eine Bindelung im
Sinne einer Parallelfihrung reduziert zudem
Zerschneidungseffekte. Diese kdnnen weiter re-
duziert werden, wenn eine Kabelfiihrung parallel
zu vorhandenen Strukturen und baulichen Anla-
gen gewahlt wird.
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Bei der Parallelverlegung von Seekabelsys-
temen ist zwischen den einzelnen Systemen
ein Abstand von 100 m einzuhalten. Nach je-
dem zweiten Kabelsystem ist ein Abstand
von 200 m einzuhalten. Hierbei sind insbe-
sondere in der Ostsee die konkreten Bau-
grundverhéaltnisse zu beriicksichtigen.

Abstand bei Parallelverlegung

Far die Ermittlung angemessener Abstande zwi-
schen den Seekabelsystemen existieren ver-
schiedene internationale Empfehlungen wie bei-
spielsweise des International Cable Protection
Committee (ICPC) und der European Subsea

Cables Association (ESCA). In der ,Recommen-
dation No. 2“ des ICPC vom 3. November 2015
wird mindestens die dreifache Wassertiefe als
Abstand bei einer Parallelverlegung gefordert.
Falls dies nicht unter Berucksichtigung aller Ge-
gebenheiten moglich sei, kbénne der Abstand bei
Verwendung von modernem Navigationse-
quipment und Verlege-/Reparaturverfahren auf
die zweifache Wassertiefe reduziert werden
(ICPC, 2015). Eine von DNV GL 2018 aktuali-
sierte Studie zu Mindestabstanden bei Seeka-
beln ermittelte die technisch minimal moglichen
Absténde und das entsprechende Geféahrdungs-
potential fir die Kabelsysteme. Es wird beschrie-
ben, unter welchen Rahmenbedingungen (bspw.
Schiffe, Wetterverhaltnisse, Wassertiefen) diese
Werte zu erreichen sind.

Die Empfehlungen von ICPC beziehen sich
Uberwiegend auf die Baugrundverhéaltnisse der
Nordsee, welche sich von den Baugrundverhalt-
nissen in der Ostsee stark unterscheiden. Da fur
Verlegung und Reparatur von Seekabelsyste-
men in den insbesondere im Bereich von Gebiet
0O-2 vorkommenden Baugrundverhaltnissen
kaum Erfahrungswerte vorliegen, kann im Mo-
ment nicht abgeschéatzt werden, ob die hier fest-
gelegten Abstande ausreichend sind. Diese sind
ggf. an die Baugrundverhaltnisse anzupassen.

Bei der Bestimmung der erforderlichen Ab-
stdnde im Rahmen dieses Plans sind der Aus-
schluss gegenseitiger thermischer Beeinflus-
sung, die sichere Verlegung sowie ein ausrei-
chender Sicherheitsabstand im Falle von Repa-
raturmafRnahmen von Bedeutung. Aufgrund der
grofRen Anzahl an erforderlichen Seekabelsyste-
men und der bereits sehr engen raumlichen Ver-
haltnisse in der AWZ der Nordsee, insbesondere
im Bereich zwischen den Verkehrstrennungsge-
bieten, wird in diesem Plan fir Wassertiefen bis
60 m ein Abstand von mind. 100 m zwischen
den Kabelsystemen festgelegt. Insbesondere fiir
Reparaturmafinahmen ist nach jedem zweiten
Kabelsystem ein Abstand von 200 m vorzuse-



‘ 58 Leitlinien und Grundséatze

hen. Die Abstande zwischen den Seekabelsys-
temen ergeben sich u.a. aus der Wassertiefe,
den Baugrundverhaltnissen und den fiur Verle-
gung und Reparatur technisch erforderlichen
Abstanden. Die technisch erforderlichen Ab-
stande sind auch vom Schiffstyp abhangig, der
fur Verlegung und Reparatur eingesetzt wird. Es
ist wahrscheinlich, dass diese Abstéande fur alle
derzeit am Markt verfiigbaren Schiffe (selbstpo-
sitionierende Schiffe, aber auch Ankerbargen)
bei entsprechenden Wetterbedingungen ausrei-
chen. Bei den Absténden untereinander ist ins-
besondere bei einer grof3en Bindelung zu be-
denken, dass die bei Reparaturen erforderlich
werdenden Omega-Schleifen ebenfalls von der
Wassertiefe, den Baugrundverhaltnissen und
der Lange der schadhaften Stelle abhangen.
Entsprechend wird nach jedem zweiten Seeka-
belsystem ein groRerer Abstand von 200 m ge-
fordert. Diese Absténde sind ggf. an die geologi-
schen Gegebenheiten anzupassen.

Der FEP legt zudem entsprechend des Pla-
nungsmalstabes von 1:400.000 nicht die tat-
sachlichen Seekabeltrassen fest, sondern ledig-
lich Korridore. Die genaue Planung der Seeka-
beltrasse (,Feintrassierung”) bleibt dem jeweili-
gen Zulassungs- bzw. Vollzugsverfahren vorbe-
halten. Bei der Trassierung und damit verbunde-
nen Anordnung der Kabelsysteme muss mdg-
lichst friihzeitig berticksichtigt werden, dass die
Planungsgrundsatze umgesetzt werden. Durch
diesen Grundsatz konnen der Flachenbedarf
und die Umweltauswirkungen bei Verlegung und
Rickbau vermindert werden.

4443

Seekabelsysteme, die in Deutschland anlan-
den, sind grundsatzlich durch die an der
Grenze zur AWZ und der 12 sm-Zone festge-
legten Grenzkorridore N-1 bis N-V bzw. O-l bis
O-V zu fuhren.

Fuhrung durch Grenzkorridore

Grenziberschreitende Seekabelsysteme
sind zudem durch die an der Grenze zur AWZ

und der 12 sm-Zone festgelegten Grenzkorri-
dore N-VI bis N-XV bzw. O-I bis O-XIlI zu fuh-
ren.

Grenziuberschreitende Seekabelsysteme, die
nicht in Deutschland anlanden, sollten we-
gen der nur sehr begrenzt zu Verfugung ste-
henden Trassen im Kistenmeer nicht durch
die Grenzkorridore N-I bis N-V geflhrt wer-
den.

In der Nord- und Ostsee setzt diese Festlegung
unter Modifikation das Ziel der Raumordnung
3.3.1 (10) im Raumordnungsplan fiur die Nord-
see und das Ziel der Raumordnung 3.3.1 (8) fur
die Ostsee um, nach dem am Ubergang zum
Kistenmeer sowie zur Kreuzung der VTG vor
der ostfriesischen Kiste Seekabel zur Ableitung
in der AWZ erzeugter Energie durch festgelegte
Zielkorridore zu fuhren sind. Dies entspricht
auch der Wertung der Erfordernisse 2.2.3 (3)
und 2.2.3 (4) des sich in Aufstellung befindenden
ROP-E 2021.

Die hier vorgesehenen Grenzkorridore leiten
sich aus den im Raumordnungsplan festgeleg-
ten Zielkorridoren und dem zwischenzeitlich
festgestellten Bedarf ab. Aufgrund des erheblich
hoheren Bedarfs an stromabfiihrenden Leitun-
gen sind in die Planung im Vergleich zum Raum-
ordnungsplan zusatzliche Korridore zum Kus-
tenmeer aufgenommen worden, die bestehen-
den Korridore wurden zudem erweitert. An den
AuRengrenzen der AWZ zu den Nachbarstaaten
wurden zudem Grenzkorridore festgelegt, von
welchen eine Trassenfuhrung innerhalb der
deutschen AWZ madoglich erscheint. Teilweise
greifen diese bereits vorhandene Infrastrukturen
wie bereits verlegte Seekabelsysteme oder
Rohrleitungen auf. Die Festlegung erfolgte in
Abstimmung mit den Nachbarlandern.
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4.4.4.4 Kreuzung der Vorrang- und Vorbe-

haltsgebiete Schifffahrt

Fur die Schifffahrt im Raumordnungsplan
AWZ festgelegte Vorrang- und Vorbehaltsge-
biete sollen von Seekabelsystemen mog-
lichst auf kirzestem Weg gekreuzt werden,
sofern eine Parallelfihrung zu bestehenden
baulichen Anlagen nicht méglich ist.

Diese Festlegung setzt das Ziel der Raumord-
nung 3.3.1 (2) (Ostsee) bzw. 3.3.1 (4) (Nordsee)
um, nach dem die fur die Schifffahrt festgelegten
Vorranggebiete von Seekabeln zur Ableitung der
in der AWZ erzeugten Energie auf kirzestem
Weg zu kreuzen sind, sofern eine Parallelfiih-
rung zu bestehenden Strukturen und baulichen
Anlagen nicht moglich ist. Dies entspricht auch
der Wertung des Erfordernisses 2.2.3 (6) des
sich in Aufstellung befindenden ROP-E 2021.

Zur Minimierung der gegenseitigen Beeintrachti-
gung von Schifffahrt und Netzinfrastruktur ist es
erforderlich, dass die Kabeltrassen die Vorrang-
gebiete fur Schifffahrt auf mdoglichst kurzem
Wege kreuzen, soweit eine Parallelfihrung zu
bestehenden Strukturen und baulichen Anlagen
nicht maglich ist. Dies gilt wegen der Vielzahl der
zu erwartenden Kabelsysteme im besonderen
MalRe fir die Seekabelsysteme zur Anbindung
von OWP, aber auch fir alle anderen Seekabel-
systeme. Durch eine Parallelfiihrung zu vorhan-
denen Strukturen kann die Flacheninanspruch-
nahme und — zugunsten der Schifffahrt — die Ent-
wertung des Mandvrierraumes als Ankergrund
reduziert werden. Zudem kann eine Konfliktmini-
mierung dadurch erfolgen, dass die Seekabel-
systeme ausreichend tief verlegt werden. Auf
den Planungsgrundsatz 4.4.4.7 wird verwiesen.

4445

Kreuzungen von Seekabelsystemen sollen
sowohl untereinander als auch mit anderen
bestehenden Rohrleitungen und bestehen-
den oder im Rahmen dieses Plans festgeleg-
ten Seekabeln so weit wie moglich vermieden
werden. Wenn Kreuzungen nicht vermieden

Kreuzungen

werden kdnnen, sind diese nach dem jeweili-
gen Stand der Technik und méglichst recht-
winklig auszufuhren.

Diese Festlegung entspricht auch den Wertun-
gen des Grundsatz 2.2.3(5) des ROP-E 2021.

Die Ausgestaltung des Kreuzungsbauwerkes
hat in Abh&ngigkeit der Bodenverhéltnisse mog-
lichst umweltschonend zu erfolgen. Die beiden
sich kreuzenden Kabelsysteme sind hierbei in
der Regel mechanisch voneinander zu trennen.
Dies geschieht tblicher Weise durch die Errich-
tung eines Kreuzungsbauwerkes. Beim Bau von
Kreuzungen wird in der Regel mit Hilfe von Hart-
substrat ein technisches Bauwerk auf dem Bo-
den errichtet. Unter den Aspekten der Minimie-
rung des Eingriffs in die Meeresumwelt sollten
daher Kreuzungsbauwerke von vornherein so-
weit wie moglich vermieden werden. Sollte eine
kreuzungsbauwerksfreie Verlegung bereits bei
der Planung des spéter zu kreuzenden Systems
technisch, z.B. durch ausreichend tiefe Verle-
gung im erwarteten Kreuzungsbereich, méglich
sein, ist eine bauwerksfreie Kreuzung insbeson-
dere bei zu erwartenden grof3en Kreuzungsbau-
werken zu bevorzugen.

Wenn Kreuzungsbauwerke nicht vermieden
werden kdnnen, sollte die Kreuzung nach dem
jeweiligen Stand der Technik moglichst recht-
winklig ausgefuihrt werden. Ist dies technisch
nicht moglich, darf der Kreuzungswinkel 45°
nicht unterschreiten. Durch diesen Grundsatz
wird die GrofRe des Kreuzungsbauwerks redu-
ziert. Innerhalb des Kreuzungsbauwerks werden
die beiden sich kreuzenden Seekabelsysteme
im Regelfall durch Betonmatten voneinander ge-
trennt. Diese reichen ca. 30 m zu jeder Seite
Uber das zu kreuzende Seekabel hinaus. Je en-
ger der Kreuzungswinkel wird, desto langer wird
das erforderliche Kreuzungsbauwerk. Innerhalb
des Kreuzungsbauwerks ist es aufgrund dieser
baulichen MaRnahmen nicht méglich, das untere
Kabelsystem zu reparieren. Bei Fehlstellen im
unteren Kabelsystem ist somit ggf. ein neues
Kreuzungsbauwerk erforderlich.
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Bei der Planung eines Kreuzungsbauwerks sind
die Baugrundverhaltnisse zu beachten. Zudem
ist zu bertcksichtigen, dass im Bereich des
Kreuzungsbauwerks die fur die Einhaltung des
2 K-Kriteriums geforderte Uberdeckung nicht
eingehalten werden kann. Es ist damit zu rech-
nen, dass das obere Kabelsystem auf einer
Lange von mind. 100 m zusatzlich Uberdeckt
werden muss. Die ggf. notwendige Uberdeckung
des Kreuzungsbauwerks sollte mit schad-
stofffreien und inerten naturlichen Materialien er-
folgen und Uberfischbar bleiben.

Zudem sind insbes. bei Kreuzungen die Biege-
radien des Seekabels mit zu bertcksichtigen.
Bei Kreuzungen von vorhandenen Kabeln ist si-
cherzustellen, dass die Biegeradien der neu
kreuzenden Seekabelsysteme nicht im Bereich
des Kreuzungsbauwerks liegen, um dieses nicht
Zu vergroRern.

Die Trasse zwischen Umspannplattform und
Konverter ist grundsatzlich kreuzungsfrei vorzu-
sehen, die parkinterne Verkabelung des OWP ist
entsprechend auszulegen. Dies gilt bei Direktan-
bindungen an den Konverter (66kV) auch fur die
Gleichstromsysteme des UNB.

Im Fall von Kreuzungen sind mit den Eigentu-
mern von betroffenen, verlegten bzw. genehmig-
ten Unterwasserkabeln und Rohrleitungen die
Bedingungen von geplanten Kreuzungen ver-
traglich zu vereinbaren.

4.4.4.6

Zum Schutz der Meeresumwelt soll bei der
Verlegung von Seekabelsystemen ein mdg-
lichst schonendes Verlegeverfahren gewahlt
werden.

Schonendes Verlegeverfahren

Die Festlegung entspricht dem Grundsatz der
Raumordnung 3.3.1 (12) (Ostsee) bzw. 3.3.1
(14) (Nordsee), nach dem zum Schutz der Mee-
resumwelt bei der Verlegung von Seekabeln zur
Ableitung in der AWZ erzeugter Energie ein
mdoglichst schonendes Verlegeverfahren ge-
wahlt werden soll. Dieser Planungsgrundsatz

entspricht auch den Wertungen des Grundsat-
zes 2.2.3(8) des ROP-E 2021.

Um mdgliche negative Auswirkungen auf die
Meeresumwelt durch die Verlegung von Seeka-
belsystemen zu minimieren, soll im Einzelver-
fahren insbesondere in Abhangigkeit der geolo-
gischen Gegebenheiten ein Verlegeverfahren
gewahlt werden, welches die geringsten Ein-
griffe und Auswirkungen auf die Meeresumwelt,
jedoch gleichzeitig eine sichere Erreichung der
festgelegten Uberdeckung erwarten lasst.

Etwaige Ankerpositionen sind aul3erhalb der
Vorkommen von gesetzlich geschiitzten Biotop-
typen zu wahlen.

Bei der SteinrAumung sind flachige Beraumun-
gen zu vermeiden. Die SteinrAumung einzelner
Steine hat maximal innerhalb einer 20 m breiten
Wirkzone (jeweils 10 m rechts und links der
Trasse) bzw. 30 m in Kurvenbereichen zu erfol-
gen. Die Steine sind unter Vermeidung der He-
bung aus dem Wasserkdrper so nah wie mdglich
an ihrem Bergungsort, maximal 20 m auf3erhalb
des Arbeitsstreifens innerhalb der Biotope abzu-
legen. Flachige Beraumungen sowie Raumun-
gen aulRerhalb der Wirkzone sind gesondert zu
beantragen und durch das BSH freizugeben.

Bei Riffvorkommen ist dort, wo dies technisch
maoglich ist, ein Abstand von 50 m einzuhalten.
Besonders empfindliche Bereiche (& 30-Bio-
tope) sind im Rahmen der Feintrassierung mog-
lichst zu umgehen.

4.4.4.7

Bei der Festlegung der dauerhaft zu gewéahr-
leistenden Uberdeckung von Seekabelsyste-
men sollen insbesondere die Belange des
Schutzes der Meeresumwelt, der Schifffahrt,
der Verteidigung, der Fischerei sowie der
Systemsicherheit berlicksichtigt werden.

Uberdeckung

Dieser Planungsgrundsatz findet sich auch im
Grundsatzes 2.2.3 (5) des ROP-E 2021 wieder
und prazisiert diesen. Nach BFO-N 16/17 war



Leitlinien und Grundsatze ‘ 61 ‘

dazu in der Nordsee bei der Verlegung eine Tie-
fenlage des Kabelsystems herzustellen, die eine
dauerhafte Uberdeckung von mindestens 1,5 m
gewabhrleistet. Auf die Begriindung hierzu in Pla-
nungsgrundsatz 5.3.2.7 des BFO-N 16/17 wird
verwiesen.

Die Festlegung der herzustellenden Uberde-
ckung in der Ostsee erfolgte auf Grundlage des
Planungsgrundsatzes 5.4.2.7 des BFO-O 16/17
im Einzelzulassungsverfahren bzw. im Vollzugs-
verfahren auf Grundlage einer umfassenden
Studie.

Die Festlegung der Uberdeckung fiir Seekabel-
systeme in der Ostsee erfolgt im Einzelverfahren
auf Grundlage der umfassenden Studie im Ein-
vernehmen mit der GDWS sowie unter Einbezie-
hung des BfN. Die Studie sowie die darauf auf-
bauend vorgeschlagene Uberdeckung der ver-
schiedenen Trassenabschnitte sind dem BSH
grundsétzlich mit den Antragsunterlagen vorzu-
legen.

Im Bereich der AWZ der Nordsee wird weiterhin
eine Uberdeckung von mindestens 1,5 m festge-
legt.
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Bei der Verlegung von Seekabelsystemen
sollen potenzielle Beeintrachtigungen der
Meeresumwelt durch eine kabelinduzierte
Sedimenterwdarmung weitestgehend redu-
ziert werden. Als naturschutzfachlicher Vor-
sorgewert ist das sogenannte ,2 K-Krite-
rium“ einzuhalten, das eine maximal tolerier-
bare Temperaturerhdhung des Sediments
um 2 Grad (Kelvin) in 20 cm Sedimenttiefe
festsetzt.

Sedimenterwarmung

Die Festlegung zur Sedimenterwdrmung ent-
spricht der Wertung des Grundsatzes 2.2.3 (8)
des ROP-E 2021.

Dazu ist bei der Verlegung eine Tiefenlage des
Kabelsystems herzustellen, die die Einhaltung
des 2 K-Kriteriums gewabhrleistet. Auf Planungs-
grundsatz 4.4.4.7 wird verwiesen.

Wahrend des Betriebs der Seekabelsysteme
kommt es radial um die Kabelsysteme zu einer
deutlichen Erwarmung des umgebenden Sedi-
ments. Die Warmeabgabe resultiert aus den
thermischen Verlusten des Kabels bei der Ener-
gietibertragung. Die Leitertemperatur kann bei
Gleichstromleitern maximal 70°C, bei Dreh-
stromleitern maximal 90°C betragen.

Als naturschutzfachlicher Vorsorgewert hat sich
das sogenannte ,2 K-Kriterium*“, d.h. eine maxi-
male Temperaturerhéhung um 2 Grad (Kelvin)
20 cm unterhalb der Meeresbodenoberflache, in
der derzeitigen behdrdlichen Zulassungspraxis
fur alle im Bereich der AWZ verlegten Seekabel-
systeme etabliert. Das 2 K-Kriterium stellt einen
Vorsorgewert dar, der nach Einschatzung des
Bundesamtes fur Naturschutz (BfN) auf Grund-
lage des derzeitigen Wissensstandes mit hinrei-
chender Wahrscheinlichkeit sicherstellt, dass er-
hebliche negative Auswirkungen der Kabeler-
warmung auf die Meeresumwelt bzw. die benthi-
sche Lebensgemeinschaft vermieden werden.
Eine starkere Erwarmung der obersten Sedi-
mentschicht des Meeresbodens kann zu einer
Veranderung der Benthoslebensgemeinschaf-
ten im Bereich der Seekabeltrasse fuhren. Dabei
kénnen insbesondere in tieferen Bereichen ge-
bietsweise vorkommende kaltstenotherme Ar-
ten, die an einen niedrigen Temperaturbereich
gebunden und gegentber Temperaturschwan-
kungen empfindlich sind, aus dem Bereich der
Kabeltrassen verdrangt werden. Zudem besteht
die Mdglichkeit, dass sich durch die Sedimenter-
warmung neue, standortfremde Arten ansiedeln
kénnten. Eine Erhdhung der Bodentemperatur
kénnte dariiber hinaus die physikalisch-chemi-
schen Eigenschaften des Sediments verandern,
was wiederum eine Verdnderung von Sauer-
stoff- oder Nahrstoffprofilen zur Folge haben
kbnnte.

Wesentlichen Einfluss auf das Ausmalfld der Se-
dimenterwarmung haben neben der Umge-
bungstemperatur im Bereich der Seekabelsys-
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teme und dem thermischen Widerstand des Se-
diments der Kabeltyp und die Ubertragungsleis-
tung. Die Einhaltung des 2 K-Kriteriums ist dem-
entsprechend bei der Dimensionierung der Ka-
belsysteme sicherzustellen. Fir die Tempera-
turentwicklung in der oberflachennahen Sedi-
mentschicht ist zudem die Tiefenlage bzw. Uber-
deckung der Kabelsysteme entscheidend.

Ein Nachweis Uber die zu erwartende maximale
Sedimenterwarmung bzw. die Einhaltung des
2 K-Kriteriums ist im Rahmen des Einzelzulas-
sungsverfahrens zu erbringen. Die Berechnung
der Sedimenterwarmung hat gemafi den Vorga-
ben der Ergdnzung des StUK4 zum Schutzgut
Benthos, Tabelle 1.7, zu erfolgen. Fir grenz-
Uiberschreitende Seekabelsysteme ist aufgrund
des unterschiedlichen Betriebsmodus eine dau-
erhafte Volllast des Kabels fir die Nachweisfih-
rung anzuwenden.

Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens des
FEP wurde eine Arbeitsgruppe beim BSH einge-
richtet, die sich der Frage widmen sollte, ob das
erwahnte Nachweisverfahren geeignet ist, um
die maximale Temperaturentwicklung im Refe-
renzpunkt abzubilden.

Es hat sich gezeigt, dass das Nachweisverfah-
ren grundsatzlich geeignet ist, die maximale
Temperaturerhohung Uber einen Zeitraum von
mehreren Jahren abzubilden. Dariber hinaus
kann festgehalten werden, dass es drei Ein-
gangsparameter der Berechnung gibt, die sehr
starken Einfluss auf die Ergebnisse haben. Da-
bei handelt es sich um die Tiefenlage (bzw. die
Uberdeckung) des Kabelsystems, die Annah-
men zum Warmewiderstand des Sediments und
die Annahmen zum Lastprofil des Kabelsystems
und hier insbesondere zum Zeitmittelwert des
Stromes (sog. Vorlast). Anhand von Sensitivi-
tatsuntersuchungen zu diesen Parametern
wurde ermittelt, dass die zu diesen Parametern
bislang Ublicherweise in den Verfahren ange-
nommenen Werte eine konservative, aber mit
Blick auf die Maximalwerte schliissige Annahme
darstellen.

Die Tiefenlage von Seekabelsystemen orientiert
sich maR3geblich an den Vorgaben des Pla-
nungsgrundsatzes 4.4.4.7 zur Uberdeckung. Mit
Blick auf die Temperaturentwicklung im Refe-
renzpunkt wére eine gréRRere Tiefenlage vorteil-
haft. Gleichzeitig ergeben sich bei einer Tiefen-
lage von Uber 1,5 m ggf. technische Restriktio-
nen beispielsweise bei der Einhaltung der maxi-
malen Leitertemperatur aufgrund der schlechte-
ren Temperaturabfiihrung in tieferem Sediment.
AulRerdem steigt der Aufwand fur die Verlegung
der Seekabelsysteme mit steigender Tiefenlage
deutlich an. Aus diesen Griinden erscheint eine
pauschale Vorgabe einer groReren Tiefenlage
nicht sinnvoll.

Hinsichtlich des Warmewiderstands des Sedi-
ments wurde anhand von konkreten Messwerten
aus der Ostsee deutlich, dass der in der Ergan-
zung des StUK4 zum Schutzgut Benthos, Ta-
belle 1.7, genannte Wert von 0,7 Km/W einen
sinnvollen Wert fur verschiedene im Trassenver-
lauf typischerweise auftretende Sedimenttypen
darstellt. Bei Vorliegen von Messwerten zum
Warmewiderstand, die jeweils individuell auf der
Trasse gemessen wurden, ist fir die Nachweis-
fuhrung jedoch auch eine Abweichung vom ge-
nannten Standardwert maglich.

Als Referenzlastprofil zur Abbildung von maxi-
mal auftretenden Ubertragungsverlusten bei An-
bindungssystemen von WEA auf See wird im
Nachweisverfahren auf Grundlage der Ergan-
zung des StUK4 zum Schutzgut Benthos, Ta-
belle 1.7, ein Profil angenommen, das ausge-
hend von einer stationaren Vorlast von einer
transienten Hochstlast Uber einen Zeitraum von
7 Tagen uberlagert wird, bevor erneut fiir einen
Zeitraum von 45 Tagen die Vorlast angesetzt
wird. Ein solches Stufenlastprofil ist gut geeig-
net, um selten auftretende Kabelbelastungen bei
Starkwindphasen abzubilden. Zudem wird mit ei-
nem Stufenlastprofil, das auf einem langjahrigen
Starkwindfall beruht, die Nachweisfihrung da-
hingehend vereinfacht, dass keine historische
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Zeitreine Uber einen Zeitraum von beispiels-
weise 25 Jahren mit konkreten Annahmen zum
betrachteten OWP und Seekabelsystem ausge-
wertet werden muss. In vergangenen Zulas-
sungsverfahren wurde dieses Stufenlastprofil
auf Grundlage von langfristigen Windmessdaten
der FINO1-Plattform in der AWZ der Nordsee mit
den Werten 77%/99%/77% gebildet und ange-
wendet. Eine grundsatzliche Ubertragbarkeit
dieser GroRenordnung fur die Ostsee, wenn
auch mit ggf. leicht veranderten Werten, ist ge-
geben. Anhand aktueller Untersuchungen so-
wohl im Rahmen der erwdhnten Arbeitsgruppe
als auch durch vom BSH gesondert beauftragte
Gutachten wurde diese Schlussfolgerung besta-
tigt.

Es hat sich gezeigt, dass dieses Lastprofil auch
fur kinftige Windparks geeignet ist. Zwar kann
durch die Installation zuséatzlicher, tUber die zu-
gewiesene Kapazitat hinausgehende Leistung
(siehe Planungsgrundsatz 4.4.2.4) die Einspei-
secharakteristik eines OWP verandert werden.
Gleichzeitig wird hierdurch die Verfugbarkeit ei-
nes OWP erhoht, sodass von einer starkeren
Annaherung der tatsdchlichen Einspeisung an
das angenommene Lastprofil ausgegangen wer-
den kann. Aktuelle Auswertungen auf Grundlage
von realen Einspeisezeitreihen bestatigen diese
Schlussfolgerung.

Eine Einhaltung des 2-K-Kriteriums im laufenden
Betrieb soll durch die UNB unter Verwendung
von modellhaften Verfahren, wie z. B. TCM II,
Uberprift werden.

Neben der Nachweisflihrung zum 2 K-Kriterium
anhand der beschriebenen Berechnungsme-
thode gibt es theoretisch auch die Mdglichkeit,
die Einhaltung des 2 K-Kriteriums anhand von
permanenten Temperaturmessungen nachzu-
weisen. Dazu kdnnen Temperaturmessungen
Uber den gesamten Trassenverlauf direkt am
Seekabel genutzt werden, von denen mit Hilfe
eines jeweils passenden Bodenmodells auf die
Temperatur im Aufpunkt geschlossen wird. Die
Temperaturmessung direkt am Seekabel wird

aktuell noch nicht flachendeckend eingesetzt
und dient bislang vor allem der Brandmeldung
bzw. Fehlerdetektion im Kabel. Ergebnis der Ar-
beitsgruppe ist jedoch, dass die permanenten
Temperaturmessungen zum Zweck des Nach-
weises der Einhaltung des 2 K-Kriteriums noch
nicht Stand der Technik ist. Hierzu wird auf még-
liche kinftige Anpassungen hingewiesen, so-
bald gesicherte Erkenntnisse Uber die sinnvolle
Anwendbarkeit der Messung gegeben sind.

4449 Berucksichtigung von Natur-
schutzgebieten und gesetzlich ge-

schitzten Biotopen

Bei der Verlegung von Seekabelsystemen
sollen madgliche Beeintrachtigungen der
Meeresumwelt minimiert werden. Dazu soll-
ten die Seekabelsysteme mdglichst aulRer-
halb von Naturschutzgebieten verlegt wer-
den.

Bekannte Vorkommen gesetzlich geschitz-
ter Biotope nach § 30 BNatSchG sind bei der
Verlegung von Seekabelsystemen mdglichst
zu umgehen.

Diese Festlegung setzt die Grundsétze der
Raumordnung 3.3.1 (8) (Nordsee) bzw. 3.3.1 (6)
(Ostsee) um, wonach die Querung sensibler Ha-
bitate in den artenspezifisch besonders storan-
falligen Zeitrdumen vermieden werden sollen.
Diese Regelungen entsprechend auch den Wer-
tungen des Grundsatz 2.2.3 (8) des ROP-E
2021.

Die Verlegung von Seekabeln in sensiblen Habi-
taten sowie die nachteiligen Auswirkungen auf
die Meeresumwelt durch das Verlegen, Betrei-
ben, Instandhalten sowie den etwaigen Verbleib
nach Aufgabe des Betriebes oder den Riickbau
sollen vermieden werden.

Die Verlegung von Seekabelsystemen sowie de-
ren Betreiben, Instandhalten und deren etwaiger
Verbleib nach Aufgabe des Betriebes oder
Ruckbau kann zu Beeintrachtigungen sensibler
Lebensraume fuhren. Um potentielle negative
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Auswirkungen auf sensible Lebensrdume zu be-
grenzen und die Schutzzwecke der Naturschutz-
gebiete zu wahren, sollen Seekabelsysteme in-
nerhalb der AWZ vorrangig aufRerhalb von Na-
turschutzgebieten gefihrt werden. Sollte dies
nicht moglich sein, sind Auswirkungen auf die
Schutz- und Erhaltungsziele der Naturschutzge-
biete im Einzelzulassungsverfahren zu prifen.

Die beste Umweltpraxis (,best environmental
practice) gemaR Helsinki- bzw. OSPAR-Uber-
einkommen sowie der jeweilige Stand der Tech-
nik sollen bericksichtigt und im Einzelverfahren
konkretisiert werden.

Sollten Vorkommen von in § 30 BNatSchG ge-
nannten Strukturen bei nédheren Untersuchun-
gen im konkreten Zulassungsverfahren der See-
kabelsysteme aufgefunden werden, sind diese
zu analysieren und bei der Entscheidungsfin-
dung zu berilicksichtigen. Ggf. ist eine raumliche
Alternative im Nahbereich zu ermitteln, die die
entsprechenden Schutzglter besser zu wahren
in der Lage ist. Fir Seekabelsysteme ist die
Trasse im Rahmen der Feintrassierung zu opti-
mieren, um bekannte Vorkommen besonders
empfindlicher Biotoptypen nach § 30 BNatSchG
mdoglichst zu umgehen und nicht zu beeintrach-
tigen. Jedoch ist zum jetzigen Zeitpunkt keine
konkrete raumliche Zuordnung der genannten
Strukturen mdglich.

4.5 Moglichkeiten der Abweichung

451 Standardisierte Technikgrundsatze

Nach 8 5 Abs. 1 Nr. 11 WindSeeG sind standar-
disierte Technikgrundsétze zum Zwecke der
Planung im FEP festzulegen. Zudem ist ein we-
sentliches Ziel der Festlegung, durch standardi-
sierte Technikgrundséatze eine Vereinheitlichung
bei der Planung der Anlagen zu erreichen, um
den Raum im Gebiet moglichst effizient zu nut-
zen und Planungssicherheit fir Netz- und Wind-
parkbetreiber sowie Zulieferer zu schaffen und
ggf. Kosten zu senken.

Zudem ist davon auszugehen, dass aufgrund
der zeitlich unterschiedlichen Planungs- und Re-
alisierungsfortschritte der Offshore-Anbindungs-
leitung und des OWP bzw. der Flache, die zur
Ausschreibung kommt, eine Abweichung von
den  standardisierten = Technikgrundsatzen
grundséatzlich nicht maoglich ist. Andernfalls
kénnten erst zu einem sehr spaten Zeitpunkt,
beispielsweise nach der Ausschreibung der Fla-
che, groRe Auswirkungen beispielsweise auf die
Schnittstellen zwischen UNB und OWP-Vorha-
benstrager resultieren.

Eine Abweichung von den standardisierten
Technikgrundsatzen ist zur Erreichung der mit
der Festlegung verbundenen Ziele grundsatzlich
nicht moglich. Dies ist nur mdglich, sofern in ei-
nem speziellen Einzelfall eine Abweichung not-
wendig oder aufgrund von neuen Erkenntnissen
sinnvoll ist. Insbesondere aufgrund der maoglich-
erweise aus einer Abweichung resultierenden
Auswirkungen auf Schnittstellen zwischen UNB
und OWP, aber auch der unterschiedlichen Pla-
nungs- und Realisierungsfortschritte, sind Ab-
weichungen sehr frithzeitig — vor der Bekannt-
machung der Ausschreibung der betreffenden
Flache(n) bzw. vor Vergabe der Offshore-Anbin-
dungsleitung — einzubringen.

4.5.2 Planungsgrundséatze

Die Mdglichkeit der Abweichung von Planungs-
grundsatzen richtet sich u.a. danach, ob den Pla-
nungsgrundsétzen verbindliche Regelungen aus
dem Fachrecht zugrunde liegen. Von den Zielen
nach § 4 Abs. 1 ROG und damit der Uber den
Raumordnungsplan gegebenen Verpflichtung
zur Beachtung bei raumbedeutsamen Planun-
gen ist eine Abweichung nur unter den dort ge-
nannten Voraussetzungen maglich.

Hinsichtlich bestehender behdrdlicher Stan-
dards, Vorgaben und Konzepte wird darauf hin-
gewiesen, dass der FEP diesbezlglich keine
neuen Festlegungen trifft, sondern nur auf vor-
handene Regeln verweist. Dementsprechend
trifft er auch keine Aussagen zu moéglicherweise
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in diesem Rahmen geregelten Abweichungs-
maoglichkeiten.

Daruber hinaus ist es in begrindeten Féallen
moglich, von Planungsgrundséatzen abzuwei-
chen, die nicht auf zwingendem Fachrecht beru-
hen oder Ziele der Raumordnung darstellen.
Dies betrifft Falle, in denen eine Einhaltung we-
gen besonderer Rahmenbedingungen nicht oder
nicht mehr gewahrleistet werden kann. Weiter-
hin sind einige Situationen denkbar, in denen
nicht alle Grundsétze gleichzeitig umgesetzt
werden, da sie teils gegenlaufigen Belangen die-
nen und daher in einen Ausgleich gebracht wer-
den muissen.

Vorhabenstrager, die einen Antrag auf Errich-
tung und Betrieb von WEA auf See einschliel3-
lich entsprechender Nebenanlagen, sonstiger
Energiegewinnungsanlagen, Anbindungsleitun-
gen, Verbindungen untereinander oder grenz-
Uberschreitender Seekabelsysteme beim BSH
stellen, kénnen in begriindeten Fallen von nicht
abweichungsfesten Planungsgrundsatzen ab-
weichen, sofern eine gleichzeitige Einhaltung al-
ler nicht abweichungsfester Planungsgrund-
satze nicht moglich ist.

Bei einer Gesamtbetrachtung ist es erforderlich,
dass die Abweichung die mit der Regel verfolg-
ten Ziele und Zwecke des jeweiligen Grundsat-
zes sowie des Plans in gleichwertiger Weise er-
fullt bzw. diese nicht in signifikanter Weise be-
eintrachtigt. Die Grundzuge der Planung dirfen
nicht bertihrt werden. In Anlehnung an die im
Rahmen des ROG entwickelten Grundsatze
kénnen insbesondere atypische Einzelfallgestal-
tungen ein Indiz fur solche Abweichungen sein.

Die Abweichung von nicht abweichungsfes-
ten Planungsgrundséatzen muss im jeweiligen
Einzelzulassungsverfahren beantragt wer-
den. Jede Abweichung ist im Einzelzulas-
sungsverfahren fur jeden Planungsgrundsatz
nachvollziehbar und plausibel zu begrinden.

Dabei ist die Einhaltung der gesetzlichen An-
forderungen im Einzelzulassungsverfahren
darzulegen. Insbesondere ist Folgendes dar-
zustellen und zur Prifung vorzulegen:

e Begrindung jeder Abweichung fur jeden
Planungsgrundsatz und Darlegung der
Einhaltung der gesetzlichen Anforderun-
gen

e Darstellung moglicher Betroffenheiten von
offentlichen und privaten Belangen und
Interessen

e Berlcksichtigung der sparsamen und
schonenden Inanspruchnahme der Fla-
che im Sinne des § 4 Abs. 2 WindSeeG

4.6 Planungshorizont

Fur den Ausbau von WEA auf See und der hier-
fur erforderlichen Offshore-Anbindungsleitungen
trifft der FEP ab dem Jahr 2026 bis mindestens
zum Jahr 2030 fachplanerische Festlegungen

WindSeeG: 20 GW bis 2030

Der Planungshorizont orientiert sich an dem Ziel
des WindSeeG, in dem ein Ausbaupfad von 20
Gigawatt fur Windenergie auf See bis 2030 vor-
gesehen ist. Zudem sieht das WindSeeG ein
Langfristziel von 40 GW bis 2040 vor.

Im Rahmen dieser Fortschreibung/Anderung
des FEP erfolgen Festlegungen zu Gebieten bis
einschliellich der Zone 3 der ausschliel3lichen
Wirtschaftszone. Es sind Festlegungen zu Fla-
chen zur Umsetzung von 20 GW bis 2030 vorge-
sehen. Die Festlegung von Gebieten und FIa-
chen sichert einen ausreichenden, planbaren
Ausbaupfad bis ca. 2035.

Szenariorahmen 2021-2035

Der am 26. Juni 2020 durch die BNetzA geneh-
migte Szenariorahmen 2021-2035 (siehe Kapitel
2.5.1) enthéalt drei wahrscheinliche Pfade (sog.
Szenarien) fur eine Entwicklung des Ausbaus
von Windenergie auf See. Das mittlere Szenario
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B 2035 des Szenariorahmens 2021-2035 sieht
einen Ausbau der Windenergie auf See in Héhe
von 30 GW bis zum Jahr 2035 vor. Mit dem Sze-
nario B 2040 enthalt der Szenariorahmen einen
Ausblick Uiber das Jahr 2035 hinaus bis zum Jahr
2040, wobei das Szenario hinsichtlich des Aus-
baus bis zum Jahr 2035 auf dem Szenario B
2035 basiert. Das Szenario B 2040 sieht einen
Ausbau der Windenergie auf See in Hohe von 40
GW bis 2040 vor. Im Anhang (Kapitel 14) wird
informatorisch ein Langfristszenario dargestellt,
das einen Ausblick auf die nach dem Zieljahr
2030 verfugbaren Flachen in den Gebieten N-11
bis N-13 gibt.

4.7 Bestimmung der voraussichtlich
zu installierenden Leistung

4.7.1 Ziel der Leistungsermittlung

Ziel der Bestimmung der voraussichtlich zu in-
stallierenden Leistung ist es, einen Ausbau der
WEA auf See und der Offshore- Anbindungssys-
teme im Gleichlauf zu gewdahrleisten und daraus
folgend das Ausbauziel fir Windenergie auf See
zu erreichen. Auf Grundlage dieser Festlegung
kann somit fUr eine geordnete und effiziente Nut-
zung und Auslastung von Offshore-Anbindungs-
leitungen die erforderliche Kapazitat der Offs-
hore-Anbindungsleitung ermittelt und eine ent-
sprechende Festlegung zur Anbindung dieser
Flache vorgesehen werden.

Weiterhin wird durch die Festlegung der voraus-
sichtlich zu installierenden Leistung das Aus-
schreibungsvolumen auf der jeweiligen Flache
vorgezeichnet. Die eigentliche Festlegung des
Anteils der jeweiligen Flache am Ausschrei-
bungsvolumen erfolgt allerdings erstim Rahmen
der Voruntersuchung bzw. Eignungspriifung und
—feststellung der jeweiligen Flache nach § 12
Abs. 5 WindSeeG. Daher kann die im Rahmen
der Voruntersuchung festgestellte zu installie-
rende Leistung von den Festlegungen des FEP
abweichen.

Im Vergleich zum BFO 2016/2017 sind die An-
forderungen an die Genauigkeit der Leistungser-
mittlung aus diesen Griinden deutlich erhoht.
Daruber hinaus unterscheiden sich die verschie-
denen Flachen in ihrer Charakteristik sehr deut-
lich. Wahrend es sich in den kiistennédheren Be-
reichen der Zonen 1 und 2 der AWZ vornehmlich
um kleinere Flachen handelt, deren voraussicht-
lich zu installierende Leistung in vielen Féallen
durch die verfigbaren Anbindungskapazitaten
bestimmt wird, gelten fiir die Gebiete in Zone 3
der AWZ in der Nordsee gesonderte Bedingun-
gen. Hier besteht ein verhaltnismalig groRRer
Planungsspielraum, gleichzeitig handelt es sich
um deutlich gro3ere Gebiete, deren Effizienz vor
allem durch interne Abschattungseffekte be-
stimmt wird. Ansatz der im Folgenden beschrie-
benen Methodik ist es, den unterschiedlichen
Gegebenheiten auf den jeweiligen Flachen in
hinreichendem Mal3e Rechnung zu tragen und
gleichzeitig ein einfaches und transparentes
Verfahren zur Ermittlung der voraussichtlich zu
installierenden Leistung zu ermdglichen.

Aus dem WindSeeG lassen sich die folgenden
konkurrierenden Ziele bei der Ermittlung der vo-
raussichtlich zu installierenden Leistung ablei-
ten:

e Steigerung der installierten Leistung und
Zielerreichung: Ziel des WindSeeG gemali
8 1 Abs. 2 ist die Steigerung der installierten
Leistung von Windenergieanlagen auf See
zur Erreichung der Ausbauziele. Das Wind-
SeeG sieht als Ausbauziel fir das Jahr 2030
die Erreichung von 20 GW sowie fur das
Jahr 2040 die Erreichung von 40 GW vor.
Vor dem Hintergrund der begrenzten FIla-
chenverfugbarkeit in der deutschen AWZ ist
bei der Festlegung der voraussichtlich zu in-
stallierenden Leistung zu bertcksichtigen,
dass diese Ausbauziele mit den verfigba-
ren Flachen erreicht werden konnen.
Zudem trifft der FEP gemaf § 4 Abs. 2 Nr. 2
WindSeeG Festlegungen u. A. mit dem Ziel,
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die Stromerzeugung aus WEA auf See fla-
chensparsam auszubauen. Eine mdgliche
Kenngrof3e fur die Flacheneffizienz ist die zu
erwartende produzierte Strommenge pro
Flacheneinheit (Energiedichte). Bei einer
hoheren Leistungsdichte steigt die Energie-
dichte an, auch unter Berucksichtigung zu-
nehmender Verluste durch Nachlaufeffekte.

o Kosteneffizienz: Gemall § 1 Abs. 2 soll der
Ausbau der Windenergie auf See kostenef-
fizient erfolgen. Eine geringere Leistungs-
dichte fuhrt zu einer Verringerung der Ver-
luste durch Nachlaufeffekte innerhalb und in
angrenzenden Windparks und damit in ei-
nem gewissen Bereich zu einer Verringe-
rung der Stromgestehungskosten. Aus Sicht
der Kosteneffizienz ist daher innerhalb einer
gewissen Spannbreite eine geringere Leis-
tungsdichte vorteilhaft.

o Effizienz der Netzanbindung: Ziel der Fest-
legung der Flachen im FEP ist nach § 5 Abs.
4 WindSeeG ebenfalls die effiziente Nut-
zung und Auslastung der Offshore-Anbin-
dungsleitungen. Bei Ermittlung der voraus-
sichtlich zu installierenden Leistung sind
demnach Ineffizienzen zu vermeiden, wie
z.B. Restkapazitaten auf Netzanbindungs-
systemen oder gebietstibergreifende Anbin-
dungen. Fir die Gebiete in Zone 3 hat dies
zur Folge, dass sich die Festlegung der vo-
raussichtlich zu installierenden Leistung ins-
besondere bei den Flachen in Zone 3 an der
Standardleistung der Netzanschlusssys-
teme orientiert.

Fur Flachen in Zone 1 und 2 entspricht die in Ka-
pitel 4.7.2 beschriebene Methodik dem Verfah-
ren, welches bereits im FEP 2019 dargestellt
wurde. Vor dem Hintergrund der besonderen
Bedingungen sowie der aktuellen Erkenntnisse
zu weitraumigen Nachlaufeffekten in Zone 3 wird
fur dort liegende Flachen ein abweichendes Ver-
fahren vorgeschlagen (siehe Kapitel 4.7.3).

4.7.2 Methodik der Leistungsermittlung fur
Zone lund 2

Die Leistungsdichte eines Windparks (ausge-
driickt in MW/km?) ergibt sich aus dem Verhalt-
nis der Nennleistung der WEA zu seiner Grund-
flache, die durch die aul3enliegenden WEA auf-
gespannt wird. Fur die Ermittlung der voraus-
sichtlich zu installierenden Leistung auf einer be-
liebigen Flache stellt die Leistungsdichte daher
den bestimmenden Parameter dar. Wesentlicher
Einflussfaktor fir die Hohe der Leistungsdichte
ist der Abstand der einzelnen WEA zueinander.
In Abbildung 6 ist die Methodik der Leistungser-
mittlung, welche im Folgenden weiter beschrie-
ben wird, schematisch dargestellt. Die Methodik
findet fUr die AWZ der Nord- und Ostsee gleich-
ermallen Anwendung.

Flache

Festlegung der korrigierten Leistungsdichte p*

Ermittlung der korrigierten Flache A*

Berechnung der voraussichtlich zu installierenden

Leistung

Plausibilisierung

Abbildung 6: Schematische Darstellung der Methodik der Leis-
tungsermittlung

4.7.2.1 Festlegung der korrigierten Leis-

tungsdichte

Um eine Vergleichbarkeit von Flachen unter-
schiedlicher Geometrie und GrofRe zu ermogli-
chen, wurde (Borrmann, Rehfeldt, Wallasch, &
Liers, 2018) die KenngroRe der korrigierten
Leistungsdichte eingefuhrt. Zur Berechnung der
korrigierten Leistungsdichte wird die Flache des
Windparks rechnerisch um einen zuséatzlichen
Rand in Hohe des halben mittleren Anlagenab-
stands erweitert. Damit wird fur jede auf dieser
Flache platzierte Windenergieanlage rechne-
risch die gleiche Grundflache eingenommen und
unterschiedlich zugeschnittene Flachen werden
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vergleichbar. Die korrigierte Leistungsdichte be-
zieht nun die installierte Gesamtleistung des
Windparks auf die korrigierte Flache und ist da-
bei immer geringer als die nominelle Leistungs-
dichte, da sich Erstere immer auf eine entspre-
chend grofRere Flache bezieht. In den nachfol-
genden Kapiteln ist, soweit nicht anders er-
wahnt, mit dem Begriff Leistungsdichte die korri-
gierte Leistungsdichte gemeint.

Abbildung 7 zeigt exemplarisch die nominelle
Flache (blaue Umrandung), welche durch die
konkreten Anlagenstandorte aufgespannt wird
im Verhaltnis zur korrigierten Flache (rote Um-
randung).

Abbildung 7: Darstellung der Korrigierten Flache A* im Verhéltnis
zur nominellen Flache A (Prognos, 2019)

Die Methodik zur Ermittlung der voraussichtlich
zu installierenden Leistung war wesentlicher Be-
standteil der Konsultation des FEP 2019. Bereits
hier wurde deutlich, dass die Methodik eine dif-
ferenzierte Betrachtung der Flachen in Zone 1
und 2 sowie Zone 3 ermoglichen sollte.

4.7.2.2

Die Festlegung der Leistungsdichte erfolgt unter
Abwéagung der unter 4.7.1 dargestellten Ziele.
Maf3geblich fur die Ermittlung der voraussichtlich
zu installierenden Leistung fir die Flachen in
Zone 1 und 2 ist die effiziente Auslastung der
existierenden und geplanten Netzanbindungs-
systeme. Fur Flachen in Zone 1 und 2 wurde aus
diesem Grund tendenziell eine hdhere korri-

Leistungsdichte in Zone 1 und 2

gierte Leistungsdichte von 10 MW/km2 ange-
nommen. Herrscht im Einzelfall eine starke Ab-
schattung durch umliegende Windparks vor,
kann die Korrigierte Leistungsdichte auf
9,5 MW/kmz reduziert werden.

4.7.2.3

Fur die Berechnung der korrigierten Flache wird
somit vereinfachend davon ausgegangen, dass
die Referenzanlagen in einem regelméaRigen
Raster auf der Flache positioniert sind. Neben
der Leistungsdichte als bestimmendem Faktor
sind weiterhin der Rotordurchmesser sowie das
Verhéltnis aus Nennleistung zu Rotorkreisflache
(spezifische Leistung der Windenergieanlage, in
W/m32) EingangsgroRen der Berechnung. Der
Pufferabstand berechnet sich damit wie folgt:

Ermittlung der korrigierten Flache

Berechnung des Pufferabstands x

x=1-d ) T[_pWEA
4 Rotor p

*

drotor ROtordurchmesser in m
spezifische Leistung der WEA in
PWEA  \watt / m2 Rotorflache
. korrigierte  Leistungsdichte in
P MWikm?

Zur Berechnung des Pufferabstands ist somit
neben der korrigierten Leistungsdichte die Defi-
nition des Rotordurchmessers sowie der spezifi-
schen Leistung der Referenzanlagen erforder-
lich. Im Rahmen des begleitenden Gutachtens
wurden zu diesem Zweck Technologieszenarien
untersucht und bei der Konsultation des FEP
wurden die Teilnehmer zur méglichen Entwick-
lung der Anlagentechnik ab 2026 befragt.

Hinsichtlich des zu erwartenden Rotordurch-
messers der im Zielsystem zu errichtenden An-
lagen ergab sich aus der Konsultation eine ver-
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haltnismaRig hohe Bandbreite. Unter Berick-
sichtigung der Ruckmeldungen aus der Konsul-
tation und den Ergebnissen des begleitenden
Forschungsauftrags wird der Rotordurchmesser
der Referenzanlage auf 220 m festgelegt.

Wie bereits in (Borrmann, Rehfeldt, Wallasch, &
Liers, 2018) analysiert, zeigt sich bei der spezi-
fischen Leistung der in der Vergangenheit errich-
teten Offshore-WEA in europaischen Windparks
eine Spannbreite von 300 bis 500 W/m2. Eine
eindeutige Tendenz hin zu Anlagen mit einer
sehr hohen oder sehr niedrigen Nennleistung im
Verhaltnis zum Rotordurchmesser konnte bis-
lang nicht ermittelt werden. Auch im Rahmen der
Konsultation ergab sich hierbei kein einheitliches
Bild. Zur Berechnung der korrigierten Flache
wird die spezifische Leistung der Referenzan-
lage somit auf 400 W/m? festgelegt. Die Annah-
men fir die Berechnung der korrigierten Flache
sind in der folgenden Tabelle zusammenfassend
dargestellt:

Tabelle 3: Eingangsparameter zur Berechnung der korrigierten
Flache

| Parameter Wert

Korrigierte Leistungsdichte Flachenspezifisch
Rotordurchmesser 220 m

Spezifische Leistung der 400 W/m?2

WEA

Je nach Kategorisierung gemaR Tabelle 2 ergibt
sich somit der Pufferabstand, um welchen die je-
weilige Flache zur Berechnung der Kkorrigierten
Flache erweitert wird. Bei einer Uberschneidung
der korrigierten Flachen mit anderen korrigierten
Flachen oder mit den Flachen bestehender
Windparks muss die korrigierte Flache entspre-
chend reduziert werden.

Die voraussichtlich zu installierende Leistung fur
die jeweilige Flache ergibt sich nun aus der Mul-
tiplikation der korrigierten Flache mit der jeweili-
gen korrigierten Leistungsdichte.

4.7.2.4 Plausibilisierung der voraussicht-

lich zu installierenden Leistung
In einem nachsten Schritt findet eine Plausibili-
sierung der nach dem oben beschriebenen Ver-
fahren ermittelten vrs. zu installierenden Leis-
tung statt. Diese Prifung erfolgt in drei Schritten:

Verfugbare Netzanbindungskapazitét

In einem ersten Schritt wird Uberprift, ob die er-
mittelte Leistung Uber die jeweils vorhandenen
oder geplanten Netzanbindungssysteme abge-
fuhrt werden kann. Ubersteigt die ermittelte Leis-
tung der Flachen die mdgliche Netzanbindungs-
kapazitat, so muss die voraussichtlich zu instal-
lierende Leistung der jeweiligen Flache entspre-
chend reduziert werden.

Uberprifung moglicher Windpark-Layouts

Aufgrund von spezifischen Restriktionen, z.B.
durch die Einhaltung von Anlagenabstéanden zu
benachbarten Windparks, vorhandenen oder ge-
planten Kabelsystemen o.4a. ist ggf. nicht die voll-
standige ermittelte Leistung auf den einzelnen
Flachen realisierbar. Aus diesem Grund wird fr
die im FEP festgelegten Flachen unter Verwen-
dung der in Tabelle 3 dargestellten Anlagenpa-
rameter bei einer gleichm&Rigen Verteilung der
Anlagen auf der Flache eine Realisierung der vo-
raussichtlich zu installierenden Leistung unter
Einhaltung der in der Praxis Ublichen Abstande
der Anlagen zueinander geprift. Erscheint dies
nicht moéglich, wird die ermittelte Leistung dem-
entsprechend reduziert.

4.7.3 Methodik der Leistungsermittlung fur
Zone 3

Die in Zone 3 der AWZ der Nordsee liegenden
Gebiete N-9 bis N-13 werden vollstéandig im Rah-
men des Zielsystems entwickelt.

Gegentber der Darstellung im FEP 2019 wur-
den die Gebiete N-9 bis N-13 deutlich in nord-
westliche Richtung vergréRert. Auf das Kapitel
5.1 wird verwiesen. Es handelt sich hierbei somit
um sehr groRe Gebiete mit einer Vielzahl von
Windenergieanlagen, welche zumeist in einem
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Stiick mit vergleichbarer Anlagentechnik entwi-
ckelt werden. Im Vergleich zu den Gebieten in
Zone 1 und 2 fallen damit die Verluste durch
Nachlaufeffekte der Anlagen deutlich schwerer
ins Gewicht.

Die Methodik der Leistungsermittlung fur die Fla-
chen in Zone 3 war Gegenstand umfangreicher
Konsultationen im Rahmen dieser Fortschrei-
bung des FEP. Dabei stellte sich heraus, dass
die Gebiete in Zone 3 sich von denen in Zone 1
und 2 im Hinblick auf die Bestimmung der vo-
raussichtlich zu installierenden Leistung von Fla-
chen stark unterscheiden, sodass eine Ubertra-
gung eines universellen Ansatzes zur Leistungs-
ermittlung wie fir die Flachen in Zone 1 und 2
nicht zweckmagig ist. Vielmehr sollte eine indivi-
duelle Festlegung der voraussichtlich zu instal-
lierenden Leistung unter Abwagung der unter
4.7.1 genannten Ziele erfolgen.

Zielerreichung

Das WindSeeG sieht als Ausbauziel fiir das Jahr
2030 die Erreichung von 20 GW sowie fir das
Jahr 2040 die Erreichung von 40 GW vor. Vor
dem Hintergrund der begrenzten Flachenverfiig-
barkeit in der deutschen AWZ ist bei der Festle-
gung der voraussichtlich zu installierenden Leis-
tung zu berlicksichtigen, dass diese Ausbauziele
mit den verfuigbaren Flachen erreicht werden
koénnen.

Grundlage fir diese Uberpriifung sind die im
Rahmen des ersten Planentwurfs fur die Fort-
schreibung der Raumordnungsplane fur die
deutsche AWZ enthaltenen Vorrang- und Vorbe-
haltsgebiete fir Windenergie auf See.

Unter der Annahme, dass die Gebiete in Zone 3
ohne weitere Einschrankungen durch andere
Belange wie im FEP 2020 festgelegt zur Verfi-
gung stehen, sollte fir Zone 3 mindestens eine
voraussichtlich zu installierende Leistung in
Hohe von 14 GW festgelegt werden, um das
langfristige Ausbauziel in Héhe von 40 GW bis
2040 zu erreichen. Dies giltinsbesondere, da die
Gebietskulisse in Zone 4 und 5 noch gréR3eren

Unsicherheiten bezuglich der tatsachlichen Ver-
fugbarkeit in Abwagung mit anderen Belangen
unterliegt.

Eine Festlegung von Flachen mit einer Leistung
von insgesamt 6 GW in den Gebieten N-9 und
N-10 ist ausreichend, um das Ausbauziel von 20
GW bis 2030 zu erreichen und berucksichtigt zu-
dem das Ziel des flachensparsamen Ausbaus
gemal § 4 Abs.2 Nr. 2 WindSeeG. Darlber hin-
aus ware die Festlegung von zusétzlich mindes-
tens 8 GW in den Gebieten N-11 bis N-13 fir die
Zielerreichung bis 2040 erforderlich. Hier be-
steht jedoch weiterer Untersuchungsbedarf bzgl.
des Zusammenhangs zwischen der Leistungs-
dichte auf diesen Flachen und der zu erwarten-
den Verluste durch Nachlaufeffekte, daher wer-
den diese Aspekte ein Schwerpunkt der kom-
menden FEP-Fortschreibung sein.

Effiziente Netzanbindung

Vor dem Hintergrund der effizienten Planung,
Errichtung, Inbetriebnahme, Nutzung und Aus-
lastung von Offshore-Anbindungsleitungen ist
eine ErschlieBung der Flachen in Zone 3 mit
dem Standard-Anbindungskonzept mit 2 GW
Ubertragungskapazitat zu bevorzugen.

Die Festlegung der voraussichtlich zu installie-
renden Leistung innerhalb der jeweiligen Ge-
biete sollte sich daher an der Kapazitat der Stan-
dardanbindungssysteme (2 GW) orientieren. Auf
den Sinn und Zweck der standardisierten Tech-
nikgrundsatze in Kapitel 4.1 wird verwiesen. Die-
ses Vorgehen dient insbesondere der koordi-
nierten sowie systematischen Gesamtplanung
und der stark begrenzte Raum flr die Fihrung
von Anbindungsleitungen im Kistenmeer kann
effizient genutzt werden.

Kosteneffizienz

Eine geringere Leistungsdichte fihrt zu einer
Verringerung der Verluste durch Nachlaufeffekte
innerhalb und in angrenzenden Windparks und
damit zu einer Verringerung der Stromgeste-
hungskosten. Aus Sicht der Kosteneffizienz ist
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daher innerhalb einer gewissen Spannbreite
eine geringere Leistungsdichte vorteilhaft.

Aus aktuellen Forschungsarbeiten lasst sich ab-
leiten, dass bei einem grof3skaligen Ausbau der
Offshore-Windenergie in der deutschen AWZ
eine Zunahme der Ertragsverluste durch Ab-
schattungseffekte zu erwarten ist (Schneemann,
Rott, Dérenkémper, Steinfeld, & Kiihn, 2020).

Fur eine verlassliche Abschatzung des Einflus-
ses weitrdumiger Nachlaufeffekte auf den Ener-
gieertrag besteht weiterer Forschungsbedarf. Es
besteht ein wesentlicher Zusammenhang zwi-
schen der Hohe der Ertragsverluste durch Nach-
laufeffekte und der Gro3e des Windparks sowie
dem Abstand der Anlagen zueinander. Je grol3er
die Flache bzw. deren Leistungsdichte (d.h. die
Anzahl der Anlagen pro Flacheneinheit), desto
groler ist die Menge an kinetischer Energie, wel-
che der Luftstrémung entzogen wird und damit
nicht far die Stromproduktion zur Verfligung
steht.

Ergebnisse aus internen Berechnungen sowie
laufenden Forschungsvorhaben zeigen, dass
bereits bei einer Leistungsdichte von 8 MW/km?2,
wie sie der Festlegung von 6 GW in den Gebie-
ten N-9 und N-10 zugrunde liegt, eine deutliche
Erh6hung der Ertragsverluste durch Abschat-
tungseffekte im Vergleich zu heute in Betrieb be-
findlichen Offshore-Windparks zu erwarten ist.
Grund fur diese erhéhten Verluste sind vor Allem
die GroRRe der Gebiete in Zone 3 sowie die Be-
einflussung der Gebiete untereinander.

Gegenuber den Flachen in den Zonen 1 und 2
wird daher die Leistungsdichte in den Gebieten
N-9 und N-10 reduziert, um die erhdhten Ver-
luste durch Abschattung zu kompensieren. Bei
der Festlegung von 4 GW in Gebiet N-9 bzw. 2
GW in Gebiet N-10 liegt die korrigierte Leis-
tungsdichte bei ca. 8 MW/km2,

4.8 Kriterien fur die Festlegung der
Flachen und der zeitlichen Rei-
henfolge ihrer Ausschreibung

Zur Festlegung der Flachen im FEP sowie der
zeitlichen Reihenfolge ihrer Ausschreibung gibt
das WindSeeG in 8 5 Abs. 4 anzulegende Krite-
rien vor. Ubergeordnetes Ziel der Festlegungen
ist es, dass der Ausbau der WEA auf See und
der zugehdrigen Anbindungssysteme auf diesen
Flachen im Gleichlauf erfolgt und zudem die be-
stehenden Anbindungsleitungen effizient ge-
nutzt und ausgelastet werden. Dadurch wird si-
chergestellt, dass alle WEA auf See rechtzeitig
angeschlossen werden und Leerstand auf den
Anbindungsleitungen vermieden wird. Auf diese
Weise soll der Ausbau der Nutzung der Wind-
energie moglichst kosteneffizient erfolgen. Bei
der Anwendung derin 8 5 Abs. 4 S. 2WindSeeG
genannten Kriterien ist stets dieses Ziel sowie
das allgemeine Ziel des Gesetzes, einen steti-
gen und kosteneffizienten Ausbau der Nutzung
der Windenergie auf See zu gewahrleisten, zu
beachten. Die Aufzahlung in Satz 2 ist nicht ab-
schliel3end.

4.8.1 Methodik der Anwendung der Krite-
rien

Grundsatzlich erfolgt die Anwendung der im Fol-
genden genannten Kriterien schrittweise: Zu-
nachst zur Festlegung von Flachen und an-
schlieend zur Festlegung der zeitlichen Rei-
henfolge ihrer Ausschreibung. Einzelne oder
mehrere Kriterien konnen somit dazu fihren,
dass Bereiche innerhalb von Gebieten nicht als
Flachen in Kapitel 5.2 festgelegt werden. Auch
auf Kapitel 5.2 wird hingewiesen.

Im Hinblick auf die in Abschnitt 4.8 genannten
grundlegenden Ziele wird das Kriterium Nr. 1 bei
der Anwendung zur Festlegung der zeitlichen
Reihung der Flachen als tbergeordnet definiert.
Dies ergibt sich aus § 5 Abs. 4 S. 1 WindSeeG,
der vor der Aufzéhlung der Kriterien die Fertig-
stellung der zur Anbindung der Flachen erforder-
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lichen Anbindungsleitungen und effiziente Nut-
zung und Auslastung der vorhandenen Offs-
hore-Anbindungsleitungen als Ubergeordnetes
Ziel akzentuiert. Das Kriterium in 8 5 Abs. 4 S. 2
Nr. 1 bildet hierfur die zentrale Grundlage, da es
um die Nutzung der bereits vorhandenen Anbin-
dungsleitungen geht, um Leerstand mdglichst zu
vermeiden und ein so weit wie moglich effizien-
tes Vorgehen sicher zu stellen. Primé&r sollen in
der Regel bereits vorhandene Leitungen voll-
standig ausgelastet werden.®

Bei der Anwendung der Kriterien zur Festlegung
der zeitlichen Reihenfolge werden die Flachen
also zunachst anhand dieses Kriteriums sortiert.
Nachfolgend werden zur weiteren Reihung der
Flachen die Reihenfolge anhand der Kriterien 2
bis 8 festgelegt.

4.8.2 Beschreibung der anzuwendenden
Kriterien

4821 Kriterium 1: Effiziente Nutzung und
Auslastung der Offshore-Anbin-
dungsleitungen mit Inbetrieb-

nahme bis Ende 2025

Dieses Kriterium tragt dem Grundsatz Rech-
nung, dass in erster Linie bereits vorhandene
Offshore-Anbindungsleitungen vollstandig aus-
gelastet werden missen, um Leerstand zu ver-
meiden. Dies umfasst alle Netzanbindungssys-
teme, welche

e zum Zeitpunkt der Veroéffentlichung des
FEP bereits vorhanden sind oder

¢ im O-NEP vorbehaltlos bestatigt sind und
somit bis Ende 2025 fertig gestellt sein
werden.

Das Kriterium 1 findet hinsichtlich der Festle-
gung der zeitlichen Reihenfolge der in 5.2 fest-
gelegten Flachen dahingehend Anwendung,

16 BT-DrS. 18/8860 vom 21. Juni 2016, Gesetzentwurf der
Fraktionen der CDU/CSU und SPD, Entwurf eines Geset-

dass zur Auslastung von vorhandenen Offshore-
Anbindungsleitungen Flachen, bei denen eine
Anbindung an das in Tabelle 4 genannte Netz-
anbindungssystem vorgesehen ist, bevorzugt
ausgeschrieben werden sollen.

Tabelle 4: Bestehende oder im O-NEP vorbehaltlos bestétigte

Netzanbindungssysteme mit Inbetriebnahme bis Ende 2025 und
verfiigbarer Ubertragungskapazitat

Jahr der Verfugbare
Inbetrieb- = Ubertragungs-
nahme kapazitat

Nordsee

NOR-3-3 (Dol- 2023 658,25 MW

Win6/kappa)

Ostsee

4.8.2.2 Kriterium 2: Geordnete und effizi-

ente Planung, Errichtung, Inbe-
triebnahme, Nutzung und Auslas-
tung der Offshore-Anbindungslei-
tungen mit Inbetriebnahme ab
2026

Durch dieses Kriterium wird sichergestellt, dass
der Ausbau der WEA auf See und deren Netz-
anbindungssysteme im Gleichlauf erfolgt. Des-
halb ist bei der Festlegung der Flachen und de-
ren zeitlicher Reihenfolge auch die geordnete
und effiziente Planung, Errichtung, Inbetrieb-
nahme, Nutzung und Auslastung von Anbin-
dungsleitungen, die ab dem Jahr 2026 in Betrieb
gehen, zu bericksichtigen. Im Hinblick auf eine
realistische Planung missen dabei auch die
NVP an Land sowie die Planung und der tat-
sachliche Ausbau von Netzen an Land berick-
sichtigt werden. Dariber hinaus ist fur die Fest-
legung der Planungsstand bei der raumlichen Si-
cherung der Anbindungstrasse, insbesondere
durch das Kistenmeer, zu beriicksichtigen.

zes zur Einflihrung von Ausschreibungen fiir Strom aus er-
neuerbaren Energien und zu weiteren Anderungen des
Rechts der erneuerbaren Energien, S. 275.
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Das Kriterium 2 dient zum einen der Vermeidung
von Leerstanden.

Zum anderen wird bei der Festlegung der zeitli-
chen Reihenfolge anhand des Kriteriums 2 iber-
prift, ob die entsprechenden Anbindungsleitun-
gen und NVP unter Bertcksichtigung der Pla-
nung und des tatsédchlichen Ausbaus von Net-
zen an Land zu den Inbetriebnahmejahren der
Flachen voraussichtlich verfigbar sind. Grund-
lage fir diese Bewertung sind die Angaben sei-
tens der UNB zu den Planungs- und Realisie-
rungszeitraumen der NVP und Anbindungssys-
teme sowie der Netzentwicklungsplan. Sofern
eine Offshore-Anbindungsleitung und ein NVP
voraussichtlich nicht rechtzeitig fertig gestellt
werden konnen, wird die damit anzubindende
Flache zeitlich spater eingereiht.

Im Sinne einer geordneten Planung der Anbin-
dungssysteme kann dieses Kriterium ebenfalls
Anwendung finden, um Trassenlangen und die
Anzahl der Kreuzungen zu minimieren. Zu die-
sem Zweck kdnnen einzelne Flachen ggf. zeit-
lich vorgezogen werden, um eine effiziente und
geordnete Errichtung der Anbindungssysteme
zu gewahrleisten.

4.8.2.3 Kriterium 3: Raumliche Nadhe zur

Kiste

Es besteht eine direkte Abhangigkeit zwischen
der Kustenentfernung der anzubindenden Ge-
biete und den erforderlichen Investitionen fur die
Netzanbindung: Je langer die See- und Landka-
belverbindung zwischen Gebiet und Kuste ist,
desto hoher liegen die erforderlichen Investitio-
nen zur Herstellung der Netzanbindung. Aus
Grunden der Kosteneffizienz wird daher vorbe-
haltlich anderer, Gberwiegender Kriterien in der
Regel die kistennahere Flache zuerst zur Aus-
schreibung kommen.

Fur die Bestimmung der rdumlichen Nahe zur
Kiste werden die in Kapitel 3.1 dargestellten Zo-
nen des O-NEP tibernommen. Die Nordsee wird
in finf Entfernungszonen eingeteilt, die gesamte
Flache des Kistenmeers und der deutschen

AWZ der Ostsee liegen in Zone 1 (siehe Kapitel
3.1 sowie Abbildung 2 und Abbildung 3). Inner-
halb einer Zone werden alle Flachen hinsichtlich
des Kriteriums der Kustenentfernung gleichran-
gig behandelt.

Bei der Festlegung der Flachen in Kapitel 5.2
werden Flachen bevorzugt festgelegt, die auf
Grundlage dieser Einteilung Uber eine geringere
Entfernung zur Kiste verfugen. Auf den Pla-
nungshorizont (siehe Kapitel 4.6) wird hingewie-
sen.

Bei der Festlegung der zeitlichen Reihenfolge
werden diejenigen Flachen bevorzugt ausge-
schrieben, die auf Grundlage dieser Einteilung
Uber eine geringere Entfernung zur Kiste verfi-
gen, d.h. Flachen in Zone 1 werden den Flachen
in Zone 2 oder 3 vorgezogen.

4.8.2.4 Kriterium 4: Nutzungskonflikte auf

einer Flache

Werden auf einer Flache auf Grundlage der vor-
liegenden Informationen Nutzungskonflikte er-
wartet, kann diese Flache zeitlich zurtickgestellt
oder von der Nutzung durch Offshore-WEA aus-
geschlossen werden. Auf Kapitel 8 wird hinge-
wiesen. Mdgliche Nutzungskonflikte kénnen u.a.
sein:

e konkurrierende Nutzungen (z.B. Fische-
rei, Landes- und Bilndnisverteidigung,
Schifffahrt, Luftverkehr Forschung, Roh-
stoffabbau, bestehende Leitungen)

o Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen und
die biologische Vielfalt

e Beschadigung von kulturellem Erbe

e Wechselwirkungen zwischen den ver-
schiedenen Belangen
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4.8.25 Kriterium 5: Voraussichtliche tat-
sachliche Bebaubarkeit einer Fl&a-

che

Bei der Anwendung dieses Kriteriums wird die
voraussichtliche tatséchliche Bebaubarkeit der
Flache in Bezug auf den geologischen Unter-
grund bewertet. Deuten die dem BSH vorliegen-
den Informationen zu den geologischen Verhalt-
nissen und zur Sedimentverteilung darauf hin,
dass die Erschlielung einer Flache mit WEA und
Netzanbindungssystemen nach dem heutigen
Stand der Technik deutlich erschwert oder nicht
maglich ist, wird diese Flache nicht festgelegt o-
der dauerhaft zurtickgestellt werden.

Malgebliches Bewertungskriterium fiir die Beur-
teilung der Bebaubarkeit einer Flache sind die
auf Grundlage der vorliegenden Informationen
voraussichtlich zu erwartenden geologischen
Verhaltnisse auf dem Meeresboden und im Un-
tergrund auf der Flache.

48.2.6 Kriterium 6: Voraussichtlich zu in-

stallierende Leistung

Vorbehaltlich anderer Kriterien kénnen insbe-
sondere sehr kleinteilige Flachen zurtickgestellt
bzw. nicht mehr bericksichtigt werden. Dies gilt
insbesondere fur Flachen, auf denen ein (wirt-
schaftlicher) Betrieb eines eigenstandigen Wind-
parks nicht erwartet werden kann.

4.8.2.7 Kriterium 7: Ausgewogene Vertei-

lung zwischen Nord- und Ostsee

Dieses Kriterium kann herangezogen werden,
um eine unter Berlcksichtigung der insgesamt
vorhandenen Potentiale ausgewogene Vertei-
lung des Ausschreibungsvolumens auf Flachen
in der Nordsee und in der Ostsee, u.a. vor dem
Hintergrund der volkswirtschaftlichen Gesamt-
kosten zu erwirken. Vorbehaltlich anderer Krite-
rien kann unter Anwendung dieses Kriteriums
die Ausschreibung einer Flache zeitlich vorgezo-
gen oder zurickgestellt werden.

4.8.2.8 Ergéanzendes Kriterium Kusten-
meer: Tatsachliche Verfligbarkeit

der Flache

Da der Kriterienkatalog des 85 Abs.4 S.2
WindSeeG lediglich eine nicht-abschlieRende
Aufzahlung enthéalt, wurde ein erganzendes Kri-
terium zur tatsachlichen Verfugbarkeit der Fla-
che aufgenommen. Anhand dieses Kriteriums
wird festgestellt, inwieweit die jeweilige Flache
tatsachlich fir die Festlegungen im FEP und das
Ausschreibungsverfahren zur Verfigung steht.
Mdgliche Griinde, die einer Verflgbarkeit entge-
genstehen, kdnnen sein:

o Bestehende oder beantragte Genehmi-
gung nach BImSchG auf der betreffen-
den Flache im Kistenmeer

e Ausstehende raumordnerische Verfah-
ren im Kidstenmeer

Auf Kapitel 5.4 wird verwiesen.
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5 Festlegungen

5.1 Gebiete fur die Errichtung und
den Betrieb von Windenergiean-
lagen auf See

Nach 85 Abs. 1 Nr.1 WindSeeG enthalt der
FEP Festlegungen Uber Gebiete fur die Errich-
tung und den Betrieb von WEA auf See.

Insgesamt werden derzeit in der AWZ der Nord-
see nach Mal3gabe der folgenden Ausfithrungen
13 Gebiete und in der AWZ der Ostsee drei Ge-
biete fur WEA auf See in diesem Plan festgelegt,
wobei die Gebiete N-4 und N-5 fir eine etwaige
Nachnutzung unter Prifung stehen. Die Gebiete
sind zur besseren Ubersicht mit dem Buchsta-
ben N bzw. O fir die Nord- bzw. Ostsee und den
Ziffern 1 bis 13 durchnummeriert.

Die Festlegung und Abgrenzung der Gebiete be-
ruht insbesondere auf den Festlegungen der
Raumordnung sowie der Beriicksichtigung wei-
terer Offentlicher und privater Belange. Hinsicht-
lich der Raumordnung wurden neben dem guilti-
gen Raumordnungsplan 2009 auch der ROP-E
2021 in der Abwagung berticksichtigt, insbeson-
dere, um eine mdoglichst widerspruchsfreies Pla-
nungsregime fur die AWZ zu erreichen. Nahere
Informationen sind unter Kapitel 2.6.1.2 zu fin-
den.

Ubersichten zu genehmigten Nutzungen und
Schutzgebieten sowie raumordnerisch festge-
legten Gebieten sind im BFO-N 16/17 (Kapitel
12) und BFO-O 16/17 (Kapitel 11) zu finden. Auf
Kapitel 8 wird verwiesen. Die Festlegung der Ge-
biete wurde weitgehend aus den O-NEP bzw.
dem BFO Ubernommen. Die Gebiete N-1 bis N-
4 sowie alle Gebiete der Ostsee befinden sich in
Zone 1 des O-NEP. Die Gebiete N-5 bis N-8 lie-
gen in Zone 2, die Gebiete N-9 bis N-13 in Zone
3 des O-NEP. Alle Gebiete wurden an die Vor-
gaben des Raumordnungsplans 2009 dahinge-
hend angepasst, dass zur AWZ-Grenze sowie
zu den ausgewiesenen Schifffahrtsrouten ein

Abstand von 500 m eingehalten wird, um die Ein-
richtung einer Sicherheitszone um die zukinfti-
gen OWPs innerhalb der deutschen AWZ sicher-
zustellen. Fur die Schifffahrtsrouten SN10 und
SN15 wurde deren geénderter Zuschnitt im Ent-
wurf zur Fortschreibung der Raumordnungs-
plane bertcksichtigt Hierdurch verkleinern sich
einige Gebiete geringfiigig ggil. der bisherigen
Festlegung im FEP 2019. Auf Kapitel 2.6.1.2
wird verwiesen.

Eine Ausdehnung der Gebiete N-9, N-10, N-12
und N-13 in das Vorbehaltsgebiet Schifffahrt des
ROP 2009 bedarf einer besonderen Rechtferti-
gung: Aktuelle Verkehrsanalysen auf Basis von
AIS-Daten zeigen, dass die dem ROP 2009 zu-
grundeliegenden Annahmen zu den Verkehrs-
stromen in der AWZ den tatsachlichen Gege-
benheiten nicht (mehr) voll entsprechen. Insbe-
sondere ist der Verkehr auf SN 10 durch Transit-
verkehre geprégt, die sich aus dem niederlandi-
schen Verkehrstrennungsgebiet East Friesland
bis zur Einfahrt in die danischen Verkehrstren-
nungsgebiete nordlich Skagen erstrecken. Da-
bei lassen sich im Wesentlichen drei Verkehrs-
strome identifizieren, die in der Hauptsache im
Vorranggebiet Schifffahrt des ROP 2009 und
weiter westlich liegen. Das Vorbehaltsgebiet des
ROP 2009 ostlich des Vorranggebiets 10 ist
deutlich weniger stark befahren. Seine Nutzung
entspricht dem ROP-E 2021, in dessen Gege-
benheiten und Erfordernisse sich der FEP nach
der Beendigung der Fortschreibung einfligen
soll. Auch die GDWS als zustdndige Fachbe-
horde erhebt hier keine Einwande. Erste Ergeb-
nisse aus einem Gutachtenauftrag an DNV-GL
und Nautitec zur Ermittlung des Risikos und der
nautischen Situation in SN 10 bestétigen die Ein-
schatzung, dass die Flachen N-9 bis N-13 nach
Westen zu einem Teil in das Vorbehaltsgebiet
Schifffahrt aus dem ROP 2009 erweitert werden
kénnen.
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Tabelle 5: Ubersicht Gebiete fiir Windenergie auf See

Gebiet Grolie Zoneneinteilung
[km2] des O-NEP

Nordsee

N-1 ca. 79 1

N-2 ca. 223 1

N-3 ca. 308 1

N-4 ca. 148 1

N-5 ca. 124 2

N-6 ca. 249 2

N-7 ca. 163 2

N-8 ca. 124 2

N-9 ca. 453 3

N-10 ca. 195 3

N-11 ca. 355 3

N-12 ca. 494 3

N-13 ca. 270 3

Ostsee

O-1 ca. 129 1

0-2 ca. 82 1

0O-3 ca. 28 1
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Abbildung 8: Gebiete in der deutschen AWZ der Nordsee
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Abbildung 9: Gebiete in der deutschen AWZ der Ostsee

5.1.1 Festlegung von Gebieten und fach-
planerischer Rahmen

Grundsatzlich setzen die bestehenden Raum-
ordnungspléne fir die AWZ den Rahmen vor al-
lem flr die Festlegung der Gebiete. Fur die AWZ
der Nordsee gilt der Raumordnungsplan, der mit
Verordnung vom 21. September 2009 erlassen
wurde (siehe Abbildung 33). Fir die AWZ der
Ostsee findet der Raumordnungsplan, der mit
Verordnung vom 10. Dezember 2009 erlassen
wurde, Anwendung (siehe Abbildung 35). Die
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete fur Schifffahrt,
Rohrleitungen, Forschung und Windenergie
wurden bei der Auswahl und Festlegung der 13
Gebiete in der AWZ der Nordsee und der drei
Gebiete in der AWZ der Ostsee beachtet bzw.

17 Abrufbar unter https://www.bsh.de/DE/THEMEN/Offs-
hore/Meeresfachplanung/Bundesfachplaene_Offs-
hore/bundesfachplaene-offshore_node.html.

bertcksichtigt. Entsprechend der Vorgehens-
weise des Raumordnungsplans 2009 wurden
keine Gebiete fur Windenergie in Naturschutz-
gebieten oder Ubungsgebieten der Marine fest-
gelegt (siehe Abbildung 39 und Abbildung 40).
Neben dem giiltigen Raumordnungsplan 2009
wurden auch die Anderungen zugrunde gelegt,
die sich aus dem im September 2020 verdffent-
lichten und konsultierten Entwurf zur Fortschrei-
bung der Raumordnungsplane (ROP-E 2021)
ergeben. Nahere Informationen sind unter Kapi-
tel 2.6.1.2 zu finden.

Ferner bauen die Festlegungen der Gebiete auf
den in den Bundesfachplanen Offshore be-
stimmten Clustern auf, indem diese im Wesent-
lichen fortgelten.'” Bereits im Bundesfachplan
Offshore Nordsee 2012 wurden 13 Cluster fur
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Offshore-Windenergie identifiziert und darge-
stellt, aus welchen Grinden andere Gebiete
nicht fir die Nutzung von Windenergie auf See
in Betracht kommen, vgl. Kapitel 4.2 BFO-N
2012. Weiter ausgefuhrt wurde dies im BFO-N
13/14. Auf die Ausfiihrungen des Kapitels 4.2
BFO-N 13/14 wird in diesem Zusammenhang
verwiesen.

Neben den raumordnerischen Rahmenbedin-
gungen spielen bei der Lage und Auswahl der
Gebiete zudem die gesetzlichen Ziele nach § 4
Abs. 2 WindSeeG eine entscheidende Rolle.
Danach ist Ziel, die Ausbauziele nach § 1 Abs. 2
S. 1 WindSeeG zu erreichen (20 GW bis 2030
und 40 GW bis 2040), die Stromerzeugung aus
WEA auf See raumlich geordnet und flachen-
sparsam auszubauen, eine geordnete und effizi-
ente Nutzung und Auslastung der Offshore-An-
bindungsleitungen zu gewahrleisten und Off-
shore-Anbindungsleitungen im Gleichlauf mit
dem Ausbau der Stromerzeugung aus WEA auf
See zu planen, zu errichten, in Betrieb zu neh-
men und zu nutzen.

Nach § 5 Abs. 3 Satz 3 WindSeeG wird zunachst
grundséatzlich von der Zulassigkeit der Festle-
gungen eines Gebietes ausgegangen, soweit
das Gebiet in einem vom Bundesfachplan Offs-
hore nach § 17a EnWG festgelegten Cluster o-
der einem Vorrang-, Vorbehalts- oder Eignungs-
gebiet eines Raumordnungsplans nach 8 17 Ab-
satz 1 Satz 1 ROG liegt. Das heif3t, die Zulassig-
keit der Festlegung von Gebieten fir Windener-
gie auf See muss nur geprift werden, soweit zu-
séatzliche oder andere erhebliche Gesichts-
punkte erkennbar oder Aktualisierungen und
Vertiefungen der Prifung erforderlich sind.

Im Rahmen der Festlegung und Prifung der Ge-
biete haben sich nach Mal3gabe der nachfolgen-
den Ausfilhrungen zu den einzelnen Gebieten
im Wesentlichen entweder keine neuen Erkennt-
nisse gegenuber der im BFO identifizierten Clus-
ter ergeben, so dass einer Festlegung im FEP
auf Grundlage der derzeit vorliegenden Informa-

tionen nichts entgegensteht; oder zusatzliche er-
hebliche erkennbare Gesichtspunkte bzw. Aktu-
alisierungen und Vertiefungen der Prifung ha-
ben die Ausweisung der Cluster des BFO besta-
tigt. Lediglich die Gebiete N-9 bis N-13 wurden
entsprechend der Festlegungen des ROP-E
2021 nach aktuellen Erkenntnissen angepasst.
Hierzu wird auf Kap. 8.3 verwiesen.

Im Hinblick auf Gebiet N-4 und N-5 wird auf die
nachfolgenden Ausfiihrungen, auf Kapitel 4.6.1,
412.4, 5.2 und 6.3.2.2 des Umweltberichts
Nordsee sowie auf den FEP 2019 und die Um-
weltberichte zum FEP 2019 verwiesen.

Zwar sind die in 8 5 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 bis 7
WindSeeG genannten Kriterien wie etwa die ge-
ordnete und effiziente Planung, Errichtung, Inbe-
triebnahme, Nutzung und Auslastung der noch
fertigzustellenden  Offshore-Anbindungsleitun-
gen, die raumliche Néhe zur Kiste und Nut-
zungskonflikte nach dem Wortlaut des Gesetzes
auf die Festlegung von Flachen und die Reihen-
folge ihrer Ausschreibung anzuwenden, da die
Flachen jedoch innerhalb der Gebiete liegen,
werden die Gebiete nach Sinn und Zweck be-
reits mit Blick auf die fir Flachen anzuwenden-
den Kriterien festgelegt bzw. werden nicht nur
auf zusatzliche oder andere erhebliche erkenn-
bare Gesichtspunkte sowie auf Aktualisierungen
und Vertiefungen geprtft, sondern inshesondere
auch in Bezug auf die raumliche N&he zur Kiste
(Kriterium 3) sowie das Vorliegen von Nutzungs-
konflikten (Kriterium 4).

Im Sinne einer kosteneffizienten Entwicklung der
Windenergie sollte mit der Entwicklung der kis-
tennahen Gebiete begonnen und sukzessive der
Abstand zur Kiste vergrof3ert werden. Als Mal3-
stab fur die Kistenentfernung wird hierbei die
Zonierung der Meere entsprechend des O-NEP
(vgl. Abbildung 2 und Abbildung 3) herangezo-
gen. Bei einer Entwicklung der Zone 4 in der
AWZ der Nordsee ergibt sich durch die Querung
der Schifffahrtsroute 10 des ROP 2009 eine
deutliche Verlangerung der jeweils notwendigen
Anbindungssysteme. Zudem ware der Bereich


https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=EnWG&p=17a
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ROG&p=17
https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&g=ROG&p=17&x=1
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nordwestlich der Schifffahrtsroute 10 des ROP
2009 hinsichtlich der Eignhung fur Windenergie
zu prifen.

5.1.2 Die Gebiete im Einzelnen

Gebiet N-1 befindet sich zwischen den Ver-
kehrstrennungsgebieten ,German Bight Wes-
tern Approach® und ,Terschelling German
Bight“. Stdlich an das Gebiet angrenzend liegt
das Naturschutzgebiet ,Borkum Riffgrund”, 6st-
lich das raumordnerisch festgelegte Vorrangge-
biet 3 fur Schifffahrt des ROP 2009 bzw. SN3 der
ROP-E 2021. Auf der westlichen Seite des Ge-
bietes verlauft die AWZ-Grenze zu den Nieder-
landen. Das Gebiet liegt in dem raumordnerisch
festgelegten Vorranggebiet fiir Windenergie
,Nordlich Borkum“ des ROP 2009 bzw. im Vor-
ranggebiet EN1 des ROP-E 2021. Das Gebiet ist
voraussichtlich bis Ende 2025 vollstandig be-
baut.

Gebiet N-2 liegt direkt nordéstlich des Natur-
schutzgebietes ,Borkum Riffgrund“ und wird im
norddstlichen Bereich durch die Rohrleitung
.Norpipe“ begrenzt. Nach Siiden bzw. Norden ist
es durch die parallel zu den Verkehrstrennungs-
gebieten liegenden Vorbehaltsgebiete des ROP
2009 bzw. Vorranggebiete fur Schifffahrt des
ROP-E 2021 begrenzt. Entsprechendes gilt fur
die ostliche Seite. Das Gebiet liegt in dem im
ROP 2009 raumordnerisch festgelegten Vor-
ranggebiet fir Windenergie ,Nordlich Borkum®
bzw. im Vorranggebiet EN2 des ROP-E 2021.
Das Gebiet ist voraussichtlich bis Ende 2025
vollstandig bebaut.

Gebiet N-3 befindet sich ebenfalls zwischen den
beiden Verkehrstrennungsgebieten westlich des
raumordnerisch festgelegten Vorranggebietes
fur Rohrleitungen ,Europipe 2“ des ROP 2009
bzw. des Vorbehaltsgebietes LN2 des ROP-E
2021. Die westliche Halfte des Gebietes liegt im
raumordnerisch festgelegten Vorranggebiet fir
Windenergie ,Nordlich Borkum* des ROP 2009,
das komplette Gebiet liegt im Vorranggebiet
Windenergie EN3 des ROP-E 2021. Durch das

Gebiet verlauft in norddstlicher Richtung die
Rohrleitung ,Europipe 1%, die durch entspre-
chende Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Rohrlei-
tungen im ROP 2009 gesichert ist bzw. das Vor-
behaltsgebiet Leitungen LN3 des ROP-E 2021.
Das Gebiet ist voraussichtlich bis Ende 2025 teil-
weise bebaut, auf Abbildung 11 wird verwiesen.

Gebiet N-4 liegt nordlich von Helgoland. An der
Ostlichen Seite grenzt es an das Vogelschutzge-
biet ,Ostliche Deutsche Bucht‘ bzw. an Bereich
Il des Naturschutzgebietes ,Sylter AuBRenriff —
Ostliche Deutsche Bucht. Das Gebiet liegt in-
nerhalb des im ROP 2009 festgelegten Vorrang-
gebietes Windenergie ,Sudlich Amrumbank®
bzw. des im ROP-E 2021 festgelegten Vorbe-
haltsgebietes Windenergie EN4. Das Gebiet
liegt zu groRen Teilen im Hauptkonzentrations-
gebiet der Seetaucher und im Hauptverbrei-
tungsgebiet fir Schweinswale. Das Gebiet ist
voraussichtlich bis Ende 2025 vollstandig be-
baut.

Nach aktuellem Kenntnisstand hat das Gebiet N-
4 eine saisonal hohe Bedeutung fiir Seetaucher.
Daher wird von einer Festlegung des Gebietes
N-4 weiterhin abgesehen und dieses fir eine
Nachnutzung unter Prifung gestellt. Auf die
Ausfihrungen in Kapitel 8.3 und 8.4 sowie auf

die Kapitel 4.12.4, 5.2 und 6.3.2.2 des Umwelt-
berichts Nordsee und auf die Ausflihrungen zu
Gebiet N-5 sowie auf den FEP 2019 und die Um-
weltberichte zum FEP 2019 wird verwiesen.

Das Gebiet N-5 liegt westlich von Sylt im bzw.
am Rand des Naturschutzgebietes ,Sylter Au-
Renriff — Ostliche Deutsche Bucht“. Das Gebiet
liegt vollstandig im Hauptkonzentrationsgebiet
der Seetaucher und im Hauptverbreitungsgebiet
fur Schweinswale. Das Gebiet liegt innerhalb
des im ROP-E 2021 festgelegten Vorbehaltsge-
bietes Windenergie ENS5.

Auf die Ausfiihrungen unter 5.2.2, 8.4 sowie Ka-
pitel 4.6 und 5.2. im Umweltbericht Nordsee wird
verwiesen.
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Das Prufungserfordernis des Gebietes im Hin-
blick auf eine etwaige Nachnutzung liegt darin
begriindet, dass nach § 8 Abs. 3 WindSeeG im
Rahmen einer Fortschreibung des FEP uber das
Jahr 2030 hinaus Festlegungen tber eine Nach-
nutzung getroffen werden kénnen. Es kann nach
der Gesetzesbegrindung nur festgelegt werden,
ob die dann frei werdenden Vorhabensbereiche
der in Betrieb befindlichen Windparks entweder
fur die Nutzung zur Stromerzeugung aus Wind-
energie auf See eingesetzt werden und entspre-
chend eine neue Ausschreibung fur diese Fla-
che durchgefihrt wird, oder dass diese Flachen
nicht mehr flr diesen Zweck genutzt werden.
Eine Aussage Uber die genehmigte Betriebs-
dauer der sich in Gebiet N-5 in Betrieb befindli-
chen OWP-Vorhaben bzw. etwaige Malinhahmen
im Rahmen des Vollzugs ist mit der Darstellung
des Gebietes N-5 unter Priifung hinsichtlich ei-
ner etwaigen Nachnutzung nicht verbunden,
sondern bleibt dem jeweiligen Verfahren vorbe-
halten.

Gebiet N-6 befindet sich nordlich des Ver-
kehrstrennungsgebietes ,German Bight Western
Approach®. In ¢stlicher Richtung wird das Gebiet
durch das Vorbehaltsgebiet Schifffahrt 12 des
ROP 2009 bzw. das Vorranggebiet SN12 des
ROP-E 2021 und in ndrdlicher Richtung durch
die Schifffahrtsroute 6 bzw. SN6 begrenzt. West-
lich des Gebietes verlauft die AWZ-Grenze zu
den Niederlanden. Das Gebiet liegt vollstandig
innerhalb des Vorranggebietes Windenergie
ENG6 des ROP-E 2021 und ist voraussichtlich bis
Ende 2025 teilweise bebaut, auf Abbildung 11
wird verwiesen.

Gebiet N-7 liegt nérdlich des VTG ,German
Bight Western Approach®. Es wird westlich durch
das Vorbehaltsgebiet Schifffahrt 12 (ROP 2009)
bzw. Vorranggebiet Schifffahrt SN12 (ROP-E
2021) und nordéstlich durch das Vorbehaltsge-
biet fir Rohrleitungen ,Norpipe“ gem. ROP 2009
bzw. LN1 gem. ROP-E 2021 begrenzt. Das Ge-
biet entspricht dem Vorranggebiet Windenergie
EN7 des ROP-E 2021 und ist voraussichtlich bis

Ende 2025 teilweise bebaut, auf Abbildung 11
wird verwiesen.

Gebiet N-8 liegt innerhalb des im Raumord-
nungsplan festgelegten Vorranggebietes Wind-
energie ,Ostlich Austerngrund“ des ROP 2009
bzw. des Vorranggebietes Windenergie EN8 des
ROP-E 2021. Sudwestlich wird das Gebiet durch
das Vorbehaltsgebiet fir Rohrleitungen (,Euro-
pipe 1) des ROP 2009 bzw. LN1 des ROP-E
2021 begrenzt, 6stlich durch die Schifffahrts-
route 5 (ROP 2009) bzw. SN5 (ROP-E 2021).
Nach Norden wird das Gebiet durch die beste-
henden Windparks begrenzt. Im noérdlichen Be-
reich des Gebietes erfolgt die Abgrenzung nach
Westen entlang des Interkonnektors NorNed.
Das Gebiet ist vollstandig bebaut, auf Abbildung
11 wird verwiesen.

Gebiet N-9 wird durch die Schifffahrtsrouten 6
und 10 des ROP 2009 bzw. SN6 und SN10 des
ROP-E 2021 sowie das Vorbehaltsgebiet fur
Rohrleitungen (,Norpipe“) bzw. LN1 abgegrenzt
und entspricht dem Vorranggebiet Windenergie
EN9 des ROP-E 2021. Fur die Schifffahrtsroute
SN10 (siehe Hintergrundinformationen in Kapitel
2.6.1.2) wird hierbei die Lage aus dem veroffent-
lichten und konsultierten Entwurf zur Fortschrei-
bung der Raumordnungsplane zugrunde gelegt.

Gebiet N-10 liegt zwischen den Schifffahrtsrou-
ten 4, 6 und 10 des ROP 2009 bzw. SN4, SN6
und SN10 des ROP-E 2021 sowie dem Vorbe-
haltsgebiet Rohrleitung (,Europipe 1) des ROP
2009 bzw. LN1 des ROP-E 2021. Das Gebiet
entspricht dem Vorranggebiet Windenergie
LN10 des ROP-E 2021. Fur die Schifffahrtsroute
SN10 (siehe Hintergrundinformationen in Kapitel
2.6.1.2) wird hierbei die Lage aus dem verdoffent-
lichten und konsultierten Entwurf zur Fortschrei-
bung der Raumordnungsplane zugrunde gelegt.

Gebiet N-11 wird durch die Schifffahrtsrouten 4,
5 und 6 des ROP 2009 bzw. SN4, SN5 und SN6
des ROP-E 2021, das grenziberschreitende
Seekabelsystem ,NorNed“ sowie das Natur-
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schutzgebiet ,Sylter AuRRenriff — Ostliche Deut-
sche Bucht* begrenzt. Das Gebiet entspricht
dem Vorranggebiet Windenergie EN 11 des
ROP-E 2021.

Gebiet N-12 wird durch die Schifffahrtsrouten 4
und 10 des ROP 2009 bzw. SN4 und SN 10 des
ROP-E 2021 und das grenziberschreitende
Seekabelsystem ,NorNed" abgegrenzt. Das Ge-
biet entspricht dem Vorranggebiet Windenergie
EN 12 des ROP-E 2021. Fir die Schifffahrts-
route SN10 (siehe Hintergrundinformationen in
Kapitel 2.6.1.2) wird hierbei die Lage aus dem
veroffentlichten und konsultierten Entwurf zur
Fortschreibung der Raumordnungsplane zu-
grunde gelegt.

Gebiet N-13 wird durch die Schifffahrtsroute 10
(ROP 2009) bzw. SN10 (ROP-E 2021) und das
Naturschutzgebiet ,Sylter AuRenriff — Ostliche
Deutsche Bucht" sowie das Hauptkonzentrati-
onsgebiet fur Seetaucher!® begrenzt und liegt zu
grol3en Teilen innerhalb des Hauptverbreitungs-
gebiets fur Schweinswale. Das Gebiet entspricht
dem Vorranggebiet Windenergie EN 13 des
ROP-E 2021. Fur die Schifffahrtsroute SN10
(siehe Hintergrundinformationen in Kapitel
2.6.1.2) wird hierbei die Lage aus dem verdffent-
lichten und konsultierten Entwurf zur Fortschrei-
bung der Raumordnungsplane zugrunde gelegt.

Gebiet O-1 (,Westlich Adlergrund®) befindet sich
nordoéstlich der Insel Rigen an der Grenze zur
danischen AWZ. Das Gebiet ist nérdlich des Na-
turschutzgebietes ,Pommersche Bucht - Ronne-
bank® sowie nérdlich des Vorranggebietes 21 fur
Schifffahrt gem. ROP 2009 bzw. SO1 gem.
ROP-E 2021 angesiedelt. Westlich des Gebietes
liegt das Vorranggebiet Schifffahrt 20 des ROP
2009 bzw. SO2 des ROP-E 2021, auf der 6stli-
chen Seite verlauft die AWZ-Grenze zu Dane-
mark. Das Gebiet beinhaltet das raumordnerisch

18 Zum Schutz der Seetaucher entspricht der Abstand zum
Hauptkonzentrationsgebiet dem vergramungsbedingten
Habitatverlust von 5,5 km. Auf Kapitel 8.3 wird verwiesen.

festgelegte Vorranggebiet ,Westlich Adlergund”
des ROP 2009 bzw. liegt innerhalb des Vorrang-
gebietes Windenergie EO1 des ROP-E 2021.
Die Auswirkungen auf den Vogelzug zwischen
Rugen und Schonen sind im weiteren Verlauf zu
prifen. Das Gebiet ist voraussichtlich bis Ende
2025 teilweise bebaut, auf Abbildung 3 und Ab-
bildung 12 wird verwiesen.

Gebiet O-2 (,ArkonaSee") liegt norddstlich der
Insel Rigen. Das Gebiet wird im Norden und Os-
ten durch die Vorranggebiete Schifffahrt 19 und
20 des ROP 2009 bzw. SO1 und SO2 des ROP-
E 2021 begrenzt. Die sudliche Grenze des Ge-
bietes ergibt sich durch den Verlauf des Daten-
kabels ,Baltica Segment 3. Im Westen grenzt
das Gebiet an ein Vorranggebiet flir Forschung
(FoO3 des ROP-E 2021). Die Auswirkungen auf
den Vogelzug zwischen Rigen und Schonen
sind im weiteren Verlauf zu prifen. Im Nordli-
chen Bereich des Gebietes befindet sich zudem
eine MARNET-Station. Das Gebiet liegt inner-
halb des Vorbehaltsgebietes Windenergie EO2
des ROP-E 2021 und ist voraussichtlich bis
Ende 2025 teilweise bebaut, auf Abbildung 3 und
Abbildung 12 wird verwiesen. Im Ubrigen wird
auf Kapitel 5.2.2 verwiesen.

Gebiet O-3 (,Kriegers Flak") befindet sich nord-
westlich der Insel Rugen. Das Gebiet wird im
Norden durch die schwedische AWZ-Grenze, im
Westen durch die dénische AWZ-Grenze be-
grenzt, zu denen jeweils ein Abstand von 500m
eingehalten wird. Im Siden wird das Gebiet
durch das Vorranggebiet Schifffahrt 19 des ROP
2009 bzw. SO1 des ROP-E 2021 begrenzt und
im Osten durch U-Boottauchgebiete der NATO,
welche teilweise bereits mit dem Windpark
.,ENBW Baltic 2“ Uberlappen. Die Auswirkungen
auf den Vogelzug zwischen Riigen und Schonen
sind im weiteren Verlauf zu prifen. Dieses Ge-
biet umschliel3t das raumordnerisch festgelegte
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Vorranggebiet fur Windenergie ,Kriegers Flak®
des ROP 2009 und liegt innerhalb des Vorrang-
gebietes EO3 des ROP-E 2021 und ist vollstan-
dig bebaut. Auf die Zulassigkeitsprufung unter
Kapitel 8.3 wird ergdnzend verwiesen.

Tabelle 6: Zusammenfassende Ubersicht der Gebiete

Gebiet Ausweisung | Derzeit zusatzliche erhebliche erkennbare Gesichtspunkte gegentiber
Cluster im Ausweisung der Cluster im BFO (8 5 Abs. 3 Satz 3 WindSeeG) und
BFO ROP*
Derzeit erkennbare Nutzungskonflikte
Nordsee
N-1 Ja Nein
N-2 Ja Nein
N-3 Ja Nein
N-4 Ja Lage im Hauptkonzentrationsgebiet Seetaucher.
(Nachnutzung Lage im Hauptverbreitungsgebiet Schweinswale.
unter Priifung)
N-5 (Nachnut- = Ja Verkleinerung des ausgewiesenen Clusters 5 auf die in Betrieb befindlichen OWP
zung unter .Dan Tysk“ und ,Sandbank”. Das Vorhaben ,Butendiek” wird aufgrund der Lage in-
Prufung) nerhalb des Schutzgebietes nachrichtlich als Windpark dargestellt.
Lage im Hauptkonzentrationsgebiet Seetaucher.
Lage im Hauptverbreitungsgebiet Schweinswale.
N-6 Ja Nein
N-7 Ja Nein
N-8 Ja Nein
N-9** Ja Nein
N-10** Ja Nein
N-11 Ja Nein
N-12%** Ja Nein
N-13** Ja Lage teilweise im Hauptverbreitungsgebiet Schweinswale.
Verkleinerung in dstliche Richtung zum Hauptkonzentrationsgebiet Seetaucher
Ostsee
0-1 Ja Prufung Auswirkung Vogelzug.
0-2 Ja Prifung Auswirkung Vogelzug.
Nutzungskonflikte mit Forschungseinrichtungen.
0-3 Ja Gebiet wurde im FEP 2019 im Vergleich zum ausgewiesenen Cluster verkleinert.

Prufung Auswirkung Vogelzug.
* Der Raumordnungsplan wird derzeit Gberarbeitet. Der ROP-E 2021 legt die 0.g. Gebiete als Vorrang- und Vorbehalts-
gebiete fest, siehe hierzu auch 5.1.2 und 2.6.1.2.
** Die Gebiete wurden im Vergleich zu den ausgewiesenen Clustern nach Nordwesten vergroR3ert.
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5.2 Flachen fur die Errichtung und
den Betrieb von Windenergiean-
lagen auf See

Nach 8 5 Abs. 1 Nr. 2 WindSeeG trifft der FEP
Festlegungen Uber Flachen in den in Kapitel 5.1
festgelegten Gebieten fir die Errichtung und den
Betrieb von WEA auf See. § 5 Abs. 4 regelt nicht
abschliel3end Kriterien fur die Festlegung der
Flachen (siehe Kapitel 4.8). § 5 Abs. 5 Wind-
SeeG sieht vor, dass die Gebiete sowie die Fla-
chen und die zeitliche Reihenfolge so festgelegt
werden, dass zum Gebotstermin nach § 17
WindSeeG Flachen ausgeschrieben werden
kénnen mit einer voraussichtlich zu installieren-
den Leistung von

- etwa 1 Gigawatt pro Jahr in den Jahren
2021 bis 2023,

- etwa 3 Gigawatt im Jahr 2024 und
- etwa 4 Gigawatt im Jahr 2025,

wobei Abweichungen zuléssig sind, solange das
Ausbauziel fir 2030 erreicht wird.

Die Flachen sind zur besseren Ubersicht mit den
Ziffern 1 bis 8 hinter dem Buchstaben N bzw. O
fir die Nord- bzw. Ostsee sowie den Ziffern 1 bis
13 fur das jeweilige Gebiet durchnummeriert
(Beispiel: N-9.1 fur Flache 1 im Gebiet N-9 in der
Nordsee).

5.2.1 Festlegungen von Flachen

Im Rahmen des FEP werden unter Berticksichti-
gung der OWP-Vorhaben, die bis 2025 in Betrieb
genommen werden, und des Planungshorizonts
bis 2030 zunachst nur Flachen in den Gebieten
N-3, N-6, N-7, N-9, N-10 und O-1 ausgewiesen.
Auf Kapitel 4.6 wird verwiesen. Unter der An-
nahme, dass die Windpark-Vorhaben in den Ge-
bieten N-1, N-2 und N-4 sowie O-3, die bereits in
Betrieb sind bzw. die im Rahmen der Uber-
gangsausschreibungen einen Zuschlag erhalten
haben, bis 2025 bei Vorliegen der Vorausset-
zungen weiterhin in Betrieb sind bzw. in Betrieb

gehen werden, erfolgt keine Ausweisung von
Flachen in diesen Gebieten. Die Prifung der
Vorhaben, die im Rahmen der Ubergangsaus-
schreibung einen Zuschlag erhalten haben,
bleibt dem jeweiligen Einzelzulassungsverfah-
ren nach den jeweils geltenden Vorschriften vor-
behalten. Auf Kapitel 6 wird hingewiesen.

Tabelle 7: Ubersicht Flachen fiir Windenergie auf See

Gebiet | Flache Flachen- Anbindungs-
groike konzept
[km?]

Nordsee

N-1

N-2 -

N-3 N-3.5 ca. 29 66 kV
N-3.6 ca. 33 66 kV
N-3.7 ca. 17 155 kvb
N-3.8 ca. 23 155 kvb

N-42)

N-52 -

N-6 N-6.6 ca. 44 66 kV
N-6.7 ca. 16 66 kV

N-7 N-7.2 ca. 58 66 kV

N-8 - -

N-9 N-9.1 ca. 100 66 kV
N-9.2 ca. 104 66 kV
N-9.3 ca. 105 66 kV
N-9.4 ca. 99 66 kV

N-10 N-10.1 ca. 95 66 kV
N-10.2% ca. 93 66 kV

Ostsee

0O-1 0-1.3 ca. 25 66 kV

0-2 0-2.29 ca. 20

0-3

1 Die Flachen N-3.7 und N-3.8 werden an das bereits 2023
in Betrieb gehende Anbindungssystem NOR-3-3 ange-
schlossen und demnach mit dem 155 kV-Anbindungskon-
zept angebunden.

2) Die Gebiete N-4 und N-5 stehen im Hinblick auf eine et-
waige Nachnutzung unter Prufung. Auf Kapitel 5.1 wird ver-
wiesen.

3) Die Flache N-10.2 ist nicht in vollem Umfang fir die Er-
reichung von 20 GW erforderlich.

4 Die Festlegung der Flache O-2.2 ist in Priifung. Auf Kapi-
tel 5.1.2, 5.2.2 und 8 wird verwiesen.
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In Gebiet N-3 werden vier Flachen festgelegt.
Die Flache N-3.6 wird durch die Vorbehaltsge-
biete Schifffahrt Nr. 2 und 11 des ROP 2009
bzw. Vorranggebiete Schifffahrt SN2 und SN11
des ROP-E 2021, den errichteten Windpark
.Nordsee One“ sowie die Flache N-3.5 begrenzt.
Westlich der ,Europipe 1“ bzw. der Anbindungs-
systeme ,BorWinl" und ,BorWin2“ (bzw. des
Vorbehaltsgebietes LN3 des ROP-E 2021) be-
findet sich zudem die Flache N-3.5. Der An- und
Abflugkorridor der Plattform NOR-3-2 wird auf-
grund der anderen in Gebiet N-3 bestehenden
Korridore der Umgebung vrs. zwischen den Fla-
chen N-3.5 und N-3.6 verlaufen. Diese sind bei
der Beplanung der Flachen durch den jeweiligen
OWP-Vorhabenstrager zu bertcksichtigen. Auf
den Planungsgrundsatz 4.4.1.3 wird hingewie-
sen. Zudem wird fur N-3.5 auf den zukinftigen
An- und Abflugkorridor der Umspannplattform
von N-3.8 hingewiesen. Ostlich angrenzend an
die ,Europipe 1" bzw. das Vorbehaltsgebiet LN3
des ROP-E 2021 liegt die Flache N-3.8. Diese
wird durch das aktive Datenkabel ,TAT 14N“ in
zwei Bereiche zerschnitten. Zudem wird im Ge-
biet N-3 noch die Flache N-3.7 festgelegt, die
durch die Windparks ,Gode Wind 01“, ,Gode
Wind 02¢, ,Gode Wind IlI* und ,Gode Wind 04"
eingeschlossen ist. Bezuglich der Flache N-3.7
wird auf die bestehenden An- und Abflugkorri-
dore von ,Gode Wind 01“ und ,Gode Wind 02*
hingewiesen, die zu bericksichtigen sind. Auf
den Planungsgrundsatz 4.4.1.3 wird hingewie-
sen.

In Gebiet N-6 ist im Rahmen dieses Plans die
Festlegung von zwei Flachen vorgesehen. Die
Flache N-6.6 liegt im sudlichen Bereich des Ge-
bietes und wird sidlich und 6stlich durch Vorbe-
haltsgebiete Schifffahrt des ROP 2009 bzw. Vor-
ranggebiete Schifffahrt des ROP-E 2021 be-
grenzt. In nordlicher Richtung liegen die drei be-
reits errichteten Windparks ,Deutsche Bucht",
.veja Mate“ und ,BARD Offshore 1". Aufgrund
der bereits vorhandenen Infrastrukturen und Ein-
richtungen in dem Gebiet kann ein An- und Ab-

flugkorridor der Plattform NOR-6-3 vrs. nur sid-
lich des OWP ,BARD Offshore 1 verlaufen. Die
An- und Abflugkorridore von NOR-6-3 sind bei
der Beplanung der Flache durch den OWP-Vor-
habenstrager der Flache N-6.6 zu bertcksichti-
gen. Auf den Planungsgrundsatz 4.4.1.3 wird
hingewiesen. Im nérdlichen Bereich des Gebie-
tes, nordlich der bereits errichteten Windparks,
begrenzt durch Vorbehaltsgebiete Schifffahrt
des ROP 2009 bzw. Vorranggebiete Schifffahrt
des ROP-E 2021, wird die Flache N-6.7 festge-
legt.

Im sudlichen Bereich des Gebietes N-7 wird die
Flache N-7.2 festgelegt. Nordlich der Flache
liegt der Windpark ,EnBW He Dreiht“, westlich,
dstlich und sudlich werden die Flachen durch
Schifffahrtsrouten begrenzt. Zwischen den Teil-
flachen verlaufen die Anbindungsleitungen Bor-
Winl, BorWin2 und NOR-6-3, die Flachen wer-
den zudem durch das Datenkabel ,Atlantic Cros-
sing 2" und das grenziuberschreitende Seekabel-
system ,NorNed" zerschnitten. Die An- und Ab-
flugkorridore der Plattformen NOR-6-3 und
NOR-7-2 sind bei der Beplanung der Flache N-
7.2 zu beriicksichtigen. Auf den Planungsgrund-
satz 4.4.1.3 wird hingewiesen.

In Gebiet N-9 werden im Rahmen dieses Plans
vier etwa gleich grof3e Flachen festgelegt. Die
Flache N-9.1 liegt im sudwestlichen Bereich des
Gebietes N-9 und wird nach Siden durch die
Schifffahrtsroute 6 des ROP 2009 bzw. SN6 des
ROP-E 2021 begrenzt. Nordlich daran schlief3t
sich die Flache N-9.2 an, die bis zum Vorbehalts-
gebiet Leitungen ,Norpipe“ gem. ROP 2009 bzw.
LN1 des ROP-E 2021 reicht. Die Flachen N-9.3
und N-9.4 werden nach Suden durch die Fla-
chen N-9.1 und N-9.2 begrenzt, nach Nordwes-
ten durch die im ROP-E 2021 gegeniber dem
ROP 2009 verschobene Schifffahrtsroute SN10
und nach Norden durch die ,Norpipe“. Die zu-
kunftigen An- und Abflugkorridore der Konverter-
plattformen NOR-9-1 und NOR-9-2 sind bei der
Beplanung der Flachen in Gebiet N-9 von dem
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jeweiligen OWP-Vorhabenstrager zu berick-
sichtigen. Auf den Planungsgrundsatz 4.4.1.3
wird hingewiesen.

Fur das Gebiet N-10 ist ebenfalls die Festlegung
von zwei Flachen in diesem Plan erfolgt. Das
Gebiet wird dabei in zwei etwa gleich grof3e Fla-
chen zerteilt. N-10.1 liegt im sudlichen Bereich
des Gebietes. und wird durch die ,Europipe 1“
und die Schifffahrtsrouten 4 und 6 des ROP
2009 bzw. SN4 und SN9 sowie LN1 des ROP-E
2021 begrenzt. N-10.2 wird im Westen durch die

Ostsee

~Europipe 1“ bzw. das Vorbehaltsgebiet Leitun-
gen LN1 des ROP-E 2021, im Nordwesten durch
die verschobene Schifffahrtsroute SN10 des
ROP-E 2021 und im Norden durch die Schiff-
fahrtsroute 4 des ROP 2009 bzw. SN4 des ROP-
2021 begrenzt. Die zukunftigen An- und Abflug-
korridore der Konverterplattform NOR-10-1 sind
bei der Beplanung der Flachen in Gebiet N-10 zu
bertcksichtigen. Auf den Planungsgrundsatz
4.4.1.3 wird hingewiesen. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass die Flache N-10.2 nicht in vollem
Umfang fir die Erreichung von 20 GW erforder-
lich ist.

Festlegung
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0 Flache
S5 Flache in Profung
nachrichtliche Darstellung
Grenzen
-—+— Kustenmeer
— Festlandsockel | AWZ
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Gaodstsches Daturn ETRS 89
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Abbildung 12: Flachen in der deutschen AWZ der Ostsee

In Gebiet O-1 wird im nérdlichen Bereich die Fla-
che O-1.3 festgelegt. Diese wird durch die AWZ-
Grenze zu Danemark, Schifffahrtsrouten sowie
den Windpark ,Wikinger* begrenzt. Im Norden
grenzt zudem ein NATO-U-Boottauchgebiet an
die Flache. Die bestehenden, umgebenden An-

und Abflugkorridore sowie der An- und Abflug-
korridor der Umspannplattform von OST-1-4
sind bei der Beplanung der Flache O-1.3 von
dem OWP-Vorhabenstrager zu bertcksichtigen.
Auf den Planungsgrundsatz 4.4.1.3 wird hinge-
wiesen.
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In Gebiet O-2 steht die Festlegung der Flache O-
2.2 im noérdlichen Bereich unter Prufung. Auf Ka-
pitel 5.1.2, 5.2.2 und 8 wird verwiesen. Auch
diese Flache wird durch Schifffahrtsrouten und
den Windpark ,Baltic Eagle" begrenzt. Zudem
wird die Flache nach Westen von einem Vorbe-
haltsgebiet Forschung (FoO3 des ROP-E 2021)
begrenzt.

5.2.2 Maligebliche Kriterien fur die Ent-
scheidung gegen die Festlegung ei-
ner Flache

Zur Festlegung der Flachen im FEP gibt das
WindSeeG in § 5 Abs. 4 in nicht-abschlieRender
Weise anzulegende Kriterien vor. Einzelne oder
mehrere Kriterien konnen dazu fuhren, dass Be-
reiche innerhalb von Gebieten nicht als Flachen
festgelegt werden. Auf Kapitel 8 wird hingewie-
sen.

Hinsichtlich der Methodik der Anwendung der
Kriterien sowie der Beschreibung wird auf Kapi-
tel 4.8 verwiesen.

Auf den Flachenvergleich unter naturschutzfach-
lichen Aspekten im Rahmen der rdumlichen Al-
ternativenprifung in den Entwirfen der Umwelt-
berichte (Kap. 9.3.2) und den Umweltberichten
(Kap. 9.3.2) des FEP 2019 wird verwiesen. Auf
die Entwirfe der Umweltberichte im Rahmen der
Fortschreibung und Anderung des FEP wird hin-
gewiesen.

Flachen in Gebiet N-5

Die Ausweisung der im Vorentwurf des FEP
2019 und den Entwirfen des FEP 2019 bezeich-
neten Flache N-5.4 kommt aufgrund von natur-
schutzfachlichen und umweltrechtlichen Belan-
gen nicht in Betracht.

Auf Kapitel 5.1.2 und 8.4 des FEP, die Kapitel
4.12.4 und 5.2.2.1, 6.3.2.2 des Umweltberichts
Nordsee sowie auf den FEP 2019 und die ent-
sprechenden Umweltberichte wird verwiesen.

Flachen in Gebiet O-1

Im stdlichen Bereich des Gebietes O-1 erfolgt
keine Festlegung einer Flache aufgrund von
Nutzungskonflikten (Kriterium 4, siehe Kapitel
4.8.2.4) und der voraussichtlich zu installieren-
den Leistung (Kriterium 6, siehe Kapitel 4.8.2.6).
Der sudliche Bereich des Gebietes ist weitestge-
hend bebaut. Dort finden sich auch Riffstruktu-
ren. Aufgrund der kleinteiligen mdglichen Fla-
chen erscheint ein (wirtschaftlicher) Betrieb ei-
nes eigenstandigen Windparks nicht méglich.

Fir die Flache O-1.3 wurde die Eignung mit der
1.WindSeeV vom 15.12.2020 festgestellt. Auf
diese wird verwiesen.

Flache in Gebiet O-2

Fir das Gebiet O-2 wird aufgrund von Nutzungs-
konflikten (Kriterium 4, siehe Kapitel 4.8.2.4) ge-
prift, ob die Flache O-2.2 festgelegt wird. In die-
sem Zusammenhang wird ergdnzend auf Kapitel
4.2.2 des BFO-O 13 verwiesen. Zudem wird ge-
pruft, ob und unter welchen Bedingungen eine
Verlegung der innerhalb der Flache befindlichen
MARNET-Station technisch mdglich ist. Auf Ka-
pitel 4.12.5 und 9.3.2 des Umweltberichts Ost-
see sowie des Umweltberichts fir die Ostsee
des FEP 2019 wird verwiesen.

Bezlglich der tatsachlichen Bebaubarkeit (Krite-
rium 5, siehe Kapitel 4.8.2.5) sind zwar gravie-
rende und dauerhafte Zulassungshindernisse
bislang nicht erkennbar geworden, jedoch geben
die bislang vorliegenden Informationen fur den
Bereich des Arkonabeckens Hinweise darauf,
dass in diesem Bereich teilweise mehr als 10 m
machtige weiche bis breiige Schlicke anstehen,
die von bis zu etwa 30 m machtigen Sedimenten
— bestehend aus weichen bis steifen Tonen,
Schluffen und Feinsanden sowie steifen bis fes-
ten Geschiebemergeln — unterlagert werden. Die
Basis der glazialen und postglazialen Ablage-
rungen bilden wiederum machtige Kreideablage-
rungen. In diesem Zusammenhang ist darauf
hinzuweisen, dass dem Stand der Technik ent-
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sprechende Grundungen fir WEA und Anbin-
dungsleitungen derzeit in dem betroffenen Be-
reich noch nicht erprobt wurden.

Zudem bedarf es einer Diskussion und Klarung
von derzeit noch nicht abschlie3end bewertba-
ren Fragen etwa zum Thema Vogelzug(vgl. so
schon Kapitel 4.2.2, BFO-O 16/17 und BFO-O
2013), sodass im Rahmen der Fortschreibung
des FEP die Festlegung der Flache O-2.2 weiter
geprift wird.

In Gebiet O-2 befindet sich ein Vorhaben, das im
Rahmen der zweiten Ubergangsausschreibung
einen Zuschlag erhalten hat. Etwaiger Erkennt-
nisgewinn aus dem in Gebiet O-2 zu fihrenden
Planfeststellungsverfahren wird im Rahmen der
Fortschreibung des FEP Berlcksichtigung fin-
den. U.a. wird die Prifung, ob eine Festlegung
von Maflinahmen zur Vermeidung eines etwai-
gen signifikant erhdhten Kollisionsrisikos fir
Zugvogel (wie z.B. eine zeitweise Abschaltung
der Windenergieanlagen auf See bei Ereignis-
sen mit sehr hoher Zugintensitat) erforderlich ist,
Gegenstand des Verfahrens sein.

Diese Ausfilhrungen bestehen ebenso fir den
sonstigen Energiegewinnungsbereich SEO-1.
Auf das Kapitel 7.3 und 8 wird verwiesen.

5.3 Voraussichtlich zu installierende
Leistung

Nach 8 5 Abs. 1 Nr. 5 WindSeeG trifft der FEP
Festlegungen Uber die in den festgelegten Ge-
bieten und auf den festgelegten Flachen jeweils
voraussichtlich zu installierende Leistung von
WEA auf See. Fir die Ermittlung der auf den Fla-
chen jeweils zu installierenden Leistung wird auf
die in Kapitel 4.7 eingefuihrte Methodik verwie-
sen.

Tabelle 8 stellt die voraussichtlich zu installie-
rende Leistung auf den in Abschnitt 5.2 festge-
legten Flachen dar. Eine Festlegung der voraus-
sichtlich zu installierenden Leistung auf Flachen,
welche gemall den Ausfilhrungen in Abschnitt
5.2 als ,in Prifung” dargestellt sind, erfolgt nicht.

Tabelle 8: Ubersicht voraussichtlich zu installierende Leistung auf
den Flachen fir Windenergieanlagen auf See

Vrs. zu instal-

lierende Leis-
tung [MW]
Nordsee
N-3.5 420
N3 N-3.6 480
N-3.7 2252
N-3.8 4332
NG N-6.6 630
N-6.7 270
N-7 N-7.2 930
N-9.1 1.000
N-9 N-9.2 1.000
N-9.3 1.000
N-9.4 1.000
N-10 N-10.1 1.000
N-10.29 1.000Y
Ostsee
O-1 0-1.3 3002

D Die Flache N-10.2 ist nicht in vollem Umfang fiir 20 GW
erforderlich.

2) Auf die 1.WindSeeV vom 15.12.2020 wird hingewiesen.

Fur eine Darstellung, inwieweit bei der Festle-
gung der voraussichtlich zu installierenden Leis-
tung fir die einzelnen Flachen von der gemali
Kap. 4.7.2 berechneten Leistung abgewichen
wurde, wird auf den nachfolgenden Abschnitt
verwiesen.

5.3.1 Plausibilisierung der voraussichtlich
zu installierenden Leistung

Gemal der in Kapitel 4.7.2 beschriebenen Me-
thodik der Leistungsermittlung erfolgt in einem
letzten Schritt eine Plausibilisierung der ermittel-
ten Leistung. Wesentliche Prifmerkmale sind
hierbei die Kapazitat der Anbindungssysteme
sowie die Umsetzbarkeit im Hinblick auf mogli-
che Windpark-Layouts. Tabelle 8 stellt die ermit-
telte Leistung sowie die dabei angesetzte korri-
gierte Leistungsdichte fir die einzelnen Flachen
dar und weist darauf hin, bei welchen Flachen
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bei der Festlegung der in 5.3 festgelegten vo-
raussichtlich zu installierenden Leistung von der
so ermittelten Leistung abgewichen wird.

Bei Flache N-3.7 wird die voraussichtlich zu in-
stallierende Leistung auf 225 MW reduziert, da
zum einen die vorgesehene Anbindungsleitung
eine hohere Leistung nicht zulasst. Die Errich-
tung einer zusatzlichen AC-Anbindungsleitung
ist aufgrund raumlicher Restriktionen und unter
Einhaltung der Planungsgrundsatze nicht még-
lich. Eine zusatzliche Anbindungsleitung wirde
Uberdies nicht effizient genutzt und ausgelastet
werden Dies wirde dem Zweck des FEP gemali
8 4 Abs. 2 Nr. 3 WindSeeG widersprechen, wo-
nach der FEP Festlegungen mit dem Ziel trifft,
eine geordnete und effiziente Nutzung und Aus-
lastung der Offshore-Anbindungsleitungen zu
gewahrleisten. Zudem stellt auch die Kapazitat
der DC-Anbindungsleitung mit 900 MW eine Be-
grenzung dar, welche bereits im sog. Uber-
gangssystem in Betrieb genommen werden
wird.

Die voraussichtlich zu installierende Leistung
der Flache N-3.8 ist auf 433 MW aufgrund der
Kapazitat der DC-Anbindungsleitung mit
900 MW begrenzt. Diese wird bereits im sog.
Ubergangssystem in Betrieb genommen.

Flache N-6.7 wird auf eine voraussichtlich zu in-
stallierende Leistung von 270 MW reduziert, da
vor dem Hintergrund der einzuhaltenden Ab-
stande zu den Anlagen benachbarter Windparks
eine hthere Leistung nicht umsetzbar erscheint.

Die Leistung von Flache N-7.2 wurde auf 930
MW begrenzt, da dies der aktuell verfligbaren
Kapazitat am vorgesehenen Netzverknipfungs-
punkt entspricht. Gemaly Stellungnahme der
UNB sei eine Erhéhung der Ubertragungskapa-
zitat des entsprechenden Netzanbindungssys-
tems NOR-7-2 technisch mdglicherweise zu ge-
wahrleisten, jedoch wirden die erforderlichen
Anpassungen eine fristgerechte Fertigstellung
des Netzanbindungssystems im Jahr 2027 vo-
raussichtlich gefahrden. Darliber hinaus wirde

durch eine Erhthung der insgesamt am NVP
Bittel angeschlossenen Erzeugungskapazitat
von mehr als 3 GW das sog. UCTE-Kriterium
(Regelwerk der Entso-E policy 1) verletzt. Fur
den Anschluss von mehr als 3 GW Erzeugungs-
leistung waren bauliche MaBhahmen zur Tren-
nung der Netzanschlisse erforderlich, welche
am Standort Buttel aufgrund der vorhandenen
Platzverhéltnisse nicht umsetzbar erscheinen.

Bei der Flache O-1.3 ist die voraussichtlich zu
installierende Leistung gemafl Standardanbin-
dungskonzept Ostsee auf max. 300 MW be-
grenzt. Von der Errichtung einer zusatzlichen
Anbindungsleitung wird aufgrund der geringen
Auslastung mit maximal 120 MW bzw. 40% der
Leitungskapazitat bei Annahme einer 300 MW
Anbindungsleitung abgesehen. Dies wirde dem
Zweck des FEP gemal3 § 4 Abs. 2 Nr. 3 Wind-
SeeG widersprechen, wonach der FEP Festle-
gungen mit dem Ziel trifft, eine geordnete und ef-
fiziente Nutzung und Auslastung der Offshore-
Anbindungsleitungen zu gewahrleisten. Auf die
umwelt- und naturschutzfachlichen Auswirkun-
gen sowie die Kosten einer zusatzlichen Anbin-
dungsleitung, die in diesem Fall nicht effizient
genutzt und ausgelastet ware, wird hingewiesen.
Eine Installation zuséatzlicher, Uber die zugewie-
sene Anbindungskapazitdt hinausgehender
Windenergieanlagen ist unter den in Planungs-
grundsatz 4.4.2.4 beschriebenen Rahmenbedin-
gungen maglich.

Eine alternative Umsetzung von OST-1-4 in
Gleichstrom erscheint nicht mit einer Inbetrieb-
nahme in 2026 maoglich, da u.a. die geman der
Stellungnahme der UNB vom 20. Juli 2020 die
Gesamtrealisierungsdauer eines DC-Netzanbin-
dungssystems ca. 11 Jahre betragt. Demnach
kénnte OST-1-4 in Gleichstrom erst nach 2030
in Betrieb gehen. Des Weiteren betragt die Stan-
dardubertragungsleistung fir DC-Netzanbin-
dungssysteme in der deutschen AWZ der Nord-
see fur die Zonen 1 und 2 900 MW. Eine solche
Netzanbindung ware nicht einmal zur Halfte aus-
gelastet. Dies wirde auch dem Zweck des FEP
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gemal 8§ 4 Abs. 2 Nr. 3 WindSeeG widerspre-
chen, wonach der FEP Festlegungen mit dem
Ziel trifft, eine geordnete und effiziente Nutzung
und Auslastung der Offshore-Anbindungsleitun-
gen zu gewahrleisten.

Zudem wird auf den Sinn und Zweck von stan-
dardisierten Technikgrundséatzen hingewiesen,
die nach 8 5 Abs. 1 Nr. 11 WindSeeG festzule-
gen sind. Die Festlegung von standardisierten
Technikgrundsatzen ist zwingende Vorausset-
zung fur die konkrete Ermittlung des Raumbe-
darfs der gesamten Netztopologie im Rahmen
des FEP. Ziel der Festlegung standardisierter
Technikgrundséatze ist es, eine Grundlage fur
eine systematische und koordinierte Gesamtpla-
nung zu schaffen. Andernfalls lie3e sich der be-
notigte Raumbedarf nicht mit der erforderlichen
Préazision fir eine mdglichst platzsparende Pla-
nung ermitteln und effizient nutzen. Standardi-

Tabelle 9: Plausibilisierung der ermittelten Leistung

Flachenbezeich-

Korrigierte Leis-

nung tungsdichte

[MW/km?Z] 4.7 [MW]
Nordsee
N-3.5 9,5 ca. 420
N-3.6 10 ca. 480
N-3.7 9,5 ca. 280
N-3.8 9,5 ca. 440
N-6.6 10 ca. 630
N-6.7 10 ca. 470
N-7.2 10 ca. 1.050
N-9.1 ca. 8 1.000
N-9.2 ca. 8 1.000
N-9.3 ca. 8 1.000
N-9.4 ca. 8 1.000
N-10.1 ca. 8 1.000
N-10.2 ca. 8 1.000
Ostsee
0-1.3 10 ca. 420

D Auf die 1.WindSeeV vom 15.12.2020 wird hingewiesen.

Ermittelte Leis-
tung geman Kap.

sierte Technikgrundsatze dienen auch der Kos-
teneffizienz und dem bedarfsgerechten Ausbau
von Anbindungsleitungen, was im volkswirt-
schaftlichen Interesse liegt. Ferner dienen sie
dazu, Planungssicherheit fir Netz- und Wind-
parkbetreiber sowie Zulieferer zu schaffen. Als
Ausgangspunkt fur die Festlegung der standar-
disierten Technikgrundsatze dient das techni-
sche Netzanbindungskonzept. Der Festlegung
von standardisierten Technikgrundséatzen liegt
bereits eine Abwagung mdaglicherweise betroffe-
ner Offentlicher Belange und Rechtspositionen
zugrunde, so dass die Festlegung von standar-
disierten Technikgrundsétzen zudem bereits
eine ,Vorprufung* moglicher Alternativen bein-
haltet.

Auf die Hinweise in Kapitel 5.2.2 zum nérdlichen
Bereich des Gebietes O-1 wird verwiesen.

Anpassung der Leistung aufgrund Plau-
sibilisierung

Reduktion auf 225 MW (max. Kapazitat der AC-
Anbindungsleitung und der DC-Anbindungslei-
tung)

Reduktion auf 433 MW (max. Kapazitéat der DC-
Anbindungsleitung) ¥

Reduktion auf 270 MW (Plausibilisierung des
Layouts)

Reduktion auf 930 MW (max. Kapazitét der DC-
Anbindungsleitung bzw. NVP Blittel)

Reduktion auf 300 MW (max. Kapazitat des An-
bindungssystems)
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5.4 Festlegungen fur das Kistenmeer
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Abbildung 13: Von Mecklenburg-Vorpommern zur Ausweisung tbermittelte Gebiete und das Testfeld im Kustenmeer

5.4.1 Erforderlichkeit einer Verwaltungs-
vereinbarung

Der FEP kann geméai3 § 4 Abs. 1 S. 2 WindSeeG
auch fachplanerische Festlegungen fur Gebiete,
Flachen, die zeitliche Reihenfolge der Aus-
schreibung der Flachen, die Kalenderjahre der
Inbetriebnahmen und die vrs. zu installierende
Leistung sowie fur Testfelder und sonstige Ener-
giegewinnungsbereiche fir das Kistenmeer
treffen. Nach Mal3gabe einer Verwaltungsver-
einbarung zwischen dem Bund, vertreten durch
das BSH, und dem zustandigen Land werden die
einzelnen Festlegungen fur das Kistenmeer na-
her bestimmt.

Nach 8§ 4 Abs. 1 Satz 3 2. HS WindSeeG stellt
das Land dem BSH die jeweils dafur erforderli-

chen Informationen und Unterlagen einschliel3-
lich derjenigen, die fur die Strategische Umwelt-
prufung erforderlich sind, zur Verfligung.

Festlegungen fur das Kistenmeer umfassen
nach Maligabe der Verwaltungsvereinbarung
nicht

e die Standorte fur Konverterplattformen,
Sammelplattformen und Umspannanlagen,

e Trassen oder Trassenkorridore fur Offshore-
Anbindungsleitungen, fur grenziberschrei-
tende Stromleitungen oder fir mdgliche Ver-
bindungen der Anlagen, Trassen und Tras-
senkorridore untereinander

e sowie Festlegungen von Orten, an denen die
Offshore-Anbindungsleitungen die Grenze
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zwischen der ausschlieRRlichen Wirtschafts-
zone und dem Kistenmeer Uberschreiten
sowie

o standardisierte Technikgrundsétze und Pla-
nungsgrundsatze nach 8 5 Abs. 1 Nr. 6 bis
11 WindSeeG.

Die entsprechenden technischen und raumli-
chen Anforderungen sind Gegenstand der im
Zustandigkeitsbereich des Landes liegenden
Planungs- und Einzelzulassungsverfahren.

Bereits im Rahmen des Aufstellungsverfahrens
des FEP 2019 wurde zwischen dem Bund, ver-
treten durch das BSH, und dem Land Mecklen-
burg-Vorpommern eine Verwaltungsvereinba-
rung geschlossen.

Fur die Lander Niedersachsen und Schleswig-
Holstein kommt eine Verwaltungsvereinbarung
derzeit nicht in Betracht. Es werden daher keine
Festlegungen im Kistenmeer dieser Bundeslan-
der getroffen.

5.4.2 Gebiete fur die Errichtung und den
Betrieb von Windenergieanlagen auf
See

Die vom Land Mecklenburg-Vorpommern im
LEP M-V 2016 ausgewiesenen marinen Vor-
ranggebiete fur WEA werden Ubernommen. We-
gen der Festlegung zum Testfeld wird auf Kapi-
tel 5.4.4 verwiesen.

Das marine Vorbehaltsgebiet fir WEA wird we-
gen eines erforderlichen Raumordnungsverfah-
rens mit dem Status ,in Prifung” tbernommen.

5.4.3 Flachen fiur die Errichtung und den
Betrieb von Windenergieanlagen auf
See

Derzeit kommt die Festlegung von Flachen im
Sinne des 8§ 5 Abs. 1 Nr. 2 WindSeeG mangels
tatsachlicher Verfligbarkeit von Flachen, worun-
ter auch die Rechtefreiheit gehort, nicht in Be-
tracht. Auf Kapitel 4.8.2.8 wird verwiesen. Im Ub-
rigen wird auf das nachfolgende Kapitel 5.4.4
verwiesen.

5.4.4 Festlegungen zum Testfeld

Der FEP kann nach § 5 Abs. 2 Satz 1 WindSeeG
fur den Zeitraum ab dem Jahr 2021 kistennah
Testfelder auRerhalb von Gebieten fiir insge-
samt bis zu 40 Quadratkilometer festlegen.

Testfelder sind nach § 3 Nr. 9 WindSeeG Berei-
che in der AWZ und im Kiistenmeer, in denen im
raumlichen Zusammenhang ausschlie3lich Pi-
lotwindenergieanlagen auf See, die an das Netz
angeschlossen werden, errichtet werden sollen
und die gemeinsam uber eine Testfeld-Anbin-
dungsleitung angebunden werden sollen.

Eine ,Testfeld-Anbindungsleitung” ist nach § 3
Nr. 10 WindSeeG eine Offshore-Anbindungslei-
tung, die fir eine Anbindung von Testfeldern im
Sinne des 8§ 3 Nummer 9 WindSeeG erforderlich
ist und nach § 12b Absatz 1 Satz 4 Nummer 7
EnWG im NEP festgelegt wird.

Nach § 118 Absatz 26 EnWG ist bis zum 31. De-
zember 2023 in dem NEP nach § 12b EnWG
hochstens eine Testfeld-Anbindungsleitung mit
einer  Anschlusskapazitat von  hochstens
300 MW erforderlich.

Der FEP kann ferner nach 8 5 Abs. 2 Satz 2 Nr.
1 bis 3 WindSeeG

e raumliche Vorgaben fur die Errichtung von
Pilotwindenergieanlagen auf See in Gebie-
ten und in Testfeldern machen, und

e die technischen Gegebenheiten der Test-
feld-Anbindungsleitung benennen.

Testfeld

Das Gebiet nordwestlich von Warnemunde wird
nach Mitteilung des Landes M-V im westlichen
Teilbereich als Testfeld ausgewiesen.

Eine Festlegung des dstlichen Teils als Testfeld
widerspricht gemal3 der Aussage des Landes M-
V nicht den Festlegungen des LEP M-V 2016.

Die Zweiteilung des Bereichs spiegelt die Fest-
legungen des LEP M-V 2016 wider.
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Die Festlegung des Testfeldes ist davon abhéan-
gig, ob die in der Konsultation zum Vorentwurf
des FEP 2020 von Konsultationsteilnehmenden
aufgeworfenen Fragen zum Thema Schifffahrt
geklart werden kénnen. Durch das Land M-V
wurde ein Gutachten zu nautischen Gesichts-
punkten beauftragt. Die Ergebnisse liegen mitt-
lerweile vor. Die Diskussionen auf dem Erorte-
rungstermin zum FEP am 18.11.2020 lassen
vermuten, dass die Bewertung des Gutachtens
noch nicht abgeschlossen ist und weiterhin of-
fene Fragen bestehen. Nach abschliel3ender
Klarung der aufgeworfenen Fragestellungen
durch M-V und die weiteren zustandigen Stellen
kann eine Festlegung des Testfeldes in einer ge-
sonderten Teilfortschreibung des FEP zlgig er-
folgen.

Testfeld-Anbindungsleitung

Darlber hinaus kann der FEP ab dem Jahr 2021
nach 8 5 Abs. 2 Nr. 1b) WindSeeG die Kalender-
jahre, in denen auf dem festgelegten Testfeld je-
weils erstmals Pilotwindenergieanlagen auf See
und die entsprechende Testfeld-Anbindungslei-
tung in Betrieb genommen werden sollen, und
nach 8 5 Abs. 2 Nr. 1c) WindSeeG die Kapazitat
der entsprechenden Testfeld-Anbindungsleitung
festlegen.

Der NEP 2019-2030 bestatigt die Testfeldanbin-
dung (OST-7-1) mit dem geplanten Zeitpunkt der
Fertigstellung in 2024 unter dem Vorbehalt einer
zuklnftigen Festlegung des konkreten raumli-
chen Umrisses des Testfeldes in einer Fort-
schreibung des FEP. Der zustandige Ubertra-
gungsnetzbetreiber hat in seiner Stellungnahme
zum Entwurf zum FEP 2020 mitgeteilt, dass eine
Inbetriebnahme der Testfeld-Anbindungsleitung
im Jahr 2024 mittlerweile nicht mehr erreicht
werden kann.

Aufgrund der o.g. offenen Fragen zum Thema
Schifffahrt erfolgt im FEP 2020 keine Festlegung
einer Testfeld-Anbindungsleitung. Auch die ent-

sprechenden Festlegungen zur Testfeld-Anbin-
dungsleitung kdnnen in der oben angesproche-
nen Teilfortschreibung erfolgen.

Die technischen Gegebenheiten der Testfeldan-
bindungsleitung wirden denen von Standard-
Anbindungsleitungen in der Ostsee entspre-
chen. Daher wird vollumfanglich auf Kapitel
4.2.2 und 4.3.2 verwiesen.

5.5 Zeitliche Reihenfolge der auszu-
schreibenden Flachen

Der FEP trifft nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 WindSeeG
Festlegungen Uber die zeitliche Reihenfolge, in
der die festgelegten Flachen zur Ausschreibung
nach Teil 3 Abschnitt 2 WindSeeG kommen sol-
len.

Zur Festlegung der zeitlichen Reihenfolge gibt
das WindSeeG in 8 5 Abs. 4 anzulegende Krite-
rien vor, die nicht abschlielRend sind. Hinsichtlich
der Methodik der Anwendung der Kriterien sowie
der Beschreibung wird auf Kapitel 4.8 verwie-
sen.

8§ 5 Abs. 5 WindSeeG sieht vor, dass die Gebiete
sowie die Flachen und die zeitliche Reihenfolge
so festgelegt werden, dass zum Gebotstermin
nach § 17 WindSeeG Flachen ausgeschrieben
werden kdnnen mit einer voraussichtlich zu in-
stallierenden Leistung von

- etwa 1 Gigawatt pro Jahr in den Jahren
2021 bis 2023,

- etwa 3 Gigawatt im Jahr 2024 und
- etwa 4 Gigawatt im Jahr 2025,

wobei Abweichungen zulassig sind, solange das
Ausbauziel fiir 2030 erreicht wird. Die Festlegun-
gen im FEP sollen sicherstellen, dass in den Ge-
botsterminen ab dem Jahr 2026 Flachen ausge-
schrieben werden, die einen stetigen Zubau ge-
wahrleisten. Zwischen dem Kalenderjahr der
Ausschreibung fur eine Flache und dem Kalen-
derjahr der Inbetriebnahme der bezuschlagten
Windenergieanlagen auf See auf dieser Flache
missen mindestens so viele Monate liegen,
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dass die Realisierungsfristen nach § 59 Wind-
SeeG eingehalten werden kénnen.

Wie unter 4.8.1 beschrieben, erfolgt die zeitliche
Reihung der Flachen zunéachst unter Anwen-
dung des Kriteriums 1 und nachfolgend anhand
der Kriterien 2 bis 8.

Betreffend der Festlegung der Kalenderjahre
einschliel3lich des Quartals im jeweiligen Kalen-
derjahr, in denen auf den festgelegten Flachen
jeweils die bezuschlagten WEA auf See in Be-
trieb genommen werden sollen, wird ergédnzend
auf Kapitel 5.6 verwiesen.

5.5.1 Zeitliche Reihenfolge der auszu-
schreibenden Flachen

Unter Anwendung der Kriterien 1 bis 8 und unter
Berticksichtigung der in Kapitel 5.5.2 dargestell-
ten Hinweise wird die in

Tabelle 10 dargestellte zeitliche Reihenfolge der
auszuschreibenden Flachen festgelegt.

Die Flachen N-3.8 und N-3.7 liegen aufgrund
raumlicher Gegebenheiten zum Anschluss an
das in 2026 bestehende Netzanbindungssystem
NOR-3-3 in der zeitlichen Reihenfolge vor den
ebenfalls in Gebiet N-3 liegenden Flachen N-3.6
und N-3.5.

Betreffend NOR-7-2 und NOR-3-2 wird auf den
FEP 2019, Kapitel 5.5.2, sowie auf den NEP
2019-2030 verwiesen. Demzufolge wird die Fla-
che N-7.2 vor den Flachen N-3.5 und N-3.6 ge-
reiht.
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Tabelle 10: Ubersicht zeitliche Reihenfolge der auszuschreibenden Flachen unter Anwendung der Kriterien 1 bis 8

Kalenderjahr Kalenderjahr |Flachenbe- Netzanbin- Vrs. zu instal- | Summe vrs. zu in-
Ausschreibung | der Inbetrieb- | zeichnung dungssystem |lierende Leis- | stallierende Leistung
nahme® tung [MW] [MW]
N-3.7 NOR-3-3V 2254
2021 2026 N-3.8 NOR-3-3% 4339 958
0-1.3 OST-1-49 300 4
2022 2027 N-7.2 NOR-7-21 930 930
- -3-20)
2023 2028 N-3.5 NOR-3-2 420 900
N-3.6 NOR-3-2Y 480
N-6.6 NOR-6-3% 630
- -6-31
2024 2029 N-6.7 NOR-6-3 210 2.900
N-9.1 NOR-9-1Y 1.000
N-9.2 NOR-9-1Y 1.000
N-9.3 NOR-9-2% 1.000
- -9-21)
2025 2030 N-9.4 NOR-9-2 1.000 4.000
N-10.1 NOR-10-1V 1.000
N-10.22 NOR-10-1V 1.000
Summe Zielsystem 9.688
Voraussichtlicher Bestand 2025 10.800
Voraussichtlicher Bestand 2030 20.488

D Auf die Bestatigung des Netzentwicklungsplans 2019-2030 sowie auf die Erstellung, Priifung und Bestatigung des Netz-
entwicklungsplans 2021-2035 wird verwiesen.

2 Die Flache N-10.2 ist nicht in vollem Umfang fiir 20 GW erforderlich.

3) Auf das Kapitel 5.6 beziiglich der Festlegung des Kalenderjahres einschlieRlich des Quartals im jeweiligen Kalenderjahr,
in denen die entsprechende Offshore-Anbindungsleitung in Betrieb genommen werden soll, wird verwiesen.

4 Auf die 1.WindSeeV vom 15.12.2020 wird hingewiesen.

) _ Grundlage fur diese Bewertung sind der NEP
5.5.2 Darstellung der Uberprifung der zeit-  2019-2030, Angaben der Kiistenlander sowie

lichen Reihenfolge anhand von Hin- die Angaben seitens der UNB zu den Planungs-
weisen zu Offshore-Anbindungslei- und Realisierungsfristen der NVP und Anbin-
tungen, Netzverknupfungspunkten dungssysteme.

und dem Netzausbau an Land L . . i
Fur diese Uberprifung liegen zu den Offshore-

Anbindungsleitungen mit einer Inbetriebnahme
ab 2026 und den entsprechenden NVP unter Be-
ricksichtigung der Planung und des tatséchli-
chen Ausbaus von Netzen an Land die folgen-
den Hinweise vor.

Wie in Kapitel 4.8 beschrieben, dient das Krite-
rium 2 zum einen der Vermeidung von Leerstan-
den. Zum anderen wird bei der Festlegung der
zeitlichen Reihenfolge anhand des Kriteriums 2
Uberprift, ob die entsprechenden Anbindungs-
leitungen und NVP unter Bertcksichtigung der
Planung und des tatsachlichen Ausbaus von Generelle Hinweise

Netzen an Land zu den Inbetriebnahmejahren  Gemag der Darstellung im zweiten Entwurf des
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vom 20. Juli 2020 zum Vorentwurf des FEP 2020
betragt die Gesamtrealisierungsdauer eines DC-
Netzanbindungssystems ca. 11 Jahre und eines
AC-Netzanbindungssystems 9,5 Jahre. Jedoch
zeigt die Bestatigung des NEP 2019-2030, dass
fur konkrete Anbindungsleitungen die Dauer da-
runterliegen kann. Die UNB wiesen in ihrer Stel-
lungnahme vom 20. Juli 2020 darauf hin, dass
dies nur in Ausnahmeféllen méglich sei.

GemaR der Stellungnahme der UNB vom
29. August 2018 im Rahmen des Aufstellungs-
verfahrens des FEP 2019, aber auch der Stel-
lungnahme vom 20. Juli 2020 zum Vorentwurf
des FEP 2020, kénne ein UNB grundsatzlich
max. eine Offshore-Anbindungsleitung pro Jahr
realisieren. Diese Planungspramisse wird sei-
tens der UNB in der Stellungnahme vom 20. Juli
2020 bestatigt. Zur Erreichung des Ausbauziels
von 20 GW bis 2030 sind dagegen im Jahr 2030
zwei Anbindungssysteme durch einen UNB zu
realisieren. Diesbezliglich wird auf die Vereinba-
rung zwischen Bund, Kustenlandern und UNB
(Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie,
2020) sowie die Erstellung, Prifung und Bestati-
gung des NEP 2019-2030 verwiesen. Zudem
wird auf die Stellungnahme der UNB vom 20. Juli
2020 verwiesen, in der darauf hingewiesen wird,
dass dies eine Sonderldsung und ein Beitrag der
TenneT zur Ermdglichung der Erreichung von 20
GW Offshore-Erzeugungsleistung bis 2030 dar-
stelle, der seitens TenneT mit erheblichem Auf-
wand einhergehe.

Hinweise Uber Anbindungsleitungen, Netz-
verknipfungspunkte sowie die Planung und
den tatsachlichen Ausbau von Netzen an
Land

Folgende Hinweise zu Anbindungsleitungen und
NVP, die zur Anbindung der in Kapitel 5.2 fest-
gelegten Flachen zur Verfligung stehen, und de-
ren friheste mogliche Fertigstellung liegen vor.

Nordsee

Der NEP 2019-2030 bestatigt fur die deutsche
AWZ der Nordsee — teilweise unter Vorbehalt ei-
ner zukunftigen Berlcksichtigung der zu er-
schlielenden Flachen in einer Fortschreibung
des FEP — sechs Anbindungsleitungen mit einer
Fertigstellung bis einschliel3lich 2030. Dartber
hinaus bestétigt der NEP 2019-2030 drei Off-
shore-Anbindungssysteme mit einer geplanten
Fertigstellung nach 2030 unter dem Vorbehalt,
dass die potenziellen Flachen, die durch die ent-
sprechenden Anbindungssysteme erschlossen
werden sollen, in einer Fortschreibung des FEP
als Flachen festgelegt werden. Es wird auf die
weiteren Ausfuhrungen im NEP 2019-2030 hin-
gewiesen. Auf die Abbildung 14 und Abbildung
15 wird verwiesen.

GemafR der Stellungnahme der UNB vom 20. Juli
2020 zum Vorentwurf des FEP 2020 kann im
Jahr 2027 das Netzanbindungssystem NOR-7-2
mit einer Ubertragungsleistung von 930 MW mit
dem NVP Buttel realisiert werden.

GemanR der Stellungnahme der UNB vom 20. Juli
2020 zum Vorentwurf des FEP 2020 kann im
Jahr 2029 das Netzanbindungssystem NOR-9-1
mit einer Ubertragungsleistung von 2 GW mit
dem NVP Unterweser realisiert werden.

GemanR der Stellungnahme der UNB vom 20. Juli
2020 zum Vorentwurf des FEP 2020 kann wei-
terhin im Jahr 2030 das Netzanbindungssystem
NOR-10-1 mit einer Ubertragungsleistung von 2
GW mit dem NVP Unterweser realisiert werden.

GemanR der Stellungnahme der UNB vom 20. Juli
2020 zum Vorentwurf des FEP 2020 kann das
Netzanbindungssystem NOR-9-2 anstelle des
im NEP 2030 (2019) vorbehaltlich bestatigten
Netzanbindungssystems NOR-12-1 im Jahr
2030 mit einer Ubertragungsleistung von 2 GW
mit dem NVP Wilhelmshaven Il realisiert werden.
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Ostsee

Der NEP 2019-2030 bestatigt fur die deutsche
AWZ der Ostsee eine Anbindungsleitung mit ei-
ner Fertigstellung bis einschlieRlich 2030. Auf
die Abbildung 14 wird verwiesen. Bezlglich der
Testfeldanbindung wird auf Kapitel 5.4.4 verwie-
sen.

2. Die nachfolgenden Offshore-Anbindungssysteme werden einschliefilich dem geplanten Zeitpunkt ihrer
Fertigstellung und ihres Netzverkniipfungspunktes wie folgt bestatigt:

Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen
des FEP keine NVP fur Netzanbindungssysteme
festgelegt werden. Die Angabe der vrs. NVP
dient im Rahmen der Fortschreibung des FEP
der rdumlichen Planung und der Festlegung der
zeitlichen Reihenfolge der Flachen. Die NVP
werden im Rahmen der Erstellung des NEP von
den UNB identifiziert und im weiteren Verfahren
von der BNetzA gepriift und bestatigt.

lanter Zeitpunkt d
Anbindungssystem geplan ef eltpunit der Netzverkniipfungspunkt

Fertigstellung

OST-7-1 (Testfeldanbindung) 2024 Gemeinde Papendorf

OST-1-4 2026 Suchraum G\.ememden Lubmin/Briinzow,/Wuster-

husen/Kemnitz

NOR-7-2 (BorWin6) 2027 Bittel

NOR-3-2 (DolWin4) 2028 Hanekenféhr

NOR-6-3 (BorWin4) 2029 Hanekenfahr

NOR-9-1 2029 Unterweser

NOR-10-1 2030 Unterweser

NOR-12-1 2030 Wilhelmshaven 2

Die Bestitigung der Offshore-Anbindungssysteme NOR-10-1 und NOR-12-1 steht unter dem Vorbehalt, dass
die potenziellen Flachen, die durch die entsprechenden Anbindungssysteme erschlossen werden sollen, in einer
Fortschreibung des Flichenentwicklungsplans als Flichen festgelegt werden.

Die Beauftragung des Testfeldanbindung OST-7-1 steht unter dem Vorbehalt, dass in einer Fortschreibung des
Flichenentwicklungsplans der raiumliche Umriss des Testfelds festgelegt wird.

Das Anbindungssystem NOR-9-1 ist mit einer Ubertragungskapazitit in Héhe von 2 GW zu realisieren unter
dem Vorbehalt, dass in einer Fortschreibung des Flachenentwicklungsplans fiir das Anbindungssystem NOR-
9-1 eine entsprechende Ubertragungskapazitit festgelegt wird.

Abbildung 14: Auszug der Bestatigung des NEP 2019-2030, Seite 13
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3. Die nachfolgenden Offshore-Anbindungssysteme mit einer geplanten Fertigstellung nach 2030 werden wie

folgt unter dem Vorbehalt bestétigt, dass die potenziellen Flichen, die durch die entsprechenden Anbindungs-

systeme erschlossen werden sollen, in einer Fortschreibung des Flichenentwicklungsplans als Flichen festge-

legt werden:

Anbindungssystem

Netzverkniipfungspunkt

Suchraum Gemeinden Ibbenbiiren /

NOR-11-1 Mettingen / Westerkappeln
NOR-11-2 Wehrendorf
NOR-13-1 Heide/West

Abbildung 15: Auszug der Bestéatigung des NEP 2019-2030, Seite 13

Uberpriufung der zeitlichen Reihenfolge unter
Beriicksichtigung der Verfiugbarkeit von
Offshore-Anbindungsleitungen, NVP_ _und
des Netzausbaus an Land

Die Uberpriifung der zeitlichen Reihenfolge un-
ter Bericksichtigung der Verfugbarkeit von Offs-
hore-Anbindungsleitungen, NVP und des Netz-
ausbaus an Land kommt zu dem Ergebnis, dass
eine Anpassung der zeitlichen Reihenfolge auf
Grundlage der derzeit vorliegenden Informatio-
nen nicht erforderlich erscheint.

Betreffend NOR-7-2 und NOR-3-2 wird auf den
FEP 2019, Kapitel 5.5.2, sowie auf den NEP
2019-2030 verwiesen.

5.6 Kalenderjahr einschliel3lich des
Quartals im jeweiligen Kalender-
jahr der Inbetriebnahme ftr
Windenergieanlagen auf See und
Anbindungsleitungen

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 WindSeeG trifft der FEP
Festlegungen (ber die Kalenderjahre ein-

schlie3lich des Quartals im jeweiligen Kalender-
jahr, in denen die auf den festgelegten Flachen
jeweils bezuschlagten WEA auf See und die ent-
sprechende Offshore-Anbindungsleitung in Be-
trieb genommen werden sollen sowie die Quar-
tale im jeweiligen Kalenderjahr, in welchen der
Kabeleinzug der Innerparkverkabelung der be-
zuschlagten Windenergieanlagen auf See an die
Konverter oder die Umspannplattform erfolgen
soll. Dariiber hinaus kann der FEP wesentliche
Zwischenschritte fir den gemeinsamen Reali-
sierungsfahrplan nach § 17d Abs. 2 EnWG vor-
geben.

Es sei beziglich dieser Festlegung auf die Rea-
lisierungsfristen des 8 59 Abs. 2 WindSeeG hin-
gewiesen. Demnach missen bezuschlagte Bie-
ter

zum verbindlichen Fertigstellungstermin ge-
genuber der Bundesnetzagentur den Nach-
weis erbringen, dass die technische Betriebs-
bereitschaft mindestens einer Windenergiean-
lage auf See einschlieB3lich der zugehdrigen
parkinternen Verkabelung hergestellt worden
ist,
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und innerhalb von sechs Monaten nach dem
verbindlichen Fertigstellungstermin der Off-
shore-Anbindungsleitung  gegenliber  der
BNetzA den Nachweis erbringen, dass die
technische Betriebsbereitschaft insgesamt her-
gestellt worden ist.

Zudem regelt 8§ 17 d EnWG die Umsetzung des
NEP und des FEP.

5.6.1 Festlegung der Kalenderjahre ein-
schlie3lich des Quartals im jeweiligen
Kalenderjahr

Im Rahmen der Konsultation des FEP 2020
wurde das Zusammenspiel der Inbetriebnahme
der Anbindungsleitung und der Inbetriebnahme
der Windenergieanlagen auf See konsultiert.

Dabei wurde der in Abbildung 16 vereinfacht dar-
gestellte Prozess identifiziert. Auf dieser Grund-
lage wurden die folgenden Festlegungen getrof-
fen. FUr weitergehende Informationen wird auf
das Kapitel 9.12 verwiesen.

Verlegung DC-Seekabelsystem (UNB)

Errichtung Konverterplattform (UNB)

Einzug DC-Kabelsystem in Konverterplattform (UNB)

Einzug AC-Kabelsysteme der Innerparkverkabelung (OWP)

Beginn Testbetrieb Anbindungsleitung (UNB)

|¢

Errichtung der Windenergieanlagen (OWP)

Beginn Testbetrieb Windenergieanlagen (OWP)

Herstellung der vollstindigen Einspeisebereitschaft (UNB/OWP)

A 4
| Herstellung der vollstindigen Einspeisebersitschaft (Ns/owp) |

Inbetriebnahme Anbindungsleitung (UNB)

Inbetriebnahme WEA (OWP)

Abbildung 16: Vereinfachte Darstellung des Prozesses der Errichtung und Inbetriebnahme von Anbindungs-

system und OWP

Einzug der Innerparkverkabelung der bezu-
schlagten Windenergieanlagen auf See in die
Plattform des UNB

Insbesondere beim Direktanschluss der Wind-
energieanlagen an die zukinftigen Konverter-
plattformen nach dem 525kV-Standard besteht
ein erhohter Koordinierungsbedarf zwischen
OWP-Betreiber und UNB. Um die Inbetrieb-
nahme der Windenergieanlagen auf See und der

zugehoérigen Netzanbindungen im gleichen
Quartal zu ermdglichen, wurde im Rahmen der
Konsultation des Entwurfs des FEP 2020 der
Einzug der Innerparkverkabelung in die Platt-
form des UNB als wesentlicher Meilenstein iden-
tifiziert, der frihzeitig festzulegen sei. Auch 8 5
Abs. 1 Nr. 4 WindSeeG sieht diese Festlegung
VOr.
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Soweit mehrere Flachen innerhalb eines Kalen-
derjahres an eine Plattform angeschlossen wer-
den sollen, werden die Kabeleinzugsfenster auf-
einander folgend festgelegt.

Der Beginn des fur die jeweiligen Flachen bzw.
Netzanbindungssysteme festgelegten Quartals
fur den Einzug der Innerparkverkabelung stellt
den Zeitpunkt dar, ab dem der UNB alle notwen-
digen Voraussetzungen, welche fir den Einzug
der Innerparkverkabelung erforderlich sind, ab-
geschlossen haben muss.

Der Einzug der Innerparkverkabelung in die
Plattform des UNB erfolgt durch den bezu-
schlagten Bieter innerhalb des im FEP festge-
legten Quartals. Auf die Ausfihrungen zur
Schnittstelle in Kap. 4.2.2.2 wird verwiesen. Der
Einzug der Innerparkverkabelung fur samtliche
bezuschlagten Windenergieanlagen ist zum
Ende des im FEP festgelegten Quartals abzu-
schlieBen. Der UNB hat zum Ende des jeweils
fur die Flache festgelegten Quartals alle zugeho-
rigen AC-Kabel der Innerparkverkabelung so
weit in Betrieb zu nehmen, dass eine vollstan-
dige Inbetriebnahme aller anzuschlieenden be-
zuschlagten WEA einer Flache moglich ist.

Die Fragestellung, wann der Einzug der Inner-
parkverkabelung in die Plattform erfolgen sollte,
damit eine Inbetriebnahme der bezuschlagten
Windenergieanlagen zum  entsprechenden
Quartal gewahrleistet werden kann, wurde im
Rahmen der Konsultation des Entwurfs des FEP
2020 diskutiert. Vor diesem Hintergrund wird bei
einem Anschluss von zwei Flachen an eine
Netzanbindung in der Regel jeweils das erste
bzw. zweite Quartal festgelegt. Beim Anbin-
dungssystem NOR-3-3 erfolgt keine Direktan-
bindung der bezuschlagten Windenergieanlagen
auf See an die Konverterplattform, sondern Gber
eine Umspannplattform des zukinftigen OWP-
Vorhabenstragers. Dementsprechend erfolgt fur
die entsprechenden Flachen keine Festlegung
des Quartals fiir den Einzug der Innerparkverka-
belung. Die abweichende Festlegung des dritten
Quartals fir das Anbindungssystem NOR-7-2

ergibt sich aus dem fortgeschrittenen Planungs-
stand fur das Anbindungssystem, der eine In-
stallation der Konverterplattform bis einschliel3-
lich dem zweiten Quartal 2027 vorsieht. Demzu-
folge kann der Einzug der Innerparkverkabelung
erst im dritten Quartal 2027 erfolgen.

Kalenderjahr einschlieB3lich des Quartals im
jeweiligen Kalenderjahr der Inbetriebnahme
der Anbindungsleitungen

Grundlage fur die Festlegung des Kalenderjahrs
der Inbetriebnahme fur die Offshore-Anbin-
dungsleitungen sind u. a. die in Kapitel 5.5 auf-
gefuihrten Hinweise. Die Fragestellung, zu wel-
chem Quartal des jeweiligen Kalenderjahrs die
Inbetriebnahme der Netzanbindung frihestmég-
lich erfolgen kann, wurde im Rahmen der Kon-
sultation des Entwurfs zum FEP 2020 umfang-
lich diskutiert. Vor diesem Hintergrund wird in
der Regel das dritte Quartal des jeweiligen Ka-
lenderjahrs fur die Inbetriebnahme der Offshore-
Anbindungsleitung festgelegt. Der anbindungs-
verpflichtete Ubertragungsnetzbetreiber beauf-
tragt gemanR § 17 d Abs. 2 S. 1 EnWG die Offs-
hore-Anbindungsleitung so rechtzeitig, dass die
Fertigstellungstermine in den im Flachenent-
wicklungsplan dafir festgelegten Kalenderjah-
ren einschlieB3lich des Quartals im jeweiligen Ka-
lenderjahr liegen.

Abweichend dazu wird das Quartal der Inbe-
triebnahme fir das Anbindungssystem NOR-7-2
auf das vierte Quartal des entsprechenden Ka-
lenderjahres festgelegt. Dies begriindet sich
durch das fortgeschrittene Planungsstadium die-
ses Anbindungssystems.

Auf den NEP 2019-2030 sowie die Erstellung,
Prifung und Bestéatigung des NEP 2021-2035
wird verwiesen.

Kalenderjahr einschlie3lich des Quartals im
jeweiligen Kalenderjahr der Inbetriebnahme
der bezuschlagten Windenergieanlagen auf
See

Das Kalenderjahr, in welchem die auf den fest-
gelegten Flachen jeweils bezuschlagten WEA
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auf See in Betrieb genommen werden sollen,
ergibt sich aus der zeitlichen Reihenfolge gemaf
Kapitel 5.5.1.

Um eine vollstandige Inbetriebnahme der auf
den festgelegten Flachen jeweils bezuschlagten
Windenergieanlagen auf See im jeweiligen Ka-
lenderjahr zu gewabhrleisten, erfolgt die Inbe-
triebnahme der bezuschlagten Windenergiean-
lagen und der Offshore-Anbindungsleitung pa-
rallel. Das Quartal der Inbetriebnahme fur die je-
weils bezuschlagten Windenergieanlagen auf
See wird daher analog zur Festlegung der Off-

shore-Anbindungsleitung in der Regel ebenfalls
auf das dritte Quartal festgelegt.

Abweichend dazu erfolgt eine Festlegung des
Quartals der Inbetriebnahme fiir die Flache N-
7.2 auf das vierte Quartal. Dies ergibt sich aus
dem fortgeschrittenen Planungsstadium fur das
Anbindungssystem NOR-7-2, der eine Installa-
tion der Konverterplattform bis einschlieRlich
dem zweiten Quartal 2027 vorsieht. Demzufolge
kann der Einzug der Innerparkverkabelung erst
im dritten Quartal 2027 erfolgen.

Tabelle 11: Ubersicht Kalenderjahre einschlieRlich des Quartals im jeweiligen Kalenderjahr der Inbetriebnahme fiir Windenergieanlagen

auf See und Offshore-Anbindungsleitungen

Inbetrieb-
nahme Netzan-
bindung

Ubertragungs-
kapazitat [MW]

Netzanbin-
dungssys-
tem

NOR-3-3 900 n/a

OST-1-4 300 3. Quartal 2026
NOR-7-2 930 4. Quartal 2027
NOR-3-2 900 3. Quartal 2028
NOR-6-3 900 3. Quartal 2029
NOR-9-1 2.000 3. Quartal 2029
NOR-9-2 2.000 3. Quartal 2030
NOR-10-1 2.000 3. Quartal 2030

Inbetrieb-
nahme der auf
den Flachen je-
weils bezu-
schlagten WEA

Flachenbe-
zeichnung

Einzug Inner-
parkverkabe-
lung der be-

zuschlagten
WEA in Platt-
form

N-3.7 n/a 3. Quartal 2026
N-3.8 n/a 3. Quartal 2026
0-1.3 2. Quartal 2026 3. Quartal 2026
N-7.2 3. Quartal 2027 4. Quartal 2027
N-3.5 1. Quartal 2028 3. Quartal 2028
N-3.6 2. Quartal 2028 3. Quartal 2028
N-6.6 1. Quartal 2029 3. Quartal 2029
N-6.7 2. Quartal 2029 3. Quartal 2029
N-9.1 1. Quartal 2029 3. Quartal 2029
N-9.2 2. Quartal 2029 3. Quartal 2029
N-9.3 1. Quartal 2030 3. Quartal 2030
N-9.4 2. Quartal 2030 3. Quartal 2030
N-10.1 1. Quartal 2030 3. Quartal 2030
N-10.2 2. Quartal 2030 3. Quartal 2030

1) Es wird darauf hingewiesen, dass der NEP 2019-2030 fiir das Kalenderjahr der Inbetriebnahme 2030 zwei Anbindungs-
leitungen (NOR-10-1 und NOR-12-1) fur die deutsche AWZ der Nordsee unter Vorbehalt einer zuklnftigen Beriicksichti-
gung der zu erschlieRenden Flachen in einer Fortschreibung des FEP bestatigt hat. Da jedoch Flachen in den erweiterten
Gebieten N-9 und N-10 festgelegt werden sollen, wéren die Anbindungsleitungen NOR-9-2 und NOR-10-1 erforderlich.
Auf die Erstellung, Prifung und Bestéatigung des NEP 2021-2035 wird verwiesen.
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5.6.2 Festlegung von Schaltfeldern und J-
Tubes fur Plattformen und Flachen

Eine wesentliche technische Voraussetzung fur
den Einzug der Seekabelsysteme (Innerparkver-
kabelung) auf der Plattform sind J-Tubes, fiir den
Einzug der Seekabel am FuR3 der Plattform, und
Schaltfelder, die dem elektrischen Anschluss
dienen. Der Ubertragungsnetzbetreiber ist ent-
sprechend der standardisierten Technikgrund-
satze 4.3.1.5 und 4.3.1.6 fur Gleichstromsys-
teme bzw. 4.3.2.3 fir das Drehstromsystem zur
Vorhaltung von Schaltfeldern und J-Tubes ver-
pflichtet. MaRRgebliche GroRRe fur die Anzahl von
Schaltfeldern und J-Tubes ist die jeweils anzu-
schlieRende Leistung der jeweiligen Flachen. Da
sich diese teilweise unterscheidet, wird in Ta-
belle 12 konkret die Anzahl vorzuhaltender
Schaltfelder und J-Tubes je Plattform fir die je-
weiligen Flachen festgelegt.

Die Abweichung bei dem Anbindungssystem
NOR-7-2 gegeniber dem standardisierten Tech-
nikgrundsatz 4.3.1.5 liegt in dem fortgeschritte-
nen Planungsstadium begriindet. Zudem erlaubt
die Festlegung bzw. die aktuelle Planung des zu-
standigen UNB im Ergebnis den Einzug und An-
schluss von 14 Seekabeln auf der Konverter-
plattform.

Insbesondere im Fall des Anschlusses von mehr
als einer Flache an eine Plattform ist zudem eine
frihzeitige Festlegung der dem Anschluss die-
nenden Schaltfelder und J-Tubes pro Flache er-
forderlich. Daher wird in Tabelle 12 zuséatzlich
und in Abhangigkeit der voraussichtlich zu instal-
lierenden Leistung pro Flache die Anzahl der
Schaltfelder und J-Tubes festgelegt.

Aufgrund raumlicher Restriktionen zur Anbin-
dung der Flache N-6.7 an die Konverterplattform
NOR-6-3 wird die Anzahl der Schaltfelder und J-
Tubes in diesem Fall auf drei reduziert.

Von den in Tabelle 12 dargestellten Festlegun-
gen kann im Einvernehmen zwischen zustandi-
gem UNB und OWP-Vorhabenstrager unter Be-
ricksichtigung der Netzanschlussregeln abgewi-
chen werden. Sofern der OWP-Vorhabenstrager
die in der Tabelle dargestellte Anzahl nicht voll-
standig ausschopft, so kann ggf. ein weiterer
OWP-Vorhabenstrager, dessen Flache bzw. be-
zuschlagte WEA an die gleiche Plattform ange-
schlossen wird, in Abstimmung mit dem zustan-
digen UNB diese ungenutzten Schaltfelder bzw.
J-Tubes zum Anschluss nutzen.
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Tabelle 12: Ubersicht Festlegung von Schaltfeldern und J-Tubes fiir Plattformen und daran anzuschlieRende

Flachen bzw. bezuschlagte WEA

Schaltfelder/
J-Tubes zum
Anschluss der
auf den Fla-
chen bezu-
schlagten WEA

Ubertragungs-
kapazitat [MW]

Netzanbin-
dungssys-
tem

NOR-3-3 900 n/a
OST-1-4 300 5
NOR-7-2 930 12/149
NOR-3-2 900 14
NOR-6-3 900 14
NOR-9-1 2.000 28
NOR-9-2 2.000 28
NOR-10-1 2.000 28

Schaltfelder/
J-Tubes zum
Anschluss der
auf den Flachen
bezuschlagten

Vrs. zu in-
stallierende
Leistung

Flachenbe-
zeichnung

WEA

N-3.7 225 MW n/a
N-3.8 433 MW n/a
0-1.3 300 MW 5
N-7.2 930 MW 12/149
N-3.5 420 MW 7
N-3.6 480 MW 7
N-6.6 630 MW 11
N-6.7 270 MW 3
N-9.1 1.000 MW 14
N-9.2 1.000 MW 14
N-9.3 1.000 MW 14
N-9.4 1.000 MW 14
N-10.1 1.000 MW 14
N-10.2 1.000 MW 14

D Auf der Konverterplattform NOR-7-2 werden zum Anschluss von auf den Flachen jeweils bezuschlagten WEA 14 J-
Tubes und 12 Schaltfelder durch den UNB installiert. Zwei dieser Schaltfelder erlauben im Bedarfsfall die Moglichkeit zum
Einzug von zwei Kabelsystemen zu einem Schaltfeld (sog. ,Drei-Bein-Konzept").

5.7 Standorte von Konverterplattfor-
men, Sammelplattformen und
Umspannanlagen

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 6 WindSeeG trifft der FEP
Festlegungen Uber Standorte von Konverter-
plattformen, Sammelplattformen und, soweit
moglich, Umspannanlagen.

Konverter- bzw. Umspannplattformen werden
nur in den Gebieten festgelegt, in denen auch
eine Ausweisung von Flachen erfolgt. Umspann-
plattformen werden nur insoweit festgelegt, wie
diese fur das Anbindungskonzept erforderlich
sind. Beim 66 kV-Direktanbindungskonzept in
der Nordsee werden demzufolge keine Um-
spannplattformen festgelegt.



‘ 104 ‘Festlegungen

Festlegung
Gebiet
Gebiet fir Nachnutzung in Prifung
Flache
= Konverterplattform
= Umspannplattform I
nachrichtliche Darstellung -
Offshore-Windparks, die vrs. 2025 in Betrieb sind _/'
- Plattformen, die vrs. 2025 in Betrieb sind 7
Grenzen B
+—-—-Kistenmeer
Festlandsockel / AWZ
T

Externe Calengualen: BHG
Geoditinches Datum: [TAS 83
Kartanprojekson: LAEA
BSHO

Abbildung 17: Plattformstandorte in der deutschen AWZ der Nordsee

In Gebiet N-3 werden zwei Umspannplattformen
sowie eine Konverterplattform festgelegt. Die
Festlegung der Umspannplattformen erfolgt in
den Flachen N-3.8 und N-3.7, die an die zu die-
sem Zeitpunkt bereits bestehende Konverter-
plattform NOR-3-3/DolWin kappa angeschlos-
sen werden. In der Flache N-3.8 ist dabei der
Umspannplattformstandort in der westlichen
Teilflache vorgesehen. Fur die Flache N-3.7 ste-
hen zusammen mit der Entwicklung der Wind-
parks ,Gode Wind IlI* und ,Gode Wind 04" auf-
grund raumlicher Zwangspunkte nur zwei AC-
Anbindungssysteme zu Verfigung. Entspre-
chend erfolgt eine separate Anbindung der Fla-
che N-3.7 sowie eine weitere Anbindung fiur die
Windparks ,Gode Wind IlI“ und ,Gode Wind 04“.

Fur die beiden Flachen westlich der ,Europipe
1%, N-3.6 und N-3.5, ist eine Anbindung mit dem
66 kV-Direktanbindungskonzept  vorgesehen.
Entsprechend wird die Konverterplattform NOR-

3-2 mittig zwischen diesen beiden Flachen fest-
gelegt. Gegenliber dem FEP 2019 erfolgte eine
Verschiebung der Plattform um ca. 1,3 km nach
Norden, um einen Standort auf3erhalb einer dort
verlaufenden eiszeitlichen Rinne festzulegen.

In Gebiet N-6 wird abweichend vom FEP 2019
auch fir die Flachen N-6.6 und N-6.7 eine An-
bindung mit dem 66 kV-Anbindungskonzept vor-
gesehen. Die Konverterplattform NOR-6-3 ist
am Ostlichen Rand des Gebietes zwischen dem
Windpark ,BARD Offshore 1" und der Flache N-
6.6 vorgesehen.

In Gebiet N-7 wird eine Anbindung mit dem
66 kV-Direktanbindungskonzept  vorgesehen.
Die entsprechende Konverterplattform NOR-7-2
wird etwa mittig zwischen den 6 Teilflachen fest-
gelegt. Die nordlichen Teilflachen kénnen nur
angebunden werden, indem die Anbindungssys-
teme NOR-6-1/BorWinl, NOR-6-2/ BorWin2 und
NOR-6-3 gekreuzt werden.



Festlegungen ‘ 105 ‘

Fur Gebiet N-9 ist ebenfalls eine ErschlieRung
mit 66 kV vorgesehen. Die Konverterplattform
NOR-9-1 ist mittig zwischen den Flachen N-9.1
und N-9.2 geplant. Die Konverterplattform NOR-
9-2 ist mittig zwischen den Flachen N-9.3 und N-
9.4 vorgesehen.

- e wE
1 i L

In Gebiet N-10 ist eine Konverterplattform, NOR-
10-1, mittig zwischen den beiden Flachen des
Gebietes geplant.

Schleswig-Holstein

Festlegung
Gebiet
0 Frache
SSS5 Fiache in Prifung
*  Umspannplattform
nachrichtliche Darstellung
Offshore-Windparks, die vrs. 2025 in Betrieb sind
= Plattformen, die vrs. 2025 in Batrieb sind
Grenzen
-—-— Kiistenmeer
— Festlandsockel | AWZ
[ Nordansteuerung bzw, Aulianreede der Hafen Stettin und Swinemnde *

“Ted der deutschen

Varhalinis 2y

Mecklenburg-Vorpommern

AndEn T
Brandenburg [Ev—— B
Gaodatischas Datus ETRS 69
Harnpiugksea: LAEA
saHD

T
e

Abbildung 18: Plattformstandorte in der deutschen AWZ der Ostsee

In der Ostsee ist fur die Flache O-1.3 eine An-
bindung mit dem Drehstromanbindungskonzept
vorgesehen. Die entsprechende Umspannplatt-
form zur Anbindung von OST-1-4 ist am westli-
chen Rand der Flache geplant.

Die Flache O-2.2 ist nur in Prifung ausgewie-
sen, hier erfolgt eine Festlegung eines mogli-
chen Plattformstandorts erst bei Aufhebung des
Prufvorbehalts.
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5.8 Trassen oder Trassenkorridore
far Offshore-Anbindungsleitun-
gen

Nach 8 5 Abs. 1 Nr. 7 WindSeeG trifft der FEP

Festlegungen Uber Trassen oder Trassenkorri-

dore fur Offshore-Anbindungsleitungen. Hierbei

werden die in Kapitel 4.2 aufgefiihrten Anbin-
dungskonzepte verwendet.

Es wird auf den PlanungsmafRstab 1:400.000
und die damit verbundenen Ungenauigkeiten
der zeichnerischen Festlegungen hingewiesen.
Daher werden mdogliche Biegeradien der Seeka-
belsysteme und die damit verbundenen

Schleppradien der Verlegefahrzeuge bei der
Festlegung der Trassen nicht exakt dargestellt.
Dies erfolgt in den jeweiligen Zulassungsverfah-
ren.

Festlegung
Gebiet
Gebiet fir Nachnutzung in Prifung
[ Flache
= Konverterplattform
= Umspannplattform
Gleichstrom-Seekabelsystem
Drehstrom-Seekabelsystem
Grenzkorridor
nachrichtliche Darstellung
Offshore-Windparks, die wrs. 2025 in Betrieb sind =T
< Plattformen, die vrs. 2025 in Betrieb sind ,-"—‘
Stromkabel, die vrs. 2025 in Betrieb sind _./
= Netzverknipfungspunkte
Grenzen
-—+—-Kistenmear
Festlandsockel | AWZ

__________

Fignsburg

Abbildung 19: Netzanbindungssysteme in der deutschen AWZ der Nordsee

In Gebiet N-3 sind vier Flachen anzuschliel3en.
Die 0stlichen Flachen N-3.7 und N-3.8 sind da-
bei fur den Anschluss an DolWin kappa/ NOR-3-
3 vorgesehen. Die im Plan festgelegten Dreh-
stromtrassen entsprechen zu grof3en Teilen, ins-
besondere bei Betroffenheit Dritter, den bereits
mit DolWin2/beta/NOR-3-1 planfestgestellten
Trassen. Die Flache N-3.7 wird mit einer sepa-
raten Umspannplattform und einem separaten
AC-Seekabelsystem an DolWin kappa/NOR-3-3

angeschlossen. Hinsichtlich der Anbindung der
Vorhaben ,,Gode Wind 1lI“, ,Gode Wind 04" sind
Einzelheiten dem Kapitel 5.8 des FEP 2019 zu
entnehmen.

Die Gleichstromtrasse NOR-3-2 zur Anbindung
der Flachen N-3.6 und N-3.5 verlauft zwischen
den geplanten Flachen bzw. am Rand des be-
stehenden Windparks ,Nordsee One" bis zu den
Konverterstandorten NOR-3-1/DolWin beta und
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NOR-3-3/DolWin kappa und von dort parallel zu
diesen Anbindungen zu Grenzkorridor N-II.

Die Gleichstrom-Anbindungsleitung NOR-6-3
fuhrt vom Konverter in Gebiet N-6 beginnend auf
kirzestem Weg durch die Schifffahrtsroute 12
des ROP 2009 bzw. SN12 des ROP-E 2021. In
Gebiet N-7 verlauft die Trasse parallel zu den
bestehenden Systemen NOR-6-1/BorWinl und
NOR-6-2/BorWin2. Nach der Querung der Rohr-
leitung ,Norpipe* erfolgt eine Parallelfiihrung zu
NOR-7-1/BorWin5 zum Grenzkorridor N-II.

Die Gleichstrom-Anbindungsleitung NOR-7-2
fuhrt von der Konverterplattform durch die Fla-
che N-7.2 und verlauft von dort parallel zu den
bestehenden Systemen NOR-6-1/BorWinl und
NOR-6-2/BorWin2. Im Bereich der Rohrleitung
.Europipe 1" werden die bestehenden Anbin-
dungsleitungen und die Rohrleitung gekreuzt,
die Trasse fuihrt nun parallel zur Schifffahrtsroute
2 des ROP 2009 bzw. SN2 des ROP-E 2021 zu
Grenzkorridor N-V.

Die Gleichstromanbindung NOR-9-1 der Fla-
chen N-9.1 und N-9.2 flhrt von der Konverter-
plattform beginnend geradlinig zu Schifffahrts-
route 6 des ROP 2009 bzw. SN6 des ROP-E
2021 und von dort parallel zu Gebiet N-9 zur

Rohrleitung ,Norpipe“. Von dort erfolgt eine Pa-
rallelfihrung auf der Ostseite zu dieser bis zur
Schifffahrtsroute 2 bzw. SN2.Dort verlauft NOR-
9-1 parallel zu NOR-7-2 bis zur ,Europipe 2“ und
verlauft dann parallel zu dieser zu Grenzkorridor
N-111.

Das Gleichstromanbindungssystem NOR-9-2
erschlief3t die Flachen N-9.3 und N-9.4. Von der
Konverterplattform beginnend verlauft es zuerst
parallel mit der Verbindung untereinander der
Plattformen NOR-9-1 und NOR-9-2 nach Siuden
und anschlielend zwischen den Flachen N-9.2
und N-9.4 nach Osten. Nach Kreuzung der Rohr-
leitung ,Norpipe“ verlauft das System auf der
Ostlichen Seite der Pipeline parallel zu den Sys-
temen NOR-7-1 und NOR-6-3 bis zur Schiff-
fahrtsroute 1 bzw. SN1 und von dort nach Osten
zu Grenzkorridor N-II.

In Gebiet N-10 ist ein Gleichstromanbindungs-
system zur ErschlieBung der Flachen N-10.1
und N-10.2 vorgesehen. Dieses System NOR-
10-1 fuhrt von der geplanten Konverterplattform
nach Osten an den Rand des Gebietes. Von dort
fuhrt es parallel zur Schifffahrtsroute 4 des ROP
2009 bzw. SN4 des ROP-E 2021 bis zum
.Cobra-Cable* und dann parallel zu diesem bis
zur ,Europipe 1“. Von dort verlauft NOR-10-1 pa-
rallel zu NOR-9-1 zu Grenzkorridor N-I11.
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Abbildung 20: Netzanbindungssysteme in der deutschen AWZ der Ostsee

In der Ostsee ist nur der Anschluss der Flache
0-1.3 mit dem Drehstromsystem OST-1-4 vor-
gesehen. Dieses fuhrt von der Umspannplatt-
form der Flache nach Suden und kreuzt die
Schifffahrtsroute 20 des ROP 2009 bzw. SO2
des ROP-E 2021 gemeinsam mit den bereits er-
richteten Anbindungssystemen der Windparks
~Wikinger* und ,Arkona-Becken Sudost". Zu die-
sen Anbindungssystemen verlauft es anschlie-
Rend auch parallel bis zum Grenzkorridor O-I.

Fur die unter Prufung stehende Flache O-2.2
wird ein ebenfalls unter Prufung stehendes
Drehstromsystem vorgesehen, welches am 0Ost-
lichen Rand des Gebietes parallel zu den dort
bereits bestehenden Systemen zu Grenzkorridor
O-I lauft.

5.9 Grenzkorridore zum Kistenmeer

Nach 8 5 Abs. 1 Nr. 8 WindSeeG trifft der FEP
Festlegungen Uber Orte, an denen die Offshore-
Anbindungsleitungen die Grenze zwischen der
AWZ und dem Kustenmeer Uberschreiten (sog.
Grenzkorridore).

Die im FEP geplanten Trassen missen sinnvoll
durch das Kustenmeer bis zu den NVP gefuhrt
werden kénnen (vgl. Planungsgrundsatz
4.4.4.3). Zur Abstimmung mit den Kustenlandern
dienen die Grenzkorridore als Orte, an denen die
Anbindungsleitungen die Grenze zwischen AWZ
und Kustenmeer Uberschreiten. Hierdurch sollen
die Kabelsysteme an diesen Stellen so weit wie
moglich konzentriert und zur weiteren Ableitung
in Richtung der NVP gebundelt werden. Die
Trassenfuhrung im Kistenmeer wird nicht fest-
gelegt, diese obliegt anderen Stellen in den da-
fur vorgesehenen Verfahren. Bei der Festlegung
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der Korridore ist noch keine Bewertung der Wei-
terflhrung etwa in Bezug auf naturschutzfachli-
che Belange im Kiistenmeer erfolgt.

Die Dimensionierung der Grenzkorridore am
Ubergang zum Kistenmeer ergibt sich aus den
Abstdnden zwischen den Kabelsystemen und
der Anzahl der erforderlichen bzw. moglichen
Systeme sowie der jeweiligen Platzsituation am
Ubergang zum Kiistenmeer.

Mit Blick auf die vorgesehene Lage der Grenz-
korridore ergeben sich innerhalb der AWZ be-
reits starke Restriktionen aufgrund der bereits
genehmigten sowie bestehenden OWP, so dass
der bestehende Platzmangel durch Festlegun-
gen in diesem Plan nicht ohne weiteres gelost
werden kann. Zudem sind bestehende Struktu-
ren, d.h. insbesondere bereits in Betrieb befind-
liche Kabelsysteme und Rohrleitungen zu be-
achten, wobei sich die zukiinftig geplanten See-
kabelsysteme in das bestehende System einzu-
fligen haben. Gleichzeitig sind im Kistenmeer
die Planungen noch nicht so weit fortgeschritten,
dass eine ausreichende Anzahl von Trassen fir
die Erreichung der im Szenariorahmen zum NEP
2021-2035 festgelegten Ausbaupfade ausge-
wiesen worden sind. Daher sind die Grenzkorri-
dore in diesem Plan in enger Abstimmung mit
den Kustenlandern festzulegen.

5.9.1 Derzeitiger Stand
Nordsee

Die Lage der Grenzkorridore am Ubergang zum
Kistenmeer in Richtung Niedersachsen ergibt
sich aus den bereits genehmigten Windparkpla-
nungen im Bereich zwischen den beiden VTG
.,German Bight Western Approach* und ,Ter-
schelling German Bight“. In Niedersachsen sind
die sog. Ems-Trasse (Grenzkorridor N-I), die
sog. Norderney-Trasse (Grenzkorridor N-II) und
die Erweiterung der sog. Norderney-Trasse

19 verordnung zur Anderung der Verordnung iiber das Lan-
des-Raumordnungsprogramm Niedersachsen (LROP)

(Grenzkorridor N-II) im LROP Niedersachsen
2017*° ausgewiesen. Die Erweiterung der Nor-
derney-Trasse verlauft dabei Ostlich des existie-
renden Korridors Norderney. Laut UNB liegt die
technisch maximal mdgliche Anzahl an Kabel-
systemen Uber Norderney bei zwolf, was auch
fur die Verlegung von 525kV-Systemen vorgese-
hen wird, da der hierbei erforderliche dritte Leiter
entsprechend der Stellungnahme der UNB vom
4.11.2020 unterhalb der bisherigen zwei Leiter
verlaufen soll. Fur die sog. Jade-Trasse, betref-
fend Grenzkorridor N-IlI, existiert eine landespla-
nerische Feststellung fir das ,NorGer“-Seeka-
belsystem; der Korridor, der fur bis zu 3 Systeme
vorgesehen war, wird jedoch teilweise schon
von der Anbindung des Windparks ,Norder-
grinde“ belegt. Fir eine weitere Trasse, begin-
nend an Grenzkorridor N-Ill, wurde am
19.11.2019 eine Antragskonferenz durchgefiihrt
und am 30.04.2020 der Untersuchungsrahmen
festgelegt. Fir diese Trasse, die flr bis zu 13 Ka-
belsysteme gepruft wird, ist ein Raumordnungs-
verfahren vorgesehen, welches Anfang 2021
eingeleitet und im gleichen Jahr abgeschlossen
werden soll. Des Weiteren wird derzeit das
LROP fortgeschrieben. Auf die Ausfiihrungen
unter 2.6.2 wird verwiesen.

Im Nordsee-Kistenmeer Schleswig-Holsteins ist
im LEP S-H 2010 die sog. Blusum-Trasse
(Grenzkorridor N-1V) festgeschrieben. Der LEP
S-H wird derzeit fortgeschrieben. Entsprechend
des zweiten Entwurfs zur Fortschreibung des
LEP S-H 2010 ist die Trassenfiihrung von NOR-
7-2 im Kistenmeer auf einem Korridor vorgese-
hen.

Ostsee

Fur den Bereich der Ostsee Schleswig-Holsteins
ist im LEP S-H bislang keine Trasse festgelegt.

Im Kistenmeer Mecklenburg-Vorpommerns
sind im aktuellen LEP M-V?° Vorbehaltsgebiete

20 Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vor-
pommern (LEP) vom Juni 2016
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Leitungen zu den Grenzkorridoren O-1 und O-llI
ausgewiesen worden. Zusatzlich erfolgte die
Festlegung eines Vorbehaltsgebietes Leitungen
entlang der Rohrleitung ,NordStream®. Die Vor-
behaltsgebiete Leitungen des LEP M-V sind Puf-
fer um bereits raumordnerisch oder im Rahmen
der Planfeststellung festgelegte Trassen. Hier-
mit soll eine Blndelung mit den bestehenden
Trassen erleichtert werden. Fur dartber hinaus
gehende Trassen sind Raumordnungsverfahren
durchzufuhren.

5.9.2 Festlegungen von Grenzkorridoren
zum Kustenmeer

Nordsee

In der Nordsee werden am Ubergang zum Kiis-
tenmeer Niedersachsens die Grenzkorridore N-
[, N-Il und N-IIl festgelegt. Am Ubergang zum
Kiistenmeer Schleswig-Holsteins werden die
Grenzkorridore N-IV und N-V festgelegt.

Durch den Grenzkorridor N-1 (Ems-Trasse) kon-
nen im Rahmen des FEP keine Systeme vorge-
sehen werden, da dieser nach Abschluss des
Ubergangssystems bereits vollstandig belegt
sein wird.

Im Grenzkorridor N-II (Norderney-Trasse) wer-
den 2026 sieben der zwolf zur Verfligung ste-
henden Trassen belegt sein. Im Rahmen dieses
Plans werden die erforderlichen Anbindungslei-
tungen NOR-3-2, NOR-6-3, und NOR-9-2 zu die-
sem Grenzkorridor gefuhrt. Es wird entspre-
chend der Stellungnahme der UNB vom
04.11.2020 davon ausgegangen, dass ein 525
kV-Kabelsystem bei der Inselquerung nicht mehr
Platz bengétigt als die bisher vorgesehenen 320
kV-Systeme, da der metallische Rickleiter un-
terhalb der beiden bisherigen Leiter verlegt wer-
den soll.

Zur Erreichung des Ausbauziels von 20 GW bis
2030 ist daruber hinaus aufgrund zeitlicher Be-
schrénkungen bei der Inselquerung die Fiihrung
der Anbindungssysteme NOR-9-1 und NOR-10-
1 zu Grenzkorridor N-11I erforderlich. Hinsichtlich

der Zulassigkeit dieser Planung wird auf Kapitel
59.1 und 2.6.2 verwiesen. Im Bereich des
Grenzkorridors N-IIl werden zudem im Rahmen
dieses Plans drei grenziiberschreitende Seeka-
belsysteme vorgesehen (siehe Kapitel 5.10). In
der Gesamtplanung werden derzeit bis zu 14
Systeme uber den Grenzkorridor N-III geplant.
Auf die Ausfihrungen unter 5.9.1 wird verwie-
sen.

Zum Nordsee-Kistenmeer Schleswig-Holsteins
wird der Grenzkorridor N-V sudwestlich des Ge-
bietes N-4 festgelegt. Der im FEP festgelegte
Grenzkorridor N-V wird benttigt, um NOR-7-2
am NetzverknlUpfungspunkt Buttel anbinden zu
konnen. Eine Trassenfuhrung von NOR-7-2 in-
nerhalb der AWZ zum Grenzkorridor N-IV
(,Busum®) ist raumlich nicht méglich. Zudem wird
der Grenzkorridor moglicherweise fir weitere
zuklnftige Systeme in Richtung Schleswig-Hol-
stein bendtigt.

Auf die Abbildung 19 wird verwiesen.
Ostsee

In der Ostsee werden am Ubergang zum Kis-
tenmeer Mecklenburg-Vorpommerns die Grenz-
korridore O-I, O-II, O-1ll, O-1V und O-XIlII festge-
legt. Am Ubergang zum Kiistenmeer Schleswig-
Holsteins wird der Grenzkorridor O-V festgelegt.

Im Bereich des Grenzkorridors O-1 werden im
Rahmen dieses Plans Uber die bestehenden
Systeme hinaus zwei weitere Anbindungsleitun-
gen sowie zwei grenziberschreitende Seekabel-
systeme vorgesehen (siehe Kapitel 5.10). Zu-
dem wird eine mdgliche Trasse fir den sonsti-
gen Energiegewinnungsbereich SEO-1 mit dar-
gestellt.

Grenzkorridor O-1l ist kein Korridor zur Anbin-
dung von OWP durch das Kistenmeer zum
Netzverknipfungspunkt im Sinne dieses Planes.
Dieser Korridor dient ausschlief3lich der Anbin-
dung des im Kistenmeer geplanten Windparks
ZARCADIS Ost I (Cluster 4 des O-NEP).
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Grenzkorridor O-11l wird durch die bestehenden
Systeme zum Windpark ,EnBW Windpark Baltic
2" vorgegeben. Fir diesen Korridor sind im Rah-
men des FEP drei grenziberschreitende Sys-
teme geplant (siehe Kapitel 5.10).

Grenzkorridor O-1V, O-V und O-XIII dienen im
Rahmen dieses Plans ebenfalls ausschlieRlich
der Fuhrung von grenziberschreitenden Seeka-
belsystemen (siehe Kapitel 5.10).

Auf die Abbildung 18 wird verwiesen.
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Tabelle 13: Ubersicht tiber die Nutzung der Grenzkorridore

Grenz-korri- Seekabelsysteme
dor
N-I (1) NOR-1-1/DolWin5
(2) NOR-8-1/BorWin3
(3) NOR-2-3/DolWin3
(4) COBRAcable
N-1I (1) NOR-7-1/BorWin5
(2) NOR-3-1/DolWin2
(3) NOR-2-2/DolWinl
(4) NOR-2-1 (alpha ventus)
(5) NOR-6-1/BorWinl
(6) NOR-6-2/BorWin2
(7) NOR-3-3/DolWin6
(8) NOR-3-2
(9) NOR-6-3
(10) NOR-9-2
N-111 (1) NOR-9-1
(2) NOR-10-1
(1) Seekabelsystem nach Norwegen
(2) Seekabelsystem nach GroRbritannien
(3) Seekabelsystem nach GroRbritannien
N-V (1) NOR-7-2
N-IV (1) NOR-4-2/HelWin2
(2) NOR-4-1/HelWin1
(3) NOR-5-1/Sylwinl
(4) NordLink
O-l (1) OST-1-1 / Ostwind 1
(2) OST-1-2 / Ostwind 1
(3) OST-1-3 / Ostwind 1
(4) OST-2-1/ Ostwind 2
(5) OST-2-2 / Ostwind 2
(6) OST-2-3/ Ostwind 2
(7) OST-1-4
(8) OST-2-4 (unter Prufung)
(9) Seekabelsystem nach Danemark
(10) Seekabelsystem nach Déanemark
(11) Seekabelsystem zur ErschlieBung des sonstigen Energiegewinnungsbereichs SEO-1

o-ll (1) OST-2-1
o-lll (1) OST-3-1
(2) OST-3-2

(3) Seekabelsystem nach Schweden
(4) Seekabelsystem nach Schweden
(5) Seekabelsystem nach Danemark

O-Iv (1) Kontek
(2) Seekabelsystem nach Danemark
o-v (1) Seekabelsystem nach Danemark

O-Xlll (1) Seekabelsystem nach Danemark
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5.10 Trassen und Trassenkorridore
fur grenziberschreitende Strom-
leitungen

Unter grenziberschreitenden Stromleitungen im
Sinne dieses Plans sind Seekabelsysteme zu
verstehen, welche durch mindestens zwei Nord-
see- bzw. Ostseeanrainerstaaten verlaufen.

5.10.1 Derzeitiger Stand

Durch die deutsche AWZ der Nordsee verlaufen
mehrere grenziberschreitende Stromleitungen.
Zum einen besteht ein in Betrieb befindliches
grenziberschreitendes Seekabelsystem na-
mens ,NorNed“, welches die Lander Norwegen
und die Niederlande miteinander verbindet. Des
Weiteren befindet sich das Vorhaben
.COBRAcable” zur Verbindung zwischen den
Niederlanden und Danemark in Betrieb. Zudem
verlauft durch die deutsche AWZ das in Betrieb
befindliche Vorhaben ,NordLink”, eine Verbin-
dung zwischen Norwegen und Deutschland. Das
Vorhaben ,Viking Link* zur Verknipfung von Da-
nemark mit GroRRbritannien wurde genehmigt.

Auch in der deutschen AWZ der Ostsee verlau-
fen in Betrieb befindliche grenziberschreitende
Stromleitungen: ,Kontek* (zur Verbindung von
Déanemark und Deutschland) und ,Baltic Cable”
(zwischen Schweden und Deutschland). Des
Weiteren befindet sich das grenzuberschrei-
tende Seekabelsystem namens ,Kriegers Flak
Combined Grid Solution® in Betrieb. Dieses Vor-
haben verbindet Danemark und Deutschland
durch die Verbindung eines danischen mit einem
deutschen OWP-Vorhaben.

5.10.2 Festlegungen von Trassen und Tras-
senkorridoren fur grenzuberschrei-
tende Stromleitungen

Durch diesen Plan sollen Trassen oder Trassen-
korridore flr mdgliche grenziberschreitende
Stromleitungen r&umlich gesichert werden, um
zukunftig sicherstellen zu kdnnen, dass sich die

bestehenden und geplanten grenziberschrei-
tenden Seekabelsysteme raumlich jeweils in ein
aufeinander abgestimmtes Gesamtsystem, d. h.
insbesondere in Bezug auf die Anbindungslei-
tungen fur OWP, einfligen.

Auf Grundlage des TYNDP 2018 (vgl. Kapitel
2.5.4) und des ENTSO-E System Needs Report
zum TYNDP 2018 (ENTSO-E AISBL, 2018) sol-
len Trassen oder Trassenkorridore fir folgende
mogliche grenziiberschreitende Stromleitungen
raumlich gesichert werden.

Im Rahmen dieses Plans werden in der AWZ der
Nordsee neun zusatzliche grenziberschreitende
Stromleitungen festgelegt. Es werden davon drei
Verbindungen mit einer Anlandung in Deutsch-
land geplant. Alle drei beginnen am Grenzkorri-
dor N-IIl in Niedersachsen.

Das an Grenzkorridor N-III beginnende grenz-
Uberschreitende Seekabelsystem nach Norwe-
gen verlauft parallel zur ,Europipe 2“, zur Schiff-
fahrtsroute 4 bis zur Schifffahrtsroute 10 und von
dort an der Grenze der Gebiete N12 und N13
weiter zu Grenzkorridor N-VI.

Die anderen beiden in Deutschland anlanden-
den grenziberschreitenden Seekabelsysteme
fuhren Richtung GrofRbritannien. Beide Routen
beginnen am Grenzkorridor N-llI und fihren
dann parallel zur ,Europipe 2“ in nordliche Rich-
tung bis zum sidlichen Rand der Schifffahrts-
route 2. Hier trennen sich die beiden Trassen-
verlaufe. Von dort fihrt eine Trasse nach Wes-
ten bis zur Querung der ,Europipe 1 und an-
schlieBend parallel zur Rohrleitung ,Norpipe®
bzw. entlang der westlichen AWZ-Grenze zum
Grenzkorridor N-XI. Die andere Trasse fuhrt
nordlich der Gebiete N-1, N-2 und N-3 weiter
nach Westen zum Grenzkorridor N-XV.

Ein grenzliberschreitendes System ist geplant,
um die Konverterplattform im Gebiet N-1 mit be-
nachbarten OWP in den Niederlanden verbinden
zu konnen. Dieser fuhrt von der Konverterplatt-
form im Gebiet N-1 nach Westen durch Grenz-
korridor N-XV.
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Zudem sind vier weitere grenziberschreitende
Seekabelsysteme vorgesehen, die die deutsche
AWZ nur queren und die Niederlande mit Dane-
mark oder Norwegen verbinden kdnnen. Drei
Trassen verlaufen beidseitig der Schifffahrts-
route 10 und verbinden die Grenzkorridore N-VI
und N-XIV sowie N-VII und N-XIII. Ein System ist
parallel zu ,Viking Link" vorgesehen. Ein weite-
res System verbindet die Grenzkorridore N-X
und N-XIII. Dieses verlauft grof3tenteils parallel
zur ,Norpipe“ und fiihrt dann entlang der AWZ-
Grenze zum Grenzkorridor N-XIII.

In der AWZ der Ostsee werden acht Trassen flr
grenziberschreitende Seekabelsysteme festge-
legt, die das deutsche Kistenmeer mit der dani-
schen und schwedischen AWZ verbinden. Je-
weils ein System ist im Bereich der Fehmarnbelt-
guerung (O-V zu O-VI) sowie parallel zu ,Kon-
tek" (O-IV zu O-VII) vorgesehen. Ein weiteres
System nach Danemark fuhrt von Grenzkorridor
O-lll zu Grenzkorridor O-VIIl. Ebenfalls im
Grenzkorridor O-lll beginnen zwei Systeme in
Richtung Schweden, die parallel zum Windpark
-ENBW Windpark Baltic 2“ zum Grenzkorridor O-
IX fihren. Diese sind im Bereich des Windparks

-.ENBW Windpark Baltic 2“ mit einem verringer-
ten Abstand von 350 m bzw. 450 m zum Wind-
park vorgesehen, um das Uberlagernde U-Boot-
Tauchgebiet mdglichst wenig zu beeintréachti-
gen. Vom Grenzkorridor O-I sind ebenfalls zwei
grenzilberschreitende  Seekabelsysteme in
Richtung Bornholm geplant, die parallel zu den
bereits vorhandenen Anbindungsleitungen zu
Grenzkorridor O-X und O-XI fuhren. Bezlglich
des Grenzkorridors O-X wird darauf hingewie-
sen, dass sich dieser am Rand eines U-Boot-
Tauchgebietes befindet und aus Griinden der Si-
cherheit der Landes- und Bindnisverteidigung
auch im danischen Bereich ein Trassenverlauf
auRerhalb dieses NATO-Ubungsgebietes erfol-
gen sollte.

Ein weiteres System ist parallel zu ,NordStream
1“ bzw. zwischen ,NordStream 1" und ,Nord-
Stream 2" geplant und verbindet die Grenzkorri-
dore O-XIl und O-XIII.

Eine Trassenfihrung von Polen nach Danemark
erscheint im Moment aufgrund der bestehenden
Restriktionen innerhalb der deutschen AWZ
nicht moglich.
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5.10.3 Festlegungen von Grenzkorridoren
far grenziberschreitende Stromlei-
tungen

Die im FEP geplanten Trassen missen sinnvoll
durch das Kustenmeer bzw. die AWZ der Nach-
barstaaten bis zu den NVP gefiihrt werden kon-
nen. Die Grenzkorridore dienen als Orte, an de-
nen die Anbindungsleitungen die Grenze zwi-
schen AWZ und Kistenmeer bzw. zu den Nach-
barstaaten Uberschreiten. Fir den Bereich der
AWZ der Nordsee betrifft dies das Klstenmeer
von Niedersachsen und Schleswig-Holstein so-
wie die AWZ von den Niederlanden, GroRRbritan-
nien und Danemark. Fur den Bereich der Ostsee
trifft dies das Kistenmeer von Schleswig-Hol-
stein und Mecklenburg-Vorpommern sowie die
AWZ von Danemark, Schweden und Polen. Die
Grenzkorridore werden mit einer Standardbreite
von 1 km festgelegt, es sei denn, bestehende
Restriktionen fihren zu anderen Abmessungen.
Mit dieser Breite wird keine Aussage verbunden,
ob, wann und wie viele Seekabelsysteme durch
die jeweiligen Grenzkorridore zu fiihren sind.
Ebenso ist damit keine Aussage verbunden, ob
eine konfliktfreie Trassenfilhrung im auslandi-
schen Bereich in alle Richtungen mdglich ist.

Daher werden die Grenzkorridore in diesem
Plan in enger Abstimmung mit den Kistenlan-
dern und den Nachbarstaaten festgelegt. In den
Bereichen, in denen es nach jetzigem Kenntnis-
stand moglich ist, werden im Ubergangsbereich
zum Kistenmeer zur Bindelung von Seekabel-
systemen Grenzkorridore festgelegt, durch die
samtliche in Deutschland anlandende Seekabel-
systeme zu fuhren sind. Hierdurch sollen die Ka-
belsysteme an diesen Stellen so weit wie mog-
lich konzentriert und zur weiteren Ableitung in

Richtung der NVP gebindelt werden. Bezliglich
der Ausweisung der Grenzkorridore zum Kus-
tenmeer wird auf Kapitel 5.9 verwiesen. Auf den
Planungsgrundsatz 4.4.4.3 wird hingewiesen.

Die an der aul3eren Grenze der AWZ vorgese-
henen Grenzkorridore N-VI bis N-XV sowie O-VI
bis O-XIII dienen dazu, mogliche grenziber-
schreitende Seekabelsysteme, die bislang noch
nicht in ihrer konkreten Trassenfuhrung bekannt
sind, gebiindelt in bzw. durch die deutsche AWZ
fuhren zu kénnen. Die Grenzkorridore orientie-
ren sich an vorhandenen Planungen fir grenz-
Uberschreitende Seekabelsysteme und Wind-
parks sowie an den bereits verlegten Rohrleitun-
gen und Datenkabeln. Bei der Festlegung der
Grenzkorridore wurden zudem die bekannten
Planungen zu OWP in den Nachbarlandern be-
ricksichtigt, um hiermit die Entwicklung eines
seeweiten Netzes zu ermdoglichen. Grenzkorri-
dor N-XV wurde soweit erweitert, dass eine Fuh-
rung von Seekabeln ndrdlich der niederlandi-
schen Windparks zum Grenzkorridor méglich ist.

Bei den Grenzkorridoren O-1X und O-X ist eine
Beeintrachtigung der von der NATO genutzten
U-Boot-Tauchgebiete Bravo 2-5 soweit wie mog-
lich zu reduzieren. Eine Trassenfihrung mog-
lichst auRerhalb dieser Gebiete ist anzustreben.

Eine weitere Abstimmung der Grenzkorridore N-
VI bis N-XV sowie O-VI bis O-XIlI fur grenztber-
schreitende Seekabelsysteme mit den Anrainer-
staaten soll im Rahmen von Fortschreibungen
des FEP, der jeweiligen Raumordnungsplane o-
der der jeweiligen Genehmigungsverfahren er-
folgen.

Auf die Abbildung 21 und Abbildung 22 wird ver-
wiesen.
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Tabelle 14: Ubersicht der im FEP festgelegten Grenzkorridore und Trassen fiir grenziiberschreitende Stromleitungen

Grenzkorridor A Grenzkortidor &

Nordsee

N-I N-VI
N-I N-XI
N-I N-XV
N-VI N-XIV
N-VII N-XI1
N-VIII N-XII
N-X N-XI1
NOR-1-1 N-XV
Ostsee

O-v O-VI
O-1IvV O-Vli
O-lll O-VIil
O-lll O-IX
O-lll O-IX
O-l O-X
O-l O-XI
O-Xlll O-XIll

5.11 Trassen und Trassenkorridore
fur Verbindungen zwischen An-
lagen untereinander

Nach 8§ 5 Abs. 1 Nr. 10 WindSeeG soll der FEP
Trassen oder Trassenkorridore fir mogliche
Verbindungen von Offshore-Anlagen, Anbin-
dungsleitungen und grenziberschreitenden
Stromleitungen sowie Standorten von Konver-
terplattformen untereinander enthalten. Damit
wird die Regelung nach 8§ 17a Abs.1 Satz 2
Nr. 6 EnWG fir den BFO Gbernommen. Die sog.
Verbindungen untereinander sind Seekabelsys-
teme, die die einzelnen Anbindungssysteme
(nach Gleichstrom- oder Drehstromanbindungs-
konzept) und damit die OWP miteinander verbin-
den kénnen und die zur Gewahrleistung der Sys-
temsicherheit beitragen, durch (Teil-) Redun-
danzen die Einspeisesicherheit erhthen, um da-
mit Ausfallschaden zu reduzieren und die Sys-
temsicherheit zu erhohen, sowie mit einem effi-
zienten Netzausbau vereinbar sind. Der FEP si-
chert lediglich die raumlichen Voraussetzungen
fur etwaige Verbindungen untereinander. Die

Deutschland
Deutschland
Deutschland
Dénemark / Norwegen

Norwegen
Grof3britannien
Grof3britannien
Niederlande

Dénemark / Norwegen Niederlande

Déanemark Grof3britannien
Norwegen Niederlande
Deutschland, Gebiet N-1 Niederlande
Deutschland Danemark
Deutschland Danemark
Deutschland Danemark
Deutschland Schweden
Deutschland Schweden
Deutschland Déanemark
Deutschland Danemark
Deutschland n.n.

Entscheidung dartber, ,,0b“ und ,wann“ eine
Verbindung untereinander umgesetzt wird, wird
im Einzelfall im Rahmen eines der BNetzA von
den Netzbetreibern vorzulegenden Schadens-
minderungskonzepts festgelegt, und steht insbe-
sondere unter der MaRRgabe der Wirtschaftlich-
keit.

Die raumlichen Voraussetzungen fir Verbindun-
gen untereinander sind flr neue Netzanbindun-
gen ab Zone 3, beginnend mit der Netzanbin-
dung NOR-9-1, zu sichern. Auf Kapitel 4.3.1.7
wird hingewiesen. In der Regel werden diese
Verbindungen untereinander in der Nordsee mit
zwei Seekabelsystemen geplant.

Grundlage fur die im Vergleich zum FEP 2019
deutlich reduzierte Anzahl der festgelegten Ver-
bindungen zwischen Plattformen ist eine umfas-
sende und individuelle Prifung der bislang fest-
gelegten Verbindungen. Dabei wurden auch Er-
kenntnisse aus dem den FEP begleitenden Gut-
achten zur Wirtschaftlichkeit solcher Verbindun-
gen bericksichtigt. Die Ergebnisse wurden im
Rahmen eines Berichts festgehalten und dieser
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auf der Internetseite des BSH veroffentlicht. Au-
Berdem wurden tatséchliche Gegebenheiten auf
den bestehenden und geplanten Plattformen auf
Grundlage einer Mitteilung der Ubertragungs-
netzbetreiber berilicksichtigt. So hat sich bei-
spielsweise gezeigt, dass die tatsachliche Reali-
sierung von Verbindungen untereinander in
Zone 1 und 2 in vielen Fallen dadurch erschwert
bzw. verhindert wird, dass auf den betreffenden
Plattformen keine erforderlichen Voraussetzun-
gen, wie etwa Schaltfelder und J-Tubes, vorhan-
den sind. Eine Nachristung ist meist nicht mog-
lich, da sich die Plattformen bereits in Betrieb o-
der fortgeschrittenem Planungsstadium befin-
den. Zusatzlich fanden bei der Prifung raumli-
che Auswirkungen insbesondere auf benach-
barte Flachen bzw. bestehende oder geplante
Vorhaben Eingang in die Bewertung.

Im Ergebnis zeigt sich, dass fiir die in Zone 1 und
2 der Nordsee sowie in der Ostsee noch im FEP
2019 festgelegten Verbindungen untereinander
keine weitere Festlegung im FEP erfolgen sollte.
Bei den in Zone 3 vorgesehenen Netzanbindun-
gen mit einer Standardiibertragungsleistung von
2 GW konnten dagegen Verbindungen zwischen
Plattformen bis zu einer Trassenldnge von ca.
20 km sinnvoll sein. Neben der im Vergleich zu
den Verbindungen in Zone 1 und 2 deutlicher er-
kennbaren Wirtschaftlichkeit spricht die mdagli-
che frihzeitige Bertcksichtigung von Verbindun-
gen untereinander in Zone 3 flir ein solches Vor-
gehen. Diesbeziiglich wird auf den standardi-
sierten Technikgrundsatz 4.3.1.7 verwiesen,
nach dem entsprechende Voraussetzungen auf
den Plattformen vorzusehen sind.

In Zone 3 der Nordsee wird daher zwischen den
derzeit vorgesehenen Konverterplattformen
NOR-9-1 und NOR-9-2 raumlich eine Verbin-
dung untereinander mit zwei parallel verlaufen-
den Seekabelsystemen gesichert. Diese Trasse
verlauft von NOR-9-1 zwischen den Flachen N-
9.1 und N-9.2 in nérdliche Richtung, knickt dann
nach Westen ab, wo sie zwischen den Flachen
N-9.1 und N-9.4 verlauft und dann zwischen den

Flachen N-9.3 und N-9.4 zum Konverter NOR-
9.2 fuhrt.

Tabelle 15: Ubersicht der im FEP festgelegten Trassen fir Ver-
bindungen zwischen Anlagen

Nordsee
NOR-9-1 NOR-9-2
Ostsee



Festlegungen fur Pilotwindenergieanlagen ‘ 119 ‘

6 Festlegungen fir Pilotwind-
energieanlagen

Gemal § 5 Abs. 2 WindSeeG kann der FEP fir
den Zeitraum ab dem Jahr 2021 fur Gebiete in
der AWZ und im Kistenmeer verfigbare Netz-
anbindungskapazitaten auf vorhandenen oder in
den folgenden Jahren noch fertigzustellenden
Offshore-Anbindungsleitungen ausweisen, die
nach 8 70 Abs. 2 WindSeeG Pilotwindenergie-
anlagen auf See zugewiesen werden kénnen.
Der FEP weist dabei solche Netzanbindungska-
pazitaten aus, die fur einen effizienten, wirt-
schaftlichen Betrieb einer grof3eren Anzahl von
WEA auf See im rdumlichen Zusammenhang
nicht ausreichen und die daher nicht in die Aus-
schreibungen eingehen sollen, die aber fur die
Anbindung von Pilotwindenergieanlagen auf
See ausreichen. Damit soll die effiziente Nut-
zung und Auslastung von Offshore-Anbindungs-
leitungen erhéht werden??,

Der FEP kann raumliche Vorgaben fur die Er-
richtung von Pilotwindenergieanlagen auf See in
Gebieten machen und die technischen Gege-
benheiten der Offshore-Anbindungsleitung und
sich daraus ergebenden technischen Vorausset-
zungen fur den Netzanschluss von Pilotwind-
energieanlagen auf See benennen.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Flachen-
voruntersuchung fur Pilotwindenergieanlagen
auf See nicht stattfindet?2.

21 BT-DrS. 18/9096 vom 6. Juli 2016, Beschlussempfehlung
und Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft und Energie (9.
Ausschuss) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD - Drucksache 18/8860 — und zu dem
Gesetzentwurf der Bundesregierung — Drucksachen
18/8832, 18/8972 —, S. 372.

6.1 Verfligbare Netzanbindungska-
pazitaten

Die nach 8§ 70 Abs. 2 WindSeeG fir Pilotwind-
energieanlagen verfligbaren Netzanbindungs-
kapazitdten sind in Tabelle 16 dargestellt. Es
handelt sich dabei um freie Kapazitat auf den
Konvertern bzw. Gleichstromsystemen in der
Nordsee und den AC-Anbindungssystemen in
der Ostsee, fir die bislang weder eine unbe-
dingte Netzanbindungszusage nach §118
Abs. 12 EnWG noch eine Zuweisung nach § 17d
Abs. 3 S. 1 oder § 118 Abs. 19 EnWG noch ein
Zuschlag nach § 23 oder § 34 WindSeeG erteilt
wurde. Hinsichtlich der fiir die Nordsee entspre-
chenden Kapazitaten auf den zugehdrigen AC-
Systemen zwischen Konverterplattform und
Offshore-Umspannwerk haben die UNB in ihrer
Stellungnahme vom 19.12.2018 im Rahmen der
Aufstellung des FEP konkretere Aussagen ge-
troffen. Demnach kann die in Tabelle 16 darge-
stellte Leistung auch fur die AC-Anbindungslei-
tungen an die Konverterplattformen NOR-2-
2/DolWinl/alpha und NOR-2-3/DolWin3/gamma
angesetzt werden. Allerdings wird darauf hinge-
wiesen, dass bei Vorliegen eines Antrags auf Er-
richtung von Pilotwindenergieanlagen fur die be-
treffenden Leitungen eine Einzelfalluntersu-
chung durchzufthren sei. Da das Anbindungs-
system NOR-3-3/DolWin6/kappa erst 2023 in
Betrieb gehen soll, ist hierzu aktuell seitens der
UNB noch keine Aussage iiber freie Kapazitaten
auf den AC-Anbindungsleitungen moglich. In
Gebiet N-4 kann auf dem Anbindungssystem
NOR-4-2/HelWin2/beta die dargestellte verflig-
bare Kapazitat zum Anschluss Utber die Um-
spannplattform des OWP ,Amrumbank West"
zugrunde gelegt werden. Die auf NOR-6-2/Bor-
Win2/beta verfiigbare Kapazitat kann laut UNB

22 BT-DrS. 18/9096 vom 6. Juli 2016, Beschlussempfehlung
und Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft und Energie (9.
Ausschuss) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD - Drucksache 18/8860 — und zu dem
Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksachen
18/8832, 18/8972 —, S. 373.
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an allen drei angeschlossenen Umspannplattfor-
men angeschlossen werden.

Die in der Ostsee dargestellten, fur Pilotwind-
energieanlagen verfugbaren Netzanbindungs-
kapazitaten wurden von den UNB in ihrer Stel-
lungnahme vom 19.12.2018 bestatigt.

Tabelle 16: Fur Pilotwindenergieanlagen verfugbare Netzanbin-
dungskapazitaten

Anbindungsleitung | Verfugbare Netzanbin-

dungskapazitaten fur

Pilotwindenergieanla-

gen
Nordsee
NOR-2-2 /DolWinl/al- 88 MW
pha
NOR-2-3 /Dol- 50 MW
Win3/gamma
NOR-4-2 /Helwin2/beta 15 Mw?b
NOR-6-2 /BorWin2/beta 14,4 MW
Ostsee
OST-1-3 5 MW
OST-2-1 3 MW
OST-2-3 23,75 MW

1 Da die auf dem Anbindungssystem NOR-4-2 (Hel-
Win2/beta) verfiigbare Kapazitat in Héhe von 45 MW teil-
weise fir das zu errichtende Anbindungssystem NOR-7-2
am Netzverkniipfungspunkt Buttel freigegeben wird, redu-
ziert sich die in Gebiet N-4 fiir Pilotwindenergieanlagen ver-
fugbare Netzanbindungskapazitat auf 15 MW.

6.2 Raumliche Vorgaben

Der FEP kann fir die Errichtung von Pilotwind-
energieanlagen auf See in Gebieten raumliche
Vorgaben machen, um raumliche Konflikte zu
vermeiden.

Zusammenfassend werden folgende raumliche
Vorgaben fur den Netzanschluss von Pilotwind-
energieanlagen auf See fir den Bereich der
deutschen AWZ festgelegt.

23 BT-DrS. 18/9096 vom 6. Juli 2016, Beschlussempfehlung
und Bericht des Ausschusses fiir Wirtschaft und Energie (9.
Ausschuss) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der
CDU/CSU und SPD — Drucksache 18/8860 — und zu dem

Zusammenfassung

e Errichtung von Pilotwindenergieanlagen
auf See nur in unter 5.1 festgelegten Ge-
bieten

e Einhaltung der Planungsgrundsatze
unter 4.4

Entsprechend 8 5 Abs. 2 WindSeeG durfen Pi-
lotwindenergieanlagen auf See nur in unter Ka-
pitel 5.1 festgelegten Gebieten errichtet werden.

Des Weiteren sind zur Berlcksichtigung von 6f-
fentlichen und privaten Belangen die Planungs-
grundsatze unter 4.4 einzuhalten. Auf 4.5 wird
verwiesen.

Hinsichtlich Hinweisen zu mdglichen Nutzungs-
konflikten wird auf die Umweltberichte sowie auf
Kapitel 8.5 hingewiesen.

Es wird darauf hingewiesen, dass der FEP mit
der Ausweisung von verfliigbaren Netzanbin-
dungskapazitaten keine Aussage daruber trifft,
ob in einem Gebiet freie Standorte fur die Errich-
tung und den Betrieb von Pilotwindenergieanla-
gen auf See vorhanden sind. Zudem trifft der
FEP keine Aussage darlber, ob Pilotwindener-
gieanlagen an die Offshore-Anbindungsleitung,
auf der Netzanbindungskapazitat verfiigbar ist,
angebunden werden kénnen. Ob und wo genau
die Errichtung und der Betrieb von Pilotwind-
energieanlagen auf See zulassig sind, entschei-
det allein das spater durchzufiihrende Zulas-
sungsverfahren fur die Pilotwindenergieanlagen
auf See?,

Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksachen

18/8832, 18/8972 —, S. 373
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6.3 Technische Gegebenheiten und
Voraussetzungen fir den Netz-
anschluss

Der FEP kann neben raumlichen Vorgaben die
technischen Gegebenheiten der Offshore-An-
bindungsleitung und sich daraus ergebende
technische Voraussetzungen fir den Netzan-
schluss von Pilotwindenergieanlagen auf See
benennen.

Zusammenfassend werden folgende technische
Gegebenheiten und Voraussetzungen fur den
Netzanschluss von Pilotwindenergieanlagen auf
See fur den Bereich der deutschen AWZ festge-
legt.

Zusammenfassung

e Vereinbarung bzw. Zustimmung mit bzw.
von betroffenen Dritten, z. B.

- OWP-Vorhaben zur Nutzung der Um-
spannplattform und zur rdumlichen
sowie technischen Integration in des-
sen Vorhaben

- Benachbarte OWP-Vorhaben

- Zustandiger UNB, z.B. zur Priifung
des zulassungskonformen Betriebs
der Anbindungsleitung (z. B. die Ein-
haltung von Temperaturkriterien) und
zur Verteilung der Leistung bei meh-
reren Drehstrom-Seekabelsystemen

e Schnittstellenvereinbarung mit OWP-Vor-
habenstrager bzw. UNB zum Anschluss
an die Plattform

Als Voraussetzung fur den Netzanschluss von
Pilotwindenergieanlagen auf See wird zur Be-
ricksichtigung von offentlichen und privaten Be-
langen festgelegt, dass zum Antrag nach Teil 4
WindSeeG eine Vereinbarung bzw. Zustimmung
mit bzw. von Dritten vorzulegen ist. Dritte um-
fasst beispielsweise den OWP-Vorhabenstra-
ger, in dessen Vorhaben die Pilotwindenergiean-
lagen raumlich sowie technisch integriert werden

sollen, aber auch benachbarte OWP-Vorha-
benstrager (sofern in raumlicher Nahe zu den
geplanten Pilot-Windenergieanlagen) z.B. hin-
sichtlich der Standsicherheit von WEA auf See.
Dritte umfasst auch den zustandigen UNB etwa
zur Verteilung der Leistung der Pilotwindener-
gieanlagen bei mehreren Drehstrom-Seekabel-
systemen zwischen Umspann- und Konverter-
plattform hinsichtlich des zulassungskonformen
Betriebs der Anbindungsleitung.

Die Zustimmung des zustandigen UNB umfasst
ggf. auch eine Prifung der technischen Fahig-
keit der konkreten Anbindungsleitung zur zulas-
sungskonformen Ubertragung der elektrischen
Leistung der Pilotwindenergieanlagen auf See
von der Umspannplattform des OWP-Vorhabens
zum NVP.

Grundsatzlich kdnnen zur Anbindung von Pilot-
windenergieanlagen auf See verschiedene Kon-
zepte in Betracht kommen. Damit kdnnen unter-
schiedliche technische Voraussetzungen ver-
bunden sein. Daher besteht das Erfordernis der
Klarung von technischen Schnittstellen, aber
auch die Notwendigkeit der Klarung von formel-
len Schnittstellen. Hinsichtlich der konkreten
Umsetzung ist demzufolge absehbar, dass eine
frihzeitige Klarung der technischen und formel-
len Schnittstellen sowie Gegebenheiten Grund-
voraussetzung fur eine Anbindung von Pilot-
windenergieanlagen an eine Umspannplattform
oder Konverterplattform ist. Daher wird als Vo-
raussetzung fir das jeweilige Einzelzulassungs-
verfahren von Pilotwindenergieanlagen die Vor-
lage einer umfassenden Schnittstellenvereinba-
rung mit dem Vorhabenstrager der Plattform, an
die die Pilotwindenergieanlagen angebunden
werden sollen, festgelegt.

Es wird darauf hingewiesen, dass die unter 6.1
aufgefiihrten  Anbindungsleitungen entspre-
chend der Anbindungskonzepte des BFO-N/O
durch den zustandigen UNB realisiert wurden
bzw. werden. Aufgrund dieser Anbindungskon-
zepte kénnte es maglich sein, dass eine direkte
Anbindung der Pilotwindenergieanlagen an eine
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Konverterplattform nicht méglich ist oder nur mit
erheblichem, kostenintensivem Aufwand madg-
lich ware. Demzufolge ware die Anbindung der
Pilotwindenergieanlagen an eine Umspannplatt-
form eines OWP-Vorhabenstragers erforderlich.
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7 Sonstige Energiegewin-
nungsbereiche

GemalR 85 Abs. 2a WindSeeG kann der FEP
sonstige Energiegewinnungsbereiche aul3er-
halb von Gebieten festlegen.

Ein sonstiger Energiegewinnungsbereich ist ge-
mal 8§ 3 Nr. 8 WindSeeG ein Bereich aul3erhalb
von Gebieten, auf denen Windenergieanlagen
auf See und sonstige Energiegewinnungsanla-
gen, die jeweils nicht an das Netz angeschlos-
sen werden, in rAumlichem Zusammenhang er-
richtet werden kdnnen und die dem Zulassungs-
verfahren unterliegen. Nach § 4 Abs. 3 Wind-
SeeG ist Ziel der Festlegung, die praktische Er-
probung und Umsetzung von innovativen Kon-
zepten fur nicht an das Netz angeschlossene
Energiegewinnung raumlich geordnet und fla-
chensparsam zu ermdglichen.

8 5 Abs. 2a WindSeeG sieht vor, dass sonstige
Energiegewinnungsbereiche fur insgesamt 25
bis 70 Quadratkilometer festgelegt werden kon-
nen. Zudem kdnnen raumliche sowie technische
Vorgaben fir sonstige Energiegewinnungsanla-
gen, fur Leitungen oder Kabel, die Energie oder
Energietrager aus diesen abfuhren, gemacht o-
der bei einer Knappheit der Trassen solche Lei-
tungen oder Kabel ausgeschlossen werden.

Im Kistenmeer kdnnen sonstige Energiegewin-
nungsbereiche nur festgelegt werden, wenn das
zustandige Bundesland die sonstigen Energie-
gewinnungsbereiche als moglichen Gegenstand
des FEP ausgewiesen hat. Auf die Verwaltungs-
vereinbarung zwischen dem BSH und dem Bun-
desland Mecklenburg-Vorpommern zu Festle-
gungen im Kustenmeer wird hingewiesen?,

Wird ein sonstiger Energiegewinnungsbereich
tatsachlich nicht oder in nur unwesentlichem

24 Abrufbar unter: https://www.bsh.de/DE/THEMEN/Offs-
hore/Meeresfachplanung/Flaechenentwicklungsplan/_An-

Umfang genutzt, kann ein spaterer FEP die Fest-
legung des sonstigen Energiegewinnungsbe-
reichs aufheben und stattdessen Gebiete und
Flachen festlegen (vgl. § 5 Abs. 2a Satz 3 Wind-
SeeG).

7.1 Ausschreibung der Bereiche zur
sonstigen Energiegewinnung

8 67a WindSeeG sieht vor, dass das BSH inner-
halb von im FEP festgelegten sonstigen Ener-
giegewinnungsbereichen in der AWZ gemal}
den Vorgaben in der nach 8 71 Nr. 5 WindSeeG
zu erlassenden Rechtsverordnung den fir die je-
weiligen Bereiche Antragsberechtigten durch
Ausschreibung ermittelt.

Gemal 8 71 Nr. 5 WindSeeG wird das Bundes-
ministerium fir Wirtschaft und Energie erméch-
tigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrats fur die Ausschreibung von sons-
tigen Energiegewinnungsbereichen oder deren
Teilbereichen und zur Sicherstellung der Errich-
tung von sonstigen Energiegewinnungsanlagen
ein Verfahren fur die Vergabe nach objektiven,
nachvollziehbaren, diskriminierungsfreien und
effizienten Kriterien, wobei insbesondere Min-
destanforderungen an die Eignung der Teilneh-
mer und den Nachweis der Erfullung der Anfor-
derungen zu regeln sind, zu regein.

7.2 Planfeststellung von sonstigen
Energiegewinnungsanlagen

Fur den Antrag auf Durchfiihrung des Planfest-
stellungsverfahrens zur Errichtung und zum Be-
trieb von Windenergieanlagen auf See und
sonstigen Energiegewinnungsanlagen, die je-
weils nicht an das Netz angeschlossen werden,
ist nach § 46 Abs. 1 S.2 WindSeeG eine An-
tragsberechtigung nach § 67a WindSeeG erfor-
derlich.

lagen/Downloads/FEP/Flaechenentwicklungsplan_Verwal-
tungsvereinbarung_BSH_Mecklenburg_Vorpom-
mern.htm|?nn=1653366
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Mit der Antragsberechtigung kénnen Antrage auf
Planfeststellung fiir den sonstigen Energiege-
winnungsbereich gestellt werden, auf die sich
der Plan bezieht. Nach § 45 Abs. 2 WindSeeG
ist das BSH die zustandige Behérde fur das An-
horungs-, Planfeststellungs- und Plangenehmi-
gungsverfahren.

Der Plan muss zusatzlich zu den gesetzlichen
Vorgaben des 8§ 73 Abs. 1 S. 2 Verwaltungsver-
fahrensgesetz (VWVfG) die in § 47 Abs. 1 Wind-
SeeG enthaltenen Angaben umfassen.

Das BSH kann nach § 48 Abs. 3 Satz 2 Wind-
SeeG im Planfeststellungsbeschluss zur Sicher-
stellung einer zlgigen Errichtung und Inbetrieb-
nahme des Vorhabens unter Bertcksichtigung
des vom Trager des Vorhabens vorgelegten
Zeit- und MalRnahmenplans MalRnahmen be-
stimmen und fur deren Erfullung Fristen vorge-
ben, bis zu deren Ablauf die MaRnahmen erfullt
sein mussen.

Der Plan darf nur unter bestimmten in § 48 Abs.
4 WindSeeG aufgezahlten Voraussetzungen
festgestellt werden.

Ein Planfeststellungsbeschluss fir eine Wind-
energieanlage auf See oder fir eine Anlage zur
sonstigen Energiegewinnung, die jeweils nicht
an das Netz angeschlossen werden, werden be-
fristet auf 25 Jahre erteilt. Eine nachtragliche
Verlangerung der Befristung um hochstens flinf
Jahre ist einmalig méglich, wenn der FEP keine
unmittelbar anschlieRende Nachnutzung nach §
8 Abs. 3 WindSeeG vorsieht (vgl. § 48 Abs. 7
WindSeeG.

Die Planfeststellungen bedurfen des Einverneh-
mens der Wasserstraf3en- und Schifffahrtsver-
waltung des Bundes (WindSeeG).

Wenn der Planfeststellungsbeschluss unwirk-
sam wird, sind die Einrichtungen nach § 58 Abs.
1 WindSeeG in dem Umfang zu beseitigen, wie
dies die oben genannten Belange erfordern.

7.3 Festlegung von sonstigen Ener-
giegewinnungsbereichen

Im Rahmen dieses Plans werden zwei sonstige
Energiegewinnungsbereiche festgelegt. Bei die-
sen handelt es sich um Bereiche, die fur eine ei-
gene Netzanbindung zu klein sind. Aufgrund der
Kistenndhe sollten die Flachen in den Entfer-
nungszonen 1 bis 3 zunachst der leitungsgebun-
denen Energiegewinnung vorbehalten bleiben.

Langerfristig und unter Bertcksichtigung der
Fortschreibung der Raumordnung kann geprift
werden, ob auch z.B. in Zone 4 und 5 die Aus-
weisung weiterer Bereiche méglich ist (vgl. Hin-
tergrundinformationen in Kapitel 2.6.1.2). Auf-
grund der begrenzten Raume in der AWZ kann
sich eine Konkurrenz zwischen leitungsgebun-
dener und leitungsungebundener Energiegewin-
nung ergeben.

Die sonstigen Energiegewinnungsbereiche sind
zur besseren Ubersicht mit den Buchstaben
SEN bzw. SEO fir sonstiger Energiegewin-
nungsbereich in der Nord- bzw. Ostsee benannt
und mit Ziffern durchnummeriert.

SEO-1 wird als sonstiger Energiegewinnungsbe-
reich ausgewiesen. Die derzeit noch nicht ab-
schlieBend bewertbaren Fragen zum Vogelzug
sind im Einzelzulassungsverfahren zu klaren.
Sollten in dem Bereich Windenergieanlagen er-
richtet werden, kénnten voraussichtlich (weitge-
hende MalRnahmen) zur Vermeidung und Ver-
minderung der Auswirkungen auf den Vogelzug
erforderlich werden. Auf die Ausfiihrungen zum
Gebiet O-2 bzw. zur Flache 0O-2.2 (unter Pri-
fung) in Kapitel 5.2.2 sowie Kapitel 8.4 wird ver-
wiesen. Die Klarung dieser Fragen im Einzelzu-
lassungsverfahren erscheint sachgerecht.

Tabelle 17: Ubersicht Festlegung von sonstigen
Energiegewinnungsbereichen

Lage GrolRe Kisten-
entfernung

SEN-1 AWiel\éord- ca. 27,5 km? Zone 2

SEO-1 AWZ Ost- ca. 7,6 km2 Zone 1

see
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Abbildung 23: Sonstiger Energiegewinnungsbereich in der AWZ der Nordsee

SEN-1 grenzt norddstlich an die Offshore-Wind-
parks ,EnBW Hohe See", ,Albatros” und ,Global
Tech 1“. Etwa mittig durch den Bereich verlauft
zudem der Interkonnektor ,NorNed“. Nach Wes-
ten, Norden und Osten wird der Bereich zudem
durch Schifffahrtsrouten begrenzt. An der 6stli-
chen Ecke des sudwestlichen Bereichs verlauft
der An- und Abflugkorridor des Windparks ,Al-
batros®, der zu beriicksichtigen ist. Auf den Pla-
nungsgrundsatz 4.4.1.3 wird hingewiesen.

Die Errichtung eigener Kabel und Pipelines zur
Abfuhrung von Energie oder Energietragern aus
einem sonstigen Energiegewinnungsbereich in
der deutschen AWZ der Nordsee wird fur den
hier festgelegten sonstigen Energiegewinnungs-
bereich SEN-1 ausgeschlossen. Griinde hierfur

sind u.a., dass die Mdglichkeit der Errichtung ei-
nes eigenen Stromkabels z.B. zum Anschluss
einer landseitigen Elektrolyse-Anlage an den
sonstigen Energiegewinnungsbereich im Ver-
haltnis zur Kapazitat einer Standard-Anbindung
in der Nordsee mit 2 GW Ubertragungsleistung
eine aus radumlicher Sicht ineffiziente Anbin-
dungsmoglichkeit darstellt. Dies gilt insbeson-
dere vor dem Hintergrund der begrenzten An-
zahl moglicher Trassenkorridore in der Nordsee
bei der Querung des Kustenmeers. Zur Errei-
chung der mittel- und langfristigen Ausbauziele
fur die Windenergie auf See sollten die verflg-
baren Trassenkorridore insbesondere in der
Nordsee der leitungsgebundenen Windenergie
vorbehalten bleiben. Dies gilt in grol3erem Mal3e
auch fur die Errichtung einer privaten Rohrlei-
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tung mit vergleichsweise geringer Durchlei-
tungskapazitat, welche aufgrund der grol3eren
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Abbildung 24: Sonstiger Energiegewinnungsbereich in der AWZ der Ostsee

SEO-1 wird im Norden durch das Datenkabel
.Baltica Segment 3“, im Osten durch das unter
Prifung stehende Anbindungssystem OST-2-4,
im Stden durch eine Schifffahrtsroute und im
Westen durch ein Vorbehaltsgebiet Forschung
begrenzt. Im norddstlichen Bereich ist eine
Uberschneidung mit einem An- und Abflugkorri-
dor von ,Baltic Eagle" mdglich. Auf den Pla-
nungsgrundsatz 4.4.1.3 wird hingewiesen.

Mdgliche Nutzungskonflikte im Hinblick auf na-
turschutzfachliche Belange, insbesondere den
Vogelzug, sind im Einzelzulassungsverfahren zu
klaren. Auf die Ausfihrungen zum Gebiet O-2
bzw. zur Flache O-2.2 (unter Prufung) in Kapitel
5.2.2 wird verwiesen.

Fur den Fall, dass der Bereich SEO-1 mit einem
Seekabelsystem angebunden werden soll, wird
eine mogliche Trasse zur ErschlieBung des Be-
reichs rdumlich gesichert. Diese ware entspre-
chend der gesetzlichen Vorgaben durch den Be-
treiber des sonstigen Energiegewinnungsbe-
reichs zu errichten und zu betreiben.
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8 Ubereinstimmung der Fest-
legungen mit privaten und
offentlichen Belangen

Nach § 5 Abs. 3 WindSeeG sind raumliche Fest-
legungen unzuldssig, wenn uberwiegende 6f-
fentliche oder private Belange entgegenstehen.
In einem Katalog wird aufgefuihrt, um welche Be-
lange es sich insbesondere handelt. Sofern ei-
ner der in 8 5 Abs. 3 Satz 2 WindSeeG gesetz-
lich genannten Ausschlussgriinde vorliegt, ist
eine Festlegung in jedem Fall unzuldssig. Die
Aufzahlung der Belange ist nicht abschlieBend.?®
Soweit einzelne, der Abwagung zugangliche Be-
lange miteinander konkurrieren sollten, sind
diese untereinander abzuwéagen.

Fur die Festlegung von Flachen und Gebieten
nach 85 Abs. 1 Nr. 1 und 2 WindSeeG, die in
einem vom Bundesfachplan Offshore nach
§ 17a des EnWG festgelegten Cluster oder ei-
nem Vorrang-, Vorbehalts- oder Eignungsgebiet
eines Raumordnungsplans nach § 17 Abs. 3
S. 1 ROG liegen, muss die Zulassigkeit der Fest-
legung nur geprift werden, soweit zusétzliche o-
der andere erhebliche Gesichtspunkte erkenn-
bar oder Aktualisierungen und Vertiefungen der
Prifung erforderlich sind (vgl. 85 Abs. 3 S. 3
WindSeeG). Hintergrund ist, dass bei der Pri-
fung der Festlegungen der Cluster im Bundes-
fachplan Offshore und Vorrang-, Vorbehalts- o-
der Eignungsgebiete in den Raumordnungspla-
nen fir die AWZ der Nord- und Ostsee bereits
eine Abwagungsentscheidung nach den jeweils
geltenden Bestimmungen getroffen wurde, bei
der die Belange gegen- und untereinander abge-
wogen wurden.

25 Vgl. BT DrS 18/8860 vom 21. Juli 2016, Gesetzentwurf
der Fraktionen CDU/CSU und SPD, Entwurf eines Geset-
zes zur Einfihrung von Ausschreibungen aus erneuerba-
ren Energien und zu weiteren Anderungen des Rechts der
erneuerbaren Energien, S. 273.

Fir das Kustenmeer von Mecklenburg-Vorpom-
mern wurde die Zulassigkeit der Festlegungen
von dem Land Mecklenburg-Vorpommern ge-
pruft. Hinsichtlich der Gefahrdung der Mee-
resumwelt wird auf den Umweltbericht des LEP
M-V verwiesen.

8.1 Gesetzliche Ausschlussgrinde

8.1.1 Ubereinstimmung mit den Erforder-
nissen der Raumordnung

Festlegungen, die nicht mit den Erfordernissen
der Raumordnung nach § 17 Abs. 3 ROG uber-
einstimmen, sind unzulassig. Danach geht es
um die Raumvertraglichkeit der Festlegungen
unter Uberortlichen Gesichtspunkten. Die Erfor-
dernisse der Raumordnung stellen nach 83
Abs. 1 Nr. 1 ROG den Oberbegriff fir die Ziele,
Grundsatze und sonstigen Erfordernisse der
Raumordnung dar. Nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 ROG
sind bei raumbedeutsamen Planungen und
MalRnahmen die Ziele der Raumordnung zu be-
achten sowie Grundsatze und sonstige Erforder-
nisse der Raumordnung in Abwagungs- oder Er-
messensentscheidungen zu berlicksichtigen.

Die Raumordnungsplane fur die deutsche AWZ
der Nord- und Ostsee?® legen erstmalig Ziele
und Grundsatze der Raumordnung fir diesen
Raum hinsichtlich der wirtschaftlichen und wis-
senschaftlichen Nutzung, hinsichtlich der Ge-
wabhrleistung der Sicherheit und Leichtigkeit der
Seeschifffahrt sowie zum Schutz der Meeresum-
welt fest. Es werden Leitlinien zur raumlichen
Entwicklung formuliert und Ziele sowie Grund-
satze, insbesondere Gebiete fiir Nutzungen und
Funktionen, festgelegt. Der Raumordnungsplan
trifft koordinierte Festlegungen fir die einzelnen

26 Anlageband zum BGBI. | Nr. 61 vom 25. September
2009, Anlage zur Verordnung tiber die Raumordnung in der
deutschen ausschlie3lichen Wirtschaftszone in der Nord-
see; Anlageband zum BGBI. | Nr. 78 vom 18. Dezember
2009, Anlage zur Verordnung tiber die Raumordnung in der
deutschen ausschliel3lichen Wirtschaftszone in der Ostsee.
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Nutzungen und Funktionen Schifffahrt, Rohstoff-
gewinnung, Rohrleitungen und Seekabel, wis-
senschaftliche Meeresforschung, Windenergie-
gewinnung, Fischerei und Marikultur sowie
Schutz der Meeresumwelt.

Die Festlegungen wurden daraufhin Gberprift,
ob sie die Ziele der Raumordnung beachten und
die Grundsatze und sonstigen Erfordernisse be-
ricksichtigen.

Die Raumordnungsplane fur die ausschliel3liche
Wirtschaftszone werden aktuell fortgeschrieben.
Der erste Planentwurf wurde am 25. September
2020 verdffentlicht. Die in diesem Rahmen ge-
troffenen Festlegungen werden bei der Fort-
schreibung des FEP beachtet bzw. bertcksich-
tigt, siehe =zur Fortschreibung auch Kapitel
2.6.1.2. Hiermit verbunden ist eine Erweiterung
der Gebiete N-9 bis N-13 in das Vorbehaltsge-
biet Schifffahrt der Schifffahrtsroute 10 aus dem
ROP 2009. Hierzu wird auf die Ausfiihrungen un-
ter 5.1 und 8.3 verwiesen.

8.1.2 Keine Gefahrdung der Meeresumwelt

Nach 8 5 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 WindSeeG sind Fest-
legungen unzulassig, die die Meeresumwelt ge-
fahrden.

Dabei bildet das fachrechtliche Prifungsmerk-
mal ,,Gefahrdung der Meeresumwelt” einen eige-
nen Prifungsmalistab. Zusatzlich gelten die be-
stehenden Vorschriften des Fachrechts, also
vorliegend vor allem zum Arten- und Gebiets-
schutz, sowie die Prifungen hinsichtlich voraus-
sichtlich erheblicher Umweltauswirkungen im
Rahmen der Strategischen Umweltprifung.

Auf die Karten in Kapitel 2 wird fir die Gebiets-
darstellung verwiesen.

Aufgrund des Art. 1 Gesetz zur Neuregelung des
Rechts des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege (BNatSchG)?” wurden gemaR § 56 Abs. 1

2 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S.
2542), zuletzt geandert durch Artikel 290 der Verordnung
vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1328).

BNatSchG alle naturschutzrechtlichen Instru-
mente (mit Ausnahme des Kapitels 2: Land-
schaftsplanung) auf den Bereich der deutschen
AWZ und des Festlandsockels erstreckt. Das
heil3t, es sind insbesondere die Vorgaben des
gesetzlichen Biotopschutzes (8 30 BNatSchG),
des europdischen Gebietsschutzes (8 34
BNatSchG) und des besonderen Artenschutzes
(88 44 ff. BNatSchG) zu beachten. Die entspre-
chenden Prufungen wurden im Rahmen der
Strategischen Umweltprifung durchgefihrt und
in den Umweltberichten dargestellt. Fir die Pri-
fung der Gefahrdung der Meeresumwelt wird auf
Kapitel 8.3 bis 8.5, die Umweltberichte sowie auf
bereits vorhergehende Fachplanungen zurick-
gehende Festlegungen, die Kapitel 7.3 bis 7.6
des FEP 2019, die Umweltberichte zum FEP
2019 sowie die Umweltberichte zum Bundes-
fachplan Offshore, insbesondere den Umweltbe-
richt zum BFO-N 2012 — 17 und BFO-O 2012 —
17, verwiesen.

8.1.3 Keine Beeintrachtigung der Sicher-
heit und Leichtigkeit des Verkehrs

Festlegungen, welche die Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs beeintrachtigen, sind ge-
maR 85 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 WindSeeG ebenfalls
unzulassig.

Die Festlegungen der Gebiete in der Nord- und
Ostsee wurden weitgehend von den im BFO fir
die Nord- und Ostsee bereits festgelegten Clus-
tern Ubernommen. Bei der Festlegung der Clus-
ter wurden die Vorgaben der Raumordnungs-
plane beachtet bzw. beriicksichtigt. Anderungen
der im BFO festgelegten Cluster ergeben sich
vor Allem aus der veroffentlichten und konsul-
tierten Konzeption zur Fortschreibung der
Raumordnungsplane sowie dem Entwurf des
Raumordnungsplans fir die deutsche AWZ der
Nord- und Ostsee hinsichtlich der Anderung der
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Schifffahrtsroute 10. Da mit der Schifffahrt und
dem Luftverkehr zusammenhangende Belange
ansonsten bereits im Rahmen der Aufstellung
und Fortschreibung des BFO gepruft wurden, ist
bis auf die Festlegung der Gebiete N-9 bis N-13
und vereinzelte Festlegungen eine erneute Pri-
fung der Gebiete und Flachen nach § 5 Abs. 3
S. 3 WindSeeG grundsatzlich nicht bzw. nach
MalRgabe der nachstehenden Ausfiihrungen er-
forderlich.

Fur die Priufung der raumlich gednderten Ge-
biete N-9 bis N-13 wird auf Kapitel 8.3, 2.6.1 so-
wie aulRerdem auf das Verfahren der Fortschrei-
bung der Raumordnungsplane fir die AWZ ver-
wiesen.

8.1.4 Keine Beeintrachtigung der Sicher-
heit der Landes- und Bindnisverteidi-
gung

Auch die Sicherheit der Landes- und Bindnis-

verteidigung darf nach 8 5 Abs. 3 Nr. 4 Wind-

SeeG durch Festlegungen nicht beeintrachtigt

werden.

Die Festlegungen der Gebiete in der Nord- und
Ostsee wurden weitgehend von den im BFO fir
die Nord- und Ostsee bereits festgelegten Clus-
tern Ubernommen. Das Gebiet O-3 wurde auf-
grund der Belange der Landes- und Buindnisver-
teidigung auf die tatséchlich bebaute Flache re-
duziert. Die Fuhrung von Seekabelsystemen in
U-Boot-Tauchgebieten wird, soweit mdglich,
vermieden, im Fall von Grenzkorridor O-IX er-
folgt die geplante Trassenfihrung mit verringer-
ten Abstanden im Bereich der Sicherheitszone
des Windparks. Mit der Landes- und Bindnis-
verteidigung zusammenhangende Belange wur-
den bereits im Rahmen der Aufstellung und Fort-
schreibung des BFO geprift, so dass eine er-
neute Prifung der Gebiete und Flachen nach § 5
Abs. 3 S. 3 WindSeeG wahrscheinlich bis auf
vereinzelte Festlegungen zunéchst nicht erfor-
derlich ist.

8.1.5 Keine Lage in gesetzlich ausgewiese-
nem Schutzgebiet

85 Abs.3 S.2 Nr.5 WindSeeG regelt, dass
Festlegungen von Gebieten oder Flachen in
nach § 57 BNatSchG ausgewiesenen Schutzge-
bieten unzulédssig sind. Die Festlegungen der
Gebiete in der Nord- und Ostsee wurden weitge-
hend von den in den BFO fir die Nord- und Ost-
see bereits festgelegten Clustern ibernommen.
Festlegungen von Gebieten und Flachen in Na-
turschutzgebieten werden daher nicht vorge-
nommen.

8.2 Sonstige 6ffentliche und private
Belange

Neben den in § 5 Abs. 3 Satz 2 WindSeeG aus-
dricklich aufgefiihrten Ausschlussgriinden sind
im Rahmen der Prifung der Festlegungen des
FEP nach 85 Abs.3 Satz1 WindSeeG eine
Reihe weiterer Belange relevant. Hierzu z&hlen
unter anderem sonstige Nutzungen wie geplante
und bestehende Datenkabel, Rohrleitungen und
bergrechtliche Aktivitaten, die Belange der Fi-
scherei, Gesundheits- und Arbeitsschutz, kultu-
relles Erbe, Katastrophenschutz, die volkswirt-
schaftlichen Kosten der Errichtung und des Be-
triebs der Windparks sowie die volkswirtschaftli-
chen Kosten der Errichtung und des Betriebs der
Offshore-Anbindungsleitungen.

Letzterer Belang findet Uber Kriterium 1 der effi-
Zienten Nutzung und Auslastung der Anbin-
dungsleitungen und Kriterium 2 der effizienten
Planung, Errichtung und Nutzung der noch fer-
tigzustellenden Anbindungsleitungen nach 85
Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 und 2 WindSeeG auch Ein-
gang in die Festlegung der Flachen und zeitliche
Reihenfolge ihrer Ausschreibung. Dies gilt
ebenso fur die rdumliche Néhe zur Kiiste gemaf
8 5 Abs. 4 Satz 3 Nr. 3 WindSeeG, die Einfluss
auf die Kosten der Offshore-Anbindungsleitung
hat. Die betriebswirtschaftlichen Kosten finden
Uber die ebenfalls in 85 Abs. 4 Satz 2 Wind-
SeeG genannten Kriterien der rdumlichen Nahe
zur Kuste, der voraussichtlichen. tats&chlichen
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Bebaubarkeit, zeitlichen Reihenfolge und die vo-
raussichtlich zu installierende Leistung Eingang
in die Festlegungen des FEP. Auf Kapitel 4.8.2
wird verwiesen.

Die Interessen bestehender Projekte, die keinen
Zuschlag in den Ausschreibungsverfahren erhal-
ten haben, sind keine privaten oder 6ffentlichen
Belange, die einer Festlegung entgegenste-
hen.?® Dies wird durch den Wortlaut des 85
Abs. 3 Satz 2 WindSeeG gestitzt, der die Be-
lange mit einem potentiellen Betroffenheitsgrad
auffihrt und das Eintrittsrecht dabei nicht nennt.

Selbst wenn das Eintrittsrecht — entgegen der
Gesetzesbegrindung — ein privater Belang
ware, besteht kein Anspruch auf Festlegung ei-
ner Flache bzw. auf Festlegung eines bestimm-
ten Flachenzuschnitts. Hierzu wird auf Kapitel
7.2 und 8.9 des FEP 2019 verweisen.

Grundsatzlich wurden Planungsgrundsatze ein-
gefuhrt, um Gefahrdungen der Meeresumwelt,
Beeintrachtigungen der Sicherheit und Leichtig-
keit des Verkehrs sowie Beeintrachtigungen der
Landes- und Biindnisverteidigung zu vermeiden
und so weit zu verringern, dass eine Beeintrach-
tigung bzw. Gefahrdung nicht eintritt. Die Pla-
nungsgrundséatze betreffen neben allgemeinen
Grundsatzen auch jeweils speziell Gebiete und
Flachen, Plattformen und Seekabelsysteme so-
wie sonstige Energiegewinnungsbereiche (siehe
Kapitel 4.4).

8.3 Zuléassigkeit der Festlegung der
Gebiete

Die Festlegungen der Gebiete in der Nord- und
Ostsee wurden weitgehend von den in den Bun-
desfachplanen fir die Nord- und Ostsee bereits
festgelegten Clustern Ubernommen. Da hiermit
zusammenhangende Belange bereits im Rah-
men der Aufstellung und Fortschreibung des

28 Vgl. BT DrS 18/8860 vom 21. Juni 2016, Gesetzentwurf
der Fraktionen CDU/CSU und SPD, Entwurf eines Geset-

BFO gepruft wurden, ist eine erneute Prifung
nach 8 5 Abs. 3 S. 3 WindSeeG i.d.R. nicht er-
forderlich. Eine Aktualisierung oder Vertiefung
der Prifung ist auRerhalb der unten dargestell-
ten Aspekte angesichts der erst Ende 2017 er-
folgten letzten Fortschreibung regelmafiig nicht
erforderlich.

Dies betrifft vor allem die Festlegung der Gebiete
N-9 bis N-13 entsprechend den in Kapitel 5.1
und 2.6.1.2 vorgenommenen Ausflihrungen.

Hinsichtlich militarischer Ubungsgebiete gibt es
flachendeckend Uberschneidungen mit Festle-
gungen von Gebieten des FEP. Betrachtet wer-
den jedoch nur die Uberschneidungen, bei de-
nen auch Konflikte zu erwarten sind. Uber-
schneidungen mit Flug-Ubungsgebieten bzw.
Warn- und Gefahrengebieten, die bei 5.500 ft o-
der hoher beginnen, werden nicht benannt. So
befinden sich Gebiete oder Teile der Gebiete N-
3, N-4, N-5 sowie O-1 und O-3 innerhalb milita-
rischer Ubungsgebiete. Da die Gebiete als Clus-
ter bereits mit dem BFO Nordsee und Ostsee so-
wie teilweise als Vorranggebiete Windenergie im
Raumordnungsplan fir die Nordsee festgelegt
wurden bzw. als Vorrang- oder Vorbehaltsgebiet
Windenergie im ROP-E 2021 dargestellt sind
und keine zuséatzlichen, anderen erheblichen o-
der neuen Gesichtspunkte erkennbar sind, ist
die Zulassigkeit nach 8 5 Abs. 3 Satz 3 Wind-
SeeG vorerst nicht erneut zu prifen.

Fur das Gebiet N-4 liegen insbesondere aus den
Monitoringergebnissen der betriebenen OWP
sowie aus Forschungsvorhaben Daten vor, die
die Ausweisung des Gebietes N-4 fir eine etwa-
ige Nachnutzung in Frage stellen, so dass das
Gebiet insoweit unter Priifung steht.

Wegen der Einzelheiten wird auf Kapitel 5.1.2
verwiesen.

zes zur Einfiihrung von Ausschreibungen aus erneuerba-
ren Energien und zu weiteren Anderungen des Rechts der
erneuerbaren Energien, S. 273.
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Im Gebiet N-5 wird der bestehende Windpark
.Butendiek" nachrichtlich dargestellt. Eine Aus-
weisung als Gebiet oder Flache wéare nach § 5
Abs. 3 Satz 2 Nr. 5 WindSeeG im Hinblick auf
eine etwaige Nachnutzung unzulassig, da dieser
Bereich im Naturschutzgebiet ,Sylter Aul3enriff —
Ostliche Deutsche Bucht* liegt. Dies ergibt sich
zudem aus dem Ziel 3.5.1. (3) der AWZ Nord-
see-ROV 2009. Zusatzlich umfasst das Gebiet
im Vergleich zur Ausweisung des Clusters 5 im
BFO-N 2012 — 17 nunmehr ausschlielich die
Vorhaben, die in Betrieb sind, da zusatzliche er-
hebliche Gesichtspunkte nach § 5 Abs. 3 Satz 3
WindSeeG erkennbar geworden sind.

Das Gebiet N-5 steht aus naturschutzfachlichen
und umweltrechtlichen Griinden im Hinblick auf
eine etwaige Nachnutzung fir Offshore-Wind-
energie unter Prifung. Wegen der Einzelheiten
wird auf Kapitel 5.1.2 und 8.4 verwiesen.

Fur die Gebiete N-9 bis N-13 bestehen Anderun-
gen gegentiber den im BFO entsprechend des
ROP 2009 festgelegten Clustern vor allem aus
der veroffentlichten und konsultierten Konzep-
tion zur Fortschreibung der Raumordnungsplane
sowie dem verdffentlichten und konsultierten
Entwurf des Raumordnungsplans fir die deut-
sche AWZ der Nord- und Ostsee hinsichtlich der
Anderung der Schifffahrtsroute 10, vgl. hierzu
Kapitel 2.6.1.2.

Die durch den FEP festgelegten Gebiete reichen
in das durch den ROP 2009 festgelegte Vorbe-
haltsgebiet Schifffahrt 10 hinein. Die damalige
Festlegung entsprach im Jahr 2009 den besten
verfligbaren Daten und Erkenntnissen. Aller-
dings haben sich nach aktuellen Betrachtungen
des Schiffsverkehrs aufgrund von AIlS-Daten,
die durch erste Erkenntnisse eines schifffahrts-
polizeilichen Fachgutachtens bestatigt wurden,
in diesem Bereich neue Einsichten gezeigt. Auf
die Ausfuhrungen in Kapitel 5.1 wird verwiesen.

Die 0.g. aktuellen Auswertungen des Schiffsver-
kehrs sowie die Ergebnisse des schifffahrts-poli-
zeilichen Fachgutachtens zeigen Uberdies, dass

mit der Festlegung keine Beeintrachtigung der
Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffverkehrs
nach 8 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 WindSeeG verbun-
den ist.

Hinsichtlich der Festlegung der Gebiete N-11
und N-13 wurden im Rahmen der Aufstellung
des FEP 2019 Bedenken gedulert, die wahrend
der Konsultation zum Vorentwurf 2020 wieder-
holt wurden.

Da der Ausbau der Gebiete in Zone 3 erforder-
lich wird, um den Ausbaupfad umzusetzen,
wurde dies im Rahmen der Festlegungen in der
Fortschreibung/Anderung des FEP berticksich-
tigt, indem zunéachst nur fir die Gebiete N-9 und
N-10 auch Flachen festgelegt werden. Das Ge-
biet N-13 wurde im Vergleich zum FEP 2019 da-
hingehend angepasst, dass zum Schutz der
Seetaucher der Abstand zum Hauptkonzentrati-
onsgebiet Seetaucher dem vergramungsbeding-
ten Habitatverlust von 5,5 km entspricht. Die An-
gemessenheit dieses Abstandes wird im Rah-
men des Monitorings weiter geprift. Von einer
Gefahrdung der Meeresumwelt wird nicht aus-
gegangen (siehe Umweltbericht Kapitel 4.5.1,
4.6.1,4.12.4,5.1.2, 5.2.2 und 6). Das Gebiet N-
13 liegt in Teilen innerhalb des im Entwurf des
Raumordnungsplanes AWZ vom 25.09.2020
festgelegten Vorbehaltsgebietes Schweinswale.

Auf den Grundsatz (6) des ROP-E 2021 unter
Kapitel 2.2.2.wird hingewiesen.

Unter 4.4.1.1 wird zur Vermeidung bzw. Vermin-
derung kumulativer Auswirkungen die zeitliche
Gesamtkoordinierung der Errichtungs- und Ver-
legearbeiten als Planungsgrundsatz festgelegt.
Dies beinhaltet auch die Reduzierung des
Schiffsverkehrs fur den Bau und den Betrieb auf
ein Mindestmal3 durch optimale Bau- und Zeit-
planung.

Darlber hinaus sichert der Planungsgrundsatz
der Schallminderung (vgl. 4.4.1.8) die Umset-
zung von SchallschutzmafRnahmen nach dem
Stand der Wissenschaft und Technik und An-
wendung des Schallschutzkonzepts fur die
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Nordsee (Bundesministerium fir Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit, 2013).

Insbesondere wahrend der sensiblen Jahreszeit
kénnen zusatzliche Vermeidungs- und Minde-
rungsmafRnahmen vor allem in Bezug auf im-
pulshaltige Schalleintrage bei den Errichtungsar-
beiten ergriffen werden. Dies entspricht auch der
aktuellen Genehmigungspraxis im BSH. Daher
ist nicht von einer Gefahrdung der Meeresum-
welt durch die Festlegung des Gebietes N-13
auszugehen (vgl. auch Kap. 4.5.1 des Umwelt-
berichts fur die Nordsee).

Um einer Geféahrdung der Landes- und Biindnis-
verteidigung wegen eines im Osten des Gebiets
0O-3 gelegenen militarischen Ubungsgebietes
entgegen zu wirken, wurde das Gebiet O-3 im
Ostlichen Bereich auf die Flache des bestehen-
den Windparks ,Baltic 2“ verkleinert.

8.4 Zulassigkeit der Festlegung der
Flachen

Die festgelegten Flachen liegen aufRerhalb der
Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Schifffahrt und
auf3erhalb von Naturschutzgebieten. Wegen der
Lage einzelner Flachen in militarischen Ubungs-
gebieten wird auf Kapitel 8.3 verwiesen.

Eine Erweiterung des Gebietes N-5 zur Nutzung
von Offshore-Windenergie tUber die zum Zeit-
punkt dieser Prifung in Betrieb befindlichen
OWP ,Butendiek”, ,Dan Tysk" und ,Sandbank"
hinaus sowie konkret bezogen auf die in den
Entwrfen des FEP 2019 in Prifung dargestellte
Flache N-5.4 ist nach aktuellem Kenntnisstand
mit naturschutzrechtlichen Erwégungen nicht
moglich

Der Ausschluss der Flache N-5.4 begriindet sich
mit dem Mal3 der bereits festgestellten kumulati-
ven nachteiligen Auswirkungen der OWP aus
dem Bereich des Hauptkonzentrationsgebietes
der Seetaucher in der deutschen AWZ der Nord-
see. Der festgestellte Verlust von 19% des fir
die Erhaltung der lokalen Seetaucherpopulation

wertvollen Nahrungs- und Rasthabitats inner-
halb des Hauptkonzentrationsgebietes in Ver-
bindung mit der ermittelten statistisch signifikan-
ten Abnahme der Abundanz der Seetaucher ver-
bietet, aus Griinden der Sicherstellung des Ar-
tenschutzes fur die Artengruppe der Seetaucher,
eine etwaige VergroRerung der Eingriffsflache.

Dies gilt auch vor dem Hintergrund der nun vor-
liegenden unabhangigen Studie zu Seetauchern
in der deutschen Nordsee im Auftrag des Bun-
desverbandes Windenergie Offshore
(BIOCONSULT SH et al., 2020). Die Studie be-
statigt die fur den FEP 2019 zugrundeliegenden
Erkenntnisse aus Forschung und Monitoring zur
funktionalen Bedeutung des Hauptkonzentrati-
onsgebietes und zum Ausmal der Meideeffekte
auf Seetaucher durch Offshore-Windparkvorha-
ben (GARTHE et al. 2018) Eine Verlagerung des
Seetauchervorkommens in den zentralen Be-
reich des Hauptkonzentrationsgebietes seit Bau
der Windparks wurde ebenfalls in dieser Studie
bestétigt. Zudem sind berechnete Bestandszah-
len bzw. -entwicklungen qualitativ und quantita-
tiv vergleichbar zu den Bestandsberechnungen
des FTZ (SCHWEMMER H, 2019). Unter-
schiede kénnen auf unterschiedliche Methodi-
ken bei der Bestandsberechnung sowie abge-
wandelte Datengrundlagen zuriickgefuhrt wer-
den. Beide Studien bestatigen die insgesamt
hohe und besondere funktionale Bedeutung des
Hauptkonzentrationsgebietes als Habitat fir
Seetaucher in der deutschen Nordsee. Die Er-
kenntnisse aus der Studie des FTZ im Auftrag
von BfN und BSH werden somit von einer unab-
hangigen Studie bestétigt. Im Ergebnis bleibt die
artenschutzrechtliche Bewertung der Flache N-
5.4 aus dem Umweltbericht zum FEP 2019 be-
stehen.

Dem Vorsorgeprinzip nach 8§ 3 UVPG folgend
und um eine erhebliche Stérung i.S.v. § 44 Abs.
1 Nr. 2 BNatSchG mit der erforderlichen Sicher-
heit auszuschlieRen, sind weitere kumulative Ef-
fekte durch die Errichtung weiterer Offshore-
WEA im Gebiet N-5 zu unterlassen.
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Das Vorsorgeprinzip ist ein Umweltrechtsprinzip
von herausragender Bedeutung. Es fordert,
dass Maflinahmen nicht erst bei drohenden
Schaden durch konkrete Umweltgefahren ein-
greifen, sondern bereits im Vorfeld des Entste-
hens einer Gefahr bei der Risikoverminderung
ansetzen mussen. Dieser Maf3stab wird auch
durch den Wortlaut des fachgesetzlichen § 5
Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 WindSeeG ,Gefahrdung der
Meeresumwelt* gestitzt. Hieraus ergibt sich die
Pflicht zu einer mdglichst weit vorausschauen-
den und planenden Umweltvorsorge, die darauf
abzielt, Umweltgefahren oder gar -schaden gar
nicht erst entstehen zu lassen. Gerade bei kom-
plexen oder noch nicht vollstandig erforschten
Zusammenhéngen kann durch eine summie-
rende Wirkung des flr sich allein mdglicher-
weise ungeféhrlichen Verursachungsbeitrags
eine Umweltgefahrdung entstehen. So diirfte die
Errichtung nur einer Windenergieanlage — oder
auch eines einzigen OWP — wohl allseits als un-
problematisch angesehen werden, doch muss
die Vielzahl der Anlagen bzw. der Projekte zu ei-
ner anderen Betrachtungs- und Behandlungs-
weise fuhren. Die Anwendung des Vorsorgeprin-
zips ertffnet die Mdglichkeit, bereits bei einer —
auf tatsachlichen Anhaltspunkten beruhenden —
Besorgnis einer moglichen Umweltbeeintrachti-
gung MaRRnahmen zu ergreifen (Kuhbier & Prall,
2010).

Die noch in den Entwirfen des FEP 2019 in Pri-
fung gestellte Flache N-5.4 wird aufgrund der Er-
gebnisse der Bewertung der kumulativen nach-
teiligen Auswirkungen auf den Erhaltungszu-
stand der lokalen Population der Seetaucher aus
den weiteren Planungen fur Offshore-WEA mit
Inbetriebnahme ab 2026 ausgeschlossen.

Die Prifung des Gebiets bzw. einer in Betracht
kommenden Flache in diesem Gebiet hat erge-
ben, dass Seetaucher populationsbiologisch be-
trachtet hoch empfindlich sind, das Hauptkon-
zentrationsgebiet fur die Erhaltung der lokalen
Population eine hohe Bedeutung hat und die

nachteiligen Auswirkungen durch das Meidever-
halten intensiv und dauerhaft sind.

Um eine Verschlechterung des Erhaltungszu-
stands der lokalen Population durch die kumula-
tiven Auswirkungen der Windparks zu vermei-
den, ist es erforderlich, die aktuell den Seetau-
chern zur Verfugung stehende Flache des
Hauptkonzentrationsgebiets, auf3erhalb der
Wirkzonen bereits realisierter Windparks, von
neuen Windparkvorhaben mit Inbetriebnahme
ab 2026 frei zu halten.

Das BSH kommt zum Ergebnis, dass eine er-
hebliche Storung i.S.d. 8 44 Abs. 1 Nr. 2
BNatSchG infolge der Durchfiihrung des Plans
mit der erforderlichen Sicherheit ausgeschlos-
sen werden kann, wenn sichergestellt ist, dass
kein zusatzlicher Habitatverlust im Hauptkon-
zentrationsgebiet erfolgen wird.

Aufgrund der nicht auszuschlieRenden erhebli-
chen kumulativen Effekte auf den Seetaucher-
bestand durch eine Realisierung weiterer Wind-
parkvorhaben im Hauptkonzentrationsgebiet
liegt bereits — unabhé&ngig von der Frage der ar-
tenschutzrechtlichen Zulassigkeit — eine Gefahr-
dung der Meeresumwelt i.S.v. 85 Abs.3 S. 2
Nr. 2 WindSeeG vor. Dies liegt u.a. auch darin
begriindet, dass das Hauptkonzentrationsgebiet
ein wichtiger funktionaler Bestandteil der Mee-
resumwelt im Hinblick auf See- und Rastvdgel
ist. Aus diesem Grund ist eine Ausweisung Uber
die zum Zeitpunkt dieser Prifung in Betrieb be-
findlichen OWP ,Butendiek”, ,Dan Tysk" und
~sandbank” hinaus sowie konkret bezogen auf
die in den Entwirfen des FEP 2019 in Prifung
dargestellte Flache N-5.4 nicht zul&ssig.

Zusétzlich ist ein Nutzungskonflikt nach § 5 Abs.
4 Satz 2 Nr. 4 WindSeeG zwischen der Nutzung
Offshore-Windenergie und naturschutzfachli-
chen und umweltrechtlichen Belangen erkenn-
bar geworden, der dazu fihrt, dass andere Fla-
chen (etwa Flachen in Gebiet 9) besser fur den
Ausbau der Offshore-Windenergie geeignet
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sind. Wegen der Einzelheiten wird auf die Aus-
fuhrungen in Kapitel 5.1.2, 5.2.2 des FEP und
Kap. 4.12.4, 5.2.2.1 und 6.3.2.2 des Umweltbe-
richts Nordsee sowie auf den FEP 2019 und die
entsprechenden Umweltberichte verwiesen.

Hinsichtlich der Flache O-1.3 wurden von der
GDWS in ihrer Stellungnahme zum FEP 2019
und zum Vorentwurf des FEP 2020 Bedenken
beziglich einer mdoglichen Gefahrdung der
Schifffahrt geduRRert. Diese konnten Uber weitere
Untersuchungen einer Klarung zugefihrt wer-
den. Dies wurde im Rahmen der Eignungspri-
fung dargestellt und bewertet. Demzufolge ist
eine Gefahrdung der Schifffahrt nicht zu besor-
gen.

Die Festlegung der Flache 0O-2.2 wird derzeit
noch gepruft. Hier bedarf es einer Klarung von
derzeit noch nicht abschlieRend bewertbaren
Fragen zum Vogelzug (siehe Kapitel 5.2.2 und
Umweltbericht fur die Ostsee Kapitel 4.12.5 und
5.2.2.1). Im FEP 2019 war die Flache zudem
auch mit dem Hinweis auf eine Gefahrdung der
Schifffahrt unter Prifung gestellt. Zu der Frage,
ob bei der Flache O-1.3 eine erhebliche Beein-
trachtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des
Schiffsverkehrs gegeben ist, hat das BSH im
Rahmen der Voruntersuchung ein Gutachten zur
verkehrlich schifffahrtspolizeilichen Eignung von
Flachen in der AWZ der Nord- und Ostsee in
Auftrag gegeben. Die Risikoanalyse ergab laut
Gutachter keine der Eignung der Flache entge-
genstehenden Ergebnisse. Auf Grundlage der
Ergebnisse kann abgeleitet werden, dass eine
Risikoanalyse fir die Flache O-2.2 voraussicht-
lich zu vergleichbaren Ergebnissen kommen
wirde. Eine statistische Wiederholungsrate von
unter 100 Jahren, die zulassungskritisch ware,
ist nicht zu erwarten. Zur abschlieRenden Be-
wertung ware jedoch ein Fachgutachten im Rah-
men der Flachenvoruntersuchung erforderlich.

Bezlglich des Vogelzugs wurden im Rahmen
der Flachenvoruntersuchung der Flache O-1.3
ein Uber das StUK 4 hinausgehendes zuséatzli-
ches Monitoring der tagziehenden Landvogel mit

Schwerpunkt Kranich, Greifvogel und Ganse in
Auftrag gegeben. Auf Basis der Erkenntnisse
aus diesen Untersuchungen und der weiteren
Kenntnislage kam das BfN als zustandige Bun-
desfachbehdrde zu der Einschéatzung, dass eine
Verwirklichung des Toétungs- und Verletzungs-
verbots gemal 8§ 44 Abs. 1 Nr. 1 fir einzelne Ar-
ten bzw. Artgruppen nicht mit der erforderlichen
Sicherheit ausgeschlossen werden kdnne. In die
Eignungsfeststellung der Flache O-1.3 wurde
daher fur einzelne Arten bzw. Artgruppen eine
Vorgabe aufgenommen, wonach vom Vorha-
benstrager geeignete Malinahmen zu ergreifen
sind, um den Vogelzug in der Umgebung der
Flache zu beobachten und den Eintritt eines sig-
nifikanten Kollisionsrisikos zu vermeiden.

Far die Flache O-2.2 liefern die Erkenntnisse aus
den Untersuchungen zur Flache O-1.3 und der
Eignungsfeststellung wertvolle Hinweise. Auf
Grund der Lage der Flache O-2.2 weiter westlich
und damit naher am zentralen Bereich des Kra-
nichzugkorridors zwischen Rigen und Schonen
sind unter anderem die Erkenntnisse aus dem
Planfeststellungsverfahren zum benachbarten
Vorhaben ,Baltic Eagle” essentiell. Die Flache
0-2.2 bleibt daher weiterhin in Prifung. Hinsicht-
lich des sonstigen Energiegewinnungsbereich
SEO-1 wird auf die Ausfiihrungen unter 7.3 ver-
wiesen.

8.5 Zuléassigkeit weiterer Festlegun-
gen

Auch die Standorte von Plattformen, Trassen
und Trassenkorridore fur Offshore-Anbindungs-
leitungen sowie flr grenziberschreitende
Stromleitungen, fiir mégliche Verbindungen zwi-
schen den Anlagen oder untereinander, Orte an
denen die Anbindungsleitungen die Grenze zwi-
schen der AWZ und dem Kistenmeer uber-
schreiten, standardisierte Technik- und Pla-
nungsgrundsatze sowie Testfelder und sonstige
Energiegewinnungsbereiche werden im Hinblick
darauf geprift, ob sie gemall 85 Abs. 3 S. 2
WindSeeG zulassig sind.
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Die durch den Grenzkorridor N-I fuhrenden
Netzanbindungen verlaufen nach Mitteilung des
BfN auf einer Sandbank, die ein gesetzlich ge-
schitztes Biotop nach § 30 BNatSchG darstellt.
Hierdurch entsteht keine erhebliche Beeintrach-
tigung des Biotops. In Gebiet N-2 bestehen ver-
fugbare Netzanbindungskapazitaten fur Pilot-
windenergieanlagen. Der sidliche Teil des Ge-
bietes N-2 befindet sich nach Mitteilung des BfN
ebenfalls auf der Sandbank. Die Festlegung von
verfugbaren Netzanbindungskapazitaten ist
nach der Auflistung des 8 5 Abs. 3 Satz 1 Wind-
SeeG kein Prifungsgegenstand der Unzulassig-
keitspriifung. Abgesehen davon wirde jedoch
durch die Festlegung auch keine erhebliche Be-
eintrachtigung des Biotops entstehen (siehe
Umweltbericht Nordsee Kapitel 6.2.1). Ob und
wo genau die Errichtung und der Betrieb von Pi-
lotwindenergieanlagen auf See zulassig sind,
entscheidet allein das spater durchzufiihrende
Zulassungsverfahren fir die Pilotwindenergiean-
lagen auf See?.

Die Trassenfuhrung fir das Anbindungssystem
NOR-7-2 wird aktuell lediglich bis Grenzkorridor
N-V gefuhrt. In Abhangigkeit der Trassenflhrung
im Kistenmeer sind ggf. Kreuzungen bestehen-
der Anbindungssysteme nérdlich von Grenzkor-
ridor N-1V in der AWZ erforderlich. Die Trassen-
fuhrung im besagten Bereich befindet sich in der
Abstimmung.

Zwei grenziberschreitende Seekabelsysteme
gueren das Naturschutzgebiet ,Doggerbank®
von Grenzkorridor N-XI zu Grenzkorridor N-XIV
sowie von Grenzkorridor N-XII zu N-1ll. In der
Ostsee verlaufen grenziiberschreitende Seeka-
belsysteme von Grenzkorridor O-XIl bis zum
Grenzkorridor O-XIII durch das Naturschutzge-
biet ,Pommersche Bucht — Rénnebank” sowie
vom Grenzkorridor O-V zum Grenzkorridor O-VI
durch das Naturschutzgebiet ,Fehmarnbelt®. Im

29 BT-DrS. 18/9096 vom 6. Juli 2016, Beschlussempfehlung
und Bericht des Ausschusses fir Wirtschaft und Energie (9.
Ausschuss) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der

Rahmen der Strategischen Umweltprifung hat
sich ergeben, dass hierdurch voraussichtlich
keine erheblichen Umweltauswirkungen entste-
hen (siehe jeweils Kapitel 6.5.1 des Umweltbe-
richts fur die Nord- und Ostsee).

Die Festlegung des Testfeldes im Kistenmeer
von Mecklenburg-Vorpommern ist davon abhan-
gig, ob die in der Konsultation zum Vorentwurf
des FEP 2020 von Konsultationsteilnehmenden
aufgeworfenen Fragen zum Thema Schifffahrt
geklart werden konnen. Auf Kapitel 5.4.4 und
9.11 wird hingewiesen.

Hinsichtlich des sonstigen Energiegewinnungs-
bereich SEO-1 wird auf die Ausfiihrungen unter
7.3 verwiesen.

CDU/CSU und SPD - Drucksache 18/8860 — und zu Ge-
setzentwurf der Bundesregierung — Drucksachen 18/8832,
18/8972 —, S. 373
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9 Zusammenfassende Abwa-
gung

In diesem Kapitel werden zusammenfassend die
wesentlichen Ergebnisse der Konsultation im
Rahmen des Verfahrens zur Fortschreibung/An-
derung des FEP, einschliel3lich des Anhdrungs-
termins am 11.08.2020 und des Erdrterungster-
mins am 18.11.2020, dargestellit.

Im Rahmen des Fortschreibungsverfahrens be-
stand mehrfach die Gelegenheit, sich in das Ver-
fahren einzubringen. Insbesondere die von den
Konsultationsteilnehmenden eingebrachten For-
derungen werden benannt, im Hinblick auf die
dem Plan zugrunde liegende Entscheidung be-
grundet und — soweit divergierende Forderun-
gen bzw. Belange vorliegen sollten — die Ent-
scheidung zugunsten der tberwiegenden Forde-
rung/des Uberwiegenden Belangs begriindet.

Im Rahmen des Fortschreibungsverfahrens ha-
ben die Dokumente nach Durchfiihrung der je-
weiligen Konsultation immer wieder Anderungen
erfahren. Die nachfolgende Abwagung bezieht
sich i.d.R. auf die Belange und Forderungen, die
sich nicht im laufenden Prozess erledigt haben.

Die Festlegungen des FEP sind Ausdruck eines
planerischen Prozesses mit Gestaltungsspiel-
raum.

Offentliche und private Belange sind im Rahmen
der planerischen Abwagung im Rahmen der ge-
setzlichen Vorgaben zu ermitteln, einzustellen,
zu bewerten und zum Ausgleich zu bringen.

Die von einer Planung berlhrten o6ffentlichen
und privaten Belange sind gegeneinander und
untereinander unter Beachtung des rechtlichen
Rahmens gerecht abzuwagen.

Grundlage der Abwagung sind neben den ge-
setzlichen Rahmenbedingungen (u.a. 88 4 und 5
WindSeeG) vor allem die im Rahmen der Behor-
den- und Offentlichkeitsbeteiligung eingereich-
ten Stellungnahmen und AuRerungen.

Wegen der Beriicksichtigung der Stellungnah-
men und AuBerungen im Einzelnen wird auf die
Abwéagungsdokumentation verwiesen.

Die auf die in den Entwurfsdokumenten formu-
lierten Konsultationsfragen eingebrachten Ant-
worten werden jeweils nach Relevanz themen-
spezifisch behandelt.

Die Veroffentlichung der Abwagungsdokumen-
tation der Stellungnahmen sowie der zu den
Konsultationsfragen eingegangenen Antworten
im Einzelnen erfolgt separat.

Redaktionelle Anmerkungen und nachrichtliche
Darstellungen sind nicht Gegenstand der Abwa-

gung.

9.1 Allgemeines zum Hintergrund
des Flachenentwicklungsplans

9.1.1 Gesetzliche Grundlagen, Ausbaupfad

Im Verfahren wurde vor allem seitens der
Verbande sowie der UNB gefordert, dass ein
langfristiger Ausbaupfad von 40 GW bis 2040
bertcksichtigt werden solle.

Um die Ergebnisse des zurzeit parallel
laufenden Verfahrens der Fortschreibung der
Raumordnungsplane fur die ausschliel3liche
Wirtschaftszone einzubeziehen, ist im Rahmen
dieser Fortschreibung nur eine Festlegung von
Flachen fir 20 GW vorgesehen.

Auf die am 11. Mai 2020 zwischen dem Bund,
den Kustenbundeslandern und den
Ubertragungsnetzbetreibern 50Hertz, Amprion
und TenneT unterzeichnete Vereinbarung zur
Umsetzung von 20 GW Windenergie auf See bis
2030 wird hingeweisen.

Um jedoch den Forderungen der in der
Konsultation Teilnehmenden nachzukommen
und um auf moégliche zukinftige Entwicklungen
reagieren zu konnen, stellt der FEP in
Ubereinstimmung mit dem derzeit aktuellen
Szenariorahmen  2021-2035 im  Anhang
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informatorisch einen erhéhten Ausbaupfad von
etwa 30 GW dar.

9.2 Schnittstellen mit anderen
Instrumenten der Netzplanung

Von einigen Konsultationsteilnehmenden wurde
vorgebracht, dass die Instrumente der Netz-
planung synchronisiert werden sollten.

Der FEP und der NEP werden auf Grundlage der
gesetzlichen Anforderungen und Fristen, welche
vor allem auch fir die Konsultation gelten,
aufgestellt.

Unter den gegebenen Rahmenbedingungen
findet eine weitgehende Abstimmung der beiden
Netzplanungsinstrumente statt. Diese wird unter
anderem dadurch sichergestellt, dass eine
gegenseitige Beteiligung und Abstimmung in
den Prozessen stattfindet.

9.3 Bestehende Raumordnung und
Fachplanung

Eine Stellungnahme stellte auf aktuelle Entwick-
lungen zum LEP S-H ab. Im Rahmen des Plans
kénnen allerdings nur veroffentlichte Stande des
LEP S-H beriicksichtigt werden. Insoweit wird,
da der FEP 2020 vor dem LEP S-H verdffentlicht
wird, auch nur ein Verweis auf die laufende Fort-
schreibung des LEP S-H mdéglich sein. Gleiches
gilt fur den laufenden Fortschreibungsprozess
des LROP in Niedersachsen sowie fur die eben-
falls geplante Raumordnungsverfahren zu Tras-
senkorridoren beginnend bei Grenzkorridor N-III.
Auch fur M-V konnen nur die derzeit giltigen
Plane und das laufende Raumordnungsverfah-
ren bertcksichtigt werden.

9.4 Anbindungskonzepte

9.4.1 Nordsee

Das Anbindungskonzept fur die Nordsee wurde
im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum
FEP 2019 ausfihrlich diskutiert. Im FEP 2020

erfolgen dagegen hinsichtlich des Anbindungs-
konzepts lediglich Anpassungen bei der
Festlegung der Schnittstelle zwischen Uber-
tragungsnetzbetreiber und Offshore-Windpark-
Vorhabenstrager.

Zu Beginn des Fortschreibungsverfahrens
wiesen die UNB darauf hin, dass neben dem im
FEP 2019 festgelegten Direkteinzugsverfahren
bis zur gasisolierten Schaltanlage auch die
Nutzung einer Steckverbindung als Schnittstelle
zwischen OWPV und UNB gepriift werden solle.
Im Vorentwurf zum FEP 2020 wurden daraufhin
entsprechende  Konsultationsfragen  aufge-
nommen. In den Antworten der Konsultations-
teilnehmenden wurde darauf hingewiesen, dass
die Alternative einer Steckverbindung nachvoll-
ziehbar sei, diese jedoch lediglich als Option
zum Direkteinzugsverfahren festgelegt werden
sollte. Diesem Vorschlag wurde mit der
Festlegung nachgekommen.

Neben diesem Aspekt schlugen die UNB
ebenfalls vor, abweichend vom FEP 2019 eine
Mindestlange fur den Kabeleinzug in Hohe von
15 m festzulegen. Ein Konsultationsteilnehmer
wies darauf hin, dass dies abzulehnen sei und
begriindete dies insbesondere mit logistischen
Herausforderungen u.a. bei den geplanten 2
GW-Plattformen und einer entsprechend hohen
Anzahl einzuziehender Seekabel. Zudem gabe
es mit der Festlegung einer Mindestlange
unkalkulierbare Risiken fir den OWP-
Entwickler. Ein weiterer Konsultationsteilnehmer
sprach sich dafiir aus, neben der Maximal- auch
eine Mindestlange festzulegen. Fur den Entwurf
wurde diesem Vorschlag zunachst gefolgt,
aufgrund der dazu eingegangenen AuRRerungen
zum Erorterungstermin jedoch eine weitere
Anpassung vorgenommen und diese zur
Diskussion gestellt. Im Ergebnis der Diskussion
zeigte sich, dass eine Begrenzung der freien
nutzbaren Lange des Seekabels auf 15 m
entsprechend der Festlegung des FEP 2019
sinnvoll erscheint, wahrend eine Mindestlange
nicht festgelegt wird.
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9.4.2 Ostsee

Auch beim Anbindungskonzept fir die Ostsee,
das auf der Drehstromtechnologie beruht, gibt
es mit Ausnahme der Schnittstellenfestlegung
keine wesentlichen Anderungen gegeniiber dem
FEP 2019.

Die UNB hatten hinsichtlich der Schnittstelle in
der Ostsee frihzeitig angeregt, das Kabel-
einzugsverfahren in der Ostsee abweichend von
der Nordsee nicht zu spezifizieren, da dies in der
Ostsee nicht erforderlich sei. AufRerdem sei
durch den Verzicht auf die Festlegung des
Einzugsverfahrens auch keine erforderliche
Maximallange flir den Kabeleinzug festzulegen.
Im Entwurf des FEP 2020 wurde die Festlegung
der Schnittstelle zunachst entsprechend ange-
passt, jedoch mit Konsultationsfragen versehen.
In der Antwort zu den Konsultationsfragen wurde
von einem Konsultationsteilnehmer vorgebracht,
dass dieser Verzicht auf eine Festlegung nicht
hinnehmbar und stattdessen die Festlegung
einer Maximallange fur den Kabeleinzug
erforderlich sei. Sofern aufgrund des Plattform-
designs die Kabel bei 15 m Lange nicht bis zur
GIS gefuhrt werden kdnnten, sei die Option der
Steckverbindung analog zur Nordsee zu wahlen.
Ein weiterer Konsultationsteilnehmer wies
darauf hin, dass eine Begrenzung der
maximalen Kabellange in der Ostsee aufgrund
der dortigen besonderen Begebenheiten nicht
erforderlich sei. Sofern eine Festlegung erfolgen
misse, sei eine Lange von mindestens 50 m
vorzusehen. Auf Grundlage dieser eingegan-
genen AuBerungen wurde zum Erdrterungs-
termin vorgeschlagen, die Festlegung der
Schnittstelle analog zur Festlegung in der
Nordsee zu treffen. Dies wurde damit begrindet,
dass eine Vergleichbarkeit in Nord- und Ostsee
anzustreben sei. Zudem sind die vorgebrachten
Grinde zum Verzicht auf eine Spezifizierung
des Kabeleinzugsverfahrens und der Maximal-
lange in der Ostsee gegeniiber den dadurch
schwer kalkulierbaren Kosten flir potenzielle
Bieter weniger plausibel. Im Ergebnis entspricht

die Schnittstellenfestlegung in der Ostsee damit
weitgehend derjenigen in der Nordsee.

9.5 Standardisierte
Technikgrundsatze

9.5.1 Nordsee

Die zu den standardisierten Technikgrundsétzen
fur die Nordsee eingegangenen Stellungnahmen
befassten sich im Wesentlichen mit dem neuen
Anbindungskonzept mit einer Ubertragungs-
spannung von 525 kV.

Einige Konsultationsteilnehmer wiesen darauf
hin, dass aufgrund der neuen Technologie die
Machbarkeit und die Auswirkungen auf die
Meeresumwelt zum aktuellen Zeitpunkt unsicher
seien. Grundsétzlich haben die UNB in der
Vereinbarung zwischen Bund, Kistenlandern
und UNB vom 11.05.2020 zugesagt, die 525 kV
Anbindungssysteme mit einer Ubertragungs-
leistung von 2 GW beginnend mit dem Jahr 2029
in Betrieb nehmen zu kénnen. Auch die vom
BSH beauftragten Gutachter kommen zu dem
Ergebnis, dass eine Machbarkeit diesbeziglich
voraussichtlich gegeben ist. Auf den Endbericht
des Gutachtens, der auf der BSH-Internetseite
veroffentlicht ist, wird verwiesen. Neben der
grundsatzlichen Machbarkeit stehen jedoch
detaillierte Fragen der Umsetzung im Raum, die
beispielsweise auch von den Eigenschaften der
eingesetzten Seekabel abhangen. Aus diesem
Grund wurden die UNB mit einer
Konsultationsfrage im Entwurf des FEP 2020
gebeten, voraussichtliche Kabelparameter zu
benennen. Dem wurde mit der Stellungnahmene
der UNB zum Entwurf nachgekommen, auf
diese wird diesbeziglich verwiesen. Auch
hinsichtlich der einzusetzenden Verlegetechnik
haben einige Konsultationsteilnehmer Zweifel
erkennen lassen, ob das bislang eingesetzte
schonende Verlegeverfahren mit Vibrations-
schwert auch fur 525 kV Kabel genutzt werden
kann. Die UNB nahmen dazu dahingehend
Stellung, dass eine solche schonende
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Verlegung angestrebt, jedoch im Moment noch
geprift werde. Grundsatzlich sei jedoch davon
auszugehen, dass mit den bislang bekannten
Verlegetechniken gearbeitet werden kdnne.
Neben dem erhohten Gewicht durch groRere
Kabel kommt durch den sogenannten
metallischen Rduckleiter bei 525 kV Anbin-
dungssystemen ein weiteres im Blndel zu
verlegendes Kabel hinzu. Die UNB wiesen
diesbezlglich darauf hin, dass der metallische
Ruckleiter zwar den Verlegeaufwand erhdhe,
jedoch erwartet werde, dass eine gemeinsame
Verlegung im Bindel dennoch mdglich sei. Dies
sei auch Ergebnis einer Befragung von
Kabellegeunternehmen. Gleichzeitig regten die
UNB an, die Verwendung des metallischen
Ruckleiters nicht als standardisierten Technik-
grundsatz festzulegen, um flexibler auf kiinftige
Entwicklungen reagieren zu kénnen. Da der
metallische Riuckleiter jedoch neben der
Verlegung auch Auswirkungen auf das
Plattformdesign sowie auf die zu erwartende
Verflugbarkeit eines Anbindungssystems hat,
wird dieser im FEP fest als standardisierter
Technikgrundsatz festgelegt. Sofern sich im
Rahmen des technischen Fortschritts ergeben
sollte, dass auf den metallischen Rickleiter
verzichtet werden kann oder sollte, so kann dies
im Rahmen einer weiteren Fortschreibung des
FEP behandelt und der standardisierte
Technikgrundsatz  entsprechend angepasst
werden. Ahnliches gilt fur den Vorschlag der
UNB, auf die Festlegung der selbstgefiihrten
Konvertertechnologie mit Blick auf mdgliche
kunftige Verénderungen zu verzichten. Auch
hier ist aus Sicht des BSH jedoch zum aktuellen
Zeitpunkt der Vorteil einer Festlegung in der
moglichst konkreten Standardisierung zu sehen,
kann jedoch angesichts moglichen technischen
Fortschritts in einer Fortschreibung erneut
aufgegriffen werden.

Das Land Niedersachsen wies darauf hin, dass
zu klaren sei, ob sich der Platzbedarf bei der
Inselquerung durch den Einsatz des
metallischen Rickleiters erhthe. In ihrer

Stellungnahme weisen die UNB darauf hin, dass
geplant sei, den metallischen Riuckleiter
zwischen den beiden Polen und mit einer etwas
groleren Tiefenlage zu verlegen, wodurch sich
kein breiterer Korridor ergebe. Es sei demnach
im Vergleich zu Trassen ohne metallischem
Ruckleiter von dem gleichen Platzbedarf bei der
Inselquerung auszugehen.

Hinsichtlich der aufgeworfenen Frage der
Veranderung magnetischer Felder weisen die
UNB in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass
sich hinsichtlich magnetischer Felder kein
Unterschied dieser durch den Einsatz des
metallischen Ruckleiters ergebe.

Neben der Frage der Umsetzbarkeit und
Verlegung wiesen einige  Konsultations-
teilnehmer darauf hin, dass die Einhaltung des 2
K-Kriteriums auch fir 525 kV Seekabelsysteme
notwendig sei. Anhand von Untersuchungen im
Rahmen des den FEP begleitenden Auftrags
konnte wahrend des Fortschreibungsprozesses
dargelegt werden, dass eine Einhaltung des 2 K-
Kriteriums in den Trassenbereichen in der AWZ
voraussichtlich gegeben ist. Aufgrund strengerer
naturschutzfachlicher Anforderungen im
Kistenmeer besteht in diesen Bereichen
hingegen voraussichtlich die Notwendigkeit
zusatzlicher Mafinahmen bei dem Nachweis der
Einhaltung des 2 K-Kriteriums. Diese
MalRnahmen wurden im Rahmen der
Arbeitsgruppe zum 2 K-Kriterium u.a. mit
Vertreterinnen der UNB sowie der Lander
Niedersachsen und Schleswig-Holstein
erarbeitet und fanden Eingang in die erwahnte
Vereinbarung vom 11.05.2020.

Ein  Konsultationsteilnehmer  regte  eine
Uberpriifung an, ob die Standard-
Ubertragungsleistung  von 2 GW so

unumst6Blich festzulegen sei oder ob nicht eine
flexiblere Festlegung bzw. eine Uber- oder
Unterschreitung moglich sei. Die Festlegung
einer Standardleistung als standardisierter
Technikgrundsatz dient jedoch der friihzeitigen
Festlegung und ist u.a. auch Grundlage fir die
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effiziente  Nutzung und Auslastung von
Netzanbindungssystemen als ein Kriterium der
Flachenfestlegung. Somit hat die Standard-
Ubertragungsleistung unmittelbar Auswirkungen
auch auf raumliche Festlegungen, was eine
frihzeitige Festlegung erfordert. Eine etwaige
technische Weiterentwicklung, die zu einer
Anpassung der Standardleistung fuhren kann,
kann im Rahmen kunftiger Fortschreibungs-
verfahren des FEP diskutiert werden.

Erstmals erfolgt im FEP 2020 die Festlegung von
Schaltfeldern und J-Tubes zum Anschluss der
Windenergieanlagen auf bezuschlagten
Flachen. Diese Festlegung wird von den
Konsultationsteilnehmern grundsatzlich begrifdt
bzw. von den UNB sogar dringend angeregt, um
eine friihzeitige Berticksichtigung auch fiir das
Plattformdesign zu gewahrleisten. Zunachst nur
fur das 525 kV Anbindungssystem schlugen die
UNB zum Vorentwurf des FEP 2020 die
Festlegung von je 12 Schaltfeldern und J-Tubes
pro 1000 MW Anschlussleistung, mithin 24
Schaltfelder und J-Tubes pro Konverterplattform
vor. Andere Konsultationsteilnehmer, insbes.
seitens der Offshore-Windparks, wiesen jedoch
darauf hin, dass aktuelle Untersuchungen
bereits bei einer Anschlussleistung von 900 MW
aufzeigten, dass 12 Schaltfelder und J-Tubes
nicht ausreichend seien, weshalb mindestens 15
Schaltfelder und J-Tubes pro 1000 MW
Anschlussleistung festgelegt werden sollten.
Zum Erorterungstermin am 18.11.2020 wurde
durch das BSH die Festlegung von jeweils 14
Schaltfeldern und J-Tubes, die durch den UNB
vorzusehen sind, vorgeschlagen. Der Vorschlag
fand weitgehende Zustimmung.

In ihrer Stellungnahme zum Entwurf regten die
UNB an, neben der Festlegung fir 525 kV
Anbindungssysteme Schaltfelder und J-Tubes
auch fir die zuvor zu realisierenden 320 kV
Anbindungssysteme festzulegen. Dem
Vorschlag wird nachgekommen, jedoch
abweichend der Stellungnahme der UNB mit der
Festlegung von ebenfalls jeweils 14

Schaltfeldern und J-Tubes pro 900 MW bis 1000
MW Anschlussleistung mit der Ausnahme des

Anbindungssystems  NOR-7-2, bei dem
abweichend nur 12 Schaltfelder festgelegt
werden, von denen jedoch zwei (ber die

Mdglichkeit eines Anschlusses von jeweils zwei
Seekabeln verfigen. Damit kbnnen auch auf der
Plattform NOR-7-2 14 Seekabel zum Anschluss
von Windenergieanlagen eingezogen werden.

9.5.2 Ostsee

Ein Konsultationsteilnehmer sprach sich in
seiner Stellungnahme zum Vorentwurf dafir
aus, die Ubertragungsleistung der Netzan-
bindungssysteme in der Ostsee nicht pauschal,
sondern projektspezifisch festzulegen. Dies
habe sich in der Vergangenheit bei von den
Offshore-Windparks selbst gebauten Netzan-
bindungen durchgesetzt. Eine Standardisierung
der Plattformen sei bislang nicht erkennbar und
stattdessen sei die WindparkgroRe die
entscheidende Gro6Re fir die Auslegung der
Netzanbindung. Es sei zudem darzulegen, wie
die Standardleistung in Hb6he von 300 MW
hergeleitet worden sei. Eine Einhaltung des 2 K-
Kriteriums sei auch mit Leistungen tiber 300 MW

maoglich, sofern man ein Verfahren zur
Leistungsbegrenzung, wie etwa TCM Il
anwende.

Eine projektspezifische Festlegung der Leistung
einer Netzanbindung in der Ostsee erfolgt im
FEP nicht. Insbesondere aufgrund der
veranderten Zustandigkeit des UNB, der die
komplette Netzanbindung inklusive der Plattform
zu realisieren hat, sind friihzeitige Vorgaben zu
den wichtigsten Grolien zweckmé&Rig. Zudem
weist der verantwortliche UNB in einem
Schreiben an das BSH vom 13.11.2020 darauf
hin, dass eine hohere Ubertragungsleistung als
die im FEP als Standardleistung festgelegten
300 MW  aufgrund der individuellen
Rahmenbedingungen sowie der meist sehr
groRen Trassenlangen von ca. 100 km
unrealistisch sei. Sofern die anzubindende
Leistung die Standardleistung Ubertrage, sei
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eine Losung mit mehreren
Netzanbindungssystemen mit jeweils 300 MW
umzusetzen. In seiner Stellungnahme zum
Entwurf des FEP 2020 weist der eine
projektspezifische Festlegung der Leistung
fordernde Konsultationsteilnehmer darauf hin,
dass im Fall der Anbindung OST-1-4 die
festgelegte Standardleistung in Hohe von 300
MW ausreiche, um das Leistungsvolumen fast
vollstandig auszuschopfen.

9.6 Planungsgrundséatze

9.6.1 Riuckbaupflicht und Sicherheitsleis-
tung

Hinsichtlich der Rickbaupflicht wurde vorge-
tragen, diese im Umfang auf die in § 48 Abs. 4
Nr. 1 bis 4 WindSeeG genannten Belange zu
begrenzen. Bei einer zu verzeichnenden
kontinuierlichen Lagestabilitat solle von einem
vollstdndigen Rlckbau abgesehen werden.
Zudem sei der Prifzeitraum hinsichtlich eines
maoglichen Hindernisses fir Schifffahrt und
Fischerei auf 5 Jahre zu begrenzen. Zudem
wurde vorgetragen, dass es bzgl. der
Entsorgung der zurtickgebauten Komponenten
keiner Regelung bediirfe, da sich diese aus den
dann giltigen Gesetzen ergeben wirde.

Die Zielsetzung eines mdoglichst vollstandigen
Ruckbaus wird im FEP verfolgt, um eine
moglichst hohe Nachnutzbarkeit der Flachen
und Trassen zu ermdglichen. Die Grinde fur den
Riuckbau sind in Planungsgrundsatz 4.4.1.5
dargelegt. Eine Beschrankung der Prufpflicht auf
5 Jahre erscheint in Anbetracht der Vorgaben
des SRU zur dauerhaften Sicherstellung nicht
ausreichend. Die Regelungen zur Entsorgung
stehen nicht im Widerspruch zu gesetzlichen
Regelungen, so das eine Nennung unschadlich
erscheint.

9.6.2 Bericksichtigung aller bestehenden,
genehmigten und festgelegten Nut-
zungen

Der Planungsgrundsatz 4.4.1.6 leitet sich aus
Zielen und Grundsatzen der Raumordnung
(2009 und Entwurf 2021) ab. In Stellungnahmen
wurde vorgetragen, die Belange der Fischerei
deutlicher zu benennen, insbesondere die
Kombinationsmoglichkeiten mit anderen
Nutzungen. Diesbeziigliche Regelungen sind im
Entwurf des Raumordnungsplans 2021 zur
Diskussion gestellt. Eine exakte Festlegung der
mdoglichen Befahrensregelungen ist jedoch nur
im  Einzelverfahren mdglich.  Anbindungs-
systeme und Interkonnektoren sind so zu
verlegen, dass eine Uberfischung maglich ist.

Zudem wurde von einem Konsultations-
teilnehmer die Aufnahme von Regelungen zu
Tunnelbauwerken gefordert. Auf3erdem sei der
Planungsgrundsatz 4.4.1.4. ,Berlcksichtigung
bestehender, genehmigter und festgelegter Nut-
zungen“ entsprechend zu ergdnzen. Der vom
Konsultationsteilnehmer vorgeschlagene
Mindestabstand von 1.000 m widerspricht
jedoch den Vorgaben der Raumordnung
hinsichtlich  einer  sparsamen Flachen-
inanspruchnahme und eines Blundelungsgebots,
die sich beide auch in diesem Plan wiederfinden.
Der Planungsgrundsatz wurde entsprechend er-
ganzt. Bezlglich der Bedenken hinsichtlich
elektrischer und magnetischer Felder durch
Gleichstrom-Stromkabel kompensieren sich die
magnetischen Felder der Leiter zum grofRen Teil
aufgrund der gebiindelten Verlegung des Hin-
und Rickleiters. Auf den Planungsgrundsatz
4.3.3.14.1.11 wird verwiesen. Die metallische
Abschirmung der Seekabel fuhrt dazu, dass
nach aul3en kein elektrisches Feld vorhanden
ist.

Auch hinsichtlich der Regelungen zu der
Mdoglichkeit der Verringerung der Abstande zur
Anbindung des eigenen OWPs zu AC-
Leitungen, welche das Umspannwerk mit dem
Konverter verbinden, wurden Bedenken
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gedulRert. Wie im Grundsatz dargelegt,
erscheinen diese Vorgaben fir OWPs bei
verringerten Abstanden erforderlich, um Mehr-
kosten fir den Netznutzer zu vermeiden. In
Anbetracht der zu erwartenden Anlagen-
abstdande von Uber 1 km sollte zudem die
Bertcksichtigung eines entsprechenden Kabel-
korridors, der bekannt ist, bevor die OWPs
ausgeschrieben werden, bei der Planung des
Parklayouts madglich sein. Nur mit diesen
Auflagen lassen sich langere Ausfallzeiten der
Netzanbindung und damit verbundenen Kosten
fur die Netznutzer vermeiden. Zudem sollte es
im Interesse des angeschlossenen OWPs sein,
die ihm zugewiesene Leitung moglichst schnell
wieder nutzen zu kdnnen.

Auch hinsichtlich der Notwendigkeit einer
Anné&herungsvereinbarung sind Stellung-
nahmen eingegangen. Die Vorgabe der

Annaherungsvereinbarung in jedem Fall wurde
als unverhaltnismaBig kritisiert.  Allerdings
zeigen die Erfahrungen aus den letzten Jahren,
das in den Einzelverfahren die vorgeschlagene
kooperative Zusammenarbeit zwischen OWP
und UNB herausfordernd ist. Die ebenfalls
vorgetragene Verlagerung der Anndherungs-
vereinbarung vom Zeitpunkt der Genehmigung
auf den Zeitpunkt der Bauausfiihrungsplanung
erscheint ebenfalls eher ungtinstig. Im zentralen
Modell sollte zum Zeitpunkt der Zulassung
bereits das Parklayout so weit geklart sein, dass
ersichtlich ist, in welchen Bereichen der jeweilige
Mindestabstand unterschritten wird, zumal sich
die Netzanbindungen zum Zeitpunkt der Aus-
schreibung des OWPs vrs. Dbereits im
Zulassungsverfahren befinden werden. Die
Verschiebung des Zeitpunktes zum Vorliegen
der Annaherungsvereinbarung von der Planfest-
stellung auf die Bauausfiihrungsplanung mit der
Begriindung, dass erst zu diesem Zeitpunkt
exakt feststdnde, ob eine Unterschreitung der
Mindestabstande vorliegen wurde, ist unter den
Vorgaben des zentralen Modells nicht nachvoll-
ziehbar. Bereits heute finden sich zwischen den
planfestgestellten Layouts und den tatsachtlich

errichteten Anlagen in der Regel nur gering-
fugige Abweichungen, die sich mit der Bauun-
genauigkeit begriinden lassen. Eine
Verschiebung auf einen Zeitpunkt kurz vor
Baubeginn des OWP wirde also nur die
Fragestellungen auf einen spateren Zeitpunkt
verschieben und den zeitlichen Druck zum
Abschluss einer Vereinbarung erhéhen.

9.6.3 Berucksichtigung von Kulturgitern

Hinsichtlich der Berlcksichtigung der Vorgaben
des Planungsgrundsatzes 4.4.1.7 wurde im Vor-
entwurf eine Konsultationsfrage gestellt und im
Entwurf ein Abstand von 40 m zur &ul3eren be-
kannten Wrackposition vorgeschlagen. Hierzu
aullerten sich die Denkmalamter mit der Bitte,
eine Abstand von mindestens 200 m um die ma-
ximal bekannte Ausdehnung des Bodendenk-
mals zu berlcksichtigen oder alle Wracks im
Einzelfall zu betrachten. Gleichzeitig wurde da-
rauf hingewiesen, dass eine fachgerechte archa-
ologische Auswertung geophysikalischer Unter-
suchungen, erganzt um Untersuchungen mit
ROVs oder Tauchern, maglich sei. Gleichzeitig
wurde von Vorhabenstréagern vorgetragen, dass
auch eine Fuhrung von deutlich weniger als 40
m um Wracks mdglich sein, solange die Position
des Wracks bei der Planung bekannt sei, da die
entsprechenden Verlegeprozeduren dann an
dieser Stelle entsprechend angepasst werden
kénnten. Ebenfalls wurde vorgetragen, dass bei
essentiellen Standorten eine Bergung gepruift
werden solle.

Alle dem BSH bekannten Wracks wurden den
Denkmalamtern zur Einzelfallprifung Ubermit-
telt. Die raumliche Festlegung berticksichtigt das
Ergebnis dieser Priifung. Eine Umgehung von
Wracks wird im Rahmen dieses Plans als mog-
lich angesehen. Die Entscheidung Uber eine
Bergung ware im Einzelfall im jeweiligen Zulas-
sungsverfahren zu prifen.
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9.6.4 Bericksichtigung von behérdlichen
Standards, Vorgaben bzw. Konzepten

Es wurde im Rahmen der Konsultation
vorgeschlagen, den ,Nationalen Strategieplan
Aquakultur fur Deutschland" aufzunehmen.
Dieser Bitte wird nicht nachgekommen, da
Aquakultur die Strategie auch keine Vorgaben
0.4. fur die Festlegungen des FEP enthalt.

9.6.5 Emissionsminderung

Die UNB nahmen dahingehend Stellung, dass
die nun enthaltene Notwendigkeit einer
Emissionsvorstudie als Teil der Antrags-
unterlagen zum Zeitpunkt der Antragstellung
ggf. nicht vollstandig leistbar sei. Zudem sollte
die Auseinandersetzung mit Vermeidungs- und
Verminderungsmafinahmen sowie mit kumula-
tiven Wirkungen auch andernorts in den
Antragsunterlagen, insbesondere an geeigneter
Stelle in der Umweltfachlichen Stellungnahme,
erfolgen kénnen und nicht zwingend Teil der
Emissions-Vorstudie sein.

Es wird darauf hingewiesen, dass bereits in
derzeit laufenden Zulassungsverfahren
Emissionsvorstudien eingereicht werden. Daher
erscheint dies auch fir zukunftige Vorhaben
mdglich. In der UVS bzw. UfS st der
Themenbereich auch zu beleuchten. D.h. die
UVS soll auf die Inhalte der Emissionsvorstudie
zurlckgreifen und bewerten. Hier geht es v.a.
auch um die formelle Festhaltung im Ablauf des
Planfeststellungsverfahren und den Prifpunkt
"Verschmutzung der Meeresumwelt" gem.
WindSeeG.

9.6.6 Berucksichtigung von Fundstellen
von Kampfmitteln

Im Rahmen der Stellungnahmen wurde darauf
hingewiesen, dass die Munitionsbelastung in der
AWZ unzureichend kartiert und eine belastbare
Datengrundlage von Offentlicher Seite zu
schaffen sei. Fur die Erstellung des Plans ist
gesetzlich die Auswertung vorhandener Daten

vorgesehen. Auf die Ausfihrungen zu Daten-
grundlagen im Planungsgrundsatz 4.4.1.12 wird
verwiesen.

Zudem wurde vorgetragen, das fiir die Bergung
und Entsorgung von Munition analog zum
Vorgehen im Kuistenmeer der Bund verant-
wortlich sei oder zumindest die Kosten
erstattungsfahig sein sollten. Entsprechend der
gangigen  Verwaltungspraxis und  unter
Anwendung der Vorgaben der DIN 4020 ist fur
die Kampfmittelfreiheit der Bauherr verant-
wortlich.

Es wurde zudem vorgebracht, dass der Hinweis
auf den Qualitatsleitfaden Offshore-Kampfmittel-
beseitigung der Universitat Leipzig aufgrund in-
haltlicher Schwéchen zu streichen sei. Da es
sich jedoch lediglich um einen Hinweis handelt
und dieser im Rahmen des Erorterungstermins
von einem anderen Konsultationsteilnehmenden
befirwortet wurde, wird dieser Bitte nicht gefolgt,
es wird jedoch darauf hingewiesen, dass eigene
Handlungsanweisungen genutzt werden kon-
nen.

9.6.7 Planungsgrundsatze mit
naturschutzfachlichem Bezug

Verschiedene Konsultationsteilnehmende
fordern neben den Dbereits vorhandenen
Planungsgrundsatzen zur Vermeidung und
Verminderung erheblicher Umweltauswirkungen
die Aufnahme weiterer allgemeiner und
spezieller Planungsgrundséatze, die dem Schutz
der Meeresumwelt dienen sollen. In Anbetracht
der offenen Fragen nach der konkreten Ausge-
staltung solcher Grundséatze, bspw. der
konkreten Abgrenzung von freizuhaltenden
Migrationswegen, konnten diese Forderungen
nicht umgesetzt werden.

Hinsichtlich des Planungsgrundsatzes 4.4.2.2
wurde von einem Konsultationsteilnehmer vor-
getragen, dass bei der Festlegung von Gebieten
aktuelle Erkenntnisse zu Nachlaufeffekten von
linksdrehenden Anlagen nicht ausreichend
berticksichtigt seien. Das technische und
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operative Optimierungspotential von bis zu 23%
sei auszuschdpfen, um einen flachensparenden
Ausbau wirksam umzusetzen. Nach Abschluss
des peer-review-Verfahrens des betreffenden
Artikels sind die erwdhnten Quantifizierungen
eines Ertragszuwachses durch linksdrehende
Windenergieanlagen nicht mehr enthalten.

In Bezug auf Schallemissionen wird zudem
angeregt, den Bau- und Wartungsverkehr
verbindlicher zu regeln, um Dauerschall in
sensiblen Gebieten zu reduzieren. Vermei-
dungs- und Verminderungsmaflnahmen in Zu-
sammenhang mit windparkgebundenem Schiffs-
verkehr werden derzeit untersucht bzw. Mdglich-
keiten werden mit Behdrden, Vertretern von Na-
turschutz- und Industrieverbénden diskutiert. Ein
— wie vorgeschlagen — vollstandiger Ausschluss
des Bau- und Wartungsverkehrs in Schutz-
gebieten mit stérempfindlichen Arten ist allein
aus logistischen Griinden gar nicht méglich, da
einzelne OWP nur auf Routen durch Schutz-
gebiete erreicht werden kénnen.

Im Hinblick auf mdgliche Auswirkungen des
Dauerschalls laufen derzeit national wie auch in-
ternational mehrere Forschungsvorhaben. Die
Ergebnisse sind dahingehend zu evaluieren, in-
wieweit beobachtete Verhaltensanderungen auf
Populationsebene signifikante erhebliche Aus-
wirkungen auslésen und welche Vermeidungs-
und Verminderungsmalnahmen effektiv sein
kénnen.

9.6.8 Abweichung der tatsachlich
installierten Leistung von der
zugewiesenen Netzanbindungs-
kapazitat

Wesentliche Anderung des Planungsgrund-

satzes gegenuber dem FEP 2019 ist, dass fir

eine Abweichung der tatsachlich installierten

Leistung von der zugewiesenen Netzan-

bindungskapazitat kein Nachweis zu erbringen

ist, wenn diese einen Umfang von 10 Prozent
der zugewiesenen Netzanbindungskapazitét
nicht Uberschreitet.

Seitens der Betreiberverbande wurde diese
Konkretisierung des  Planungsgrundsatzes
begrft.

Seitens der UNB wurde darauf hingewiesen,
dass die Netzanbindungssysteme auf die
zugewiesene Leistung hin ausgelegt werden.
Der Verzicht auf einen rechnerischen Nachweis
berge damit das Risiko, dass das 2 K-Kriterium
kurzfristig nicht eingehalten werden kann.
Neben dem 2 K-Kriterium seien zusatzlich die
thermischen  Grenzen der eingesetzten
Betriebsmittel zu beachten.

Die Erkenntnisse aus der Arbeitsgruppe zum 2
K-Kriterium lassen nach wie vor den Schluss zu,
dass die im Rahmen des konservativen
Berechnungsverfahrens getroffenen Annahmen
zur Verfugbarkeit der Windparks Maflnahmen
zur Erhdhung der installierten Leistung bereits
mit abdecken. Um das Risiko einer kurzfristigen
Uberschreitung der thermischen Grenzen der
Betriebsmittel oder des 2 K-Kriteriums zu
vermeiden, soll der laufende Betrieb der
Netzanbindungssysteme durch modellhafte
Verfahren (z. B. TCM Il) Gberprift werden.

9.6.9 Unterkiinfte auf Plattformen

Die UNB wiesen darauf hin, dass sich dieser
Planungsgrundsatz nur auf die Phase der
Inbetriebnahme des Offshore-Netzanbindungs-
systems beziehen wirde. Wichtig aus Sicht der
UNB ware auch die Option, sog. Temporary/
Modular Living Quarters fur den Fall von
aul3erplanmafiigen und temporaren Kampagnen
und MaRnahmen wahrend des Betriebes
installieren und nutzen zu kénnen.

Diese Einschatzung wird nicht geteilt. Der
Planungsgrundsatz bezieht sich neben der
Phase der Inbetriebnahme auch auf den Betrieb.

9.6.10 Uberdeckung

Die Festlegung einer Mindestiiberdeckung von
Seekabelsystemen erfolgte bereits im BFO-N fir
die Nordsee mit einer VVorgabe von einer dauer-
haften Uberdeckung von mindestens 1,5 m. Im
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BFO-O erfolgte aufgrund der heterogenen Sedi-
mentverhaltnisse in der Ostsee keine konkrete
Vorgabe und es wurde auf eine im jeweiligen
Einzelzulassungsverfahren zu erstellende Stu-
die verwiesen. Im FEP 2019 und im vorliegen-
den FEP 2020 wurden diese Festlegungen fort-
gefuhrt. Im Rahmen der Stellungnahmen wurde
darum gebeten, dass dieser Planungsgrundsatz
auch fur die parkinterne Verkabelung der Off-
shore-Windparkvorhaben gelten soll. Im Sinne
einer moglicherweise kinftig zugelassenen Fi-
scherei innerhalb von Windparks wére eine ge-
nerelle Gltigkeit der Vorgaben zu begrifZen.

Diesbezuglich wird auf die jeweiligen Befahrens-
regelungen verwiesen. Sofern diese zukinftig
allgemeingiiltig gefasst werden, wird eine Ande-
rung dieses Planungsgrundsatzes im Rahmen
einer Fortschreibung des FEP geprift werden.

Aus einer Stellungnahme kam der Hinweis, dass
die Uberdeckung von Seekabeln durch eine aus-
reichende Verlegetiefe gewahrleistet werden
soll, so dass zusatzliche Steinschittungen ent-
fallen kdnnen. Gemal Planungsgrundsatz
4.4.4.7 Uberdeckung sollen bei der Festlegung
der dauerhaft zu gewahrleistenden Uberde-
ckung von Seekabelsystemen u.a. die Belange
der Fischerei berticksichtigt werden. Dazu wird
im Bereich der AWZ der Nordsee eine Minde-
stiiberdeckung von 1,5 m festgelegt.

9.6.11 Sedimenterwarmung

Der Planungsgrundsatz 4.4.4.8 schreibt die
Einhaltung des sog. 2 K-Kriteriums bei
Seekabelsystemen vor. Durch die Vorgabe kann
es zu einer Begrenzung der Ubertragbaren
Leistung auf einem Seekabelsystem kommen,
weshalb der Grundsatz haufig Gegenstand von
Diskussionen und Stellungnahmen ist. Wéhrend
des aktuellen Fortschreibungsverfahrens wurde
die Arbeit der wahrend der Aufstellung des FEP
2019 eingerichteten Arbeitsgruppe 2 K-Kriterium
fortgeflihrt. Eine zentrale Frage war dabei, ob die
nun fir die Zone 3 festgelegte Standard-
Ubertragungsleistung von 2GW in allen

Trassenbereichen und demnach auch in
Kistenmeerbereichen auch unter Beruck-
sichtigung des 2 K-Kriteriums Ubertragen
werden kann. Auf Grundlage von gutachter-
lichen  Auswertungen im Rahmen des
begleitenden Auftrags des BSH konnte ermittelt
werden, dass eine Einhaltung des 2K-
Kriteriums im Bereich der AWZ voraussichtlich
gewabhrleistet werden kann. In Kistenmeer-
bereichen Niedersachsens und Schleswig-
Holsteins gelten jedoch teilweise andere
Rahmenbedingungen. Die Mal3nahmen fir das
Kistenmeer waren auch Bestandteil der
Vereinbarung zwischen Bund, Kistenlandern
und UNB vom 11. Mai 2020. Ein
Konsultationsbeitrag forderte demzufolge, diese
MalRnahmen auch im Planungsgrundsatz im
FEP zu benennen.

Eine Konkretisierung des Planungsgrundsatzes
zu MalRnahmen zur Einhaltung in Bezug auf das
Kistenmeer kann im FEP jedoch nicht erfolgen.
Der FEP trifft keine Festlegungen fir Kisten-
meerbereiche, und die Planungsgrundsatze
finden auRerdem nur in der AWZ Anwendung.
Mit den Ausfihrungen im Rahmen des
standardisierten Technikgrundsatzes soll
vielmehr deutlich werden, dass die hier
festgelegte Standardibertragungsleistung
voraussichtlich auch im Kustenmeer unter
Einhaltung des 2 K-Kriteriums dbertragen
werden kann.

9.7 Moglichkeiten der Abweichung

Die UNB nahmen dahingehend Stellung, dass
die Mdoglichkeit einer Abweichung von
standardisierten Technikgrundsatzen insbes. in
Bezug auf das Drehstromanbindungskonzept in
der Ostsee aufgenommen werden sollte.

Dieser Forderung wird nicht gefolgt. Zum einen
ist eine Abweichung von den standardisierten
Technikgrundsatzen nur mdoglich, sofern in
einem speziellen Einzelfall eine Abweichung
notwendig oder aufgrund von neuen
Erkenntnissen sinnvoll ist. Auf den Sinn und
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Zweck von standardisierten Technikgrundsétzen
wird hingewiesen (vgl. Kapitel 4.1). Die
standardisierten Technikgrundsatze werden im
Rahmen der Fortschreibungsverfahren des FEP
geprift und im Rahmen dieser bei Bedarf
aktualisiert werden.

Des Weiteren auBerten die UNB, dass das
Einzelzulassungsverfahren nur bedingt geeignet
sei, um Uber Abweichungen zu entscheiden, da
Uber diese bereits im Vorfeld etwa zur
Ausschreibung des Netzanbindungssystems
eine Entscheidung vorliegen misse. Daher
sollte im FEP die Mdbglichkeit aufgenommen
werden, fur Abweichungen eine gesonderte
Abstimmung im Vorfeld des Einzelzulassungs-
verfahrens durchzufiihren.

Dieser Forderung wird nicht gefolgt. Ziel der
Festlegung von Planungsgrundsatzen ist es,
eine Grundlage fir eine systematische und
koordinierte Gesamtplanung zu schaffen.
Der Festlegung von Planungsgrundsatzen liegt
bereits eine  Abwagung mdglicherweise
betroffener offentlicher und privater Belange

zugrunde, so dass die Festlegung von
Planungsgrundsatzen zudem bereits eine
Prifung mdoglicher Alternativen beinhaltet.

Daher sollte die Einhaltung der Planungsgrund-
sétze fur die Ausschreibung von Netzan-
bindungen zugrunde gelegt werden.

Sofern eine gleichzeitige Einhaltung aller nicht
abweichungsfester Planungsgrundsatze nicht
mdoglich ist, kann dies, wie in Kapitel 4.5.2
dargestellt, in das Einzelzulassungsverfahren
eingebracht werden. Dies ist insbesondere auf-
grund mdoglicher Betroffenheiten von offentlichen
und privaten Belangen und Interessen
erforderlich.

9.8 Bestimmung der voraussichtlich
zu installierenden Leistung
Die Methodik zur Bestimmung der

voraussichtlich zu installierenden Leistung war
Bestandteil umfangreicher Konsultationen zum

Vorentwurf des FEP. Insgesamt ergab sich bei
Auswertung der eingegangenen Stellung-
nahmen zu den betreffenden Konsultations-
fragen kein einheitliches Bild:

Die Kistenbundeslander sprachen sich dafir
aus, dass bei der Feststellung der
voraussichtlich zu installierenden Leistung die
Effizienz der Netzanbindung gegeben sein
sollte. Im Hinblick auf den begrenzten
Trassenraum im Kistenmeer sollte eine
ErschlieBung zukunftiger Flachen Uber das
2GW-Anbindungskonzept erfolgen.

Einige Konsultationsteilnehmer wiesen darauf

hin, dass im Hinblick auf eine effiziente
Flachennutzung und die Erreichung der
Ausbauziele eine hohere Leistungsdichte

vorteilhaft wére.

Die Betreiberverbande sprachen sich dafir aus,
die Leistungsermittlung am Standard-
Anbindungskonzept auszurichten und die
Ausweisung kleiner Teilflachen mit individuellen
Anbindungskonzepten zu vermeiden, da diese
wirtschaftlich nicht attraktiv seien. Auch die UNB
wirden eine Ausrichtung der Leistung am
Standard-Anbindungskonzept begruf3en.

Das BSH hatte am 12.08.2020 zu einem
Fachworkshop eingeladen, bei dem zunachst
Ergebnisse aus laufenden und abge-
schlossenen Forschungsvorhaben vorgestellt
wurden und im Anschluss die aufgeworfenen
Konsultationsfragen im Vorentwurf des FEP zu
diesem Themenbereich diskutiert wurden.

Bei der Vorstellung der Forschungsergebnisse
zeigte sich, dass seitens der Wissenschaftler ein
weitestgehender Konsens daruber besteht, dass
bei einem zunehmenden Ausbau der Offshore-
Windenergie eine Steigerung der Verluste durch
Nachlaufeffekte zu  erwarten ist. Die
Berechnungsmodelle erlauben jedoch aktuell
keine verlassliche Quantifizierung insbesondere
der durch weitrdaumige, d.h. gebietsiber-
greifende  Nachlaufeffekte  hervorgerufenen
Verluste.
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Die Teilnehmer der Diskussion sprachen sich
dafir aus, bei den Gebieten in Zone 3 die
Leistung tendenziell geringer anzusetzen. Aus
Sicht einzelner Wissenschaftler ware fir eine
effiziente Stromerzeugung sogar eine Reduktion
der Leistungsdichte auf deutlich unter 8 MW/km?
erforderlich. Es zeigte sich, dass insbesondere
im Hinblick auf die Effizienz der Stromerzeugung
in den groRen zusammenhangenden Gebieten
N-11 bis N-13 noch weiterer Untersuchungs-
bedarf besteht.

Grundsatzlich stellt sich bei der Abwagung der
zuvor genannten Aspekte heraus, dass aufgrund
der unterschiedlichen Voraussetzungen bei den
verschiedenen Flachen die Anwendung eines
universellen Ansatzes zur Leistungsermittlung
an seine Grenzen stof3t. Das BSH spricht sich
daher dafur aus, die Leistung fir die einzelnen
Flachen unter Beachtung der jeweiligen Rand-
bedingungen individuell festzulegen. Dement-
sprechend wird der FEP 2020 zunachst nur eine
Festlegung fiir die Gebiete N-9 und N-10 treffen.
Eine Erorterung der Leistungsermittlung fir die
Gebiete N-11 bis N-13 sollte im Rahmen des
kommenden Fortschreibungsverfahrens unter
Berticksichtigung der Fortschreibung der Raum-
ordnungsplane fir die deutsche AWZ, der
Raumordnungsplane der Kuistenbundeslander
und unter Beachtung der weiteren Ergebnisse
aus den laufenden Forschungsvorhaben erfol-
gen.

In den Stellungnahmen zum Vorentwurf wurde
vorgeschlagen, bei Flachen, bei denen eine
Reduzierung der voraussichtlich Zu
installierenden Leistung im Rahmen der
Plausibilisierung aufgrund der Kapazitdt der
Anbindungsleitung erfolgt, bereits im FEP ein
Overplanting vorzusehen. Da jedoch die
Festlegung der voraussichtlich Zu
installierenden Leistung eine Auswirkung auf die
zugewiesene Netzanbindungskapazitat und
damit Auslegung der Anbindungsleitung hat,
erfolgt dies nicht.

9.9 Gebiete und Flachen
9.9.1 Nordsee

9.9.1.1 N-4und N-5

Eine Stellungnahme stellte dar, dass Aussagen
zu einer Nachnutzung der Gebiete N-4 und N-5
weiterhin nicht, sondern lediglich der Hinweis auf
eine weitere Prifung, enthalten sind. Die
Gebiete N-4 und N-5 stehen hinsichtlich
naturschutzfachlicher Fragestellungen fur die
Nachnutzung unter Prifung. Eine Nachnutzung
dieser Gebiete ist jedoch erst nach Rickbau der
derzeit dort errichteten OWPs zu erwarten, so
dass eine Entscheidung tber die Nachnutzung
zum jetzigen Zeitpunkt nicht erforderlich ist.

Seitens des BWO und des BDEW wurden die
Schlussfolgerungen aus der Studie im Auftrag
des Bundesverbandes Windenergie Offshore
(BIOCONSULT SH et al., 2020) im Umweltbe-
richt kritisiert und vorgebracht, dass der Bestand
der Seetaucher stabil und damit keine ermittelte
statistisch signifikante Abnahme der Abundanz
der Seetaucher im Hauptkonzentrationsgebiet
vorhanden sei.

Hier liegt zunachst ein Missverstandnis vor. Mit
der im Umweltbericht angefiihrten statistisch sig-
nifikanten Abnahme der Abundanz ist nicht, wie
in den Stellungnahmen ausgefuhrt, ein Be-
standriickgang im Hauptkonzentrationsgebiet
der Seetaucher gemeint, sondern die Entfer-
nung, bis zu der eine statistisch signifikante An-
derung, hier Abnahme, der Seetaucherdichten
festgestellt wurde (10 km). Die Studie im Auftrag
des BWO bestétigt die fiir den FEP 2019 zugrun-
deliegenden Erkenntnisse aus Forschung und
Monitoring zum Ausmalf der Meideeffekte bzw.
den Habitatverlust fir Seetaucher durch Offs-
hore-Windparkvorhaben, insbesondere im See-
gebiet westlich vor Sylt, und die veranderte
raumliche Verbreitung von Seetauchern im
Hauptkonzentrationsgebiet seit Bau der Wind-
parks. Auf Kapitel 8.4 wird verwiesen.



‘ 148 | Zusammenfassende Abwagung

Andere Konsultationsteilnehmer begrif3en, dass
Gebiet N-5 aus Grinden des Vogelschutzes in
Frage gestellt werde. Es werde zu Recht auf
Nutzungskonflikte hingewiesen.

In Bezug auf die im Vorentwurf und den
Entwirfen des FEP 2019 bezeichnete Flache N-
5.4 unter Prifung wurde erneut vorgetragen,
dass diese in den FEP inkl. einer méglichen
Netzanbindung aus rechlichen und fachlichen
Grunden aufzunehmen sei und voruntersucht
werden solle. Hierbei wurde vorgetragen, dass
die bisherigen Erkenntnisse keine Anwendung
des Vorsorgeprinzips rechtfertigen wirden und
mit einem veranderten Flachenzuschnitt natur-
schutzfachliche oder umweltrechtliche Belange
einer Ausweisung der Flache N-5.4 fir die Offs-
hore-Windenergie nicht mehr entgegenstehen
wirden. Entsprechend solle die Flache sowie
ihre Netzanbindung bis zur endgiiltigen Klarung
der naturschutzfachlichen und umweltrechtli-
chen Belange ausgewiesen werden.

Die Priufung hat auf Grundlage der dem BSH zur
Verfigung stehenden Daten und Informationen
ergeben, dass Seetaucher populationsbiolo-
gisch betrachtet hoch empfindlich sind, dass das
Hauptkonzentrationsgebiet fir die Erhaltung der
lokalen Population eine hohe funktionale Bedeu-
tung hat und die nachteiligen Auswirkungen
durch das Meideverhalten intensiv und dauer-
haft sind. Dies gilt auch vor dem Hintergrund der
nun vorliegenden Studie zu Seetauchern in der
deutschen Nordsee im Auftrag des Bundesver-
bandes Windenergie Offshore und den Konsul-
tationsbeitrdgen (BIOCONSULT SH et al.,
2020).

Aufgrund der Tatsache, dass die nachteiligen
kumulativen Auswirkungen auf Seetaucher in-
tensiv und dauerhatft sind, ist es erforderlich, die
Uberwachungsmafnahmen fortzusetzen und
die Erheblichkeit der kumulativen Auswirkungen
im Hinblick auf eine Nachnutzung nach § 8
Abs. 3 WindSeeG der Gebiete fur Offshore-
Windenergie auch in den nachsten Jahren zu
prifen.

Die Gebiete N-4 und N-5 werden daher im Hin-
blick auf eine etwaige Nachnutzung unter Pri-
fung gestellt.

Eine konkrete Aussage Uber die genehmigte Be-
triebsdauer der sich in den Gebieten N-4 und N-
5 in Betrieb befindlichen OWP-Vorhaben bzw.
etwaige MaRnahmen im Rahmen des Vollzugs
ist mit der Darstellung der Gebiete N-4 und N-5
unter Prifung hinsichtlich einer etwaigen Nach-
nutzung nicht verbunden, sondern bleibt dem je-
weiligen Verfahren vorbehalten. Entsprechen-
des qilt fir ein Vorhaben in Gebiet N-4, das unter
die Regelungen des Ubergangsregimes fallt. Die
Behandlung dieser Thematik bleibt dem Zulas-
sungsverfahren vorbehalten.

Der Ausschluss der Flache N-5.4 begrindet sich
mit dem MalR der bereits festgestellten
kumulativen nachteiligen Auswirkungen der
OWP aus dem Bereich des Hauptkonzen-
trationsgebietes der Seetaucher in der
deutschen AWZ der Nordsee.

Auf Kapitel 8.4 und 5.2.2 wird verwiesen.Da der
in 85 Abs. 3 Satz 3 Nr. 2 WindSeeG genannte
Unzulassigkeitgrund .Gefahrdung der
Meeresumwelt” erfullt ist, ist eine Festlegung —
wie in Kapitel 8 des FEP dargestellt — in jedem
Fall unzulassig. Das bedeutet, dass der Belang
.Gefdhrdung der Meeresumwelt® nach dem
Wortlaut und der Gesetzesbegrindung
abwagungsfest ist und damit eine Abwégung mit
anderen Belangen nicht stattfindet.

In einer Stellungnahme zum Vorentwurf des
FEP 2020 wurde zudem eine Berticksichtigung
von moglichen Layoutanpassungen der Flache

N-5.4 gefordert und ausgefihrt, dass die
Tragfahigkeitsgrenze  fir  Seetaucher im
Hauptkonzentrationsgebiet inklusive des

maoglichen Projekts auf der Flache N-5.4 noch
nicht erreicht werde. Die Prifung verschiedener
Layoutoptionen, die im Rahmen der
Konsultation des FEP-Entwurfs 2019 mit
Stellungnahme vom 12.04.2019 eingereicht
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wurden, ergab einen zusétzlichen Flachen-
verlust im Hauptkonzentrationsgebiet von
mindestens 100 km?2. Somit wirde auch eine
Anpassung des Layouts zu einer weiteren
Flacheninanspruchnahme im Hauptkonzen-
trationsgebiet fihren. Das in der Stellungnahme
aufgefiihrte  Argument, das Seetaucher-
vorkommen im  Hauptkonzentrationsgebiet
konzentriere sich im Osten des Gebietes in 50
km Entfernung zur Flache N-5.4, sodass von
einem Projekt auf dieser Flache nur eine geringe
Storwirkung im Vergleich zu anderen Bereichen
ausgehen wirde, ist vor dem Hintergrund der
festgestellten kumulativen Verdrangung aller
OWPs in den Gebieten N-4 und N-5 nicht
nachvollziehbar. Die Schlussfolgerung der

Stellungnahme hinsichtlich der
Tragfahigkeitsgrenze  fir  Seetaucher im
Hauptkonzentrationsgebiet ist vor dem

Hintergrund des beobachteten konstanten und
nicht weiter zunehmenden Bestandes seit Bau
der Windparks nicht nachvollziehbar. Zudem
wurde bei der Vorstellung der Ergebnisse der
Seetaucherstudie im Auftrag des BWO am
25.06.2020 ausgefuhrt, dass die Studie nicht
zum Ziel hatte, die Frage zu beantworten, ob die
Tragfahigkeitsgrenze des Hauptkonzentrations-
gebiets erreicht worden sei, sondern ob sie
Uberschritten wurde.

Wegen der Einzelheiten wird auf die Kapitel
5.1.2,5.2.2 und 8.4 des FEP und Kapitel 4.6 und
4.12.4 des Umweltberichts Nordsee sowie auf
den FEP 2019 und den entsprechenden Um-
weltbericht verwiesen.

Fir den Fall, dass sich zukunftig andere
naturschutzfachliche  Erkenntnisse ergeben
sollten, wére eine Neubewertung angezeigt.

Zum Netzanbindungssystem ,SylwWin2" st
anzumerken, das fur den Bereich der AWZ keine
Zulassung fiir ein HGU-Netzanbindungssystem
mit einer Konverterplattform besteht. Zudem
vermittelten bzw. vermitteln weder die
(ausschlieB3lich) raumlichen Festlegungen des

BFO noch der O-NEP einen Anspruch auf
Umsetzung dieses Netzanbindungssystems.

Dariber hinaus bestehen - wie im
Umweltbericht Nordsee ausgefiihrt — bei einer
etwaigen Trassenfuhrung vom Cluster 5 des
BFO Richtung Bittel durch das Natur-
schutzgebiet ,Sylter AuRenriff — Ostliche
Deutsche Bucht* — auch unabhangig von der
Problematik um die Flache N-5.4 — naturschutz-
fachliche und umweltrechtliche Bedenken. (vgl.
Kapitel 9.3.2 und 9.3.3 des Umweltberichts
Nordsee).

9.9.12 N-6

Im Rahmen der Konsultation des Vorentwurfs
wurde von einem OWP-Betreiber erneut
vorgetragen, dass aus seiner Sicht die Flache N-
6.7 ungeeignet und nicht wirtschaftlich sei. Bei
der Ausweisung seien die Belange der
angrenzenden bestehenden Windparks nicht
hinreichend berucksichtigt, zudem bendétige die
66kV- Anbindung eine Anné&herungsverein-
barung mit den OWPs, da der Abstand zwischen
den OWPs BARD Offshore 1 und Veja Mate zu
gering sei. Aus diesen Grinden sei die
Ausweisung der Flache nicht zulassig.

Hinsichtlich der Leistung der Flache N-6.7 und
der grundsatzlichen Zulassigkeit der Aus-
weisung dieser Flache wird auf die Abwagung
des FEP 2019 verwiesen. Durch die Umstellung
des Anbindungskonzeptes von 220 kV auf 66 kV
ist zwischen den OWPs Veja Mate und BARD
Offshore 1 die Verlegung von zwei Kabel-
systemen von Amprion vorgeschlagen worden.
Engstellen bestehen ausschlieBlich bei den
auRBeren Anlagen der beiden OWPs. Der
Abstand zwischen 66kV-Kabel der Flache N-6.7
und den bestehenden Windparks kdnnte sich an
diesen Stellen ggf. auf 350 m reduzieren. Die
bereits innerhalb der betroffenen OWPs
liegenden Systeme zur Anbindung der beiden
OWPs halten diesen Abstand von 350 m nicht
ein. Da es sich lediglich um zwei punktelle
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Unterschreitungen handelt, wird die Abstands-
unterschreitung als mdglich angesehen. Diese
Einschatzung wurde in der Konsultation auch
von anderen Konsultationsteilnehmern, auch
aus dem Bereich der Offshore-Windparks,
geteilt. Seitens der Betreiberverbéande sowie der
UNB wurde die Umstellung des Anschluss-
konzepts fiur die Flache N-6.7 auf das 66kV-
Direktanschlusskonzept grundsatzlich begrift.

9.9.1.3 N-9, N-10, N-11, N-12 und N-13

Seitens der Ubertragungsnetzbereiber und von
Verb&nden wurde vorgebracht, dass fur die
Gebiete N-11, N-12 und N-13 Flachen sowie
Anbindungsleitungen festgelegt werden sollten.
Jedoch besteht zum einen hinsichtlich der
Ermittlung der voraussichtlich zu installierenden
Leistung fUr die Gebiete N-11 bis N-13 noch
weiterer  Untersuchungsbedarf vor dem
Hintergrund der Auswirkungen weitraumiger
Nachlaufeffekte. Zudem ist flr eine Bewertung

des raumlichen Umrisses der Gebiete der
Abschluss des aktuell laufenden Fort-
schreibungsverfahrens der Raumordnungs-

plane fur die deutsche AWZ erforderlich.

Zudem wurde von einem Konsultations-
teilnehmer vorgetragen, auf die Verédnderung
der Schifffahrtsroute 10 zu verzichten, da die
Verlagerung des Verkehrs nur entstanden sei,
weil dort keine Windparks die Route begrenzen
wlrden und damit bereits begonnene Verfahren
nicht weiter verfolgt werden kdénnten.
Hinsichtlich der Schifffahrtsroute 10 wurde ein
Gutachten beauftragt, welches sich mit den

notwendigen Abmessungen der
Schifffahrtsroute fur die in 8 5 Abs 3 Nr. 3
geforderte  Sicherheit und Leitigkeit des

Verkehrs auseinandersetzt. Die bisherigen
Ergebnisse lassen nicht erkennen, dass die
Festlegungen des FEP die Sicherheit und
Leichtigkeit des Verkehrs beeintrachtigen.
Hinsichtlich der nordwestlichen Kante der
Schifffahrtsroute 10 wird auf die Fortschreibung
der Raumordnung verwiesen. Der FEP weist in
diesem Bereich keine Gebiete aus.

AulRerdem ergibt sich aus der Konsultation, dass
Bedenken im Hinblick auf die Bedeutung der
Gebiete N-11 und N-13 fir Seetaucher und
Schweinswale bestehen, da diese Gebiete eine
hohe Bedeutung sowohl fir Schweinswale
(Hauptkonzentrationsgebiet) als auch fir See-
und Rastvogel als Rast- und Nahrungshabitat
wie auch als Uberwinterungshabitat hatten. Das
BfN geht davon aus, dass die Forderung nach
einem ausreichenden Pufferschutz um das
Naturschutzgebiet ,Sylter AuRenriff — Ostliche
Deutsche Bucht®* und das Hauptkonzen-
trationsgebiet fur Seetaucher fur die weiteren
Planungen von Clustern seitens des BSH
umgesetzt wurde.

Im Rahmen der Anderung und Fortschreibung
des FEP wurde ein Puffer von 5,5 km um das
Hauptkonzentrationsgebiet der Seetaucher
zugrunde gelegt. Alle bisherigen Unter-
suchungen belegen, dass Seetaucher in grol3en
Wassertiefen nicht als nahrungssuchende,
sondern — wenn Uberhaupt — nur als ziehende
Individuen in stets geringer Anzahl vorkommen.
Die Eignung des Habitats fur Seetaucher wird
ausschlie3lich durch das Nahrungsangebot im
seeseitigen Bereich hinter den Fronten und in
Wassertiefen zwischen 20 und vorzugsweise
maximal 30 m bestimmt. Die Angemessenheit
dieses Abstandes zum Hauptkonzentrationsge-
biet Seetaucher wird im Rahmen des Monito-
rings weiter geprift. Ein entsprechend grof3er
Puffer um das Naturschutzgebiet ,Sylter
AuRenriff — Ostliche Deutsche Bucht* ist aus
Sicht des BSH fachlich nicht zu begrinden. Die
Gebiete N-11 und N-13 befinden sich auf3erhalb
von Schwerpunkten des Vorkommens des
Schweinswals in der deutschen AWZ der
Nordsee. Zudem wird darauf hingewiesen, dass
beide Gebiete erst im Anschluss zu den
Gebieten N-3 und N-6 bis N-10 fir eine weitere
Entwicklung in Betracht kommen. Auf3erdem
kann (Ober die Planungsgrundsatze der
zeitlichen Gesamtkoordinierung von
Errichtungs- und Verlegearbeiten sowie der
Schallminderung und zusatzliche Vermeidungs-
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und Minderungsmalnahmen in der sensiblen
Jahreszeit eine Gefahrdung der Meeresumwelt
sowie ein Vorliegen der artenschutzrechtlichen
Verbotstatbestdnde ausgeschlossen werden.

Ein Naturschutzverband &ufR3erte Bedenken
hinsichtlich der Festlegungen der Gebiete N-9
bis N-13, da diese eine besonders hohe
Bedeutung fur Trottellummen besalien. Zudem
seien fur Trottellummen, ahnlich wie fir
Seetaucher, signifikante Meideeffekte bis in 9
km Entfernung nachgewiesen worden. Hierzu
wiederholt das BSH an dieser Stelle noch einmal
die Ausfihrungen aus dem Ed&rterungstermin
zum Entwurf des FEP 2020 am 18.11.2020,
dass es sich bei Trottellumen, anders als bei
Seetauchern, um eine Art mit ausgedehntem
und sehr individuenstarkem Vorkommen inner-
halb der Deutschen Bucht handelt. Vergleich-
bare raumliche Schwerpunkte wie bei Seetau-
chern westlich vor Sylt liegen fur Trottellummen
nicht vor. Aktuelle Erkenntnisse zum Meidever-
halten von Trottellummen zeigen eine lokal un-
terschiedliche Auspragung, die in fachwissen-
schaftlichen Veroffentlichungen mit lokalen Be-
dingungen in Zusammenhang gebracht wird
(DIERSCHKE et al. 2016). Zudem gibt es Hin-
weise, dass es auch saisonale Unterschiede im
Meideverhalten von Trottellummen gibt. Die in
der Stellungnahme aufgefiihrten 9 km ergeben
sich beispielweise aus Studien von MENDEL et al.
(2018) und PEscHKO et al. (2020) im Bereich von
Helgoland, in der saisonale Unterschiede zwi-
schen Fruhjahr und Sommer festgestellt wurden
und von den Autor/-innen auf das Verhalten
wahrend der Brutzeit zurlckgefihrt werden. Aus
fachlicher Sicht eignen sich die Erkenntnisse
aus den genannten Studien daher nicht fur eine
AWZ-weite und saisonibergreifende Betrach-
tung, unabhangig vom raumlichen Vorkommen
der Art. Es liegen keine Erkenntnisse vor, die
eine Festlegung der Gebiete N-9 bis N-13 in Be-
zug auf Trottellummen in Frage stellen.

9.9.2 Ostsee

Ein Konsultationsteilnehmer trug vor, dass die
Festlegung von Gebieten in der AWZ nur
erfolgen  durfe, wenn eine vielfaltige
Bewirtschaftung des Raumes mdglich bliebe
und die Hafen Rostock, Stralsund und Mukran
uneingeschrankt erreichbar bleiben. Diese
Gebietsfestlegung des FEP findet sich in der
Gebietsfestlegung des ROP-E 2021 wieder. Die
Abwégung beinhaltet sdmtliche 6ffentlichen und
privaten Belange.Die Sicherheit und Leichtigkeit
des Schiffsverkehrs ist durch die Festlegungen
des FEPs weiterhin sichergestellt. Nach 85
Abs. 3 S. 2 Nr. 3 WindSeeG darf die Sicherheit
und Leichtigkeit des Verkehrs ohnehin nicht be-
eintrachtigt werden.

Konsultationsteilnehmende fordern, dass
weitere mogliche Potentiale in der Ostsee Uber
die Flache O-1.3 hinaus im Bereich der Gebiete
0O-1, O-2 und O-3 berticksichtigt werden sollten.
Die Gebietsfestlegung des FEP berticksichtigt
die Vorgaben des ROP 2009 und findet sich im
ROP-E 2021 wieder. Eine Verschiebung oder
Verringerung der Schifffahrtsroute ware im
Rahmen der derzeitigen Fortschreibung der
Raumordnung vorzutragen. Das im Rahmen der
Eignungsprufung der Flache O-1.3 erstellte
Schifffahrtsgutachten deutet darauf hin, dass
eine VergroBerung des Gebietes O-1 in
nordliche Richtung unwahrscheinlich ist. Die
Schifffahrtsroute ist durch mehrere
Verkehrstrennungsgebiete und Tiefwasserwege
gepragt und wird stark genutzt.

Von mehreren Konsultationsteilnehmern wurde
des Weiteren vorgetragen, dass der FEP bislang
nicht das Kriterium einer ausgewogenen Vertei-
lung des Ausbaus in Nord- und Ostsee erfille.
Es sollten weitere Gebiete (und Flachen) in der
Ostsee festgelegt werden. Diesbeziiglich wurde
auch auf die ,Baltic Sea Offshore Wind Joint
Declaration of Intent” hingewiesen.

Zum einen ist die deutsche AWZ der Ostsee um
ein vielfaches kleiner ist als die der Nordsee.
Das genannte Kriterium findet zudem fur die
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Festlegung der Flachen und die zeitliche Rei-
henfolge ihrer Ausschreibung Anwendung. Eine
Festlegung von weiteren Flachen in der AWZ der
Ostsee ist derzeit aufgrund von Nutzungskonflik-
ten nicht moglich (vgl. Kapitel 5.2.2).

Darlber hinaus solle nach den Stellungnahmen
des BfN und den Umweltverbanden aus
naturschutzfachlichen Griinden von einem
weiteren Ausbau der Offshore-Windenergie in
der Ostsee vollstandig abgesehen werden.

99.21 O-1

Hinsichtlich der festgelegten Flache O-1.3 ist auf
der Grundlage der dereit vorliegenden
Erkenntnisse davon auszugehen, dass die
Flache fir die Errichtung und den Betrieb von
WEA geeignet ist. Es wird auf die
Eignungsprifung verwiesen, die aufgrund der
besonderen Bedeutung fiir den Vogelzug fir
einzelne Arten bzw. Artgruppen
artenschutzrechtliche Vorgaben vorsieht.

9.9.22 0-2

Die Flache 0-2.2 steht aus naturschutz-
fachlichen und umweltrechtlichen Griinden,
insbesondere den Vogelzug, unter Priifung. Die
Flache 0-2.2 liegt in der Nahe bekannter
Hauptzugrouten und ist damit vermutlich in
Abhangigkeit der Windstéarke und —richtung von
durchschnittlicher bis  Uberdurchschnittlicher
Bedeutung fir den Kranichzug. Somit sind in
Bezug auf das Schutzgut Zugvogel,
insbesondere unter kumulativer Betrachtung,
naturschutzfachliche Konflikte auf der Flache O-
2.2 erkennbar. In Gebiet O-2 befindet sich ein
Vorhaben, das im Rahmen der zweiten
Ubergangsausschreibung  einen  Zuschlag
erhalten hat. Etwaiger Erkenntnisgewinn aus
dem zu fihrenden Planfeststellungsverfahren
wird im Rahmen der Fortschreibung des FEP
Berticksichtigung finden. U.a. wird die Prifung,
ob eine Festlegung von Malnahmen zur
Vermeidung eines etwaigen signifikant erhohten
Kollisionsrisikos fur Zugvogel (wie z.B. eine
zeitweise Abschaltung der Windenergieanlagen

auf See bei Ereignissen mit sehr hoher
Zugintensitat) erforderlich ist, Gegenstand des
Verfahrens sein. Ebenso wird auf das Verfahren
»Arcadis Ost 1" im Kistenmeer hingewiesen.

Zu der Frage, ob bei der Flache O-1.3 eine er-
hebliche Beeintrachtigung der Sicherheit und
Leichtigkeit des Schiffsverkehrs gegeben ist, hat
das BSH im Rahmen der Voruntersuchung ein
Gutachten zur verkehrlich schifffahrtspolizeili-
chen Eignung von Flachen in der AWZ der Nord-
und Ostsee in Auftrag gegeben. Die Risikoana-
lyse ergab laut Gutachter keine der Eignung der
Flache entgegenstehenden Ergebnisse. Auf
Grundlage der Ergebnisse kann abgeleitet wer-
den, dass eine Risikoanalyse fiir die Flache O-
2.2 voraussichtlich zu vergleichbaren Ergebnis-
sen kommen wirde. Eine statistische Wiederho-
lungsrate von unter 100 Jahren, die zulassungs-
kritisch ware, ist nicht zu erwarten. Zur abschlie-
Renden Bewertung wére jedoch ein Fachgutach-
ten erforderlich.

Von den UNB wurde dariber hinaus
vorgetragen, das westlich an das Gebiet O-2
angrenzende  Forschungsgebiet fiir eine
Nutzung von Windenergie freizugeben. Eine
Umwidmung des Gebietes von einem Vorbe-
haltsgebiet Forschung zu einem Windenergie-
gebiet wéare im Rahmen der aktuellen
Fortschreibung des Raumordnungsplans
vorzuschlagen.

9.9.23 O-3

Hinsichtlich Gebiet O-3 wurde vorgetragen,
dieses nach Osten und Siiden zu erweitern, um
eine Flache mit einer Leistung von 400 MW
ausweisen zu konnen und hierfur auf die
Ausweisung der U-Boot-Tauchgebiete zu
verzichten und die Schifffahrtsroute zu
verschieben. Wie im FEP 2019 auch umfasst
das Gebiet O-3 den errichteten Windpark ,Baltic
2*. Ostlich des Gebietes liegt ein U-Boot-
Tauchgebiet, welches von der NATO genutzt
wird. Gemal3 § 5 Abs. 3 Nr. 4 WindSeeG sind
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Ausweisungen unzulassig, wenn sie die Sicher-
heit der Landes- und Blndnisverteidigung beein-
trachtigen. Dies wére bei der von einigen Kon-
sultationsteilnehmern vorgetragenen Erweite-
rung nach Osten der Fall. Hinsichtlich einer Ver-
anderung der Schifffahrtsroute wird auf die Aus-
fuhrungen unter 9.9.2 verwiesen. Auf die Vorga-
ben des § 5 Abs. 3 Nr. 3 WindSeeG wird verwie-
sen. Der verbleibende Bereich zwischen dem
ausgewiesenen Gebiet und der raumordnerisch
festgelegten Schifffahrtsroute im Siden bzw.
dem militarischen Ubungsgebiet im Osten ist zu-
dem durch die Kabeltrassen stark zerschnitten
und umfasst nur etwa 6 kmz2. Dies erscheint deut-
lich zu Kklein fur den wirtschaftlichen Betrieb ei-
nes eigenstandigen Windparks (vgl. Kapitel
4.8.2.6).

9.10 Voraussichtlich zu installierende
Leistung

Bezlglich der Flache 0O-1.3 wurde zu der
Plausibilisierung der ermittelten Leistung
Stellung genommen. Einige Konsultationsteil-
nehmer sprachen sich gegen die Reduzierung
auf 300 MW aus. Die UNB schlugen vor, die
gesamte ermittelte Leistung von ca. 400 MW
abzufihren, indem zwei Drehstrom-Seekabel-
systeme mit je 300 MW realisiert werden
wirden. Ein Verband hingegen &uf3erte, dass
vor dem Hintergrund der einzuhaltenden
Abstdnde zu den Anlagen benachbarter
Windparks und der erwarteten Anlagen-
technologie eine voraussichtlich Zu
installierende Leistung von 330 MW bis 350 MW
umsetzbar erscheine. Uberdies verwies der
Verband auf die Moglichkeit des Overplantings
und &auRerte, dass von einer zusatzlichen
Anbindungsleitung aufgrund der geringen
Auslastung abgesehen werden sollte.

Die Festlegung der voraussichtlich zu
installierenden Leistung i.H.v. 300 MW fir die
Flache O-1.3 wurde beibehalten. Von der
Errichtung einer zusatzlichen Anbindungsleitung
wird aufgrund der geringen Auslastung mit

maximal 120 MW bzw. 40% der Leitungs-
kapazitdit bei Annahme einer 300 MW
Anbindungsleitung abgesehen. Dies wiirde dem
Zweck des FEP gemal3 § 4 Abs. 2 Nr. 3
WindSeeG widersprechen, wonach der FEP
Festlegungen mit dem Ziel trifft, eine geordnete
und effiziente Nutzung und Auslastung der
Offshore-Anbindungsleitungen  zu  gewahr-
leisten. Auf die umwelt- und naturschutz-
fachlichen Auswirkungen sowie die Kosten einer
zusatzlichen Anbindungsleitung, die in diesem
Fall nicht effizient genutzt und ausgelastet wére,
wird  hingewiesen.  Auf die  weiteren
Ausfuhrungen in Kapitel 5.3.1 wird verwiesen.

9.11 Festlegungen im Kustenmeer

Zu moglichen Festlegungen im Kiistenmeer sind
einige Konsultationsbeitrage eingegangen.

Es wurde vorgebracht, dass im
niedersachsischen Kistenmeer die Festlegung
eines Testfeldes kritisch gesehen wird. Der
begrenzte Raum im  Kistenmeer und
Nationalpark wuirde die Einrichtung eines
solchen Testfeldes nicht zulassen.

Fur eine Festlegung im Kistenmeer von
Niedersachsen  wére eine Verwaltungs-
vereinbarung zwischen dem Bund, vertreten
durch das BSH, und dem Bundesland
Niedersachsen erforderlich. Derzeit kommt eine
Verwaltungsvereinbarung mit Niedersachsen
nicht in Betracht.

Es wurde einerseits von Windparkentwicklern
und -—betreibern sowie seitens der UNB
vorgetragen, dass weitere Flachen im
Kistenmeer M-V ausgewiesen werden sollten
(etwa in Gebiet O-6).

Das Energieministerium M-V regt in seiner
Stellungnahme die Darstellung der Anbindungen
der Gebietskulisse im Kiistenmeer in den Karten
des FEP an. Eine solche Darstellung kann
jedoch nur dann erfolgen, sofern eine Trasse
genehmigt und durch M-V an das BSH gemeldet
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wurde. Der FEP legt dartber hinaus keine
Trassenkorridore im Kiistenmeer fest.

Gebiete und Fldchen

Auf der Grundlage einer Verwaltungs-
vereinbarung zwischen dem BSH und dem Land
M-V werden insgesamt zwei Gebiete (Gebiet O-
4 und O-6) fur die Errichtung und den Betrieb
von WEA festgelegt.

Die im LEP M-V 2016 festgelegten marinen
Vorranggebiete werden Gibernommen.

Eine Flachenausweisung erfolgt unter Beriick-
sichtigung aller relevanten Belange unter den
gegebenen Rahmenbedingungen derzeit nicht.
Grund ist, dass sich in Gebiet O-4 ein Bestands-
vorhaben (Arcardis Ost 1) befindet, das im
Rahmen der Ubergangsphase vrs. bis Ende
2025 umgesetzt wird. Damit steht die Flache fir
das zentrale Modell und den FEP derzeit nicht
zur Verfuigung.

In Gebiet O-6 befindet sich ein mit Bescheid vom
15. Mai 2019 nach Bundesimmissions-
schutzrecht genehmigtes Windparkvorhaben.
Zwar konnte das Vorhaben mangels Vorliegen
der gesetzlichen Voraussetzungen nicht an der
Ubergangsausschreibung teilnehmen, gleich-
zeitig wurde das Verfahren (anders als bei
vergleichbaren Verfahren in der AWZ) nicht
beendet. Damit ist das Gebiet O-6 nicht frei von
Rechten Dritter, so dass innerhalb dieses
Gebietes derzeit keine Flache in den FEP
aufgenommen werden kann. Seitens
verschiedener Konsultationsteilnehmer wurde
darauf hingewiesen, dass das in dem Gebiet O-
6 vorhandene Erzeugungspotential von bis zu 1
GW nicht ungenutzt bleiben solle, insbesondere
vor dem Hintergrund der erhéhten Ausbauziele.
Bezlglich der fehlenden Rechtsgrundlage zur
Aufnahme der Flache in den FEP wurde in
verschiedenen Stellungnahmen eine Anderung
des WindSeeG vorgeschlagen, mit der eine
Aufnahme der Flache in den FEP ermdglicht
wiirde. Da eine solche Anderung des WindSeeG
jedoch nicht erfolgt ist, kann zum aktuellen

Zeitpunkt keine Festlegung der Flache, auch
nicht unter Vorbehalt, erfolgen.

Testfeld

Nach 8§ 5 Abs. 2 Satz 1 WindSeeG kann der FEP
kustennah auf3erhalb von Gebieten Testfelder
fur insgesamt 40 km?, die Kalenderjahre fir die
Inbetriebnahme der Pilot-Windenergieanlagen
sowie der Testfeldnetzanbindung einschlief3lich
der Netzkapazitat festlegen. Im FEP 2019 wurde
der westliche Teil des ehemaligen Gebietes O-7
als Testfeld ausgewiesen. Entsprechend der
Festlegung im LEP M-V wurde der 6stliche Teil
als Gebiet ausgewiesen. Auf das Erfordernis
eines gesonderten raumordnerischen
Verfahrens des Landes M-V zur Klarung des
raumlichen Umrisses des Testfelds wurde
hingewiesen.

Das Energieministerium M-V hat nunmehr in
seinen AuRerungen zur Fortschreibung darauf
hingewiesen, dass ein solches raumord-
nerisches Verfahren nicht erforderlich sei und
eine Festlegung auch des ostlichen Teils als
Testfeld nicht den Festlegungen des LEP M-V
2016 widersprache. In Konsultationsbeitragen
zum Vorentwurf des FEP 2020 wurde jedoch von
verschiedenen Stellen darauf hingewiesen, dass
aus nautisch-schifffahrtspolizeilichen Griinden
eine erneute Prifung des Testfelds erforderlich
sei. Dies hange mit der geplanten Seekanalver-
tiefung zur Ansteuerung der Rostocker Hafen
zusammen. In diesem Zusammenhang sei die
Einrichtung einer Tiefwasserreede mit einer
Wassertiefe von ca. 19 m im unmittelbaren
raumlichen Zusammenhang zum Seekanal er-
forderlich. Nach Einschatzung der WSV befinde
sich die hierfiir vorgesehene Stelle jedoch inner-
halb des im LEP M-V festgelegten Vorrangge-
bietes fur Windenergieanlagen fur Testzwecke.
Es wurde in dem Zusammenhang auch eine Ver-
schiebung des Testfelds vorgeschlagen, welche
jedoch von anderen Konsultationsteilnehmen-
den abgelehnt wird.
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Ein Konsultationsteilnehmer wies darauf hin,
dass die Eignung der Flache fir die Windener-
gienutzung durch das Land M-V im Rahmen des
LEP abschliel3end abgewogen und mit Verord-
nungsrang festgelegt worden sei. Zudem sei
ausweislich der Verwaltungsvereinbarung zwi-
schen dem BSH und M-V eine gesonderte Zu-
lassigkeitsprufung der Festlegung von Gebieten,
Flachen, Testfeldern und sonstigen Energiege-
winnungsbereichen nur bei plantbergreifenden
Fragestellungen bzw. beim Vortrag neuer As-
pekte erforderlich. Nach Ansicht des Konsultati-
onsteilnehmers lagen jedoch gegenlber der Er-
stellung des LEP M-V keine neuen Argumente
vor. Es wurde daher durch den Konsultationsteil-
nehmer eine Fortschreibung des FEP wegen
Geringfiigigkeit einer Anderung, die keine Aus-
wirkungen auf das planerische Gesamtgefiige
habe, angereqt.

Nachdem diese Aspekte auch im Rahmen des

Anhdrungstermins zum FEP 2020 am
11.08.2020 diskutiert wurden, kindigte das
Energieministerium M-V die Beauftragung

zweier Gutachten mit dem Ziel der Klarung des
Sachverhalts an. Die Ergebnisse der Gutachten
seien fir Herbst 2020 geplant. Im Zuge der dies-
beziiglichen AuRerungen beim Erorterungster-
min zum FEP 2020 am 18.11.2020 wies das
Energieministerium M-V darauf hin, dass nun-
mehr eine Aktualisierung der im Rahmen des
LEP M-V erstellten Kollisionsrisikoanalyse sowie
ein nautisches Gutachten zur Tiefwasserreede
vorlage. Die GDWS wies darauf hin, dass zum
aktuellen Zeitpunkt auf Grundlage der Gutach-
ten noch keine abschlieende Beurteilung des
Sachverhalts erfolgen kénne. Die durch M-V be-
auftragten Gutachten miuissten noch bewertet
werden, zudem arbeite auch die GDWS an ei-
nem eigenen nautischen Gutachten, welches
voraussichtlich im Dezember 2020 vorliegen
solle. Angesichts dieser Sachlage war zum Zeit-
punkt der Bekanntmachung des FEP 2020 keine
abschlieRende Klarung erkennbar, sodass im
FEP 2020 keine vorbehaltsfreie Festlegung ei-
nes Testfelds im Kistenmeer M-V erfolgt.

Das Energieministerium M-V wies in seiner Stel-
lungnahme zum Entwurf des FEP darauf hin,
dass das Testfeld eindeutig umrissen sei und die
bestehenden Vorbehalte ggf. Auswirkungen auf
die Art und Weise der Umsetzung im Rahmen
der konkreten Vorhabenplanungen und Geneh-
migungsverfahren hatten. Demnach dienten
auch die erwahnten, durch M-V beauftragten
Gutachten lediglich einer Vorprifung zur Vorha-
benplanung, zielten jedoch nicht auf die Ebene
des LEP M-V oder des FEP. Eine Festlegung im
FEP erfolgt angesichts der vorgebrachten nau-
tisch-schifffahrtspolizeilichen Vorbehalte nicht.

Der zur Anbindung des Testfelds verpflichtete
Ubertragungsnetzbetreiber wies in der gemein-
samen Stellungnahme der UNB zum Entwurf
des FEP darauf hin, dass angesichts der aufge-
tretenen Verzogerungen eine Inbetriebnahme
der Testfeldanbindungsleitung im Jahr 2024
nicht mehr moglich sei.

In ihrer Stellungnahme weist die IHK Rostock
darauf hin, dass die Belange des Tourismus in
der Gesamtplanung berticksichtigt werden soll-
ten. Hierzu sollten beispielsweise im Rahmen
des Genehmigungsverfahrens Visualisierungen
der geplanten Anlagen auf dem Testfeld erfol-
gen sowie die Hohe der Anlagen auf ein optisch
akzeptables Mal3 reduziert werden. Der FEP trifft
diesbezuglich keine Festlegungen. Etwaige Be-
schrankungen bzw. Auflagen obliegen dem je-
weiligen Zulassungsverfahren.

9.12 Zeitliche Reihenfolge und
Kalenderjahr der Flachen und
Anbindungsleitungen

Die AuRerungen zur zeitlichen Reihenfolge und
zum Kalenderjahr der Inbetriebnahme fir WEA
auf See und Netzanbindungen werden im
Folgenden gemeinsam zusammenfassend
abgewogen. Mal3geblich fur die Festlegung der
zeitlichen Reihenfolge der auszuschreibenden
Flachen ist die Anwendung der Kriterien nach
Kapitel 4.8. Die Priorisierung der Kriterien wurde
bereits im FEP 2019 dargestellt.
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Im Rahmen der Konsultation des Vorentwurfs
wurde neben der Festlegung der Flache N-5.4
des Vorentwurfs/Entwirfe des FEP 2019
aufgrund des im Raume stehenden Eintritts-
rechts im zentralen Modell gefordert, diese
bevorzugt zu behandeln in Bezug auf die
zeitliche Einordnung. Beziiglich der Nicht-
festlegung einer Flache in Gebiet N-5 wird auf
9.9 verwiesen. Da keine Festlegung einer
Flache erfolgt, resultiert demzufolge auch keine
Festlegung einer zeitlichen Reihenfolge.

Des Weiteren wurde auf die Abweichung zur
Bestatigung des NEP 2019-2030 beztiglich der
Anbindungsleitungen NOR-9-2 und NOR-12-1
hingewiesen. Mit der Erforderlichkeit der
Realisierung von NOR-9-2 statt des NOR-12-1
im Jahr 2030 durften die vorbereitenden
MalRnahmen fir die Umsetzung von NOR-9-2
aufgrund der fehlenden Bestatigung von NOR-9-
2 im NEP 2019-2030 nicht geféhrdet werden.
Seitens des BSH wird darauf hingeweisen, dass
unter den gegebenen Rahmenbedingungen eine
weitgehende Abstimmung der beiden Netz-
planungsinstrumente stattfindet. Diese wird
unter anderem dadurch sichergestellt, dass eine
gegenseitige Beteiligung und Abstimmung in
den Prozessen stattfindet.

Die Festlegungen zur Inbetriebnahme der
bezuschlagten Windenergieanlagen auf See
sowie der Anbindungsleitungen wurden gegen-
Uber dem FEP 2019 deutlich erweitert. Dement-
sprechend waren diese Aspekte Gegenstand
umfangreicher Konsultationen bei  der
Aufstellung des FEP 2020.

Seitens der Betreiberverbénde wurde bestatigt,
dass der Direktanschluss von OWP an 2 GW-
Netzanbindungssysteme innerhalb eines
Kalenderjahres einen erhohte Koordinierung
zwischen UNB und OWP-Betreiber erfordere.
Die gquartalsscharfe Festlegung der Inbetrieb-
nahme und die Festlegung weiterer verbind-
licher Meilensteine wie das Zeitfenster des
Einzugs der Innerparkverkabelung werde daher
ausdricklich begrift.

Die UNB wiesen darauf hin, dass eine
Konkretisierung der Prozesse im Rahmen des
nach 8 17d EnWG abzustimmenden Reali-
sierungsfahrplans erfolgen solle. Eine
Festlegung des Quartals der Inbetriebnahme
abweichend vom 4. Quartal des jeweiligen
Kalenderjahres erfordere eine Beschleunigung
des gesamten Realisierungsprozesses. Darlber
hinaus sei bei der Festlegung die Schnittstelle
zum landseitigen  Ubertragungsnetz  zu
bertcksichtigen.

Vor einer Festlegung im FEP wurden die
Betreiberverbande und UNB im Rahmen von
Konsultationsfragen zum Entwurf des FEP
gebeten, die wesentlichen Zwischenschritte bei
der Inbetriebnahme von OWP und Anbindungs-
leitung darzustellen. Im Folgenden wird dieser
Prozess zusammenfassend dargestellt.

Vor dem Beginn der Inbetriebnahme der Wind-
parks sei demnach die Errichtung der Konverter-
plattform sowie die Verlegung des Seekabelsys-
tems des UNB einschlieRlich des Einzugs in die
Plattform erforderlich. Ab diesem Zeitpunkt
konne seitens der UNB-Plattform die fur die In-
betriebnahme der Windenergieanlagen erforder-
liche Spannung bereitgestellt werden.

AnschlieRBend kénne der Einzug der 66kV-Inner-
parkverkabelung durch den OWP-Betreiber er-
folgen. Als frihestmdglicher Zeitpunkt wurde
seitens der UNB das 4. Quartal des Vorjahres
der Inbetriebnahme genannt. Die Betreiberver-
bande schlugen daflur aufgrund der besseren zu
erwartenden Wetterbedingungen die ersten bei-
den Quartale des jeweiligen Kalenderjahrs vor.
Der Zeitbedarf fur den Kabeleinzug wurde sei-
tens der Betreiberverbdnde mit ca. 8 Wochen
zuzuglich etwaiger wetterbedingter Verzégerun-
gen fir den Anschluss von 1 GW installierte
Leistung angegeben. Der Anschluss zweier
Windparks kénne nicht parallel, sondern misse
in zwei aufeinanderfolgenden Kabeleinzugs-
fenstern erfolgen. Maf3geblicher Grund fur diese
Einschrankung sei die Begrenzung des maximal
auf der Plattform zulassigen Personals.
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Ab dem Zeitpunkt des Einzugs der 66kV-Inner-
parkverkabelung kénne mit dem Testbetrieb zur
Inbetriebnahme des DC-Netzanbindungssys-
tems begonnen werden. Die Installation der ein-
zelnen Windenergieanlagen kdnne parallel dazu
sukzessive erfolgen. Die Errichtung der WEA
musse aufgrund der vorherrschenden Wetterbe-
dingungen im Fruhjahr / Sommer bzw. in den
Quartalen 2 und 3 erfolgen. Fir die Tests zur In-
betriebnahme des Netzanschlusssystems sei
gemal} Betreiberverbande die Betriebsbereit-
schaft von 10 bis 30 Prozent der angeschlosse-
nen OWP-Leistung erforderlich.

Den verbindlichen Zeitpunkt zur Gewahrleistung
der vollstandigen Leistungsibertragung des
Netzanbindungssystems stelle der verbindliche
Fertigstellungstermin gemald 8§ 17d Abs. 2
EnWG dar.

Zur vollstandigen Inbetriebnahme des OWP
seien nach Herstellung der Betriebsbereitschaft
der einzelnen WEA weitere Schritte erforderlich,
welche nach Aussage der OWP-Verbande bis
zu 3 Monate in Anspruch nehmen kénnen. Eine
vollstandige Inbetriebnahme des OWP zum glei-
chen Quartal wie die Netzanbindung sei aus
Sicht der Betreiberverbande demnach maéglich,
wenn die jeweiligen AC-Anbindungsleitungen
des OWP zum Ende des Kabeleinzugsfensters
durch den UNB in Betrieb genommen wiirden.
Auch aus Sicht der UNB sei eine vollstandige In-
betriebnahme des OWP zum Quartal der Inbe-
triebnahme der Netzanbindung grundsatzlich
moglich.

Hinsichtlich des Anbindungssystems NOR-7-2
wiesen die UNB darauf hin, dass die Festlegung
des Quartals der Inbetriebnahme abweichend
vom 4. Quartal 2027 aufgrund des fortgeschrit-
tenen Projektstatus eine signifikante Beeinflus-
sung des Vergabeprozesses und des ohnehin
kritischen Realisierungsfahrplans bedeuten und
zu einer Erhdhung der Kosten fir das Netzan-
bindungssystem fiihren wiirde.

Von Seiten eines Umweltverbandes wurde be-
zweifelt, dass Verzdgerungen bei der Errichtung
von Anbindungssystemen kunftig nicht mehr
auftreten werden. Angesichts der genannten
Problematiken sei nicht schlissig, wie die erfor-
derlichen Anbindungskabel fir einen Zubau auf
20 GW bis 2030 zeitgerecht und insbesondere
mit den Zielen und Grundsatzen der 0.g. Schutz-
gebiete umsetzbar waren.

Hinsichtlich méglicher Verzégerungen durch die
Kabelverlegung wird auf die lange Vorlaufzeit fur
Planung und Realisierung hingewiesen. Im Ge-
gensatz zu bisherigen Anbindungssystemen er-
folgt durch den FEP nun eine geordnete Ausbau-
planung mit konkreten Festlegungen fir die Ka-
lenderjahre der Inbetriebnahme einzelner See-
kabelsysteme. Auf dieser Grundlage kann eine
detaillierte Zeitplanung frihzeitig erfolgen. Den-
noch besteht stets die Mdglichkeit von Verzége-
rungen, etwa aufgrund von unvorhersehbaren
Umstéanden oder Ausfallen.

9.13 Raumliche Festlegungen der
Seekabelsysteme,
Grenzkorridore und Plattformen

9.13.1 Netzanbindungssysteme

Hinsichtlich der rdumlichen Festlegung der
Plattformstandorte wurden von den UNB
Anderungen hinsichtlich des Standorts NOR-3-2
aufgrund von Baugrundeigenschaften vorge-
tragen. Der Standort wurde entsprechend
verschoben, die Verschiebung wurde im
Verfahren diskutiert. Daruber hinaus baten die
UNB um Festlegung eines moglichen Umspann-
plattformstandortes fur die Flache O-2.2 (unter
Prifung), um eine anderweitige Uberplanung zu
verhindern. Im Gegensatz zur Kabeltrasse wird
hier durch das BSH das Risiko einer Uber-
planung durch dritte Nutzungen, die eine
Ausweisung der Flache zu einem spéateren
Zeitpunkt ermdglichen, die Umspannplattform
jedoch verhindern, nicht gesehen. Eine
Ausweisung der Umspannplattform ware zu
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einem spateren Zeitpunkt in einer
Fortschreibung des FEP mdglich, wenn die
Prifung der Flachennutzung abgeschlossen ist.

Die von den UNB vorgetragenen Argumente
hinsichtlich der Umsetzbarkeit von Winkeln in
der Trassenfiihrung unter Berticksichtigung der
Schleppkurven wurden weitestgehend Uber-
nommen. Die Schleppkurven sollten dabei auf
das technisch notwendige Minimum begrenzt
werden, insbesondere in Bereichen, in denen
grolle  Schleppkurven die nachfolgenden
Systeme behindern.

Zudem trugen die UNB zu allen festgelegten
Netzanbindungssystemen Anderungswiinsche
vor. Soweit diese den Planungsgrundsatzen,
insbesondere der rechtwinkligen Kreuzung
vorhandener Systeme und der Vermeidung von
Kreuzungen widersprachen oder zu einer
Verlangerung des Seekabelsystems flihrten,
wurden diese nicht Ubernommen. Auch ein
Tausch von Systemen zur Verlagerung der
Unsicherheiten im Kistenmeer von einer unter
Prifung  stehenden  Netzanbindung  auf
Interkonnektoren wurde nicht gefolgt. Es wurde
versucht, ein ,Legen auf Licke" soweit wie
mdoglich zu vermeiden. Hinsichtlich des Systems
NOR-7-2 wurde im Rahmen der Konsultation der
alternative Trassenverlauf von TenneT zur
Diskussion gestellt. Der von den Verbanden
gewiinschten Festlegung des
Plattformstandortes und der Netzanbindung erst
nach Feststehen des Parklayouts kann nicht
entsprochen werden, da der FEP diese
verbindlich vorgeben muss und diese auch
Grundlage fur die spatere Ausschreibung der
Flache sind. Auf die Ausschreibung und
Vergabe der Anbindungsleitung vor
Ausschreibung der jeweiligen Flache wird
diesbezlglich hingewiesen. Wahrend sich die
UNB fiir die von ihnen vorgeschlagenen Trasse
aussprachen, befurwortete das BfN aufgrund
der Trassenléange bei gleicher Kreuzungsanzahl
die Trassenfuhrung des BSH. Das BSH schlief3t
sich dem Wunsch des BfN an.

Auch der Bitte des Landes Mecklenburg-
Vorpommern  hinsichtlich der Darstellung
zuklnftiger Netzanbindungen im Kistenmeer
kann nicht gefolgt werden, da dem BSH keine
Informationen zu Trassen vorliegen. Grund-
satzlich sind fir die Raumordnungs- und
Zulassungsverfahren im Kistenmeer die Lander
zustandig. Im Rahmen des FEP kénnen
entsprechende  Festlegungen der Lander
nachrichtlich tbernommen werden, soweit diese
von den Landern mitgeteilt wurden.

9.13.2 Grenzkorridore

Hinsichtlich der Grenzkorridore zum Kdusten-
meer wurden insbesondere durch die Umwelt-
verbande Bedenken geaullert, diese in der
bisherigen Form nutzen zu koénnen, da dieses
den Vorgaben der jeweiligen Landesplanung
widersprache. Die Lander sicherten zu, dass
eine Nutzung in dem im FEP geplanten Umfang
vorgesehen sei bzw. Gegenstand laufender
Verfahren sei. Insbesonder widersprache die
Ausweisung von NOR-7-2 nach Schleswig-
Holstein und die Ausweisung von NOR-9-1 und
NOR-10-1 zu Grenzkorridor N-III nicht den
derzeitigen Planungen der Lander. Hinsichtlich
den Fragen zu GrolRe, Gewicht und geplanter
Verlegung der zukinftigen 2 GW-
Netzanbindungen wird auf die Stellungnahme
der UNB vom 04.11.2020 verwiesen, die hierzu
Ausfihrungen  macht.  Entsprechend  der
Stellungnahme der UNB vom 04.11.2020 ist
durch den dritten Leiter der zukiinftigen 2 GW-
Netzanbindungen nicht davon auszugehen,
dass sich hierdurch die Anzahl der mdglichen
Trassen verringere, da dieser unterhalb der
anderen beiden bisher geplanten Leiter verlegt
werden solle. Dariuber hinaus wurden
naturschutzfachliche Bedenken zur Erforder-
lichkeit eines dritten Korridors und zum Rickbau
der Kabel gedulRert. Zur Erreichung des Ausbau-
Ziels von 20 GW bis 2030 ist aufgrund zeitlicher
Beschrankungen bei der Inselquerung die
Fuhrung der Anbindungssysteme NOR-9-1 und
NOR-10-1 zu Grenzkorridor N-III erforderlich.
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Die naturschutzfachliche Prifung fur das
Kistenmeer obliegt dem Land Niedersachsen,
auf die Stellungnahme des Landes hinsichtlich
der Umsetzbarkeit dieser Trassen wird
verwiesen.

9.13.3 Grenziberschreitende
Seekabelsysteme

Das Land Niedersachsen wies zudem darauf
hin, dass die mdglichen Trassen im Kiistenmeer
begrenzt seien und vorrangig fir Netzan-
bindungen zu nutzen seien. Dies ist dem BSH
bewusst. Die Ausweisung von Interkonnektoren
im Flachenentwicklungsplan orientiert sich an
der Langfristplanung der europaischen Uber-
tragungsnetzbetreiber.

Die Aussage eines Konsultationsteilnehmenden,
dass zur Vermeidung im Rahmen der kiunftigen
Planung Trassenfuihrungen fir  Netzan-
bindungssysteme vornehmlich unter dem
Aspekt der Festlegung der Kalenderjahre der
Inbetriebnahme definiert werden und hier auf
eine grolere Flexibilitaét hingearbeitet werden
solle wird nicht gefolgt. Die Ausbauziele sind
gesetzlich vorgegeben, so dass hier keine
Flexibilitat besteht, vorhandene Netzver-
knipfungspunkte aufgrund einer optimaleren
Trassenplanung in der AWZ (ber Jahrzehnte
ungenutzt zu lassen. Eine Nichtnutzung des
vorhandenen Netzverknipfungspunktes wiirde
dazu fuhren, dass die gesetzlich vorgesehenen
Ausbauziele nicht zu erreichen waren, da keine
alternativen Netzverknipfungspunkte zur
Verfligung stehen. Zudem wirden sich die
Trassenlangen zu den Netzverknipfungs-
punkten kaum unterscheiden, da Richtung
Niedersachsen in den nachsten Jahren keine
kiustennahen  Netzverknupfungspunkte  zur
Verfligung stehen.

Von den UNB wurde zudem darum gebeten, die
Grenzkorridore O-XIl und O-XIIl so zu erweitern,
dass neben den beiden Rohrleitungen
NordStream 1 und 2 zwei weitere Interkonnek-
toren verwirklicht werden kénnten. Hierzu wurde

auf die ,Baltic Sea Offshore Wind Joint
Declaration of Intent* verwiesen. Der Raum
zwischen den beiden Rohrleitungen betragt
etwa 1 km und ist damit entsprechend der
Planungsgrundséatze ausreichend fir ein See-
kabelsystem. Die Trasse verlauft zudem
vollstandig durch Naturschutzgebiete bzw.
militarische Ubungsgebiete. Eine Erweiterung
Uber den durch die Rohrleitungen vorgesehenen
Bereich hinaus wird darum nicht als mdglich
erachtet. Da Richtung Osten mit O-X und O-XI
zwei weitere Grenzkorridore fir Interkonnek-
toren verfugbar sind, wird zudem kein Wider-
spruch zur Baltic Sea Offshore Wind Joint
Declaration of Intent gesehen.

Hinsichtlich des geplanten Interkonnektors
zwischen den Grenzkorridoren O-V und O-VI
wurde vorgetragen, dass der von der Fehmarn-
beltquerung eingenommene Raum und sein
Umfeld nicht far Interkonnektoren infrage
kédmen. Zukinftige Trassen hatten einen aus-
reichenden Abstand, der in der Stellungnahme
mit mind. 1.000 m definiert wird, einzuhalten.
Zudem sei der Tunnel nachrichtlich in der Karte
darzustellen. Die mehrere Jahre dauernde Bau-
phase darf nach Auffasung des Stellung-
nehmers in keinem Fall behindert werden, so
dass im  kompletten Baufeld, dessen
Ausdehnung mehrere hundert Meter betragen
wird, alle anderen Arbeiten unzul&ssig seien. Die
Notwendigkeit des Abstandes von mind. 1 km

wird mit Ankerverbotszonen entlang des
Tunnels, die noch nicht definiert sind, sowie
moglichen elektrischen Interferenzen,
begriindet.

Beim FEP handelt es sich um einen Fachplan fur
insb. Windenergie auf See und Stromleitungen.
Die raumliche Sicherung eines Tunnelbauwerks
ist entsprechend der gesetzlichen Vorgaben
nicht Bestandteil des Fachplans. Das in der
Stellungnahme  angesprochene grenziiber-
schreitende Seekabelsystem wurde bereits im
FEP 2019 festgelegt. Im Sinne der Planungs-
grundsatze 4.4.1.1, 4.4.1.6, 4.4.2.2, 4.4.4.1 und
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4.4.4.2 wére bei der Planung eines grenziber-
schreitenden Seekabelsystems in diesem
Bereich eine moglichst dichte Parallelfihrung zu
bestehenden, genehmigten und festgelegten
Nutzungen sowie eine zeitliche Koordinierung
anzustreben. Diesbeziglich ware eine Fihrung
innerhalb des Tunnels unter raumordnerischen
Gesichtspunkten zu bevorzugen. Der in der
Stellungnahme geforderte Abstand von mind.
1.000 m wirde dem Bindelungsgebot der
Raumordnung sowie des FEP nicht gerecht
werden. Bezlglich der Bedenken hinsichtlich
elektrischen und magnetischen Feldern durch
Gleichstrom-Stromkabel weise ich darauf hin,
dass bei den derzeitigen Interkonnektoren sich
die magnetischen Felder der Leiter zum grol3en
Teil aufgrund der gebiindelten Verlegung des
Hin- und Rickleiters kompensieren. Auf den
standardisierten Technikgrundsatz 4.4.1.11 wird
verwiesen. Die darin festgelegte gebindelte
Verlegung von Hin- und Rickleiter bei
Gleichstromseekabeln fuhrt dazu, dass die mag-
netische Flussdichte deutlich unterhalb der
durchschnittlichen Starke des Erdmagnetfelds
liegt.

In der Nordsee bat ein Vorhabenstrager darum,
die von ihm untersuchte Trasse zu tibernehmen,
die von den Vorgaben und rdumlichen
Festlegungen des FEP 19 sowie des FEP 20
abweicht und die Planungsgrundsatze nur
teilweise umsetzt. Auch dieser Forderung kann
nicht gefolgt werden.

Ein weiterer Teilnehmender an der Konsultation
aus Danemark auf3erte eine Berlicksichtigung
der Telekommunikationskabel ,Elektra-Global-
Connect 1 (GC1)" und ,GlobalConnect-KPN* so-
wie des geplanten ,Bornholm Subsea Cable” bei
den Festlegungen des FEP. Die in Betrieb ge-
nommenen Telekommunikationskabel werden
bei den Festlegungen des FEP beriicksichtigt.
Die zuletzt genannte Planung befindet sich bis-
her nicht im Verfahren beim BSH und ist somit
nicht planungsrechtlich verfestigt. Bei der Pla-
nung neuer Systeme miussen die Festlegungen

des FEP berilcksichtigt werden. Die Festlegung
von Datenkabeln ist zudem nicht Gegenstand
des FEP.

9.13.4 Verbindungen untereinander

Wahrend im FEP 2019 noch insgesamt fiinf
Verbindungen untereinander in der Nordsee und
drei in der Ostsee festgelegt wurden, wird im
FEP 2020 nunmehr lediglich eine Verbindung in
der Nordsee festgelegt.

Bereits im Vorentwurf des FEP 2020 wurde
dargelegt, dass eine Bewertung der im FEP
2019 festgelegten Verbindungen auf Grundlage
verschiedener Aspekte zu dem Ergebnis kommt,
dass eine Festlegung von Verbindungen
untereinander in den Zonen 1 und 2 der Nord-
und Ostsee nicht zielfihrend ware. Ein
wesentlicher Aspekt dieser Bewertung war eine
Kosten-Nutzen-Analyse, die im Rahmen des
begleitenden Auftrags des BSH durchgefiihrt
wurde. Diese wirtschaftliche Analyse kommt zu
dem Ergebnis, dass die im FEP 2019
festgelegten Verbindungen in den Zonen 1 und
2 nur in seltenen Fallen eine Wirtschaftlichkeit
aufweisen. Neben der Kosten-Nutzen-Analyse
wurden auch réaumliche Auswirkungen auf
benachbarte Flachen sowie die Voraus-
setzungen auf den betreffenden Plattformen
bertcksichtigt.

Das skizzierte Vorgehen der Streichung der
Verbindungen untereinander mit Ausnahme
einer Verbindung in Zone 3 wurde im Vorentwurf
auch in einer Konsultationsfrage adressiert. Die
Antworten hierzu fielen unterschiedlich aus.
Wahrend die Streichung von einem Konsulta-
tionsteilnehmer begrift wurde bzw. von
anderen keine Grinde gegen eine Streichung
erkannt werden konnten, sprachen sich zwei
Konsultationsteilnehmer dafir aus, die Raume
fur Verbindungen untereinander mit Blick auf
den Aufbau eines Offshore-Netzes frithzeitig zu
sichern. Auch wenn aktuell keine Wirtschaftlich-
keit erkennbar sei, sollten die erforderlichen
Raume nicht verbaut werden. Eine solche
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langfristige Sicherung der erforderlichen Raume
erscheint zwar zweckmafig, ist jedoch im
Einzelfall gegeniiber den damit moglicherweise
einhergehenden Beschneidungen benachbarter
Flachen fir Windenergieanlagen auf See
abzuwagen. Auch beim Anhdrungstermin am
11.08.2020 wurde das Thema beleuchtet und im
Ergebnis festgehalten, dass die Wirtschaftlich-
keitsanalyse sowie die dieser zugrunde
liegenden Daten und Annahmen durch das BSH
transparent gemacht werden sollten. Diesem
Wunsch wurde mit einem Fachgesprach unter
Beteiligung der Gutachter am 22.09.2020
nachgekommen. Im Anschluss an das Fach-
gesprach sind diesbezlglich keine weiteren
AuRerungen eingegangen. In einer Stellung-
nahme zum Entwurf des FEP 2020 wurde
angeregt, ab dem Jahr 2030 die Konverter-
plattformen als sog. Multi-Terminal-DC System
auszulegen, um eine spatere Vermaschung zu
ermdglichen. Da die technische Verflgbarkeit
solcher Systeme jedoch zum aktuellen Zeitpunkt
noch unklar ist, kann diesbeztglich noch keine
Festlegung erfolgen. Nach Aussage der UNB
wird jedoch bereits im Rahmen des aktuell
erarbeiteten 525 kV-Plattformdesigns die
Mdglichkeit eines Multi-Terminal-DC-Betriebs
untersucht. Nach Abwagung aller einge-
gangenen Stellungnahmen und AuRerungen
erfolgt keine Anpassung der bereits im
Vorentwurf enthaltenen Festlegung nur einer
Verbindung untereinander in Zone 3 der
Nordsee.

9.14 Sonstige
Energiegewinnungsbereiche

Einige Konsultationsteilnehmer wiesen auf die
nationale Wasserstoffstrategie hin. Grund-
satzlich wird im FEP der gesetzliche Rahmen
des 8 5 Abs. 2a WindSeeG zugrunde gelegt.

Hinsichtlich der GroRBe eines sonstigen
Energiegewinnungsbereichs ergab sich kein
einheitliches Meinungsbild. Die Mindestgrolie

eines Bereichs wurde hierbei sehr unter-
schiedlich eingeschatzt und variiert zwischen
28,8 km2 und 100 kmz2. Jedoch auch zu SEO-1
mit einer Grofle von etwa 7 km? gab es eine
Beflrwortung des Festlegung, sodass auch
dieser kleine Bereich festgelegt wird. Auf die
Ausfuhrungen unter 7.3 wird verwiesen.

Uberdies wurde das Thema der Einschrankung
der Wirtschaftlichkeit durch mégliche An- und
Abflugkorridore sowie durch Abschattungen von
anderen Windenergieanlagen auf See ange-
sprochen. Als weiterer Nachteil wurde die
Zweiteilung und fehlende Erweiterungsmaglich-
keit gesehen. Volks- und betriebswirtschaftliche
Aspekte finden im FEP Bericksichtigung, vgl.
hierzu Kap. 8.2. Dennoch ist es keine Aufgabe
des FEP, die betriebswirtschaftlich glnstigste
Planungsoption festzulegen.

Betreffend weiterer Festlegungen von sonstigen
Energiegewinnungsbereichen in der deutschen
AWZ sind die Ergebnisse des zurzeit parallel
laufenden Verfahrens der Fortschreibung der
Raumordnungsplane fir die ausschliel3liche
Wirtschaftszone einzubeziehen. Im Rahmen
dieser Fortschreibung ist nur eine Festlegung
von sonstigen Energiegewinnungsbereichen in
den Zonen 1 und 2 vorgesehen.

Zudem schlugen Konsultationsteilnehmer die
Festlegung von sonstigen Energiegewinnungs-
bereichen im Kistenmeer vor. Der FEP kann
auch fachplanerische Festlegungen fir sonstige
Energiegewinnungsbereiche fir das Kusten-
meer nach Mal3gabe einer Verwaltungsverein-
barung zwischen dem Bund, vertreten durch das
BSH, und dem zustandigen Land treffen. Das
Land M-V, mit dem eine entsprechende
Verwaltungsvereinbarung besteht, hat dem BSH
im Rahmen dieser Fortschreibung Kkeinen
Vorschlag fur die Festlegung eines sonstigen
Energiegewinnungsbereichs Ubermittelt.

Im Rahmen der Stellungnahmen gab es zur
Nordsee AuRerungen, die den Ausschluss von
Leitungen aufgrund der Trassenknappheit im
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Kistenmeer befirworteten. Ebenso gab es
gegenteilige AuBerungen. Fur den sonstigen
Energiegewinnungsbereich SEN-1 stellt eine
eigene Anbindung — auch aufgrund der Grol3e
des Bereichs - im Verhéaltnis zur Kapazitat einer
Standard-Anbindung in der Nordsee mit 2 GW
Ubertragungsleistung eine ineffiziente Anbin-
dungsmoglichkeit dar. Vor dem Hintergrund der
begrenzten Anzahl mdglicher Trassenkorridore
in der Nordsee bei der Querung des Kusten-
meers sollen zur Erreichung der mittel- und
langfristigen Ausbauziele fir die Windenergie
auf See die verfligbaren Trassenkorridore der
leitungsgebundenen Windenergie vorbehalten
bleiben. Demzufolge wird fiur SEN-1 an dem
Ausschluss festgehalten.

Auch wurden die Mdoglichkeit einer indirekten
Stromnetzanbindung an eine ,konventionelle
Netzanbindung“ oder vermaschte L&sungen
vorgeschlagen. Eine solche Mdoglichkeit ist
jedoch gesetzlich nicht vorgesehen.

Betreffend SEO-1 wurde mehrfach geaufiert,
dass dieser Bereich sehr klein und daher ohne
ausreichende Forderung kaum wirtschaftlich zu
entwickeln sei. Jedoch gab es auch Befilirworter

der Festlegung, sodass dieser Bereich
festgelegt wird.
Ansonsten  fuhrte ein  Konsultationsteil-

nehmender aus, dass wirtschaftliche Aspekte
bei der Festlegung derzeit nicht beurteilt werden
und nicht in die Entscheidungsfindung einflieRen
sollten. Zwar dienen die Festlegungen der
praktischen Erprobung von sonstigen Energie-
gewinnungsanlagen, allerdings ist auch vor dem
Hintergrund nicht vorhandener Forderungs-
mechanismen eine Realisierbarkeit maflgeblich,
um Erfahrungen mit der Erprobung und
Umsetzung innovativer Konzepte sammeln zu
koénnen.

9.15 Ubereinstimmung der
Festlegungen mit privaten und
offentlichen Belangen

Hier wurde vorgebracht, dass die Belange der
Fischerei keine Beriicksichtigung finden und un-
klar ist, wann die Annahme von Nutzungskonflik-
ten i.S.d. 8 5 Abs. 4 Satz 2 Nr. 4 WindSeeG zu
einer zeitlichen Zurickstellung oder einem Aus-
schluss von Flachen fuhrt. Festlegungen zur Fi-
scherei sind Gegenstand des ROP 2009 sowie
der Fortschreibung mit dem ROP-E 2021, die
parallel zur Fortschreibung und Anderung des
FEP erfolgt und konsultiert wird. Nicht jeder Nut-
zungskonflikt fuhrt zu einer Zurtickstellung oder
einem Ausschluss von Flachen. Hierfir ist eine
gewisse Schwere erforderlich, die im Einzelfall
gepraft wird.

9.16 Internationale Stellungnahmen

Das Land Polen wurde, wie vereinbart (Verein-
barung vom 10. Oktober 2018 zwischen der Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland und
der Regierung der Republik Polen tber Umwelt-
vertraglichkeitspriufungen und Strategische Um-
weltprifungen im grenzuberschreitenden Rah-
men) beteiligt und reichte eine Stellungnahme
ein mit der Erklarung, dass die Dokumente flr
die Beteiligung nicht ausreichend seien, da nicht
alle Kapitel Ubersetzt worden seien und die Do-
kumente somit nicht den Anforderungen des
Art. 7 Abs. 2 und Anhang 4 der Espoo-Konven-
tion entsprachen. Zudem seien die Auswirkun-
gen der Festlegungen auf Polen nicht hinrei-
chend dargelegt. Mangel bestinden bei der Be-
schreibung der erwarteten Auswirkungen des
FEP, so dass keine Mdglichkeit bestlinde, diese
zu prufen.

GemalR 8§60 Abs.2 Satz2 UVPG sowie der
Espoo-Konvention Ubermittelt die zustéandige
deutsche Behdrde den Inhalt der Bekanntma-
chung, die nichttechnische Zusammenfassung
des Umweltberichts sowie die Teile des Plan- o-
der Programmentwurfs und des Umweltberichts,
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die es den beteiligten Behoérden und der Offent-
lichkeit des anderen Staates ermdglichen, die
voraussichtlichen  erheblichen  nachteiligen
grenziberschreitenden  Umweltauswirkungen
des Vorhabens einzuschatzen und dazu Stel-
lung zu nehmen oder sich zu dulR3ern. Dennoch
wurde eine komplette Ubersetzung des FEP so-
wie des Umweltberichts der Ostsee zur Verfu-
gung gestellt.

AuRerdem fordert das Land Polen eine Analyse
der kumulativen Auswirkungen des FEP sowie
des polnischen Raumordnungsplans und der
Planungen der angrenzenden L&ander auf die
Umwelt, auch unter Beriicksichtigung der in den
polnischen FFH-Gebieten geschitzten Schutz-
gluter sowie eine kumulative Berlicksichtigung
von Natura2000-Gebieten in einer Entfernung
von gut 100 km von der deutschen AWZ. Eine
entsprechende Priifung des Raumordnungs-
plans wird auf der Ebene der deutschen Raum-
ordnungsplanung vorgenommen. Aufgrund der
Entfernung der Natura2000-Gebiete zu Festle-
gungen sind keine erheblichen Auswirkungen zu
erwarten.

Polen bat zudem darum, alle aktuellen Ergeb-
nisse aus den Begleitforschungen der OWPs so-
wie der Plane und alle verfligbaren Informatio-
nen zum Schallschutz Gbermittelt zu bekommen,
bevorzugt auf Polnisch. Soweit die Forschungen
aus staatlichen Mitteln betrieben werden, wer-
den die Ergebnisse dieser Forschungsvorhaben
veroffentlicht und sind 6ffentlich zuganglich.

Zudem aulerte das Land Polen Bedenken hin-
sichtlich der Gefahrdung der Erreichbarkeit der
Héafen Stettin und Swinemiinde mit Schiffen mit
15 m Tiefgang, wie es in den Ausbauplénen fur
die Hafen vorgesehen ist. Die Planungen des
FEP 2020 betreffen hierbei vor allen die Route
Ystad — Swineminde. Die geforderte Sicherstel-
lung der Leichtigkeit und Sicherheit des Schiffs-
verkehrs ist bereits gesetzlich vorgegeben.
Durch die Gebiete O-1 und O-2 wird die be-
nannte Schifffahrtsroute nicht in ihrer Befahrbar-
keit gegenliber den raumordnerischen Vorgaben

eingeschrankt. Eine Beeintrachtigung der Route
durch Seekabel ist ebenfalls auszuschliel3en, da
diese entsprechend den Vorgaben des Plans
eingegraben werden.

Estland bedauerte, dass keine vollstéandige
Ubersetzung aller Dokumente erfolgte und bat
im Sinne des Schutzes der biologischen Vielfalt
um starkere Vorgaben hinsichtlich des Schall-
schutzes und des Vogel- und Fledermauszugs in
den nachfolgenden Verfahren.

Schweden hat darum gebeten, zur Wahrung der
Schutzziele der Natura2000-Gebiete die Begleit-
foschung der Gebiete deutlich auszuweiten und
auch getrennt nach Jahreszeiten und Wetterbe-
dingungen vorzunehmen. Hinsichtlich der Ost-
see-Schweinswalpopulation wurde auf deren
Bedeutung insbesondere in den Wintermonaten
hingewiesen. Bauarbeiten und Sprengungen
von Blindgangern sollten nur mit geeignetem
wirksamen Schallschutz und koordiniert in allen
Landern erfolgen. Darlber hinaus seien auch
seismische Arbeiten zu koordinieren um kumu-
lative Auswirkungen auf Schweinswale auszu-
schliel3en, da Stérungen zu veranderten Bewe-
gungsmustern fuhren koénnten. Zum Schall-
schutz werden im Rahmen des Plans umfangrei-
che Vorgaben gemacht. Eine Koordinierung der
Bauarbeiten ist ebenfalls als Planungsgrundsatz
verankert.

Hinsichtlich des Vogel- und Fledermauszugs
wird ebenfalls auf die hohe Bedeutung der Ge-
biete hingewiesen. Insbesondere zum Fleder-
mauszug wirden weiterhin groRe Wissensli-
cken bestehen, die langjahrige Untersuchungen
erfordern wirden. Die Ausfihrungen zu den Ge-
bieten seien hinsichtlich ihrer Bedeutung fiir den
Fledermauszug zu erganzen. Zudem fehle es an
Minderungsmal3nahmen fir den Fledermauszug
analog zu den vorgeschlagenen MalRnahmen
zum Vogelzug. Die Erkenntnisse aus laufenden
und zukinftigen Forschungen werden bei der
Fortschreibung des Plans in die Prifung und Be-
wertung der Gebiete einbezogen. Bisher liegen
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keine belastbaren Erkenntnisse zum Zugverhal-
ten vor. Die fur den Vogelzug ergriffenen Mal3-
nahmen durften jedoch auch negative Einfliisse
fur Fledermause vermeiden.

Hinsichtlich des Schutzguts Fische wird auf die
Bedeutung der dstlichen und westlichen Ostsee
als Laichgebiete des Dorschs hingewiesen. Es
wird vorgeschlagen Rammarbeiten zwischen
Mai und August in Laichgebieten zu vermeiden
oder zumindest nur mit Schallschutzmafnah-
men zuzulassen. Schallschutzmalnahmen sind
unabhangig von der Jahreszeit Uber die Pla-
nungsgrundsatze vorgegeben. Hinsichtlich der
Fischerei wies Schweden auf die Bedeutung der
Gebiete fir passive Fischerei sowie Fischerei
mit  Grundschleppnetzen und pelagischen
Schleppnetzen hin. Die Auswirkung der Auswei-
sungen von Windparks und Kabeln auf die Fi-
scherei sein im Rahmen der Raumordnung bzw.
der nachfolgenden Zulassungsverfahren zu be-
ricksichtigen. Hinsichtlich der schwedischen
Schifffahrtswege und der Infrastruktur werden
keine Auswirkungen gesehen.

Die Lander Schottland, Finnland und Litauen se-
hen durch die Festlegungen des Plans keine Ge-
fahrdung ihrer Meeresumwelt.

Déanemark bringt unter Bezugnahme auf ihre
Stellungnahme zu N-3.7 und N-3.8 vor, dass bei
den Kenntnislicken zu Seevdgeln eine ange-
messene Analyse der Auswirkungen schwierig
sei. Es sei daher schwierig, zu einem Ergebnis
im Hinblick auf das Vorliegen einer Stérung zu
gelangen.

9.17 Umweltberichte

Aus der Konsultation wurde die AuRerung vorge-
bracht, dass der Untersuchungsraum auch das
Kistenmeer umfassen solle und kumulierende
Auswirkungen durch bereits bestehende andere
Meeresnutzungen wie Schifffahrt oder Rohstoff-
abbau einzubeziehen seien. Das angrenzende
Kiistenmeer und die angrenzenden Bereiche der
Anrainerstaaten sind nicht unmittelbar Gegen-

stand dieses Plans, sie werden jedoch im Rah-
men der kumulativen und grenziiberschreiten-
den Betrachtung im Rahmen der SUP mit be-
trachtet. In den Umweltberichten wird der Fokus
auf die kumulative Betrachtung gleichartiger
Nutzungen gesetzt, namlich solcher Nutzungen,
fur die der FEP Festlegungen trifft. Eine intersek-
torale kumulative Betrachtung erfolgt im Rah-
men der SUP auf der Ubergeordneten Ebene
des Raumordnungsplans fir die AWZ. Das ge-
wahlte Vorgehen wird grundsatzlich als ausrei-
chend angesehen und erfillt die Anforderung
nach 8§ 39 Absatz 3 UVPG, Doppelprifungen zu
vermeiden. Alle im FEP festgelegten Gebiete fir
Windenergie auf See sind auch Gegenstand des
Entwurfs des Raumordnungsplans AWZ ROP-E
2021.

AuBerdem wurde von Konsultationsteilneh-
mende der schlechte Erhaltungszustand des
Schweinswals und die Zunahme von Dauer-
schallereignissen vorgebracht.

Im Hinblick auf die Entwicklung der Offshore
Windenergie gelten zum Schutz der einheimi-
schen marinen Saugertierarten Schweinswal,
Seehund und Kegelrobbe strenge Mal3nahmen.
Erhebliche Stérung ware namlich zu erwarten
bei ungedammten Rammarbeiten fur die Ein-
bringung von Fundamenten. Durch die strenge
Einhaltung von Grenzwerten fiir den Ramm-
schall und Ubergeordnete Koordinierung von
Bauarbeiten wird stets sichergestellt, dass aus-
reichend geeignete Habitate (Nahrungs- und
Rastgriinde) zur Verfigung stehen. Der Schutz
von Habitaten wird in der deutschen AWZ der
Nordsee gemal der Vorgaben aus dem Schall-
schutzkonzept des BMU (2013) sichergestellt. In
der deutschen AWZ der Ostsee werden eben-
falls Bauarbeiten stets unter strengen Mal3nah-
men zum Schutz der besonders gefahrdeten
Subpopulation des Schweinswals der zentralen
Ostsee durchgefiihrt. Aus dem Betriebsmonito-
ring, seit nunmehr als funf Jahren bei 20 Offs-
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hore Projekte gibt es keine Hinweise einer Mei-
dung oder sonstigen Stérung der drei einheimi-
schen Meeressaugerarten.
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10 Zusammenfassende Um-
welterklarung und Uberwa-
chungsmal3inahmen

10.1 Zusammenfassende Umwelter-
klarung nach § 44 UVPG

Nach 88§ 4ff. WindSeeG erstellt das BSH einen
FEP als Fachplan fir die Nutzung Windenergie
auf See durch die Festlegung von Gebieten und
Flachen sowie von Standorten, Trassen- und
Trassenkorridoren fur Netzanbindungen bzw. fir
grenziberschreitende Seekabelsysteme und
ggf. sonstige Energiegewinnungsbereiche und
Testfelder. Der FEP wurde erstmalig aufgestellt
und geméanR 8§ 6 Abs. 8 WindSeeG zum 30. Juni
2019 bekannt gemacht. Wegen Gesetzesande-
rungen und insbesondere aufgrund des im
WindSeeG enthaltenem erhdhten Ausbauzieles
von 20 Gigawatt fur Windenergie auf See bis
2030 ist die Fortschreibung und Anderung des
FEP 2019 erforderlich. Bei der Fortschreibung
und Anderung des FEP ist im Sinne des Geset-
zes Uber die Umweltvertraglichkeitspriifung
(UVPG)* begleitend bzw. integriert eine strate-
gische Umweltpriifung (SUP) durchgefihrt wor-
den.

Die Durchfihrung einer Strategischen Umwelt-
prifung mit der Erstellung eines Umweltberichts
ergibt sich aus § 8 Abs. 4 Satz 3 WindSeeG, §
35 Abs. 1 Nr. 1 UVPG i.V.m. Nr. 1.17 des An-
hangs 5, da der FEP nach § 5 WindSeeG der
SUP-Pflicht unterliegen.

Ziel der strategischen Umweltprifung ist es nach
Art. 1 der SUP-RL 2001/42/EG, zur Forderung
einer nachhaltigen Entwicklung ein hohes Um-
weltschutzniveau sicherzustellen und dazu bei-
zutragen, dass Umwelterwagungen bereits bei
der Ausarbeitung und Annahme von Planen weit

30 In der Fassung der Bekanntmachung vom 24.02.2010,
BGBI. | S. 94, zuletzt geéndert durch Art. 2 des Gesetzes
vom 30. November 2016, BGBI. | S. 2749.

vor der konkreten Vorhabenplanung angemes-
sen Rechnung getragen wird. Die Strategische
Umweltpriifung hat die Aufgabe, die vrs. erhebli-
chen Umweltauswirkungen der Durchfiihrung
des Plans zu ermitteln, zu beschreiben und zu
bewerten. Sie dient einer wirksamen Umweltvor-
sorge nach Maligabe der geltenden Gesetze
und wird nach einheitlichen Grundsatzen sowie
unter Beteiligung der Offentlichkeit durchgefiihrt.

Umfang und Detaillierungsgrad der beiden Um-
weltberichte fir die deutsche Nord- und Ostsee
(Untersuchungsrahmen) sind im Rahmen eines
Scopingtermins am 11. August 2020 mit Vertre-
tern von Behorden, Verbanden und Privaten dis-
kutiert worden. Der Untersuchungsrahmen
wurde am 1. September 2020 festgelegt. Auf
Grundlage der Konsultation ist jeweils ein sepa-
rater Umweltbericht fir die beiden Meeresrdume
gemalR § 40 UVPG und den Kriterien des An-
hang | der SUP-Richtlinie erstellt worden. Die
Untersuchungsraume sind entsprechend den
naturrdumlichen und geologischen Gegebenhei-
ten soweit mdglich in weitere Teilrdume ausdif-
ferenziert worden.

Der Schwerpunkt der Umweltberichte liegt ins-
besondere auf der Beschreibung und Bewertung
der vrs. erheblichen Auswirkungen der Umset-
zung des FEP auf die Meeresumwelt nach den
Grundsatzen der Umweltprifung, wobei die vor-
genommene Beschreibung und Einschéatzung
des Zustandes der Meeresumwelt als Grundlage
dient. Nach 8§ 39 Abs.2 Satz 2 UVPG enthélt der
Umweltbericht die Angaben, die mit zumutbarem
Aufwand ermittelt werden kénnen, und beriick-
sichtigt dabei den gegenwartigen Wissensstand
und allgemein anerkannte Prifungsmethoden.

Gleichzeitig werden in beiden Umweltberichten
die MalRnahmen dargestellt, die erhebliche ne-
gative Auswirkungen durch die Umsetzung des
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FEP auf die Meeresumwelt verhindern, verrin-
gern und so weit wie moglich ausgleichen sollen.
Neben der Kurzdarstellung der Griinde fur die
Wabhl der gepriften, ernsthaft in Betracht kom-
menden Alternativen werden die geplanten
MaRnahmen zur Uberwachung der vrs. erhebli-
chen Auswirkungen der Durchfihrung des FEP
auf die Umwelt benannt und die Ergebnisse der
artenschutzrechtlichen Priifung sowie der Ver-
traglichkeitsprifungen bezlglich der Natur-
schutzgebiete dargestellt.

Mit Rechtsverordnungen vom 22. September
2017 wurden die bereits bestehenden Vogel-
schutz- bzw. FFH-Gebiete zu Naturschutzgebie-
ten erklart und in diesem Rahmen teilweise neu
gruppiert. So bestehen in der AWZ der Nordsee
nun die Naturschutzgebiete ,Sylter AuRenriff —
Ostliche Deutsche Bucht“, ,Borkum Riffgrund*
und ,Doggerbank”, in der AWZ der Ostsee die
Naturschutzgebiete ,Fehmarnbelt®, ,Kadetrinne“
und ,Pommersche Bucht — Ronnebank".

Auf Grundlage einer Verwaltungsvereinbarung
mit dem Land Mecklenburg-Vorpommern wer-
den im Kistenmeer M-V Gebiete und ein Test-
feld festgelegt. Festlegungen im Kistenmeer
werden im Rahmen der SUP zum FEP in Bezug
auf kumulative Auswirkungen bewertet. Ansons-
ten wird fir das Kustenmeer auf die Prifung der
Umweltauswirkungen und Darstellungen im Um-
weltbericht im Rahmen der Aufstellung des LEP
M-V 2016 verwiesen.

Der FEP 2020 ist das Ergebnis dieser vorange-
gangenen umfassenden Strategischen Umwelt-
prifung. Die Umweltbelange und die bei der Er-
stellung der Umweltberichte gewonnenen Er-
kenntnisse sind in die Erarbeitung der Festle-
gungen des Plans eingeflossen. So sind die in
der Strategischen Umweltpriifung ermittelten Er-
gebnisse hinsichtlich der Bedeutung einzelner
raumlicher Teilbereiche fir biologische Schutz-
guter bei der Festlegung von Gebieten und Fla-
chen, Standorten fur Plattformen, Trassen fir
Seekabelsysteme und sonstigen Energiegewin-
nungsbereichen als Entscheidungsgrundlage

herangezogen worden. Gleichzeitig sind die
Festlegungen des FEP wahrend der Erarbeitung
des Plans fortlaufend auf ihre Umweltauswirkun-
gen untersucht und angepasst worden.

Die in den Umweltberichten erorterten vrs. er-
heblichen negativen Auswirkungen der Gebiete
und Flachen fir WEA auf See, der Plattformen
und Seekabelsysteme fihrten zu allgemeinen
sowie quellenbezogenen Festlegungen im FEP
zur Vermeidung und Verminderung dieser Aus-
wirkungen. Diese Festlegungen zur Vermeidung
und Verminderung von erheblichen negativen
Auswirkungen stellen zusétzlich zu der Bertck-
sichtigung der Bedeutung einzelner raumlicher
Teilbereiche fiir biologische Schutzgliter sicher,
dass durch die Durchfiihrung des FEP keine er-
heblichen Beeintrachtigungen hervorgerufen,
sondern vielmehr — verglichen mit der dargestell-
ten Entwicklung der Meeresumwelt bei Nicht-
durchfiihrung des Plans — nachteilige Auswir-
kungen vermieden bzw. vermindert werden.
Dies betrifft u.a. Planungsgrundsétze zur Schall-
und Emissionsminderung und zur Vermeidung
der Inanspruchnahme von Naturschutzgebieten
und bekannten Vorkommen von gesetzlich ge-
schutzten Biotopen nach § 30 BNatSchG sowie
zur sparsamen Flacheninanspruchnahme.

Im FEP werden nur Gebietsfestlegungen getrof-
fen, die nach der Vertraglichkeitsprifung im Um-
weltbericht auf der Grundlage der derzeitigen Er-
kenntnisse keine erheblichen Auswirkungen auf
die Naturschutzgebiete in ihren fur die Erhal-
tungsziele und den Schutzzweck maf3geblichen
Bestandteile i.S.v. 8 34 Abs. 2 BNatSchG ha-
ben, und die nicht die Erfullung artenschutz-
rechtlicher Verbotstatbestande gemaR § 44
BNatSchG erwarten lassen. Soweit auf der
Ebene dieser Fachplanungen die vrs. erhebli-
chen Umweltauswirkungen nicht mit der erfor-
derlichen Sicherheit auf Grundlage der vorhan-
denen Daten und Informationen ermittelt und be-
wertet werden konnen, bleibt eine detailliertere
Prifung der Belange des Gebiets- und Arten-
schutzes entweder der Voruntersuchung der
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ausgewiesenen Flachen oder dem Einzelzulas-
sungsverfahren nach Bekanntwerden der pro-
jektspezifischen Rahmenbedingungen vorbehal-
ten.

Die vorliegenden Umweltberichte fir die Nord-
und Ostsee sowie die Ergebnisse der nationalen
und internationalen Konsultation sind bei der An-
derung und Fortschreibung des FEP gemaf
§ 43 UVPG berucksichtigt worden (vgl. dazu im
Einzelnen die zusammenfassende Abwagung
unter Kap. 9).

Im Rahmen des Beteiligungsverfahrens wurden
der Entwurf des FEP und die Entwirfe der Um-
weltberichte national und international konsul-
tiert. Der Erorterungstermin fand am 18. Novem-
ber 2020 statt.

Schwerpunkte der Konsultation waren im We-
sentlichen

e Anpassung der Prifungsinhalte gegeniber
der SUP aus 2019,

e fUr den Umweltbericht Nordsee neue Er-
kenntnisse hinsichtlich des Meideverhaltens
der Seetaucher,

e fUr den Umweltbericht Nordsee die Meideef-
fekte von Trottellummen

Die Strategische Umweltprifung zur Fortschrei-
bung des FEP basiert auf den Umweltberichten
aus 2019 und lehnt sich methodisch und inhalt-
lich eng an die bestehende SUP an. Vor allem
die VergrofRRerung der Gebiete N-9 bis N-13 so-
wie die Festlegung sonstiger Energiegewin-
nungsbereiche sind neu hinzugekommen.

Umweltbericht Nordsee

Die aktuellen Ergebnisse aus dem Betriebsmo-
nitoring von OWP sowie aus Forschungsvorha-
ben, die zum Teil vom standardisierten Monito-
ring gemal Standarduntersuchungskonzept
(StUK) unabhéngige Untersuchungsmethoden
nutzten (z.B. Telemetriestudie im Rahmen des
DIVER-Vorhabens), zeigen bereinstimmend,

dass das Meideverhalten der Seetaucher ge-
genuber OWP weitaus ausgepréagter ist als in
den urspringlichen Genehmigungsbeschliissen
der Windpark-Vorhaben antizipiert worden war
(vgl. Umweltbericht Nordsee Kapitel 4.6.). Die
kumulative Betrachtung des Meideverhaltens
von Seetauchern gegeniber OWP ergab einen
rechnerischen vollstdndigen Habitatverlust von
5,5 km und eine statistisch signifikante Abnahme
der Abundanz bis zu einer Distanz von 10 km,
ausgehend von der Peripherie eines Windparks
(Garthe, et al., 2018). Auch die nun vorliegenden
Studie zu Seetauchern in der deutschen Nord-
see im Auftrag des Bundesverbandes Windener-
gie Offshore (BIOCONSULT SH et al., 2020) be-
statigt die fir den FEP 2019 zugrundeliegenden
Erkenntnisse aus Forschung und Monitoring
zum Ausmald der Meideeffekte bzw. den Habi-
tatverlust fur Seetaucher durch Offshore-Wind-
parkvorhaben, insbesondere im Bereich des
Hauptkonzentrationsgebietes und die veréan-
derte raumliche Verbreitung von Seetauchern im
Hauptkonzentrationsgebiet seit Bau der Wind-
parks. Zudem sind berechnete Bestandszahlen
bzw. -entwicklungen qualitativ und quantitativ
vergleichbar zu den Bestandsberechnungen des
FTZ (SCHWEMMER H, 2019). Fir die Quantifi-
zierung des Habitatverlustes wurde in frihen
Entscheidungen zu Einzelzulassungsverfahren
noch ein Scheuchabstand von 2 km (definiert als
eine vollstdndige Meidung der Windparkflache
einschlieB3lich einer Pufferzone von 2 km) fir
Seetaucher zu Grunde gelegt. Die Annahme ei-
nes Habitatsverlustes von 2 km basierte auf Da-
ten aus dem Monitoring des danischen Wind-
parks ,Horns Rev* (Petersen, Christensen,
Kahlert, Desholm, & Fox, 2006). Die aktuelle
Studie von Garthe et al. (2018) zeigt mehr als
eine Verdopplung des Scheuchabstandes auf
durchschnittlich 5,5 km (Garthe, et al., 2018).
Der rechnerische vollstidndige Habitatverlust un-
terliegt der rein statistischen Annahme, dass bis
in einer Entfernung von 5,5 km zu einem OWP
keine Seetaucher vorkommen.
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Das Hauptkonzentrationsgebiet stellt einen be-
sonders bedeutenden Bestandteil der Mee-
resumwelt hinsichtlich See- und Rastvogel, im
Speziellen hinsichtlich der Artengruppe Seetau-
cher, dar. Die Abgrenzung des Hauptkonzentra-
tionsgebietes der Seetaucher im Frihjahr in der
deutschen Nordsee umfasst alle Bereiche sehr
hoher und den Grof3teil der Bereiche mit hoher
Seetaucherdichte (BMU 2009). Bei Zugrundele-
gung des rechnerischen vollstandigen Habitat-
verlusts von nunmehr 5,5 km ergibt sich, dass
durch die bereits realisierten und im Positionspa-
pier bericksichtigten Windparkvorhaben 19 %
des 7.036 km? groRen Hauptkonzentrationsge-
biets auf Grund des Meideverhaltens fir Seetau-
cher nicht mehr zur Verfigung stehen. Unter de-
nen im Positionspapier (BMU 2009) getroffenen
Annahmen von 2 km Scheuchabstand wurden
9 % Flachenverlust im Hauptkonzentrationsge-
biet antizipiert. Damit ist bereits zum jetzigen
Zeitpunkt die flachenmaRige Beeintrachtigung in
diesem wichtigen Seetaucherhabitat groRer als
urspriinglich angenommen wurde. Unter Be-
ricksichtigung der neuen Erkenntnisse sind wei-
tere kumulative Effekte auf den Seetaucherbe-
stand durch die Realisierung weiterer Windpark-
vorhaben im Hauptkonzentrationsgebiet zu er-
warten. Zuséatzlich zu der Frage der artenschutz-
rechtlichen Zulassigkeit liegt durch die bereits
eingetretenen kumulativen Effekte eine Geféahr-
dung der Meeresumwelt gemaf 8 5 Abs. 3 Satz
2 Nr. 2 WindSeeG vor. Aus diesem Grund ist
eine Ausweisung der Flache N-5.4, auch vor
dem Hintergrund der nun vorliegenden Seetau-
cherstudie im Auftrag des BWO, nicht zulassig.
Die Gebiete N-5 sowie N-4 wurden fir eine et-
waige Nachnutzung unter Prifung gestellt (siehe
Kapitel 5.1.1 und 5.2.2 des FEP).

Im Rahmen der Konsultation wurden Bedenken
hinsichtlich der Festlegungen der Gebiete N-9
bis N-13 ge&dullert, da diese eine besonders
hohe Bedeutung fir Trottellummen besalien.
Zudem seien fur Trottellummen, ahnlich wie fir
Seetaucher, signifikante Meideeffekte bis in 9
km Entfernung nachgewiesen worden. Hierzu

wiederholt das BSH an dieser Stelle noch einmal
die Ausfiihrungen aus dem Ed&rterungstermin
zum Entwurf des FEP 2020 am 18.11.2020,
dass es sich bei Trottellumen, anders als bei
Seetauchern, um eine Art mit ausgedehntem
und sehr individuenstarkem Vorkommen inner-
halb der Deutschen Bucht handelt. Vergleich-
bare rdumliche Schwerpunkte wie bei Seetau-
chern westlich vor Sylt liegen fir Trottellummen
nicht vor. Aktuelle Erkenntnisse zum Meidever-
halten von Trottellummen zeigen eine lokal un-
terschiedliche Auspragung, die in fachwissen-
schaftlichen Veroffentlichungen mit lokalen Be-
dingungen in Zusammenhang gebracht wird
(DIERSCHKE et al. 2016). Zudem gibt es Hin-
weise, dass es auch saisonale Unterschiede im
Meideverhalten von Trottellummen gibt. Die in
der Stellungnahme aufgefiihrten 9 km ergeben
sich beispielweise aus Studien von MENDEL et al.
(2018) und PEscHKO et al. (2020) im Bereich von
Helgoland, in der saisonale Unterschiede zwi-
schen Frihjahr und Sommer festgestellt wurden
und von den Autor*innen auf das Verhalten wah-
rend der Brutzeit zuriickgefuhrt werden. Aus
fachlicher Sicht eignen sich die Erkenntnisse
aus den genannten Studien daher nicht fur eine
AWZ-weite und saisoniibergreifende Betrach-
tung, unabhangig vom raumlichen Vorkommen
der Art. Es liegen keine Erkenntnisse vor, die
eine Festlegung der Gebiete N-9 bis N-13 in Be-
zug auf Trottellummen in Frage stellt.

Die Prifung der Vertraglichkeit des FEP im Hin-
blick auf Gebiete, Flachen, Plattformen, Seeka-
belsysteme und sonstige Energiegewinnungs-
bereiche hat ergeben, dass eine erhebliche Be-
eintrachtigung der Schutzzwecke der Natur-
schutzgebiete ,Borkum Riffgrund”, ,Sylter Au-
Renriff — Ostliche Deutsche Bucht* und ,Dog-
gerbank” unter Bertlicksichtigung von Vermei-
dungs- und Verminderungsmafnahmen mit der
erforderlichen Sicherheit ausgeschlossen wer-
den kann. Auch in den angrenzenden Schutzge-
bieten der Nachbarstaaten und des Kiistenmee-
res sind keine erheblichen Auswirkungen auf die
jeweiligen Naturschutzgebiete und ihre flur die
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Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maf3geb-
lichen Bestandteile i.S.v. 8 34 Abs. 2 BNatSchG
erkennbar. Eine vertiefte Prifung maoglicher
Trassenfuhrungen aufRerhalb der deutschen
AWZ erfolgt nicht, es werden nur die Fernwirkun-
gen der Festlegungen betrachtet.

Einschrankend ist anzumerken, dass mangels
einer flachendeckenden Biotopkartierung eine
erhebliche Beeintrachtigung in Bezug auf FFH-
Lebensraumtypen derzeit nicht mit zumutbarem
Aufwand ermittelt und damit nicht mit der erfor-
derlichen Sicherheit ausgeschlossen werden
kann.

Die Prufung von kumulativen Effekten durch den
Bau und den Betrieb von OWP auf geschiitzte
Arten, insbesondere auf Schweinswale und See-
taucher, hat ergeben, dass MalRBhahmen auf der
Ebene des FEP wie auch im Rahmen von nach-
geordneten Zulassungs- und Vollzugsverfahren
erforderlich sind, um eine erhebliche Beeintrach-
tigung der Erhaltungsziele der Schutzgebiete mit
Sicherheit auszuschliel3en.

Zum Schutz des Schweinswals werden bereits
seit 2011 bei Rammarbeiten Schallschutzmal3-
nahmen durchgefuhrt und Gberwacht. Seit 2014
ist die Entwicklung von technischen Schallmin-
derungssystemen soweit fortgeschritten, dass
die verbindlichen Grenzwerte fir Rammschall
kontinuierlich eingehalten werden. In den nach-
geordneten Zulassungsverfahren werden zu-
dem Regelungen zur Vermeidung und Vermin-
derung von erheblichen kumulativen Auswirkun-
gen bzw. Storungen des Bestands des
Schweinswals, die durch impulshaltigen Schal-
leintragen verursacht werden kdnnen, getroffen.
Die Regelungen leiten sich aus den Konzept des
BMU zum Schutz des Schweinswals in der deut-
schen AWZ der Nordsee ab. Die Ergebnisse aus
dem Monitoring der Betriebsphase haben keine
Hinweise auf Stdérung des Bestands des
Schweinwals ergeben. Das Monitoring schlief3t
auch die Untersuchung des betriebsbedingten
Eintrags von Unterwasserschall ein.

Nach aktuellem Kenntnisstand kann somit eine
erhebliche Beeintrachtigung der Erhaltungsziele
der Naturschutzgebiete im Hinblick auf ge-
schitzte Arten mariner Sduger durch die Reali-
sierung der im FEP getroffenen Festlegungen
ausgeschlossen werden.

Zum Schutz der Seetaucher legt der FEP unter-
schiedliche Mafinahmen fest. Neben der pra-
ventiven MaRnhahme des BMU (2009) durch Ein-
schréankung der Offshore-Windenergie innerhalb
des Hauptkonzentrationsgebietes der Seetau-
cher sieht der FEP durch den Ausschluss der in
den (Vor)Entwirfen des FEP bezeichneten Fla-
che N-5.4 eine Vermeidungsmalfinahme vor. Der
Ausschluss des Offshore-Windparks ,Buten-
diek” fur eine etwaige Nachnutzung stellt eben-
falls eine bedeutende Verminderungsmal3-
nahme dar, die sich aus § 5 Abs. 3 Satz 2 Nr. 5
WindSeeG ergibt. Danach ist die Realisierung
von OWP in Naturschutzgebieten unzuléssig.
SchlieBlich stellt das Prifungserfordernis einer
etwaigen Nachnutzung der Gebiete N-4 und N-5
eine weitere Uberwachungsmaflinahme dar.

Unter Bertcksichtigung der im FEP aufgenom-
menen Mal3nahmen, die den Schutz der Seetau-
cher innerhalb aber auch au3erhalb des Natur-
schutzgebiets , Sylter AuRenriff — Ostliche Deut-
sche Bucht” gewahrleisten, kann eine erhebliche
Beeintrachtigung der Erhaltungsziele mit der er-
forderlichen Sicherheit ausgeschlossen werden.

Umweltbericht Ostsee

Bezlglich des Vogelzugs wurden im Rahmen
der Flachenvoruntersuchung der Flache O-1.3
ein Uber das StUK 4 hinausgehendes zusatzli-
ches Monitoring der tagziehenden Landvogel mit
Schwerpunkt Kranich, Greifvogel und Ganse
mittels Rangefinder in Auftrag gegeben. Auf Ba-
sis der Erkenntnisse aus diesen Untersuchun-
gen und der weiteren Kenntnislage kam das BfN
als zustandige Bundesfachbehodrde zu der Ein-
schatzung, dass eine Verwirklichung des To-
tungs- und Verletzungsverbots gemal § 44 Abs.
1 Nr. 1 fur einzelne Arten bzw. Artgruppen nicht
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mit der erforderlichen Sicherheit ausgeschlos-
sen werden konne. In die Eignungsfeststellung
der Flache O-1.3 wurde daher fir einzelne Arten
bzw. Artgruppen eine Vorgabe aufgenommen,
wonach vom Vorhabenstréager geeignete Malf3-
nahmen zu ergreifen sind, um den Vogelzug in
der Umgebung der Flache zu beobachten und
den Eintritt eines signifikanten Kollisionsrisikos
zu vermeiden.

Fir die Flache O-2.2 liefern die Erkenntnisse aus
den Untersuchungen zur Flache O-1.3 und der
Eignungsfeststellung wertvolle Hinweise. Auf
Grund der Lage der Flache O-2.2 weiter westlich
und damit ndher am zentralen Bereich des Kra-
nichzugkorridors zwischen Rigen und Schonen
sind die Erkenntnisse aus dem Planfeststel-
lungsverfahren zum benachbarten Vorhaben
,Baltic Eagle” unter anderem essentiell. Die Fl&-
che 0-2.2 bleibt daher weiterhin in Prifung.

Zur Minimierung des Risikos sind die Anlagen
zudem so zu konstruieren, dass bei Errichtung
und Betrieb Lichtemissionen soweit wie mdglich
vermieden werden, soweit diese nicht durch Si-
cherheitsanforderungen des Schiffs- und Luft-
verkehrs sowie Anforderungen der Arbeitssi-
cherheit geboten und unvermeidlich sind. Eine
mdoglichst vertragliche Beleuchtung wahrend des
Betriebs der Umspann- bzw. Sammelplattfor-
men zur weitestgehenden Reduzierung von An-
lockeffekten umfasst MaRnahmen wie z. B. ein
bedarfsgerechtes An- und Abschalten der Hin-
dernisbefeuerung, die Wahl geeigneter Lichtin-
tensitaten und Lichtspektren oder Beleuchtungs-
intervalle.

Als Gesamtergebnis ist festzustellen, dass durch
die koordinierenden und konzentrierenden Wir-
kungen der Festlegungen im FEP unter Beriick-
sichtigung der Einhaltung wirksamer Vermei-
dungs- und Verminderungsmalnahmen nach
derzeitigem Stand keine erheblichen Auswirkun-
gen auf die betrachteten Schutzgiter zu erwar-
ten sind. Im Vergleich zur Nichtdurchflihrung des

Plans werden vielmehr nachteilige Auswirkun-
gen auf die Meeresumwelt vermieden bzw. ver-
mindert.

10.2 UberwachungsmafRnahmen nach
8§ 45 UVPG

Die potenziellen erheblichen Auswirkungen, die
sich aus der Durchfiihrung des Plans auf die
Umwelt ergeben, sind gemald § 45 UVPG zu
Uberwachen. Damit sollen friihzeitig unvorherge-
sehene negative Auswirkungen ermittelt und ge-
eignete AbhilfemalBnahmen ergriffen werden
kénnen.

Dementsprechend sind gemal § 40 Abs. 2 Nr. 9
UVPG im Umweltbericht die vorgesehenen
MaRnahmen zur Uberwachung der erheblichen
Auswirkungen der Durchfiihrung des Plans auf
die Umwelt zu benennen. Die Uberwachung ob-
liegt dem BSH, da dieses die fiir die strategische
Umweltprifung zustandige Behorde ist (siehe
8 45 Abs. 2 UVPG). Dabei kann, wie es Art. 10
Abs. 2 SUP-Richtlinie bzw. § 45 Abs. 5 UVPG
intendieren, auf bestehende Uberwachungsme-
chanismen zurtickgegriffen werden, um Doppel-
arbeit bei der Uberwachung zu vermeiden. Die
Ergebnisse des Monitorings sind gemaf
8 45 Abs. 4 UVPG bei der Fortschreibung des
FEP zu bericksichtigen.

Beziiglich der vorgesehenen Uberwachungs-
mafinahmen ist zu beachten, dass die eigentli-
che Uberwachung der potenziellen Auswirkun-
gen auf die Meeresumwelt erst in dem Moment
einsetzen kann, in dem der FEP umgesetzt wird,
also die im Rahmen des Plans erfolgten Festle-
gungen realisiert werden. Bei der Bewertung von
Ergebnissen aus den UberwachungsmaRnah-
men darf dennoch die nattrliche Entwicklung der
Meeresumwelt einschlie3lich des Klimawandels
nicht aul3er Betracht bleiben. Im Rahmen des
Monitorings kann jedoch keine allgemeine For-
schung betrieben werden. Daher ist das vorha-
benbezogene Monitoring der Auswirkungen der
im Plan geregelten Nutzungen von besonderer
Bedeutung.
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Wesentliche Aufgabe der Uberwachung des
Plans ist es, die Ergebnisse aus verschiedenen
Phasen des Monitorings auf Ebene von einzel-
nen Projekten oder Clustern von Projekten, die
in einem raumlichen und zeitlichen Zusammen-
hang entwickelt werden, zusammenzufiihren
und zu bewerten. Die Bewertung wird sich auch
auf die unvorhergesehenen erheblichen Auswir-
kungen der Umsetzung des Plans, auf die Mee-
resumwelt sowie auf die Uberpriifung der Prog-
nosen des Umweltberichts beziehen. Das BSH
wird in diesem Zusammenhang hach
8 45 Abs. 3 UVPG bei den zustandigen Behor-
den die dort vorliegenden Monitoringergebnisse
abfragen, die zur Wahrnehmung der Uberwa-
chungsmafnahmen erforderlich sind.

Erganzend sind — auch zur Vermeidung von
Merhfachprifungen — Ergebnisse aus bestehen-
den nationalen und internationalen Uberwa-
chungsprogrammen zu bericksichtigen. Einzu-
beziehen sind auch die nach Art. 11 FFH-RL
vorgeschriebene Uberwachung des Erhaltungs-
zustandes bestimmter Arten und Lebensraume
sowie u.a. die im Zuge der Managementplane fir
die Naturschutzgebiete ,Sylter AuRenriff — Ostli-
che Deutsche Bucht” und ,Borkum Riffgrund”
durchzufiihrenden Untersuchungen. Anknip-
fungspunkte werden sich auch zu den in der
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie sowie der
Wasserrahmen-Richtlinie vorgesehenen Malf3-
nahmen ergeben.

Zusammengefasst lassen sich die geplanten
MaRnahmen fir die Uberwachung der mdogli-
chen Auswirkungen des Plans wie folgt darstel-
len:

o Zusammenfihrung von Daten und Informati-
onen fur die Beschreibung und Bewertung
des Zustands von Gebieten, Schutzgitern
und fur die Bewertung von maoglichen Aus-
wirkungen aus der Entwicklung von einzel-
nen Vorhaben,

¢ Entwicklung von geeigneten Verfahren und
Kriterien fur die Bewertung der Ergebnisse

aus dem Effektmonitoring von einzelnen Vor-
haben,

e Entwicklung von Verfahren und Kriterien fir
die Bewertung von kumulativen Effekten,

e Entwicklung von Verfahren und Kriterien fir
die Prognose von mdoglichen Auswirkungen
des Plans in raumlichem und zeitlichem Kon-
text,

e Entwicklung von Verfahren und Kriterien fir
die Evaluierung des Plans und Anpassung o-
der ggf. Optimierung im Rahmen der Fort-
schreibung,

e Evaluierung von MafRnahmen zur Vermei-
dung und Verminderung von erheblichen
Auswirkungen auf die Meeresumwelt,

e Entwicklung von Normen und Standards.

Folgende Daten und Informationen sind fiir die
Bewertung der mdglichen Auswirkungen des
Plans erforderlich:

1. Daten und Informationen, die dem BSH im
Rahmen seiner Zustandigkeit zur Verfliigung
stehen, insbesondere Datenbestdnde aus
bisherigen UVS und Monitoring von Off-
shore-Vorhaben, die dem BSH zwecks Pri-
fung zur Verfigung stehen (nach SeeAnlV),

2. Daten und Informationen aus den Zustan-
digkeitsbereichen anderer Behdrden des
Bundes und der Lander (auf Anfrage), u.a.
Daten aus dem Monitoring der Natura2000-
Gebiete

e Daten und Informationen aus For-
schungsvorhaben des Bundes und der
Lander, u.a. HELBIRD / DIVER und Se-
diment AWZ

3. Daten und Informationen aus Bewertungen
im Rahmen von internationalen Gremien
und Konventionen, wie OSPAR, HELCOM,
ASCOBANS oder BirdLife International.

Das BSH wird aus Grunden der Praktikabilitéat
und der angemessenen Umsetzung von Vorga-
ben aus der Strategischen Umweltprifung bei
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der Durchfiihrung des Monitorings der mdogli-
chen Auswirkungen des Plans einen mdglichst
Okosystemorientierten Betrachtungsansatz ver-
folgen, der auf die fachiibergreifende Zusam-
menfihrung von Meeresumweltinformationen
abhebt. Um die Ursachen von planbedingten
Veranderungen in Teilen oder einzelnen Ele-
menten eines Okosystems beurteilen zu kon-
nen, missen auch die anthropogenen Grolien
aus der Raumbeobachtung (z. B. Fachinformati-
onen zu Schiffsverkehren aus den AlS-Datenbe-
standen) betrachtet und in die Bewertung einbe-
zogen werden.

Bei der Zusammenfihrung und Auswertung der
Ergebnisse aus der Uberwachung auf Projekt-
ebene und aus anderen nationalen und interna-
tionalen Uberwachungsprogrammen sowie aus
der begleitenden Forschung wird eine Uberpru-
fung der im Umweltbericht dargelegten Kennt-
nislicken bzw. der mit Unsicherheiten behafte-
ten Prognosen durchzuflihren sein. Dies betrifft
insbesondere Prognosen hinsichtlich der Bewer-
tung erheblicher Auswirkungen der im FEP ge-
regelten Nutzungen auf die Meeresumwelt. Ku-
mulative Wirkungen von festgelegten Nutzungen
sollen dabei regional wie Uberregional bewertet
werden.

10.2.1 Monitoring der potenziellen Auswir-
kungen der Gebiete und Flachen fir
Windenergieanlagen auf See, der
Plattformen und der sonstigen Ener-
giegewinnungsbereiche

Die Untersuchung der potenziellen Umweltaus-
wirkungen von Gebieten und Flachen fur Offs-
hore Windenergie sowie sonstigen Energiege-
winnungsbereichen hat auf der nachgelagerten
Projektebene in Anlehnung an den Standard
»untersuchung von Auswirkungen von Offshore-
Windenergieanlagen (StUK4)“ und in Abstim-
mung mit dem BSH zu erfolgen. Zur Bewertung
des Standortes im Hinblick auf die biologischen
Schutzguter sind jeweils die Ergebnisse aus den
Untersuchungen der zuklnftigen OWP-Vorha-
ben zugrunde zu legen. Das Monitoring wéahrend

der Errichtung von Fundamenten mittels Ramm-
arbeiten umfasst Messungen des Unterwasser-
schalls und akustische Erfassungen der Auswir-
kungen des Rammschalls auf Meeressauger un-
ter dem Einsatz von POD-Messgeraten. Darlber
hinaus sind zusétzliche Uberwachungsmafnah-
men geplant, um Auswirkungen der Schichtung
des Wassers unter bestimmten hydrographi-
schen Bedingungen auf die Ausbreitung des
Rammschalls in der Ostsee zu erfassen und ggf.
weitergehende MalRhahmen ergreifen zu koén-
nen. Diese MalRnahmen kdnnen u. a. zusatzli-
che Schallmessungen gekoppelt mit CTD-Mes-
sungen in unterschiedlichen Wassertiefen bein-
halten, um mogliche Anderungen in der Schal-
lausbreitungsdampfung durch Schichtungen des
Wasserkdrpers zu erfassen.

Fir die gesamte Dauer der Bauphase und fir
eine Dauer zwischen drei und funf Jahren sind
Untersuchungen fir all Schutzgiter gemaf den
Vorgaben des StUK4 erforderlich. Eine Fortset-
zung des betriebsbegleitenden Monitorings Uber
den gemal StUK 4 vorgegebenen Zeitraum hin-
aus kann hinsichtlich vorhabensbedingter bzw.
gebietsspezifischer Gegebenheiten in zielfiih-
rendem und angemessenem Umfang fachlich
erforderlich sein. Die Entscheidung Uber Erfor-
derlichkeit und Umfang eines fortgesetzten Be-
triebsmonitorings behéalt sich das BSH als Voll-
zugs- und Uberwachungsbehérde ausdriicklich
vor.

Das BSH flhrt im Rahmen der begleitenden For-
schung beziglich mdglicher Auswirkungen der
Offshore WEA auf die Meeresumwelt viele Pro-
jekte durch.

Zu den Forschungsvorhaben des BSH mit direk-
tem Bezug zu den moglichen Auswirkungen auf
die Schutzgiuter und zur Entwicklung von Nor-
men und Standards gehdren:

e Projekt ANKER ,Ansatze zur Kostenredu-
zierung bei der Erhebung von Monitoringda-
ten fur Offshore Windparks®, FKZ 0325921
mit Férderung des BMWIi/PtJ,
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e F&E-Studie BeMo ,Bewertungsansétzen fir
Unterwasserschallmonitoring im Zusam-
menhang mit Offshore-Genehmigungsver-
fahren, Raumordnung und MSRL", Foérde-
rung BMVI/BSH,

e F&E Projekt Sound Mapping mit Férdermit-
tel des BMVI/BSH,

e F&E Verbund NavES ,Naturvertragliche
Entwicklungen auf See“ mit Férdermittel aus
dem Ressortforschungsplan des BMU; zu
NavES gehdren mehrere Teilprojekte, u.a.
MultiBird (Untersuchung des Kollisionsrisi-
kos von Zugvogeln), ProBird (Prognose des
Zugvogelgeschehens), ERa (Erfahrungsbe-
richt Rammschall), Schall I u. Il (Entwicklung
eines Fachinformationssystems fir Unter-
wasserschall), Schall | u. Il (Evaluierung von
Unterwasserschallmessungen).

Zu den bisher durchgefihrten MaRnahmen ge-
horen u.a. die Entwicklung der Messvorschriften
fur die Messung von Unterwasserschall (2011)
und die Entwicklung der Messvorschrift fir die
Bestimmung der Wirksamkeit von Schallminde-
rungssystemen (2013) sowie die Mitarbeit in der
Entwicklung der ISO 18406:17 und der DIN
SPEC 45653.

Die Ergebnisse aus den laufenden Projekten
des BSH werden unmittelbar in der Fortentwick-
lung von Standards und Normen einflieBen, wie
u.a. die Entwicklung vom StUKS5.

10.2.2 Monitoring der potenziellen Auswir-
kungen von Seekabeln

Auch fir die Seekabelsysteme gilt, dass die po-
tenziellen Auswirkungen auf die Meeresumwelt
erst im konkreten Vorhaben gepriift werden kon-
nen. Das StUK4 enthalt erstmals auch Mindest-
anforderungen fur die Untersuchung von Seeka-
beltrassen im Hinblick auf Benthos, Biotopstruk-
tur und Biotoptypen wahrend der Basisauf-
nahme und der Betriebsphase der Seekabelsys-
teme. So muss wéahrend der Basisaufnahme

jede Biotopstruktur, die anhand der Sedimentun-
tersuchungen entlang des Kabelverlaufs ermit-
telt wurde, fir die Benthosuntersuchungen mit
mindestens drei Quertransekten belegt sein. Am
Anfangs- und am Endpunkt der Trasse ist zu-
satzlich jeweils ein Quertransekt zu setzen. Je-
des Quertransekt besteht wiederum aus finf
Stationen. Identifizierte Verdachtsflachen von
nach § 30 BNatSchG geschiitzten Biotoptypen
sind zur raumlichen Abgrenzung zusétzlich ent-
sprechend den aktuellen Kartieranleitungen des
BfN zu untersuchen.

Nach der Verlegung des Kabelsystems ist des-
sen Lage der Zulassungsbehdrde gemafd aktu-
eller Zulassungspraxis in den ersten finf Be-
triebsjahren jahrlich durch jeweils mindestens
eine Uberprufung der Tiefenlage (,Survey*)
nachzuweisen. Die Anzahl der ,Surveys"” in den
darauffolgenden Jahren wird von der Zulas-
sungsbehdrde einzelfallbezogen festgelegt. Die
Untersuchungen im Hinblick auf die Meeresum-
welt sind in Abstimmung mit der Zulassungsbe-
horde vorhabenspezifisch durchzufiuhren. Die
Untersuchungsmethoden sind, soweit mdglich,
wie im ,Standard — Untersuchung der Auswir-
kungen von Offshore-Windenergieanlagen auf
die Meeresumwelt (StUK4)" beschrieben, darzu-
stellen. Ein Jahr nach Inbetriebnahme der See-
kabelsysteme sind zur Uberprifung moglicher
Auswirkungen der Bau- und Betriebsphase Un-
tersuchungen der benthischen Lebensgemein-
schaften an den gleichen Transekten wie in der
Basisaufnahme durchzuftihren.

Zur Uberwachung der Durchfilhrung des Plans
sind darUber hinaus MalRBhahmen geplant, die
helfen, aufgestellte Prognosen hinsichtlich er-
heblicher Auswirkungen der Offshore-Windener-
gie zu verifizieren und ggf. Nutzungsstrategien
sowie vorgesehene Vermeidungs- und Vermin-
derungsmalRnahmen anzupassen bzw. Bewer-
tungskriterien, insbesondere im Hinblick auf ku-
mulative Wirkungen, zu tberprifen.

Im Rahmen der strategischen Umweltprifung fur
den Plan werden neue Erkenntnisse aus den
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Umweltvertraglichkeitsstudien sowie aus der ge-
meinsamen Auswertung von Forschungs- und
UVS-Daten verwendet. Durch eine gemeinsame
Auswertung der Forschungs- und UVS-Daten
werden zudem Produkte erstellt, die einen bes-
seren Uberblick der Verteilung biologischer
Schutzgiter in der AWZ ermdglichen. Die Zu-
sammenfihrung von Informationen fihrt zu ei-
ner immer solider werdenden Basis fiur die Aus-
wirkungsprognose.

Allgemein ist beabsichtigt, Daten aus For-
schung, Projekten und Uberwachung einheitlich
zu halten und kompetent ausgewertet zur Verfu-
gung zu stellen. Insbesondere ist hier die Erstel-
lung von gemeinsamen Ubersichtsprodukten zur
Uberprufung von Auswirkungen des Plans anzu-
streben. Die im BSH bereits vorhandene Geoda-
ten-Infrastruktur mit Daten aus Physik, Chemie,
Geologie und Biologie sowie Nutzungen des

Meeres wird als Basis flr die Zusammenflhrung
und Auswertung der 6kologisch relevanten Da-
ten genutzt und entsprechend weiterentwickelt.

Hinsichtlich der Zusammenfihrung und Archi-
vierung von Okologisch relevanten Daten aus
den vorhabensbezogenen Monitorings und der
begleitenden Forschung ist im Einzelnen vorge-
sehen, auch Daten, die im Rahmen begleitender
Okologischer Forschung erhoben werden, im
BSH zusammenzufiihren und langfristig zu ar-
chivieren. Die Daten uber biologische Schutzgii-
ter aus den Basisaufnahmen der Offshore-Wind-
energieprojekte sowie aus dem Monitoring der
Bau- und Betriebsphase werden bereits im BSH
in einem Fachinformationsnetzwerk fir Umwelt-
prifungen, das so genannte MARLIN (Marine-
Life Investigator) gesammelt und archiviert.
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Abbildung 29: Leitungskorridore des Raumordnungsplans 2009 AWZ Nordsee (Iihks) und des Entwdrfs des Réumordnungsplans (rechts)
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Abbildung 31: Forschungsgebiete des Raumordnungsplans 2009 AWZ Nordsee (links) und dés Entwurfs des Raumordnungsplans
(rechts)

Abbildung 32: Forschungsgebiete des Raumordnungsplans 2009 AWZ Ostseé (links) und -des Entwurfs des Raum'brdnungsplans (rechts)
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Abbildung 35: Raumordnungsplan 2009 AWZ Ostsee
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14 Anhang: Informatorische
Darstellung eines langfristi-
gen Ausbaupfads (Szenari-
orahmen 2021-2035)

Der am 26. Juni 2020 durch die BNetzA geneh-
migte Szenariorahmen zum NEP 2021-2035
enthalt drei wahrscheinliche Pfade (sog. Szena-
rien) fur eine Entwicklung des Ausbaus von
Windenergie auf See. Der Szenariorahmen ist
Grundlage fur die Erarbeitung des NEP nach §
12b EnWG zur Ermittlung des Ausbaubedarfs im
Ubertragungsnetz und wird nach Durchfiihrung
einer Konsultation und Prufung gemafl § 12a
Abs. 3 EnWG durch die BNetzA genehmigt.

Das mittlere Szenario B 2035 des Szenariorah-
mens 2021-2035 sieht einen Ausbau der Wind-
energie auf See in Hohe von 30 GW bis zum
Jahr 2035 vor. Mit dem Szenario B 2040 enthélt
der Szenariorahmen einen Ausblick Uber das
Jahr 2035 hinaus bis zum Jahr 2040, wobei das
Szenario hinsichtlich des Ausbaus bis zum Jahr
2035 auf dem Szenario B 2035 basiert. Das Sze-
nario B 2040 sieht einen Ausbau der Windener-
gie auf See in Hohe von 40 GW bis 2040 vor.

Im Aufstellungsverfahren des FEP 2019 wurde
bezugnehmend auf den Szenariorahmen 2019-
2030 gefordert, dass der FEP bereits vor einer
gesetzlichen Anpassung ein entsprechendes
Szenario aufzeigen sollte. Um dieser Forderung
auch in der Fortschreibung des FEP nachzu-
kommen und zum Zwecke einer langfristigen
Planung, wird an dieser Stelle rein informato-
risch ein Langfristszenario dargestellt, das ei-
nen Ausblick auf die nach dem Zieljahr 2030 ver-
fugbaren Flachen in den Gebieten N-11 bis N-13
gibt, ohne jedoch konkrete Ausschreibungs- o-
der Inbetriebnahmejahre zu benennen.

Wie in Kapitel 4.7.3 dargestellt, besteht hinsicht-
lich der Ermittlung der voraussichtlich zu instal-
lierenden Leistung fir die Gebiete N-11 bis N-13
noch weiterer Untersuchungsbedarf vor dem
Hintergrund der Auswirkungen weitraumiger

Nachlaufeffekte. Zudem ist flr eine Bewertung
des raumlichen Umrisses der Gebiete der Ab-
schluss des aktuell laufenden Fortschreibungs-
verfahrens der Raumordnungsplane fir die
deutsche AWZ erforderlich. Im Rahmen dieser
informatorischen Darstellung wird daher zu-
nachst von einer Bandbreite in H6he von 8 bis
10 GW fir die voraussichtlich zu installierende
Leistung fir die Gebiete N-11 bis N-13 ausge-
gangen. Zu Anbindung der entsprechenden Fla-
chen ware die Errichtung von vier bis funf zu-
satzlichen Netzanbindungssystemen erforder-
lich. Auch wenn die

Tabelle 17 keine Aussage zur zeitlichen Reihen-
folge enthélt, wirde voraussichtlich mit Flachen
in Gebiet N-12 vor N-11 und N-13 begonnen
werden.

Zur Abbildung des Szenariorahmens zum NEP
2021-2035 waren daher je nach Hohe der vo-
raussichtlich zu installierenden Leistung in den
Gebieten N-11 bis N-13 weitere Gebiete und Fla-
chen erforderlich. Betreffend weiterer potenziel-
ler Flachen in den Zonen 4 und 5 wird auf die
Fortschreibung der Raumordnungsplane fur die
deutsche AWZ der Nord- und Ostsee verwiesen.

Auf die im FEP 2019 aufgefiihrten Herausforde-
rungen bzw. Voraussetzungen bei der Umset-
zung der Szenarien wird verwiesen.

In der Konsultation wurde die Bitte vorgetragen,
weitere informatorische Hinweise beziiglich der
zukunftigen Anbindungsleitungen nach 2030
aufzunehmen. Um dieser nachzukommen, wer-
den die folgenden Hinweise erganzend aufge-
nommen:

Die Bestatigung des NEP 2019-2030 bestatigte
unter Vorbehalt drei Anbindungsleitungen
(NOR-11-1, NOR-11-2 und NOR-13-1) mit einer
Fertigstellung nach 2030. Als Netzverknip-
fungspunkte wurden fir die Leitung NOR-11-1
der ,Suchraum Gemeinden Ibbenbiren / Meetin-
gen / Westerkappeln®, fir NOR-11-2 ,Wehren-
dorf* und fur NOR-13-1 ,Heide/West" angege-
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ben. Es wird darauf hingewiesen, dass die Be-
statigung des NEP 2019-2030 die Festlegungen
des FEP 2019 zugrunde gelegt hat.

Diesbeziglich wird insbesondere auf die im
Rahmen dieser Fortschreibung veranderten Ge-
bietszuschnitte in Zone 3 und die damit voraus-
sichtlich zusatzlichen Anbindungsleitungen hin-
gewiesen.

Unter Berucksichtigung des derzeit glltigen
LROP des Landes Niedersachsen, das eine
Trassenfuhrung im niederséachsischen Kisten-
meer zu Grenzkorridor N-1I als Ziel festlegt, er-
scheint es moglich, dass die beiden im NEP-
2019-2030 unter Vorbehalt bestatigten Leitun-
gen mit den Netzverknupfungspunkten ,Such-
raum Gemeinden Ibbenburen / Meetingen /
Westerkappeln“ und ,Wehrendorf‘ zu Grenzkor-
ridor N-1l gefiihrt werden wirden. Auf den derzeit
laufenden Fortschreibungsprozess des LROP

mit den darin enthaltenen Anderungen hinsicht-
lich der Trassenfuihrung im Kistenmeer wird hin-
gewiesen.

Die Fuhrung der im NEP 2019-2030 unter Vor-
behalt bestéatigten Anbindungsleitung mit dem
Netzverknupfungspunkt ,Heide/West" erscheint
nur tber Grenzkorridor N-V mdglich. Es wird da-
rauf hingewiesen, dass diese Trassenfuihrung
weder im aktuellen LEP des Landes Schleswig-
Holstein noch in dem im Dezember 2020 verof-
fentlichten zweiten Entwurf enthalten ist.

Die Festlegung der Trassen und Grenzkorridore
der Anbindungsleitungen mit einer Inbetrieb-
nahme nach 2030 erfolgt unter Berticksichtigung
der jeweiligen Landesvorgaben und des Netz-
entwicklungsplans bei der Fortschreibung des
FEP.

Des Weiteren wird auf die Erstellung, Prifung
und Bestatigung des NEP 2021-2035 verwiesen.

Tabelle 18: Informatorische Darstellung der in den Zonen 1-3 Uber den Zeitraum 2030 hinaus mdglicherweise verfugbaren Flachen auf

Grundlage des Szenariorahmens 2021-2035 (30 GW bis 2035)

Kalenderjahr
Ausschreibung

Kalenderjahr
Inbetrieb-
nahme

Flachenbezeichnung

Summe vrs. zu
installierende
Leistung [MW]

Vrs. zu instal-
lierende Leis-

tung [MW]

Netzanbindungs-
system

N-12.1/N-12.2 NOR-12-1 2.000
N-12.3/N-12.4 NOR-12-2 2.000
Nach 2025 Nach 2030 N-11.1/N-11.2 NOR-11-1 2.000| 8.000-10.000
N-13.1/N-13.2 NOR-13-1 2.000
ggf. N-11.3/N-12.5/N-13.3 | ggf. NOR-11-2 ggf. 2.000
ca. 28.400-
Voraussichtliches Gesamtpotenzial in den Zonen 1-3 30.400Y

1) Zusétzliches Potenzial kénnte sich durch die Bebauung der freien Flachen in Gebiet O-6 ergeben. Dies steht jedoch
unter dem Vorbehalt einer tatséchlichen Verfligbarkeit der Fléachen.




	Deckblatt
	Inhaltsverzeichnis
	Abbildungsverzeichnis
	Tabellenverzeichnis
	Abkürzungsverzeichnis
	1 Einleitung
	1.1 Das zentrale Modell
	1.2 Gesetzliche Grundlagen des Flächenentwicklungsplans
	1.3 Zweck und Ziele des Flächenentwicklungsplans
	1.4 Gegenstand des Flächenentwicklungsplans

	2 Verfahren zum Ausbau der Windenergie auf See
	2.1 Flächenentwicklungsplan
	2.1.1 Zuständigkeit
	2.1.2 Erstaufstellung
	2.1.3 Fortschreibung/Änderung
	2.1.4 Abstimmungserfordernisse
	2.1.5 Einvernehmenserfordernis

	2.2 Voruntersuchung von Flächen
	2.3 Ausschreibung von Flächen
	2.4 Planfeststellung von Windenergieanlagen auf See, die an das Netz angeschlossen werden
	2.5 Schnittstellen mit anderen Instrumenten der Netzplanung
	2.5.1 Szenariorahmen
	2.5.2 Netzentwicklungsplan
	2.5.3 Bundesbedarfsplan
	2.5.4 Ten-Year Network Development Plan
	2.5.5 Bundesnetzplan
	2.5.6 Weitere Schnittstellen mit Instrumenten der Netzplanung

	2.6 Bestehende Raumordnung und Fachplanung
	2.6.1 Ausschließliche Wirtschaftszone
	2.6.1.1 Bundesfachpläne Offshore
	2.6.1.2 Raumordnungspläne

	2.6.2 Niedersachsen
	2.6.3 Schleswig-Holstein
	2.6.4 Mecklenburg-Vorpommern


	3 Ausgangslage
	3.1 Derzeitiger Stand des Ausbaus
	3.2 Gesetzlicher Ausbaupfad der Windenergie auf See

	4 Leitlinien und Grundsätze
	4.1 Einführung
	4.2 Anbindungskonzepte
	4.2.1 Standardkonzept Nordsee: Gleichstromsystem
	4.2.1.1 Gleichstromsystem: Verbindung zwischen Konverterplattform und Offshore-Windparks: Standardkonzept 66 kV
	4.2.1.2 Gleichstromsystem: Verbindung zwischen Konverterplattform und Offshore-Windparks: Alternativkonzept 220 kV
	4.2.1.3 Gleichstromsystem: Schnittstelle zwischen ÜNB und OWP-Vorhabensträger

	4.2.2 Standardkonzept Ostsee: Drehstromsystem
	4.2.2.1 Drehstromsystem: Verbindung zwischen Umspannplattform und Offshore-Windparks: Standardkonzept 66 kV
	4.2.2.2 Drehstromsystem: Schnittstelle zwischen ÜNB und OWP-Vorhabensträger


	4.3 Standardisierte Technikgrundsätze
	4.3.1 Gleichstromsystem Nordsee
	4.3.1.1 Gleichstromsystem: Selbstgeführte Technologie
	4.3.1.2 Gleichstromsystem: Übertragungsspannung +/- 320 kV für Zone 1 und 2; Übertragungsspannung +/- 525 kV für Zone 3
	4.3.1.3 Gleichstromsystem: Standardleistung 900 MW für Zone 1 und 2; Standardleistung 2.000 MW für Zone 3
	4.3.1.4 Gleichstromsystem +/- 525 kV: Ausführung mit metallischem Rückleiter
	4.3.1.5 Gleichstromsystem +/- 320 kV: Anschluss auf der Konverterplattform / vorzuhaltende Schaltfelder
	4.3.1.6 Gleichstromsystem +/- 525 kV: Anschluss auf der Konverterplattform / vorzuhaltende Schaltfelder
	4.3.1.7 Gleichstromsystem +/- 525 kV: Voraussetzungen für Verbindungen untereinander / vorzuhaltende Schaltfelder
	4.3.1.8 Gleichstromsystem: 66 kV-Direkt-anbindungskonzept

	4.3.2 Drehstromsystem Ostsee
	4.3.2.1 Drehstromsystem: Übertragungsspannung 220 kV
	4.3.2.2 Drehstromsystem: Standardleistung 300 MW
	4.3.2.3 Drehstromsystem: Anschluss auf der Umspannplattform / vorzuhaltende Schaltfelder

	4.3.3 Grenzüberschreitende Seekabelsysteme
	4.3.3.1 Gebündeltes Gleichstrom-Seekabelsystem
	4.3.3.2 Berücksichtigung Gesamtsystem


	4.4 Planungsgrundsätze
	4.4.1 Allgemeine Grundsätze
	4.4.1.1 Zeitliche Gesamtkoordinierung der Errichtungs- und Verlegearbeiten
	4.4.1.2 Keine Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Schiffsverkehrs
	4.4.1.3 Keine Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Luftverkehrs
	4.4.1.4 Keine Beeinträchtigung der Sicherheit der Landes- und Bündnisverteidigung
	4.4.1.5 Rückbaupflicht und Sicherheitsleistung
	4.4.1.6 Berücksichtigung aller bestehenden, genehmigten und festgelegten Nutzungen
	4.4.1.7 Berücksichtigung von Kulturgütern
	4.4.1.8 Schallminderung
	4.4.1.9 Minimierung von Kolk- und Kabelschutzmaßnahmen
	4.4.1.10 Berücksichtigung von behördlichen Standards, Vorgaben bzw. Konzepten
	4.4.1.11 Emissionsminderung
	4.4.1.12 Berücksichtigung von Fundstellen von Kampfmitteln
	4.4.1.13 Installation von Sonartranspondern

	4.4.2 Flächen und Windenergieanlagen auf See sowie sonstige Energiegewinnungsbereiche und -anlagen
	4.4.2.1 Beachtung von Naturschutzgebieten und Berücksichtigung gesetzlich geschützter Biotope
	4.4.2.2 Sparsame Flächeninanspruchnahme
	4.4.2.3 Abstände zwischen Flächen zueinander und zu Windenergieanlagen
	4.4.2.4 Abweichung der tatsächlich installierten Leistung von der zugewiesenen Netzanbindungskapazität

	4.4.3 Plattformen
	4.4.3.1 Beachtung von Naturschutzgebieten und Berücksichtigung gesetzlich geschützter Biotope
	4.4.3.2 Flächenbedarf
	4.4.3.3 Unterkünfte auf Plattformen

	4.4.4 Seekabelsysteme
	4.4.4.1 Bündelung
	4.4.4.2 Abstand bei Parallelverlegung
	4.4.4.3 Führung durch Grenzkorridore
	4.4.4.4 Kreuzung der Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Schifffahrt
	4.4.4.5 Kreuzungen
	4.4.4.6 Schonendes Verlegeverfahren
	4.4.4.7 Überdeckung
	4.4.4.8 Sedimenterwärmung
	4.4.4.9 Berücksichtigung von Naturschutzgebieten und gesetzlich geschützten Biotopen


	4.5 Möglichkeiten der Abweichung
	4.5.1 Standardisierte Technikgrundsätze
	4.5.2 Planungsgrundsätze

	4.6 Planungshorizont
	4.7 Bestimmung der voraussichtlich zu installierenden Leistung
	4.7.1 Ziel der Leistungsermittlung
	4.7.2 Methodik der Leistungsermittlung für Zone 1 und 2
	4.7.2.1 Festlegung der korrigierten Leistungsdichte
	4.7.2.2 Leistungsdichte in Zone 1 und 2
	4.7.2.3 Ermittlung der korrigierten Fläche
	4.7.2.4 Plausibilisierung der voraussichtlich zu installierenden Leistung

	4.7.3 Methodik der Leistungsermittlung für Zone 3

	4.8 Kriterien für die Festlegung der Flächen und der zeitlichen Reihenfolge ihrer Ausschreibung
	4.8.1 Methodik der Anwendung der Kriterien
	4.8.2 Beschreibung der anzuwendenden Kriterien
	4.8.2.1 Kriterium 1: Effiziente Nutzung und Auslastung der Offshore-Anbindungsleitungen mit Inbetriebnahme bis Ende 2025
	4.8.2.2 Kriterium 2: Geordnete und effiziente Planung, Errichtung, Inbetriebnahme, Nutzung und Auslastung der Offshore-Anbindungsleitungen mit Inbetriebnahme ab 2026
	4.8.2.3 Kriterium 3: Räumliche Nähe zur Küste
	4.8.2.4 Kriterium 4: Nutzungskonflikte auf einer Fläche
	4.8.2.5 Kriterium 5: Voraussichtliche tatsächliche Bebaubarkeit einer Fläche
	4.8.2.6 Kriterium 6: Voraussichtlich zu installierende Leistung
	4.8.2.7 Kriterium 7: Ausgewogene Verteilung zwischen Nord- und Ostsee
	4.8.2.8 Ergänzendes Kriterium Küstenmeer: Tatsächliche Verfügbarkeit der Fläche



	5 Festlegungen
	5.1 Gebiete für die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen auf See
	5.1.1 Festlegung von Gebieten und fachplanerischer Rahmen
	5.1.2 Die Gebiete im Einzelnen

	5.2 Flächen für die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen auf See
	5.2.1 Festlegungen von Flächen
	5.2.2 Maßgebliche Kriterien für die Entscheidung gegen die Festlegung einer Fläche

	5.3 Voraussichtlich zu installierende Leistung
	5.3.1 Plausibilisierung der voraussichtlich zu installierenden Leistung

	5.4 Festlegungen für das Küstenmeer
	5.4.1 Erforderlichkeit einer Verwaltungsvereinbarung
	5.4.2 Gebiete für die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen auf See
	5.4.3 Flächen für die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen auf See
	5.4.4 Festlegungen zum Testfeld

	5.5 Zeitliche Reihenfolge der auszuschreibenden Flächen
	5.5.1 Zeitliche Reihenfolge der auszuschreibenden Flächen
	5.5.2 Darstellung der Überprüfung der zeitlichen Reihenfolge anhand von Hinweisen zu Offshore-Anbindungsleitungen, Netzverknüpfungspunkten und dem Netzausbau an Land

	5.6 Kalenderjahr einschließlich des Quartals im jeweiligen Kalenderjahr der Inbetriebnahme für Windenergieanlagen auf See und Anbindungsleitungen
	5.6.1 Festlegung der Kalenderjahre einschließlich des Quartals im jeweiligen Kalenderjahr
	5.6.2 Festlegung von Schaltfeldern und J-Tubes für Plattformen und Flächen

	5.7 Standorte von Konverterplattformen, Sammelplattformen und Umspannanlagen
	5.8 Trassen oder Trassenkorridore für Offshore-Anbindungsleitungen
	5.9 Grenzkorridore zum Küstenmeer
	5.9.1 Derzeitiger Stand
	5.9.2 Festlegungen von Grenzkorridoren zum Küstenmeer

	5.10 Trassen und Trassenkorridore für grenzüberschreitende Stromleitungen
	5.10.1 Derzeitiger Stand
	5.10.2 Festlegungen von Trassen und Trassenkorridoren für grenzüberschreitende Stromleitungen
	5.10.3 Festlegungen von Grenzkorridoren für grenzüberschreitende Stromleitungen

	5.11 Trassen und Trassenkorridore für Verbindungen zwischen Anlagen untereinander

	6 Festlegungen für Pilotwindenergieanlagen
	6.1 Verfügbare Netzanbindungskapazitäten
	6.2 Räumliche Vorgaben
	6.3 Technische Gegebenheiten und Voraussetzungen für den Netzanschluss

	7 Sonstige Energiegewinnungsbereiche
	7.1 Ausschreibung der Bereiche zur sonstigen Energiegewinnung
	7.2 Planfeststellung von sonstigen Energiegewinnungsanlagen
	7.3 Festlegung von sonstigen Energiegewinnungsbereichen

	8 Übereinstimmung der Festlegungen mit privaten und öffentlichen Belangen
	8.1 Gesetzliche Ausschlussgründe
	8.1.1 Übereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung
	8.1.2 Keine Gefährdung der Meeresumwelt
	8.1.3 Keine Beeinträchtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs
	8.1.4 Keine Beeinträchtigung der Sicherheit der Landes- und Bündnisverteidigung
	8.1.5 Keine Lage in gesetzlich ausgewiesenem Schutzgebiet

	8.2 Sonstige öffentliche und private Belange
	8.3 Zulässigkeit der Festlegung der Gebiete
	8.4 Zulässigkeit der Festlegung der Flächen
	8.5 Zulässigkeit weiterer Festlegungen

	9 Zusammenfassende Abwägung
	9.1 Allgemeines zum Hintergrund des Flächenentwicklungsplans
	9.1.1 Gesetzliche Grundlagen, Ausbaupfad

	9.2 Schnittstellen mit anderen Instrumenten der Netzplanung
	9.3 Bestehende Raumordnung und Fachplanung
	9.4 Anbindungskonzepte
	9.4.1 Nordsee
	9.4.2 Ostsee

	9.5 Standardisierte Technikgrundsätze
	9.5.1 Nordsee
	9.5.2 Ostsee

	9.6 Planungsgrundsätze
	9.6.1 Rückbaupflicht und Sicherheitsleistung
	9.6.2 Berücksichtigung aller bestehenden, genehmigten und festgelegten Nutzungen
	9.6.3 Berücksichtigung von Kulturgütern
	9.6.4 Berücksichtigung von behördlichen Standards, Vorgaben bzw. Konzepten
	9.6.5 Emissionsminderung
	9.6.6 Berücksichtigung von Fundstellen von Kampfmitteln
	9.6.7 Planungsgrundsätze mit naturschutzfachlichem Bezug
	9.6.8 Abweichung der tatsächlich installierten Leistung von der zugewiesenen Netzanbindungskapazität
	9.6.9 Unterkünfte auf Plattformen
	9.6.10 Überdeckung
	9.6.11 Sedimenterwärmung

	9.7 Möglichkeiten der Abweichung
	9.8 Bestimmung der voraussichtlich zu installierenden Leistung
	9.9 Gebiete und Flächen
	9.9.1 Nordsee
	9.9.1.1 N-4 und N-5
	9.9.1.2 N-6
	9.9.1.3 N-9, N-10, N-11, N-12 und N-13

	9.9.2 Ostsee
	9.9.2.1 O-1
	9.9.2.2 O-2
	9.9.2.3 O-3


	9.10 Voraussichtlich zu installierende Leistung
	9.11 Festlegungen im Küstenmeer
	9.12 Zeitliche Reihenfolge und Kalenderjahr der Flächen und Anbindungsleitungen
	9.13 Räumliche Festlegungen der Seekabelsysteme, Grenzkorridore und Plattformen
	9.13.1 Netzanbindungssysteme
	9.13.2 Grenzkorridore
	9.13.3 Grenzüberschreitende Seekabelsysteme
	9.13.4 Verbindungen untereinander

	9.14 Sonstige Energiegewinnungsbereiche
	9.15 Übereinstimmung der Festlegungen mit privaten und öffentlichen Belangen
	9.16 Internationale Stellungnahmen
	9.17 Umweltberichte

	10 Zusammenfassende Umwelterklärung und Überwachungsmaßnahmen
	10.1 Zusammenfassende Umwelterklärung nach § 44 UVPG
	10.2 Überwachungsmaßnahmen nach § 45 UVPG
	10.2.1 Monitoring der potenziellen Auswirkungen der Gebiete und Flächen für Windenergieanlagen auf See, der Plattformen und der sonstigen Energiegewinnungsbereiche
	10.2.2 Monitoring der potenziellen Auswirkungen von Seekabeln


	11 Literaturverzeichnis
	12 Anhang: Karten (nachrichtlich)
	13 Anhang: Übersichtstabelle
	14 Anhang: Informatorische Darstellung eines langfristigen Ausbaupfads (Szenariorahmen 2021-2035)

